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Einführung 
Die Digitalisierung wirkt sich in immer stärkerem Umfang auf die Lebenswelt aller Men-
schen aus. Diese betrifft den Zuwachs sowohl der Nutzungsmöglichkeiten von mobilen Ge-
räten wie insbesondere Smartphones sowie den damit einhergehenden Zuwachs der Funk-
tionen der Geräte, der mobilen Kommunikation sowie der Etablierung sozialer Netzwerke 
und ihre Relevanz für die Bewältigung zentraler Entwicklungsaufgaben.1 Die heutigen Er-
wachsenen, die die Mehrheit der Bevölkerung ausmachen, haben jedoch die Erfahrung, von 
klein auf in einer digitalen Lebenswelt aufzuwachsen, nicht gemacht. Seit mehr als einem 
Jahrzehnt sind junge Menschen Pioniere im Hinblick auf das Erwachsenwerden in einer digi-
talen Lebenswelt sowie gleichzeitig ihre Eltern und andere Erziehungsberechtigte Pio-
nier:innen im Hinblick auf das Elternsein in einer digital geprägten Gesellschaft. Damit wird 
automatisch auch die derzeitige Kinder- und Jugendhilfe zur Pionierin einer digitalisierungs-
bewussten Kinder- und Jugendhilfe. 

Konkrete Aussagen zu den Befugnissen und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe im Zu-
sammenhang mit der Digitalisierung enthält das SGB VIII allerdings bislang so gut wie gar 
nicht, auch wenn mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) zumindest die Not-
wendigkeit einer digitalen Ausstattung der Jugendämter im Rahmen der Gesamtverantwor-
tung nach § 79 SGB VIII sowie die Medienkompetenz als Inhalt der Familienförderung nach 
§ 16 SGB VIII ausdrücklich aufgegriffen wurden. Es ist daher erforderlich, das SGB VIII digi-
talisierungsspezifisch auszulegen und konkrete Befugnisse und Pflichten der Kinder- und 
Jugendhilfe in Bezug auf die Berücksichtigung der digitalisierten Lebensräume herauszuar-
beiten. 

Im Rahmen dieser Expertise wird in Teil 1 ein übergreifender Blick auf die Auswirkungen 
der Digitalisierung auf die Aufgaben und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe aus Per-
spektive der Kinderrechte geworfen. Anschließend werden in Teil 2 die konkreten Befugnis-
se und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe bei einzelnen ausgewählten Aufgaben und 
Leistungen im Hinblick auf die Digitalisierung untersucht und abschließend in Teil 3 die so-
zialdatenschutz- sowie organisationsrechtlichen Rahmenbedingungen für die Aufgabener-
füllung dargestellt.  

––––––––––––––––– 
1  S. dazu mpfs/Feierabend ua 5 ff.; 14. Kinder- und Jugendbericht, BT-Drs. 17/12200, 43. 
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Teil 1: Kinderrechte als Ausgangspunkt 
für die Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die Kinder- und Jugendhilfe 
A.  
Einleitung 
Die Kinder- und Jugendhilfe geht von einem rechtebasierten Ansatz aus, der für die Ausle-
gung sämtlicher Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe ausschlaggebend ist. In § 1 Abs. 1 
und 2 SGB VIII werden die Grundrechte junger Menschen im Staat und das Verhältnis zur 
Erziehung der Eltern beschrieben, um diese allgemeinen Bedingungen dann in Absatz 3 für 
die Kinder- und Jugendhilfe zu konkretisieren. Im Fokus steht nach Absatz 1 das Recht junger 
Menschen auf Förderung ihrer Entwicklung und auf Erziehung zu selbstbestimmten, eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten (Art. 2 Abs. 1 GG iVm Art. 1 
Abs. 1 GG). Absatz 2 wiederholt den grundrechtlich in Art. 6 Abs. 2 GG geschützten Vorrang 
der elterlichen Erziehungsverantwortung gegenüber staatlichen Aufgaben und Möglichkei-
ten, der in erster Linie auf Basis einer Einwilligung der Eltern Unterstützungsmaßnahmen 
sowie Leistungen an junge Menschen selbst (nachrangige Erziehungsverantwortung des 
Staats2) zulässt und Maßnahmen zum Schutz junger Menschen gegen den Willen der Eltern 
nur zur Abwendung von Gefährdungen erlaubt. 

Zusätzlich zu den Grundrechten, an denen sich § 1 SGB VIII orientiert, dienen die in der UN-
Kinderrechtskonvention (UN-KRK) beschriebenen Kinderrechte als wichtige Auslegungs-
grundlage der Befugnisse und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII.3 
Von Relevanz sind sie insbesondere, weil die Kinderrechte hier teilweise konkreter und de-
taillierter ausgestaltet sind als im Grundgesetz (GG) und sich aus ihnen entsprechend kon-
kretere Vorgaben ableiten lassen.4 Dies gilt insbesondere für die nähere Bestimmung der 
Inhalte von Förderpflichten, aber auch allgemein für den erforderlichen – kinderrechteba-
sierten – Umgang von Fachkräften gegenüber jungen Menschen bei der Aufgabenerfüllung. 
Inhaltlich lassen sich die Kinderrechte in die drei Bereiche der Förder- und Teilhaberechte, 
der Schutzrechte sowie der Beteiligungsrechte unterteilen. 

In einer sich zusehends digitalisierenden Lebenswelt sind diese Kinderrechte auch im digi-
talen Zusammenhang mit Inhalten zu füllen, was entsprechend wiederum Auswirkungen 
auf die Auslegung der Rechte und Befugnisse der Kinder- und Jugendhilfe nach dem 
SGB VIII hat. Im Folgenden werden daher die Auswirkungen der Digitalisierung auf die 
Kinderrechte dargestellt und die Folgen für die Leistungsgewährung und Aufgabener-
bringung nach dem SGB VIII untersucht. Der Text orientiert sich dabei entsprechend der 
gängigen Einteilung der Kinderrechte an den Förder- und Teilhaberechten (A.), den Schutz-
rechten (B.) sowie den Beteiligungsrechten (C.). 
––––––––––––––––– 
2  S. dazu MWM KJHR/Jestaedt Kap. 1 Rn. 15 f. 
3  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 1 Rn. 3; FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 1 Rn. 5. 
4  FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 1 Rn. 2. 
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B.  
Digitalisierung und Förder- sowie Teilhabe-
rechte 
I. Kinderrechtliche Verankerung von Teilhabe- und Förderrechten 

Verfassungsrechtlich hat das Recht von Kindern und Jugendlichen auf Erziehung und Förde-
rung seine Grundlage in Art. 2 Abs. 1 GG (Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit) 
sowie Art. 2 Abs. 1 GG iVm Art. 1 Abs. 1 GG (Allgemeines Persönlichkeitsrecht), wobei die-
se Rechte kinderspezifisch neben der gegenwärtigen Persönlichkeitsentfaltung die Entwick-
lung zu einer selbstbestimmten Person einbeziehen.5 Der Staat ist daraus verpflichtet, Kin-
der und Jugendliche in ihrer Entwicklung zu einer selbstbestimmten und eigenverantwortli-
chen Persönlichkeit zu fördern.6 Bei der Wahrnehmung von konkreten Aufgaben des Staats 
zur Förderung und Erziehung hat der Staat7 die vorrangige Erziehungsverantwortung der 
Eltern (Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG) zu achten, kann also eigene Förderleistungen (außerhalb der 
Schule)8 grundsätzlich nur im Rahmen einer allgemein nachrangigen Erziehungsverantwor-
tung entweder mit dem Einverständnis der Eltern oder zur Abwendung einer Kindeswohl-
gefährdung erbringen.9 Die Kinder und Jugendlichen durch Leistungsangebote zu fördern 
sowie die Eltern bei der Wahrnehmung ihrer vorrangigen Erziehungsverantwortung zu un-
terstützen, ist staatliche Aufgabe, die durch die Kinder- und Jugendhilfe durch an die jungen 
Menschen selbst oder an die Eltern gerichtete Leistungen wahrgenommen wird.10 

Die UN-KRK nennt eine Reihe von spezifischen Teilhabe- und Förderrechten, die der Staat 
umsetzen muss. Als spezifische Förderrechte sind insbesondere das Recht auf Bildung 
(Art. 23, 28 UN-KRK) und das Recht auf Freizeit, Spiel und Kultur (Art. 31 UN-KRK) zu nen-
nen sowie als spezifische Teilhaberechte das Recht auf Zugang zu den Medien (Art. 17 UN-
KRK), das Recht auf freie Meinungsäußerung und Informationsbeschaffung (Art. 13 Abs. 1 
UN-KRK) sowie das Recht auf Versammlungsfreiheit (Art. 15 Abs. 1 UN-KRK). Von Bedeu-
tung in dem Zusammenhang ist dabei immer auch der kinderrechtliche Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung (Art. 2 UN-KRK). 

II. Auswirkungen der Digitalisierung auf die Teilhabe- und Förder-
rechte 

In einer sich zusehends digitalisierenden Lebenswelt der jungen Menschen lassen sich die 
Förder- und Teilhaberechte kaum ohne Bezug zur Digitalisierung denken. Das gilt insbe-
sondere für das Recht auf Zugang zu den Medien. Zu beachten ist dabei, dass die Digitali-
sierung zentral für die Gestaltung sozialer Beziehungen durch die jungen Menschen ist. Die 
––––––––––––––––– 
5  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 1 Rn. 17. 
6  Wapler Kinderrechte ins Grundgesetz? 9 f. 
7  Unterhalb der Schwelle von abzuwendenden Gefährdungen, s. dazu Recht auf Schutz. 
8  Zum Recht auf Schulbildung s. BVerfG zur Bundesnotbremse 2, BVerfG 19.11.2021 – 1 BvR 971/21, 1 BvR 1069/21. 
9  LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 1 Rn. 4. 
10  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 1 Rn. 17; Beckmann 98; zu den konkreten Auswirkungen auf die Kinder- und Jugend-

hilfe  III. 
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Teilnahme in der digitalen Lebenswelt hat für die Identitätsbildung von Kindern und die 
Interaktion mit der Peer Group eine enorme Bedeutung.11 Der digitale Raum ermöglicht jun-
gen Menschen, sich zeit- und ortsgebunden zu vernetzen. Für die Entwicklung der Identität 
von jungen Menschen kann dies eine große Bereicherung sein, da die Möglichkeiten der Ver-
netzung beinahe unbegrenzt sind. Gerade auch für junge Menschen, die sich in ihrer real-
analogen Welt nicht repräsentiert sehen oder aus anderen Gründen kaum Ansprache finden, 
können die digitalen Vernetzungsmöglichkeiten neue Gelegenheiten eröffnen. 

Zudem können das Recht auf Informationsbeschaffung sowie weitere Teilhaberechte 
deutlich gestärkt werden, wenn diese auch auf digitalem Weg wahrgenommen werden 
können. Dies liegt auch in der digitalisierungsbedingten Niedrigschwelligkeit der Informa-
tionsbeschaffung begründet, da junge Menschen sich durch das Internet zeit- und ortsun-
gebunden ohne den Einsatz finanzieller Mittel über für sie interessante und sie betreffende 
Themen informieren können. Daraus folgt weiter die Stärkung eines niedrigschwelligen 
Zugangs zu Bildung12 oder anderen Angeboten der Förderung durch digitale Formate. 
Eine besondere Stärkung der Teilhabe kann auch in den Wahlmöglichkeiten bestehen, die 
Kindern und Jugendlichen durch unterschiedliche (digitale und nicht digitale) Formate von 
Bildungs- und Förderungsangeboten eröffnet werden, was im Rahmen der Kinderrechte als 
wichtiges Instrument zur Sicherstellung inklusiver Bildung angesehen wird.13 

Darüber hinaus gibt es zahlreiche Möglichkeiten digitaler Freizeitgestaltung,14 sodass auch 
das Recht auf Freizeit durch digitale Angebote gestärkt werden kann. Zu solchen Angeboten 
sind zB soziale Netzwerke, Chats, Streams, digitale (Video-)Spiele, Online-Kulturveranstal-
tungen zu zählen. 

Neben der Gewährleistung von Kinderrechten durch den Zugang zu digitalen Teilhabemög-
lichkeiten und die Wahl digitaler Zugangswege und Förderangebote muss das Grundrecht 
auf Förderung zu einer selbstbestimmten Persönlichkeit in einer digitalisierten Lebens-
welt auch eine Förderung des kompetenten selbstbestimmten Agierens in eben dieser Le-
benswelt umfassen. Förderangebote müssen sich insofern auch darauf beziehen, dass Kinder 
und Jugendliche gefahrenlos den digitalen Raum nutzen und sich entsprechende Medien-
nutzungskompetenzen aneignen können.15 

Bei der Betrachtung digitaler Förder- und Teilhaberechte ist wesentlich zu beachten, dass 
trotz oder gerade in einer zusehends digitaleren Lebenswelt junger Menschen die digitale 
Teilhabe der einzelnen jungen Menschen höchst unterschiedlich ist und sich gesellschaftli-
che Ungleichheitsstrukturen in ungleichen Teilhabemöglichkeiten fortsetzen.16 Insbeson-
dere haben nicht alle jungen Menschen die gleichen Möglichkeiten, selbst zu entscheiden, 
ob und wie sie digital teilhaben. Unterschiedlich sind sowohl der Zugang selbst als auch die 
erzieherischen Regeln im Zugang, aber auch die digitalen Mediennutzungskompetenzen 
(dazu ausf.  III. 1.).17 Im Hinblick auf den kinderrechtlichen Grundsatz der Nichtdiskriminie-

––––––––––––––––– 
11  Kinderrechte.digital Unsere Rechte Kap. 3. 
12  Zum Recht auf schulische Bildung und den Einschränkungsmöglichkeiten durch rein digitalen Unterricht s. Entscheidung 

des BVerfG zur Bundesnotbremse 2, BVerfG 19.11.2021 – 1 BvR 971/21, 1 BvR 1069/21. 
13  Kinderrechte.digital Allgemeine Bemerkung Nr. 25 (2021) Kap. XI. A. Ziff. 99. 
14  Mpfs/Feierabend ua 10 ff.; Kinderrechte.digital Unsere Rechte Kap. 3. 
15  FK-SGB VIII/Meysen ua SGB VIII Einl. Rn. 17. 
16  Gravelmann RdJB 2018, 201 (202); Der Paritätische/Schabram ua 4 ff. 
17  Tillmann Forum Erziehungshilfen 2018, 135 (136). 
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rung (Art. 2 UN-KRK) darf dieser Umstand zum einen bei der Schaffung digitaler Zugänge 
und Förderangebote nicht unberücksichtigt bleiben. Zum anderen stellt sich in dem Zu-
sammenhang die Frage nach der staatlichen Verantwortung des Abbaus von Benachteili-
gungen im Bereich der digitalen Teilhabe. 

III. Auswirkungen der „digitalen Kinderrechte“ auf die Befugnisse 
und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen des 
SGB VIII 

Diese Auswirkungen der Digitalisierung auf die Kinderrechte im Allgemeinen haben auch 
Konsequenzen für die Kinder- und Jugendhilfe. Das SGB VIII hält zur Deckung der Teilha-
be- und Förderrechte junger Menschen sowie der Unterstützung von Familien eine Vielzahl 
infrastruktureller Leistungsangebote und individueller Hilfen vor, die die Bedarfe der jungen 
Menschen und ihrer Familien decken sollen und sich teils an die Eltern und ihre Erziehung, 
teils an die jungen Menschen selbst richten (s. § 2 SGB VIII, §§ 11 ff. SGB VIII). 

1. LEBENSWELTORIENTIERUNG UND GLEICHBERECHTIGTE TEILHABE ALS 
GRUNDPRINZIPIEN DER LEISTUNGSERBRINGUNG IN DER KINDER- UND 
JUGENDHILFE 

In Umsetzung des rechtebasierten Ansatzes der Kinder- und Jugendhilfe soll diese nach § 9 
Nr. 2 SGB VIII bei der Ausgestaltung ihrer Leistungen die Bedürfnisse und Eigenarten jun-
ger Menschen und ihrer Familien berücksichtigen (§ 9 Nr. 2 SGB VIII). Fachlich wird diese 
Pflicht durch das Konzept der sog. Lebensweltorientierung umgesetzt. Danach soll sich 
das Handeln der Kinder- und Jugendhilfe strukturell, fachlich und methodisch an den (un-
terschiedlichen) Lebenslagen seiner Adressat:innen ausrichten.18 Diese Ausrichtung hat 
ebenso wie die Förderrechte im Allgemeinen zwangsweise auch die Digitalisierung von 
Lebenswelten zu beachten.19 Soll sich die Kinder- und Jugendhilfe an den Lebenswelten 
ihrer Adressat:innen orientieren, so kommt sie also nicht umhin, auch die zunehmende Digi-
talisierung der Lebenswelten einzubeziehen. 

Neben der Pflicht zur Lebensweltorientierung soll die Kinder- und Jugendhilfe nach § 1 
Abs. 3 SGB VIII ausdrücklich einen Beitrag zur Vermeidung und zum Abbau jeglicher Be-
nachteiligungen (Nr. 1) sowie zur Ermöglichung gleichberechtigter Teilhabe an der Ge-
sellschaft (Nr. 2) leisten. In den allgemeinen Regelungen zur Leistungserbringung ist das 
Teilhabeprinzip zwar in erster Linie im Zusammenhang mit der gleichberechtigten Teilhabe 
von jungen Menschen mit und ohne Behinderungen aufgeführt (§ 9 Nr. 4 SGB VIII). Teilhabe 
ist jedoch in der Kinder- und Jugendhilfe nicht auf einen Nachteilsausgleich bei Behinderung 
beschränkt, sondern bezieht sich auf jegliche Ausschlüsse vom gesellschaftlichen Leben 
sowie den Möglichkeiten zur sozialen Interaktion. Teilhabe nimmt damit Bezug auf das Be-
dürfnis aller Menschen nach sozialem Kontakt, Zugehörigkeit, Partizipation und Achtung.20 
Berücksichtigen muss sie daher insbesondere auch die faktisch ungleichen digitalen Teil-

––––––––––––––––– 
18  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII § 9 Rn. 22; FK-SGB VIII/Meysen ua SGB VIII Einl. Rn. 38; Achter Jugendbericht, BT-Drs. 

11/6576, 85, 200. 
19  FK-SGB VIII/Meysen ua SGB VIII Einl. Rn. 17 f. 
20  AGJ 2 f. 
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habebedingungen, die von kulturellen, ökonomischen, sozialen und geschlechterspezifi-
schen Bedingungen geprägt werden.21 Im Hinblick auf diese ungleichen Nutzungsbedin-
gungen gehört es grundsätzlich gem. §§ 1, 9 SGB VIII auch zu den Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe, einerseits durch Leistungen zu einem Abbau der Benachteiligungen in 
den Möglichkeiten und Fähigkeiten bei der Mediennutzung hinzuwirken, andererseits um-
gekehrt aber auch die unterschiedlichen individuellen digitalen Nutzungsbedingungen und 
-möglichkeiten bei der Leistungsgestaltung zu berücksichtigen. 

2. FÖRDERUNG SELBSTBESTIMMTER MEDIENNUTZUNG UND DIGITALER TEILHABE 
DURCH DIE KINDER- UND JUGENDHILFE 

Inhaltlich muss sich die Kinder- und Jugendhilfe zunächst danach ausrichten, dass junge 
Menschen in der digitalen Lebenswelt ggf. Unterstützung beim Erwerb entsprechender 
Mediennutzungskompetenzen benötigen, damit sie diese selbstbestimmt und möglichst frei 
von Gefahren nutzen können. So sind bspw. Bedarfe an der Vermittlung digitaler Kompe-
tenzen der jungen Menschen bei der Ausgestaltung von Leistungen miteinzubeziehen 
( Teil 2 D.).22 Aus der Veränderung der Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen kön-
nen sich zudem Unterstützungsbedarfe der Eltern ergeben, die sich infolge geringerer 
technischer Mediennutzungskompetenzen bei der Begleitung der Mediennutzung ihrer Kin-
der überfordert fühlen können und gleichzeitig zusehends weniger Möglichkeiten der Kon-
trolle und des Zugriffs auf die Mediennutzung ihrer Kinder haben ( Teil 2 D.).23 

In Bezug auf die ungleichen Teilhabebedingungen kann zudem das Kinderrecht auf Zugang zu 
Medien (Art. 17 UN-KRK) zur Information oder Pflege sozialer Beziehungen Auswirkungen auf 
Hilfeinhalte haben und die Frage aufrufen, wie Kinder- und Jugendhilfe zur Verbesserung der 
Teilhabebedingungen beitragen muss und kann. Relevant ist dies insbesondere hinsichtlich der 
Frage, ob Kindern und Jugendlichen, die in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe aufwach-
sen (müssen), digitale Teilhabe zu gewähren ist (dazu ausf. bei den Ausführungen zu den stati-
onären Hilfen  Teil 2 B. II.). 

3. FÖRDERUNG DURCH DIGITALE GESTALTUNG DER ANGEBOTE DER KINDER- 
UND JUGENDHILFE 

Eine lebensweltorientierte Kinder- und Jugendhilfe berücksichtigt die „digitalen Kinderech-
te“ nicht nur in Bezug auf den Inhalt von Förderleistungen, sondern auch auf deren Gestal-
tung. Diesbezüglich gilt es zu prüfen, inwiefern die Förder- und Teilhaberechte durch digita-
le Zugangsmöglichkeiten zu Leistungen ( Teil 2 B. I.) sowie durch digitale Gestaltungs-
elemente bei der Erbringung von Hilfen ( Teil 2 B. II.) gestärkt werden können. 

Für die Teilhabemöglichkeiten am Leistungsangebot der Kinder- und Jugendhilfe sind die 
Zugänge zu Leistungen besonders relevant.24 Dabei wird die Niedrigschwelligkeit des Zu-
gangs als besonders relevantes Kriterium angesehen, um Hürden bei der Kontaktaufnahme 
mit der Kinder- und Jugendhilfe vorzubeugen. Niedrigschwelligkeit ermöglicht, dass Fami-
lien mit dem vorhandenen Unterstützungsangebot möglichst früh erreicht und damit gute 

––––––––––––––––– 
21  Kutscher ua/Iske/Kutscher 116 ff.; 14. Kinder- und Jugendbericht, BT-Drs. 17/12200, 43, 178, 181. 
22  Hundenborn/Sussenburger Unsere Jugend 2018, 260 (261); LPK-SGB VIII/Kunkel/Pattar SGB VIII § 9 Rn. 8. 
23  Kutscher JAmt 2020, 346 (348); 14. Kinder- und Jugendbericht, BT-Drs. 17/12200, 43, 177. 
24  AGJ 3. 



Seite 14 / 166 www.dijuf.de 

Lebensbedingungen geschaffen und Kindeswohlgefährdungen frühzeitig verhindert wer-
den.25 Im SGB VIII wird Niedrigschwelligkeit ausdrücklich im Zusammenhang mit dem un-
mittelbaren Zugang zu Leistungsanbietern benannt, also mit der Möglichkeit verbunden, 
Leistungen ohne den Weg über das Jugendamt in Anspruch nehmen zu können (etwa § 36a 
Abs. 2 SGB VIII, § 20 Abs. 2 SGB VIII). Dies ist aufgrund der Hemmschwelle, sich mit Unter-
stützungsbedarfen an das Jugendamt zu wenden, zweifellos eine wichtige Methode zur 
Erreichung von Niedrigschwelligkeit. Niedrigschwelligkeit kann sich aber auf alle Formen 
der Leistungszugänge und Leistungserbringung beziehen, die Familien besonders gut und 
früh erreichen und von ihnen angenommen werden. In einer digitalen Lebenswelt sind ent-
sprechend auch digitale Formate in die Prüfung geeigneter niedrigschwelliger Angebote 
einzubeziehen. Dies gilt sowohl für die Zugänge zur Leistung als auch für die Leistungsge-
staltung selbst, also für die Nutzung von digitalen Kommunikationsformen für den Kontakt 
zwischen Fachkräften und jungen Menschen und ihren Familien im Rahmen der Leistungs-
erbringung. Digitale Formate können auch hier von den Adressat:innen als niedrigschwelli-
ger erlebt werden und in besonderem Maß dazu motivieren, eine Leistung wie bspw. eine 
Beratung in Anspruch zu nehmen. 

In Bezug auf die Gestaltung von Zugängen ergibt sich die Einbeziehung von Digitalisierung 
auch aus dem in der Kinder- und Jugendhilfe relevanten Prinzip der sog. Sozialraumorien-
tierung, nach dem sich Leistungen und ihre Zugänge an den Sozialräumen orientieren sol-
len, in denen sich junge Menschen und ihre Familien bewegen und in denen sie über Leis-
tungsangebote informiert werden und diese in Anspruch nehmen können. Das Prinzip der 
Sozialraumorientierung ist zB im Zusammenhang mit der mit dem KJSG eingefügten Fokus-
sierung auf ein bedarfsgerechtes Zusammenwirken von Angeboten vor Ort zu sehen (§§ 79, 
80 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII). Im Fokus des Sozialraums stehen dabei klassischerweise analoge 
Sozialräume, also die Alltags- und Lebensräume wie die Nachbarschaft oder Kindertages-
einrichtungen, in denen sich Familien alltäglich bewegen. In den Blick gerät dabei zuse-
hends auch der digitale Sozialraum, bei dem der Alltags- und Lebensraum nicht nur räum-
lich im Sinne etwa der Nachbarschaft verstanden, sondern auf digitale Räume, in denen sich 
Familien alltäglich bewegen, erweitert wird. Denn Hinweise auf Unterstützungsangebote 
werden in immer stärkerem Maß nicht mehr im Rahmen von Kontakten beim Bringen des 
Kindes in die Kindertageseinrichtung, sondern in digitalen Sozialräumen wie WhatsApp-
Gruppen etc vermittelt.26 Niedrigschwellige Zugänge im Sozialraum müssen dementspre-
chend auch diese digitalen Sozialräume mitdenken, wenn sie eine tatsächlich bedarfsge-
rechte Erreichbarkeit ermöglichen wollen. 

Bei der Gestaltung von Zugangswegen sowie digitalen Gestaltungsformaten von Leistun-
gen gilt es allerdings auch zu berücksichtigen, dass jede Fokussierung auf eine bestimmte 
festgelegte Zugangsmöglichkeit oder Gestaltungsform unbeabsichtigte Auswirkungen im 
Sinne eines Ausschlusses einer anderen Gruppe von Adressat:innen haben kann, für die 
gerade der eröffnete Zugang eine Hürde darstellen kann.27 Auch digitale Angebote sind 
aufgrund der ungleichen Nutzungsbedingungen nicht in gleicher Weise für alle potenziellen 

––––––––––––––––– 
25  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII Vorb. §§ 16–21 Rn. 1. 
26  Dreier Unsere Jugend 2022, 122 (125). 
27  AGJ 4. 
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Adressat:innen nutzbar.28 Diskriminierungsfreie Teilhabe wird insofern idR durch möglichst 
plurale Zugangsmöglichkeiten eröffnet ( Teil 3 B. I.).29 

Unter Beachtung der digitalen Kinderrechte ergibt sich für die Kinder- und Jugendhilfe da-
her eine Prüfpflicht, inwieweit die Kinder- und Jugendhilfe selbst infolge der veränderten 
Lebenswelten zu digitalen Formaten bei der Kommunikation mit jungen Menschen und 
ihren Familien greifen muss, welche neuen, verbesserten Möglichkeiten diesbezüglich be-
stehen und welche Grenzen es diesbezüglich zu beachten gilt ( Teil 2 B. und Teil 3. B.). 

4. ACHTUNG DER ELTERLICHEN ERZIEHUNGSVERANTWORTUNG BEI DIGITALEN 
FÖRDERANGEBOTEN DER KINDER- UND JUGENDHILFE 

Bei der Erbringung von Leistungen zur Förderung junger Menschen durch die Kinder- und 
Jugendhilfe ist die mit Art. 6 Abs. 2 GG geschützte elterliche Erziehungsverantwortung zu 
achten, die für die Kinder- und Jugendhilfe in §§ 1 und 9 SGB VIII explizit aufgegriffen wird. 
Das sich hieraus grundsätzlich ergebende Erfordernis eines Einverständnisses der Eltern 
sowohl mit einer Leistung zugunsten junger Menschen als auch mit deren konkreter Gestal-
tung bezieht auch digitale Gestaltungsformate ein, sodass personensorgeberechtigte Eltern 
in die Entscheidung über digitale Kontakte ihrer Kinder zu Fachkräften der Kinder- und Ju-
gendhilfe grundsätzlich einbezogen werden müssen ( Teil 2 B. II.).30 

 

 

 

C.  
Digitalisierung und Recht auf Schutz vor 
Gefahren 
I. Kinderrechtliche Verankerung der Schutzrechte 

Verfassungsrechtlich hat das Recht von Kindern auf Schutz vor Gefahren seine Grundlage in 
Art. 2 Abs. 1 GG iVm Art. 6 Abs. 2 GG (Elternvorrang und staatliches Wächteramt). Um-
fasst von der Schutzpflicht sind sowohl präventive als auch gefahrenabwendende Maß-
nahmen. Der Staat muss und darf im Rahmen seiner Schutzpflichten auch in die vorrangige 
Erziehungsverantwortung der Eltern eingreifen, wenn und soweit dies zur Abwendung ei-
ner Gefährdung des körperlichen, geistigen oder seelischen Wohls eines Kindes erforderlich 

––––––––––––––––– 
28  Kutscher ua/Iske/Kutscher 123. 
29  Wenzel e-beratungsjournal.net 2015, 36 (39). 
30  Ausnahmen vom elterlichen Entscheidungsvorrang bestehen im Rahmen des Wächteramts, wenn eine Hilfe zur Abwen-

dung einer Kindeswohlgefährdung erforderlich ist. Neben der Wächteramtsfunktion können sich Ausnahmen von der Ent-
scheidungszuständigkeit der Eltern über die Inanspruchnahme von Leistungen und ihre Gestaltung in Bereichen von be-
sonderer persönlichkeitsrechtlicher Relevanz ergeben, in denen bereits von einer Selbstbestimmungsfähigkeit der jungen 
Menschen ausgegangen wird; s. dazu MWM KJHR/Jestaedt Kap. 5 Rn. 15; S.I.G.N.A.L. e. V./Lohse ua 29 f. Ein Beispiel hier-
für ist die Inanspruchnahme von vertraulicher Beratung nach § 8 Abs. 3 SGB VIII (dazu  Teil 2 C. IV. 1.). 
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ist.31 Auch die UN-KRK verpflichtet die Vertragsstaaten zu Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen, und zwar konkret vor körperlicher oder geistiger Gewaltanwen-
dung, Schadenszufügung, Misshandlung, Verwahrlosung, Vernachlässigung, schlechter 
Behandlung, (sexueller) Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Art. 19 Abs. 1 UN-KRK, 
Art. 34 UN-KRK). 

Über den Schutz vor Gefahren hinaus sind im Kontext der Schutzrechte im Allgemeinen 
zudem das aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht abgeleitete Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 GG) sowie das in der UN-KRK ausdrücklich 
formulierte Kinderrecht auf Schutz der Privatsphäre (Art. 13 UN-KRK)32 zu beachten. 

II. Auswirkungen der Digitalisierung auf die Schutzrechte 

Die Digitalisierung der Lebenswelten birgt für Kinder und Jugendliche nicht nur Chancen, 
sondern auch zahlreiche Risiken. Aus der Perspektive des Rechts auf Schutz vor Gefahren 
müssen daher zwangsläufig auch diese potenziellen Gefahren berücksichtigt und muss 
ihnen im Rahmen der jeweiligen staatlichen Schutzaufgaben begegnet werden. Insbeson-
dere verschärfen sich im Vergleich zur analog-realen Lebenswelt die Risiken für Kinder und 
Jugendliche durch zugängliche gefährdende Inhalte des Internets, durch die Möglichkeiten 
zum digitalen Veröffentlichen von Informationen und Daten von Minderjährigen sowie 
durch die digitalen Kontakt- und Kommunikationsmöglichkeiten zwischen Kindern und 
Dritten ( vgl. ausf. Teil 2 C. I.). Daher gilt es, entsprechend abgestimmte Maßnahmen 
zum Zweck des Schutzes von Kindern im digitalen Raum zu entwickeln und zu etablieren. 

III. Auswirkungen der „digitalen Kinderrechte“ auf die Befugnisse 
und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen des 
SGB VIII 

Diese Auswirkungen der Digitalisierung auf die Schutzrechte im Allgemeinen haben – wie 
auch die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Förder- und Teilhaberechte von Kindern – 
Konsequenzen für die Kinder- und Jugendhilfe. Das SGB VIII regelt zum einen den spezifi-
schen Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe bei Bekanntwerden gewichtiger Anhalts-
punkte für eine Kindeswohlgefährdung (§ 8a SGB VIII) und sieht zum anderen Schutzpflich-
ten bei möglichen innerinstitutionellen Gefährdungen vor, bspw. bei Gefährdungen im 
Rahmen außerfamiliärer Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in stationären Ein-
richtungen (§§ 45 ff. SGB VIII) und in Pflegefamilien (§ 37b SGB VIII). 

1. SCHUTZ VOR DIGITALISIERUNGSSPEZIFISCHEN GEFAHREN 

Was die Digitalisierung anbelangt, so muss in die Wahrnehmung der Schutzpflichten insbe-
sondere einbezogen werden, dass sich Gefahren für das Wohl von Kindern und Jugendli-
chen gerade aus der zunehmenden Digitalisierung der Lebenswelten ergeben können, etwa 
aus kindeswohlgefährdenden Inhalten im Netz oder aus digitalen Kontakten mit gefährden-

––––––––––––––––– 
31  S. dazu Wapler Kinderrechte und Kindeswohl 120 ff.; Beckmann 73 ff. 
32  S. dazu Deutsches Kinderhilfswerk e. V./Technology Arts Sciences TH Köln. 
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den Personen. Dies gilt sowohl für die Wahrnehmung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII 
als auch für Schutzkonzepte von Leistungserbringern zB bei stationären Einrichtungen sowie 
auch für den erzieherischen Kinder- und Jugendschutz (§ 14 SGB VIII) ( Teil 2 C.). 

2. NUTZUNG VON DIGITALISIERUNG FÜR DIE ERFÜLLUNG VON SCHUTZ-
PFLICHTEN 

Neben dem Erfordernis, Kinder im Rahmen der Schutzpflichten auch vor digitalisierungs-
spezifischen Gefahren zu schützen, birgt die Digitalisierung auch Potenziale, sie gerade für 
einen effektiven Kinderschutz zu nutzen. Die verfassungsrechtlich gesicherte Pflicht, effekti-
ven Kinderschutz sicherzustellen (Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG) sowie die Pflicht nach Art. 19 
Abs. 1 UN-KRK, alle geeigneten Maßnahmen zum Schutz von Kindern zu ergreifen, bieten 
Anlass, rechtlich zulässige und geeignete Wege zu prüfen, wie die digitale Technologien für 
den Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe nach § 8a SGB VIII genutzt werden können 
( Teil 2 C.). 

So erfordert es die Effektivität des Kinderschutzes, auch bei den Zugangswegen zum Schutz 
niedrigschwellige Wege einzubeziehen und daher auch digitale Zugangsformen auf ihre 
Eignung zu prüfen ( Teil 2 C. I.). Dies gilt sowohl für die Möglichkeit, sich schutzsuchend 
an die Kinder- und Jugendhilfe zu wenden und evtl. sogar um eine Inobhutnahme zu bitten 
(§§ 8a, 42 SGB VIII), als auch für die Gewährung von Beschwerdewegen bei außerfamiliärer 
Unterbringung. Personen, insbesondere Kinder und Jugendliche, müssen die Möglichkeit 
haben, auf individuell passenden Kommunikationswegen Kontakt zur Kinder- und Jugend-
hilfe aufzunehmen und Schutz zu ersuchen. Dies kann die Nutzung digitaler Formate not-
wendig machen. In die Prüfung effektiver Zugangswege sind dabei wie auch bei der Gestal-
tung von Zugangswegen zu Leistungen die unterschiedlichen Nutzungsbedingungen und 
bevorzugten Kommunikationsformen bei unterschiedlichen jungen Menschen zu berücksich-
tigen. 

Daneben bietet die Digitalisierung Anlass, ihren Nutzen für die effektive Wahrnehmung der 
staatlichen Schutzpflichten auch allgemein zu prüfen, bspw. die rechtlich zulässige Ver-
wendung verfügbarer Informationen über Familien aus dem Internet, die Nutzung von 
Softwareprogrammen zur Verbesserung der Gefährdungseinschätzung oder digitaler Kom-
munikationsformen für den Kontakt zwischen Fachkräften ( Teil 2 C. II.). 

3. ACHTUNG DES SOZIALDATENSCHUTZES BEI NUTZUNG DIGITALER KOMMUNI-
KATIONSFORMEN 

Der Schutz vor Eingriffen in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung sowie auf 
Schutz der Privatsphäre wird im Recht der Kinder- und Jugendhilfe durch das Sozialdaten-
schutzrecht sichergestellt. Die mit der Nutzung digitaler Kommunikationsformen durch die 
Kinder- und Jugendhilfe verbundenen Auswirkungen auf die persönlichen Daten der betroffe-
nen jungen Menschen und ihrer Familien gilt es daher, mit den sozialdatenschutzrechtlichen 
Anforderungen abzugleichen ( Teil 3 C.). 
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D. 
Digitalisierung und Recht auf Beteiligung 
I. Kinderrechtliche Verankerung von Beteiligungsrechten 

Beteiligung ist Grundvoraussetzung dafür, dass im Verhältnis zwischen Staat und Bür-
ger:innen Selbstbestimmungsrechte gewahrt werden. Grundrechtlich verlangt das Recht 
von Kindern auf Schutz und Hilfe bei der Persönlichkeitsentwicklung, das sich aus dem all-
gemeinen Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 GG iVm Art. 1 Abs. 1 GG) ergibt, auch, dass 
der Staat der wachsenden Selbstständigkeit und dem Verlangen nach Selbstbestimmung 
von Kindern und Jugendlichen angemessen gerecht wird. Entsprechend muss bei staatli-
chen Entscheidungen der eigenen Meinung des Kindes umso mehr Gewicht zukommen, je 
stärker das Kind den betreffenden Lebensbereich selbstbestimmt gestalten kann.33 Die UN-
KRK verpflichtet in Art. 12 die Vertragsstaaten ausdrücklich dazu, die Meinung von Kindern 
in allen sie berührenden Angelegenheiten ihrem Alter und ihrer Reife entsprechend zu hö-
ren und zu berücksichtigen. Im digitalen Beteiligungskontext sind zudem auch das Recht auf 
Medienzugang (Art. 17 UN-KRK) sowie das Recht auf Meinungs- und Informationsfreiheit 
(Art. 13 UN-KRK) relevant.34 

In Bezug auf die Eltern von Kindern fordert zudem das grundrechtlich geschützte Elternrecht 
(Art. 6 Abs. 1 S. 1 GG) eine größtmögliche Selbstbestimmung der Eltern in der Erziehung ih-
rer Kinder und daher Beteiligung von Eltern bei der Gewährung von Leistungen sowie 
Schutzmaßnahmen zugunsten von Kindern und Jugendlichen. 

II. Auswirkungen der Digitalisierung auf die Beteiligungsrechte 

Beteiligung muss in einer adressatengerechten Form vollzogen werden, um effektiv sein zu 
können. Digitale Medien und Tools bieten neue Optionen für effektive Beteiligungsformen35 
und sind daher in die Umsetzung einer adressatengerechten Beteiligung einzubeziehen. 
Umgekehrt gilt es aber wiederum, auch bei der Beteiligung die unterschiedlichen Nut-
zungsbedingungen der Adressat:innen zu beachten. 

III. Auswirkungen der „digitalen Kinderrechte“ auf die Befugnisse 
und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen des 
SGB VIII 

Diese Auswirkungen der Digitalisierung auf die Beteiligungsrechte im Allgemeinen haben 
auch Konsequenzen für die Kinder- und Jugendhilfe. Beteiligung ist eines der wichtigsten 
Strukturprinzipien der Kinder- und Jugendhilfe. Neben der grund- und kinderrechtlichen 
Dimension beruht es auf dem Umstand, dass die Wirksamkeit der Angebote der Kinder- und 

––––––––––––––––– 
33  Wapler Umsetzung 48 ff. 
34  S. dazu Deutsches Kinderhilfswerk e. V./Technology Arts Sciences TH Köln. 
35  Gravelmann RdJB 2018, 201 (203). 
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Jugendhilfe ganz entscheidend vom Maß einer mitgestaltenden Beteiligung ihrer Adres-
sat:innen abhängt.36 Pflichten zur Beteiligung finden sich im gesamten SGB VIII. Dabei sind 
sowohl allgemeine Beteiligungspflichten und Mitbestimmungsrechte geregelt als auch kon-
krete Beteiligungspflichten und Mitbestimmungsrechte bei den einzelnen Leistungen und 
Aufgaben, bspw. bei der Hilfeplanung von Hilfen zur Erziehung (HzE) nach § 36 SGB VIII. In 
Bezug auf junge Menschen hat der Gesetzgeber mit dem KJSG ausdrücklich hervorgehoben, 
dass junge Menschen ein Recht auf Entwicklung zu einer selbstbestimmten Persönlichkeit 
haben (§ 1 Abs. 1 SGB VIII). Zur Verwirklichung dieses Rechts sieht § 1 Abs. 3 Nr. 2 SGB VIII 
es als Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe an, es jungen Menschen zu ermöglichen oder zu 
erleichtern, entsprechend ihrem Alter und ihrer individuellen Fähigkeiten in allen sie betref-
fenden Lebensbereichen selbstbestimmt zu interagieren. § 8 Abs. 1 SGB VIII regelt zudem 
ein Beteiligungsrecht von Kindern- und Jugendlichen an allen sie betreffenden Entschei-
dungen, verbunden mit einer Hinweispflicht auf Verfahrensrechte. Konkret für die Ausgestal-
tung der Leistungen regelt § 9 Nr. 2 SGB VIII, dass die wachsende Fähigkeit und das wach-
sende Bedürfnis zu selbstständigem, verantwortungsbewusstem Handeln zu beachten sind. 
Im Zusammenhang mit der Verwirklichung der Grundprinzipien der Selbstbestimmung und 
Beteiligung speziell im Rahmen der Inanspruchnahme von Leistungen spielt sowohl für jun-
ge Menschen als auch für ihre personensorgeberechtigten Eltern das Wunsch- und Wahl-
recht nach § 5 SGB VIII eine bedeutende Rolle. 

Im Hinblick auf die Digitalisierung gilt es auf der einen Seite, die Beteiligungsformate selbst 
in den Blick zu nehmen und ggf. digital zu gestalten. Auf der anderen Seite hat die Beteili-
gung eine entscheidende Bedeutung für die Entscheidung über digitale Kommunikations-
formen im Rahmen der Gestaltung von Leistungen sowie die Wahrnehmung anderer Auf-
gaben der Kinder- und Jugendhilfe. 

1. DIGITALE BETEILIGUNG ALS FORM ADRESSATENGERECHTER BETEILIGUNG 

In der fachlichen Ausgestaltung sind adressatengerechte Beteiligungsformate entscheidend 
zur Umsetzung der Beteiligungspflichten. Die Stärkung adressatengerechter Beteiligung 
war eines der wesentlichen Anliegen des Gesetzgebers,37 der mit dem KJSG die Pflicht zur 
Adressatengerechtigkeit im gesamten SGB VIII von der Beteiligung junger Menschen im 
Allgemeinen (§ 8 Abs. 4 SGB VIII) über die Beratung junger Menschen und ihrer Eltern zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte (§ 10a SGB VIII) bis hin zur Beteiligung junger Menschen und 
ihrer Personensorgeberechtigter an der Hilfeplanung (§ 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII) in Geset-
zesform gegossen hat. Die Adressatengerechtigkeit bezieht sich nach dem Wortlaut der 
Vorgaben konkret auf die Verständlichkeit, Nachvollziehbarkeit und Wahrnehmbarkeit der 
Beteiligung. Gerade im Zusammenhang mit der Wahrnehmbarkeit sind als lebensweltori-
entierte Beteiligungsformate auch digitale Kommunikationsformen38 in die Prüfung und Ge-
staltung adressatengerechter Beteiligungsformate einzubeziehen (zur Beteiligung an der 
Hilfeplanung  Teil 2 B. II. 2. und zur Beteiligung an der Jugendhilfeplanung  Teil 3 
B. I. 2.). Wie auch bereits bei der Gestaltung von Jugendhilfeleistungen sowie bei der 
Wahrnehmung von Schutzpflichten gilt es, auch bei der Gestaltung von Beteiligungsformen 

––––––––––––––––– 
36  FK-SGB VIII/Meysen ua SGB VIII Einl. Rn. 36. 
37  BT-Drs. 19/26107, 74, 78, 84, 96. 
38  Gravelmann RdJB 2018, 201 (203). 
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die unterschiedlichen Teilhabemöglichkeiten zu berücksichtigen und digitale Formate wie-
derum nicht als ausschließliche Alternativen zu verwenden, sondern in ein möglichst plura-
les Angebot einzubeziehen und auf ihre tatsächliche Effektivität und Adressatengerechtig-
keit hin zu überprüfen. 

2. MITBESTIMMUNG ÜBER DIGITALE KOMMUNIKATIONSFORMEN BEI DER AUF-
GABENWAHRNEHMUNG UND LEISTUNGSGESTALTUNG 

Neben dem Potenzial digitaler Formate, Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu er-
möglichen, hat das Beteiligungsrecht in der Kinder- und Jugendhilfe außerdem besondere 
Bedeutung für die Entscheidungen über die Ausgestaltung von Zugangswegen, Leis-
tungsinhalten und allgemein der digitalen Aufgabenwahrnehmung. 

Besonders wichtige Entscheidungskriterien sind Selbstbestimmung und Beteiligung im Zu-
sammenhang mit der Gestaltung von Zugangswegen zu Schutz und Hilfe sowie mit der me-
thodischen Gestaltung von Leistungen. Relevant ist dabei die Berücksichtigung sowohl von 
Freiräumen und Entscheidungsspielräumen für als auch gegen die Nutzung von digitalen 
Medien beim Zugang und der Gestaltung von Jugendhilfeleistungen.39 Auch die Stärkung 
von Beteiligung erfordert daher grundsätzlich ein plurales Angebot, um Möglichkeiten der 
selbstbestimmten Inanspruchnahme und Gestaltung sowie die Nutzung des Wunsch- und 
Wahlrechts nach § 5 SGB VIII überhaupt zu ermöglichen. Entsprechend gilt es, die Wünsche 
junger Menschen nach der Nutzung digitaler Kommunikationsformen sowohl bei der Gestal-
tung von Leistungen im Einzelfall zu berücksichtigen ( Teil 2 B. II.) als auch bei der gene-
rellen Planung von Angeboten und Zugangswegen zu den Angeboten ( Teil 3 B. I.). 

 

 

 

E. 
Zusammenfassung 
Kinderrechte sind sowohl Geltungs- als auch Auslegungsgrundlage für die Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII. Die zunehmende Digitalisierung der Lebens-
welten von jungen Menschen und ihren Familien wirkt sich auf die Kinderrechte spezifisch 
aus. Dies gilt sowohl für die Förder- und Teilhaberechte junger Menschen einschließlich der 
Achtung der Erziehungsverantwortung ihrer Eltern als auch für die Schutzrechte und Betei-
ligungsrechte. Vor diesem Hintergrund ist auch eine rechtebasierte Kinder- und Jugendhilfe 
verpflichtet, die Auswirkungen der Digitalisierung bei der gesamten Aufgabenerbringung 
nach dem SGB VIII in den Blick zu nehmen. Dabei werden sich bisherige Verständnisse ju-
gendhilferechtlicher Strukturprinzipien wie der Niedrigschwelligkeit, der Sozialraumorien-
tierung und der Beteiligungs- und Selbstbestimmungsausrichtung zwangsläufig weiter-
entwickeln müssen. 

––––––––––––––––– 
39  S. dazu auch 14. Kinder- und Jugendbericht, BT-Drs. 17/12200, 43. 
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Zur Verwirklichung der Teilhabe- und Förderrechte von Kindern und Jugendlichen muss 
die Kinder- und Jugendhilfe mit ihrem Leistungsangebot sowohl die Inhalte von Leistungen 
an digitalisierungsspezifischen Bedarfen ausrichten als auch digitale Kommunikationsfor-
men in die Gestaltung von Zugängen und methodischen Inhalten von Leistungen einbezie-
hen. Zur Verwirklichung von Schutzrechten gilt es einerseits, bei den gesetzlich im 
SGB VIII geregelten Schutzpflichten den mit der Digitalisierung einhergehenden Gefahren 
zu begegnen, und zum anderen, die Digitalisierung im rechtlich zulässigen Rahmen für die 
Wahrnehmung von Schutzpflichten zu nutzen. Und zur Verwirklichung von Beteiligungs-
rechten sind sowohl digitale Beteiligungsformate als mögliche adressatengerechte Beteili-
gungsformen in den Blick zu nehmen als auch die Bedeutung von selbstbestimmten Mitent-
scheidungen der Adressat:innen für oder gegen digitale Formen der Gestaltung von Zu-
gangswegen und Leistungen zu berücksichtigen. Bei Nutzung digitaler Formate durch die 
Kinder- und Jugendhilfe sind zudem auch die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen zu wah-
ren, wobei neben dem Elternrecht insbesondere das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung und seine Auswirkungen auf den Sozialdatenschutz bei digitaler Kommunikation 
zu beachten sind. 

Als Ausgangspunkt einer digitalen Weiterentwicklung des SGB VIII braucht es zunächst ein 
im obigen Sinne beschriebenes Bewusstsein für „digitale Kinderrechte“. Welche konkre-
ten Befugnisse und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe sich dabei im Rahmen einzelner 
Aufgaben ergeben, wird im Folgenden differenzierter herausgearbeitet. 
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Teil 2: Digitale Aufgabenerfüllung in der 
Kinder- und Jugendhilfe 
 
A.  
Einleitung 
I. Anlass und Ziel von Teil 2 des Rechtsgutachtens 

In Teil 1 wurde aufgezeigt, dass die Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen einer kinderrechte-
basierten Ausgestaltung ihrer Aufgaben verpflichtet ist, die Auswirkungen der Digitalisie-
rung der Lebenswelten ihrer Adressat:innen bei der Interpretation ihrer Aufgaben und der 
Erbringung von Leistungen einzubeziehen. In diesem Teil werden die Auswirkungen auf die 
einzelnen Befugnisse und Pflichten der Aufgaben des SGB VIII für einzelne Bereiche kon-
kretisiert und insbesondere untersucht, wie genau die Digitalisierung zu berücksichtigen ist. 
In Anbetracht der Komplexität der Aufgabenbereiche der Kinder- und Jugendhilfe werden 
dabei bestimmte Schwerpunkte gewählt und andere Bereiche – wie etwa die Beistand-
schaft und Vormundschaft oder auch Förderung von Kindern in Tagesbetreuung – nicht un-
tersucht oder nur am Rande gestreift. Die Schwerpunktthemen orientieren sich am Projekt-
format und beinhalten insbesondere: 

 digitale Elemente in der Zugangsgestaltung und bei der Leistungserbringung in den 
Bereichen Jugendarbeit, Familienförderung und HzE; 

 digitale Elemente im Rahmen des Schutzauftrags des Jugendamts bei Kindeswohlge-
fährdung nach § 8a SGB VIII; 

 Leistungen und andere Aufgaben im Zusammenhang mit digitalisierungsspezifischen 
Schutz- und Förderbedarfen der Adressat:innen. 

Querschnittthemen wie die organisatorische Sicherstellung einer digitalisierungssensiblen 
Aufgabenwahrnehmung durch die öffentliche Jugendhilfe und insbesondere die Jugendhil-
feplanung sowie sozialdatenschutzrechtliche Fragen werden anschließend in Teil 3 des 
Rechtsgutachtens untersucht. 

II. Digitale Aufgabenerfüllung durch Nutzung „digitaler Elemente“ 

Wird von digitaler Aufgabenerfüllung der Kinder- und Jugendhilfe gesprochen, kann darunter 
viel verstanden werden, von der E-Akte bis zu einer digitalen Erziehungsbeiständ:in. Das 
Rechtsgutachten konzentriert sich auf den Einsatz „digitaler Elemente“ und meint damit ins-
besondere digitale Kommunikationsmittel für die Gestaltung des Kontakts zu ihren Adres-
sat:innen: 
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1. BEGRIFF DER „DIGITALEN“ ELEMENTE 

Unter den Begriff „digitaler Elemente“ fallen ganz unterschiedliche Kommunikationsmittel, 
die jeweils auch ganz unterschiedliche Auswirkungen auf die Form und Qualität der jeweili-
gen Kommunikation haben. Das Rechtsgutachten unterscheidet zwischen drei digitalen 
Elementen: 

a) Digitaler Auftritt 

Beim digitalen Auftritt handelt es sich um eine rein einseitige Bereitstellung von Informatio-
nen durch das Jugendamt auf Websites oder in Social-Media-Kanälen, die von einer unbe-
stimmten Gruppe von potenziellen Adressat:innen abgerufen werden können. 

b) Digitaler Kontakt 

Unter „digitalem Kontakt“ lassen sich aktuell drei verschiedene Möglichkeiten der digitalen 
Kommunikation zwischen Fachkräften und Adressat:innen fassen: 

 digitale Face-to-Face-Kontakte mittels einer Videokonferenz oder eines Videoanrufs; 
 digitaler mündlicher Austausch ohne unmittelbaren Face-to-Face-Kontakt 

 in Echtzeit (etwa Telefongespräch oder einer Telefonkonferenz) oder 
 mit zeitlicher Versetzung (Sprachnachrichten); 

 rein textbasierter Austausch 
 in Echtzeit (etwa Live-Chat) oder 
 mit zeitlicher Versetzung (etwa Textnachrichten, Messenger-Dienste oder E-Mail). 

Denkbar wäre schließlich eine teilweise oder vollständige Ersetzung der Fachkraft durch ein 
technisches Programm, bei dem die Adressat:innen nur noch mit diesem kommunizieren. 

c) Digitale (Arbeits-)Tools 

Neben digitalen Kommunikationsmitteln geht es aber auch um die Nutzung bestimmter di-
gitaler Elemente wie die Nutzung von Fall-Software im Rahmen der Gefährdungseinschät-
zung. 

2. EBENEN DER NUTZUNG DIGITALER ELEMENTE (ZUGANG, DURCHFÜHRUNG 
VON LEISTUNGEN, WAHRNEHMUNG DES SCHUTZAUFTRAGS) 

Die Frage nach Rechten und Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe zur Nutzung digitaler 
Elemente stellt sich im gesamten Spektrum ihrer Aufgabenerbringung: in Bezug auf Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe sowohl im Vorfeld der Leistungserbringung, für die Zu-
gangswege zu einzelnen konkreten Leistungen, als auch für die Leistungserbringung selbst. 
Das Gleiche gilt für den Schutzauftrag des Jugendamts bei Kindeswohlgefährdung nach 
§ 8a SGB VIII. Auch hier stellen sich sowohl Fragen des Zugangs zum Schutz, also der We-
ge, auf denen der Schutzauftrag aktiviert wird, als auch für die konkrete Aufgabenerfüllung 
im Rahmen des Schutzauftrags. 

  



Seite 24 / 166 www.dijuf.de 

III. „Eignung“ digitaler Elemente als zentraler, fachlich auszufüllen-
der Begriff 

In diesem Rechtsgutachten werden die rechtlichen Rahmenbedingungen für den Einsatz 
digitaler Elemente dargestellt und damit der Versuch unternommen, eine Sortierhilfe für die 
anstehende Bewältigung der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zu liefern. 

1. FACHLICHE EIGNUNG ALS GRUNDVORAUSSETZUNG DES EINSATZES DIGITA-
LER FORMATE 

Die Grundvoraussetzung der Eignung des Einsatzes digitaler Formate für die jeweilige 
Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe, die sich wie ein roter Faden durch die rechtliche Be-
wertung zieht, ist abhängig von einer fachlichen Bewertung und Erforschung, die im Rah-
men dieser rechtlichen Untersuchung nur angerissen werden können. Dabei gilt es zu be-
rücksichtigen, dass hier noch erheblicher sozialwissenschaftlicher Konkretisierungs- und 
Forschungsbedarf besteht und der Ansatz, von gewohnten Analogen auszugehen und den 
digitalen Zugang als ungewöhnlichen und mit besonderen Herausforderungen versehenen 
Ansatz darzustellen, sich mit voranschreitender Digitalisierung weiter verschieben kann. 
Einige der wesentlichen fachlichen Fragen werden in Expertisen aufgegriffen und vertieft, 
die im Rahmen des Projekts bei Wissenschaftler:innen in Auftrag gegeben werden. 

2. FACHLICHE RAHMENBEDINGUNGEN DIGITALER KOMMUNIKATION 

Einige Rahmenbedingungen digitaler Kommunikation, die fachlich weiter zu untersuchen 
und zu ergänzen sind,40 sollen hier bereits zusammengefasst werden, da sie für die Frage 
nach der Zulässigkeit und Pflicht zu ihrer Nutzung entscheidend sind: 

Es ist nicht belegt, dass sich Kommunikation über digitale Kommunikationsmittel grundsätz-
lich schwieriger noch grundsätzlich positiver als Kommunikation im unmittelbaren analogen 
Face-to-Face-Kontakt gestaltet. Dazu hängt der „Erfolg“ der Kommunikation von zu vielen 
verschiedenen Faktoren ab. Es bestehen jedoch Unterschiede in Bezug auf die Herausfor-
derungen der Kommunikation, die bei der Entscheidung über die Gestaltung der jeweiligen 
Leistung bzw. im jeweiligen Einzelfall zu berücksichtigen sind ( Teil 1 C. I. 2.), wie zB, 

 dass unterschiedliche Bedingungen der Kommunikation bestehen, bspw. in unter-
schiedlichem Ausmaß die Möglichkeit zur Wahrnehmung und Deutung nonverbaler 
Signale.41 Dadurch besteht die Gefahr, relevante Äußerungen zu übersehen und ent-
sprechend geäußerte Hilfebedarfe nicht zu erkennen oder gar Gefährdungssituationen 
nicht wahrzunehmen. Die jeweiligen kommunikationsmittelabhängigen Einschränkun-
gen bzw. Modifikationen der körperlichen Präsenz sind insofern unbedingt zu beach-
ten. Ebenso lassen sich bestimmte Signale der Fachkraft, wie zB Empathie, Unterstüt-
zung oder Trost in digitalen Formaten nicht mittels Körpersprache ausdrücken. So 
könnte die Nutzung rein digitaler Kommunikationsformen die Gefahr einer Reduzie-
rung der tatsächlichen inhaltlichen Interaktion erhöhen. 

––––––––––––––––– 
40  S. dazu insb. die fachlichen Expertisen, die im Rahmen des Projekts JAdigital. in Auftrag gegeben werden, abrufbar unter 

www.digitalejugendhilfe.de/, Abruf: 12.9.2023. 
41  Kutscher ua/Seelmeyer/Waag 180 (185). 

http://www.digitalejugendhilfe.de/
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 Insbesondere bei rein textbasierten Kommunikationsformen besteht des Weiteren 
die Gefahr, dass Nachrichten der Adressat:innen die Fachkräfte aus technischen Grün-
den nicht erreichen oder umgekehrt. 

 dass die (selbstbestimmte) Wahl digitaler Kommunikation an die aktuellen Le-
benswelten junger Menschen anknüpft und daher zu mehr Selbstbestimmung bei-
tragen kann und damit Teilhabemöglichkeiten eröffnet, umgekehrt allerdings auch 
Teilhabemöglichkeiten begrenzen kann, weil ggf. weniger Kontakt und damit auch 
Beziehung entstehen als im analogen Raum (dazu  Teil 1 B.); 

 dass digitale Kommunikationsformate die Beteiligungsmöglichkeiten von Adres-
sat:innen im Einzelfall auch gerade erhöhen können, zB bei jungen Menschen mit 
sprachlichen Beeinträchtigungen digitale Kommunikationsformen die Ausdrucksmög-
lichkeiten verbessern könnten; 

 dass digitale Kommunikation Kompetenzen der Kommunikationspartner:innen er-
fordert, die im Einzelfall gegeben sein müssen. Auch wenn junge Menschen in einem 
weit höheren Maß mit digitaler Kommunikation vertraut sind, müssen entsprechende 
Kompetenzen nicht immer in ausreichendem Maß vorhanden sein, um von Hilfen 
gleichermaßen profitieren zu können wie bei analogen Kontakten. Auch bei den Fach-
kräften können solche (noch) nicht automatisch in demselben Maß vorausgesetzt 
werden wie Kommunikationsfähigkeiten in analogen sozialarbeiterischen Kontexten, 
die automatisch Inhalte der jeweiligen Ausbildungen sind.42 ZB benötigen Fachkräfte 
Kenntnisse zum Einsatz und Hintergrund bestimmter digitaler Ausdrucksformen, die 
junge Menschen häufig nutzen (zB Emojis; zu Anforderungen an die Qualifikation der 
Fachkräfte  Teil 3); 

 inwieweit eine Vermeidung bestehender Gefahren der Nutzung digitaler Elemente 
– bspw. durch spezifische Sensibilisierung und Kompetenzaufbau der Fachkräfte – 
möglich ist. 

IV. Aufbau des Rechtsgutachtens 

Unter B. werden zunächst die Fragen aufgeworfen, die sich im Zusammenhang mit der Nut-
zung digitaler Elemente für SGB VIII-Leistungen stellen. Der Schwerpunkt wird dabei auf 
den Zugang zu Leistungen sowie die Leistungsgestaltung mit digitalen Elementen gelegt. 

Unter C. wird den Möglichkeiten und Grenzen der Nutzung digitaler Elemente im Rahmen 
des Schutzauftrags nachgegangen, wobei im Fokus auf der einen Seite der Zugang zum 
Schutz und auf der anderen Seite die Nutzung von digitalen Kommunikationsformen sowie 
Fallführungs-Software für die Gefährdungseinschätzung stehen. 

D. beleuchtet sodann die Pflichten des Jugendamts, gerade durch sein Leistungsangebot, 
aber auch durch den Schutzauftrag, digitalisierungsbedingten Bedarfen zu begegnen. 

  

––––––––––––––––– 
42  Für die Erziehungsberatung bkE 4. 



Seite 26 / 166 www.dijuf.de 

B.  
Digitale Leistungserbringung 
Fragen der Nutzung digitaler Elemente für und bei der Leistungserbringung stellen sich 
sowohl für den Zugang zum Leistungsangebot der Kinder- und Jugendhilfe, also für die Ge-
staltung der Möglichkeiten, eine Jugendhilfeleistung als Leistungsadressatin in Anspruch zu 
nehmen (dazu I.), als auch für die Gestaltung der Leistungen selbst, also die Möglichkeit der 
digitalen Kommunikation mit den Fachkräften im Rahmen der Leistungserbringung (dazu II.). 

I. Digitaler Zugang zu Leistungen 

Die Frage nach einer Verpflichtung der Kinder- und Jugendhilfe zur Nutzung digitaler Ele-
mente stellt sich bereits im Vorfeld der Leistungserbringung, nämlich bei der Schaffung von 
Zugangswegen zur Leistung. Dabei geht es zum einen darum, wie das Jugendamt seine 
Adressat:innen über das vorhandene Leistungsspektrum und die Möglichkeiten der Inan-
spruchnahme allgemein informieren und beraten muss (1.), und zum anderen darum, wel-
che Rolle die digitalen Elemente bei der konkreten Inanspruchnahme und Gewährung/Be-
willigung einer Leistung spielen (2. bis 5.). 

Ausgehend vom Fazit des Teils 1, dass eine kinderrechtebasierte, lebensweltnahe Ausrich-
tung der Kinder- und Jugendhilfe eine stärkere Einbeziehung digitaler Elemente erforderlich 
macht, sind digitale Kommunikationsformen grundsätzlich auch in die Gestaltung von Zu-
gängen zum Leistungsangebot der Kinder- und Jugendhilfe einzubeziehen.43 

1. DIGITALE INFORMATION UND BERATUNG ÜBER LEISTUNGSANGEBOTE 

Der Zugang zu den Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe wird auf einer ersten Ebene durch 
Informations- und Beratungspflichten über mögliche Leistungen – allgemein im SGB I sowie 
konkretisiert im SGB VIII – sichergestellt. Diese Informations- und Beratungspflichten über 
Leistungsangebote ermöglichen, dass potenzielle Adressat:innen überhaupt Kenntnis von 
Leistungsangeboten erlangen und diese im Fall eines individuellen Unterstützungsbedarfs 
auch tatsächlich geltend machen und in Anspruch nehmen können. Dabei hat die Kinder- und 
Jugendhilfe über die Verpflichtung zur Information über ihre Angebote hinaus – anders als 
andere, insbesondere rein finanzielle Sozialleistungen – auch ein besonderes eigenes Interes-
se an der Information und „Bewerbung“ ihrer Leistungen: Sie kann dadurch ihrem Schutz-
auftrag gegenüber gefährdeten Kindern und Jugendlichen nachkommen und auch bereits 
präventiv darauf Einfluss nehmen, dass Bedarfe von Kindern und Jugendlichen gedeckt wer-
den und es möglichst nicht zu Kindeswohlgefährdungen kommt. Entsprechend hat die Kin-
der- und Jugendhilfe auch ein besonderes Interesse daran, in einer möglichst niedrigschwelli-
gen, adressatengerechten Art und Weise über Angebote zu informieren, die möglichst viele 
Kinder, Jugendliche und ihre Familien anspricht.  

––––––––––––––––– 
43  S. dazu Kutscher JAmt 2020, 346 (350). 
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a) Allgemeine Information in digitaler Form (zB Internetauftritt) 

Der erste Schritt des Zugangs zu einer Leistung besteht darin, dass potenzielle Adres-
sat:innen wissen, dass es das Leistungsangebot der Kinder- und Jugendhilfe gibt und dass 
und unter welchen Voraussetzungen sie Leistungen in Anspruch nehmen können. Daher 
besteht nach § 13 SGB I zunächst eine allgemeine sozialrechtliche Pflicht zur Aufklärung 
der Bevölkerung über die Rechte und Pflichten nach dem SGB, die der Bevölkerung den 
Zugang zu Sozialleistungen ermöglichen bzw. erleichtern soll.44 Form und Intensität der Auf-
klärung sind gesetzlich nicht näher festgelegt,45 sodass das Jugendamt als Leistungsträger 
der SGB VIII-Leistungen hier grundsätzlich Wahlmöglichkeiten hat. Gewählt werden sollten 
die Aufklärungs- und Informationsformen, die eine möglichst hohe Nutzung sicherstellen. 
Seiner Aufklärungspflicht kommt das Jugendamt zB über Broschüren und Merkblätter 
nach.46 Unter Beachtung der Lebensweltorientierung sowie Teilhabeermöglichung ( Teil 1 
A. III.) lässt sich die Rechtspflicht zur Information auf digitale Informations- und Aufklä-
rungswege erstrecken. 

Möglich sind – von den Jugendämtern auch immer häufiger genutzte47 – Online-Infor-
mationssysteme, wie bspw. ansprechende Internetauftritte mit Informationsmöglichkeiten 
sowie Profile des Jugendamts bei sozialen Netzwerken wie Facebook, Twitter etc. Insbe-
sondere für bestimmte Zielgruppen, wie etwa die der (Schul-)Sozialarbeit und die mobile 
Jugendarbeit/Streetwork, wird dadurch auch eine besonders gute Erreichbarkeit angenom-
men.48 Die Profile sollten jeweils sowohl einen guten Einstieg in Hilfebedarfe und die Tätig-
keit/Rolle des Jugendamts vermitteln als auch einen guten Überblick über vorhandene An-
gebote und die Modalitäten der Inanspruchnahme einschließlich Kontaktmöglichkeiten von 
Leistungsangeboten beinhalten. 

Dabei sollten aus Gründen der Nichtdiskriminierung und Teilhabeermöglichung möglichst 
viele unterschiedliche Informationsquellen in analoger und digitaler Form bereitgestellt 
werden. Dadurch kann dem Umstand begegnet werden, dass digitale Zugänge aufgrund 
der unterschiedlichen Nutzungsmöglichkeiten einzelner Familien sowohl inkludierende als 
auch exkludierende Wirkungen haben können ( Teil 1 A.). Manche Familien könnten zB 
durch Flyer, die in Tageseinrichtungen oder an anderen häufig besuchten Orten ausliegen, 
eher erreicht werden als durch eine technisch und inhaltlich gut gestaltete Internetpräsenz. 
Digitale Informationsformen sind daher derzeit keine ausschließliche Alternative zu her-
kömmlichen Informationsmöglichkeiten, sondern sollten sie ergänzen. 

b) Persönliche Information und Beratung in digitaler Form 

Die allgemeine Aufklärungspflicht wird durch individuelle Beratungsansprüche über das 
Leistungsangebot der Kinder- und Jugendhilfe und die Möglichkeiten der Inanspruchnahme 
ergänzt, die Bürger:innen ermöglichen, weitergehende, sie persönlich betreffende Informa-
tionen über individuelle Jugendhilfeleistungen durch Auskunft und Beratung zu erhalten.49 

––––––––––––––––– 
44  LPK-SGB VIII/Trenk-Hinterberger SGB I § 13 Rn. 5. 
45  Mrozynski SGB I § 13 Rn. 10. 
46  FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 8. 
47  Kutscher ua/Ley 507 (510). 
48  AGJ/Kutscher 39 (51). 
49  LPK-SGB VIII/Trenk-Hinterberger SGB I § 13 Rn. 6. 
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Nach § 14 SGB I hat jedermann Anspruch auf Beratung über seine Rechte und Pflichten 
nach dem SGB. Auch hier stellt sich die Frage, ob das Jugendamt diesen Beratungsansprü-
chen in digitaler Form nachkommen darf oder sogar muss. Konkretere Beratungs- und Un-
terstützungspflichten finden sich bspw. im mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 
(KJSG) neu eingeführten § 10a SGB VIII, für den Bereich der Eingliederungshilfe mit dem 
Verfahrenslotsen in § 10b SGB VIII sowie für die Frühen Hilfen in § 2 KKG. Im Rahmen die-
ses Rechtsgutachtens werden die Beratung nach § 10a SGB VIII sowie die Willkommens-
besuche als breit angelegte „Türöffner“ näher untersucht. 

aa) Beratungspflicht nach § 10a SGB VIII in digitaler Form 

Mit dem KJSG wurde der allgemeine Beratungsanspruch für die Kinder- und Jugendhilfe 
konkretisiert und in § 10a SGB VIII eine Pflicht zur Beratung geregelt, die insbesondere auch 
alle Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe einschließlich des Zugangs zum Leistungssys-
tem (§ 10a Abs. 2 S. 1 Nr. 2 SGB VIII) umfasst. Vom Rechtscharakter her handelt es sich um 
eine Rechtspflicht der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die aufgrund der Verknüpfung 
mit dem Beratungsanspruch nach § 14 SGB I mit einem Rechtsanspruch der Adressat:innen 
korrespondiert.50 

Was die Form der Beratung betrifft, so muss es sich – in Abweichung zur lediglich allge-
meinen Aufklärung der Bevölkerung – um eine individuelle auf den Beratungsbedarf der 
jeweiligen Adressat:innen zugeschnittene Beratung handeln. Dies ergibt sich daraus, dass 
nach der Formulierung in § 10a SGB VIII konkrete Personen, nämlich 

„junge Menschen, Mütter, Väter, Personensorge- und Erziehungsberechtigte, die 
leistungsberechtigt sind oder Leistungen nach § 2 Absatz 2 erhalten sollen“, 

beraten werden müssen. Dies wird grundsätzlich eine persönliche Beratung erfordern, also 
einen Kontakt zwischen den Rat suchenden Adressat:innen und den beratenden Fachkräf-
ten beinhalten. Zwar wird für die Beratung nach § 14 SGB I in Ausnahmefällen, in denen 
einfachste Rechtsfragen Beratungsinhalt sind, die Aushändigung von Merkblättern als aus-
reichend erachtet.51 Allerdings erstreckt sich die Beratungspflicht nach § 10a SGB VIII auf 
eine umfassende, deutlich über allgemeine Hinweise und Beantwortung von Fragen hinaus-
gehende Beratung, die der Befähigung der Adressat:innen zur eigenverantwortlichen Ent-
scheidung über die Inanspruchnahme von Leistungen und Ermöglichung einer aktiven Mit-
gestaltung dient.52 Im Hinblick darauf muss sich die konkrete Form der Beratung letztlich an 
der fachlichen Eignung zur Erreichung dieses Beratungszwecks orientieren, also ermögli-
chen, dass die jungen Menschen und ihre Familien durch die Beratung tatsächlich bestmög-
lich befähigt werden, Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe selbstbestimmt in Anspruch 
zu nehmen. In Bezug auf digitale Beratungsformate, deren Eignung zur Erreichung der Be-
ratungsziele es zu prüfen gilt ( A. III.), wird dabei davon auszugehen sein, dass auch mit 
digitalen Beratungsformaten der Beratungszweck grundsätzlich erreicht werden kann, so-
fern er eine individuelle Beratung beinhaltet und die Adressat:innen ausreichend befähigt. 

––––––––––––––––– 
50  Meysen/Lohse/Schönecker/Smessaert KJSG/Smessaert Kap. 2 Rn. 19; FK-SGB VIII/Eschelbach/Schönecker SGB VIII § 10a Rn. 3. 
51  Mrozynski SGB I § 14 Rn. 14. 
52  BT-Drs. 19/26107, 77; FK-SGB VIII/Eschelbach/Schönecker SGB VIII § 10a Rn. 2; FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 9. 
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Dies wird auch von dem konkreten digitalen Format sowie dem individuellen Beratungsbe-
darf abhängen. 

Ein Erfordernis nach digitalen Beratungsformaten kann sich auch aus der gesetzlich gefor-
derten Adressatenorientierung ergeben. Für die Konkretisierung der Form der Beratung 
durch das Jugendamt in § 10a Abs. 1 SGB VIII sieht das Gesetz ausdrücklich vor, dass die 
Beratung in einer verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form erfolgt. 
Mit der Betonung einer Pflicht zur Sicherstellung von Verständlichkeit, Nachvollziehbarkeit 
und Wahrnehmbarkeit, die das KJSG in Bezug auf alle Neuerungen betreffend Beratung 
und Beteiligung formuliert, wollte der Gesetzgeber eine bessere Adressatenorientierung 
erreichen.53 Im Fokus der Adressatenorientierung steht die Verständlichkeit und Nachvoll-
ziehbarkeit, insbesondere im Hinblick auf eine „Leichte Sprache“54. Zu einer lebensweltori-
entierten Adressatenorientierung gehört aber auch die Gestaltung eines Beratungsformats 
mit analogen und/oder digitalen Elementen. So könnte das Angebot eines digitalen Bera-
tungsgesprächs ggf. Hemmschwellen abbauen und daher in besonderem Maß nied-
rigschwellig sein und Teilhabe in besonderem Maß ermöglichen ( Teil 1 A. III.). Gerade 
unter dem Aspekt der Wahrnehmbarkeit kann gerade ein digitales Format durch einzelne 
Adressat:innen wahrnehmbar sein, sofern sie zB aufgrund von spezifischen Einschränkun-
gen Schwierigkeiten mit der Inanspruchnahme eines persönlichen Gesprächs haben, als ein 
analoges Gesprächssetting. Da digitale Formate aber nicht dem Bedürfnis aller Adres-
sat:innen entsprechen müssen und dadurch umgekehrt die Inanspruchnahme im Einzelfall 
auch eingeschränkt werden könnte, wird es bezüglich der Planung der möglichen Bera-
tungsformate vor allem auf eine plurale Gestaltung der möglichen Formate für ein Bera-
tungsgespräch ankommen (zur Pflicht zur Planung eines pluralen Angebots  Teil 3 B. I.). 

Bei der organisatorischen Gestaltung eines (digitalen) Beratungsformats bzw. bei der 
Durchführung sind datenschutzrechtliche Fragen zu beachten, da die Nutzung je nach 
Ausgestaltung mit einer sehr unterschiedlichen Erhebung, Speicherung und Übermittlung 
von Sozialdaten verbunden sein kann ( Teil 3 C.). Zudem gilt es bei der Gestaltung des 
Beratungsformats zu berücksichtigen, dass bestimmte digitale Gestaltungselemente mit 
einem Einblick in die private Lebenssituation verbunden sein können, wodurch die Gren-
zen zwischen Öffentlichem und Privatem verschwimmen, was besondere Sensibilität bei 
der Gestaltung sowie ggf. Aufklärung der Beratenen erfordert.55 

bb) Digitale Willkommensbesuche 

Eine weitere, im Kontext von Prävention besonders relevante Konkretisierung der allgemei-
nen Aufklärungs- und Beratungspflicht nach § 13 SGB I normiert § 2 KKG für die sog. Frü-
hen Hilfen, indem hier eine Pflicht geregelt wird, (werdende) Eltern über Beratungs- und 
Hilfeangebote rund um die Geburt und die ersten Lebensjahre zu informieren. Diese Bera-
tung ist zwar aufgrund der Platzierung im KKG nicht automatisch den Leistungen und Auf-
gaben der Kinder- und Jugendhilfe zugeordnet. Für sie ist jedoch gem. § 2 Abs. 2 S. 3 KKG 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe die zuständige Stelle und wird die Aufga-

––––––––––––––––– 
53  BT-Drs. 10/26107, 49. 
54  BT-Drs. 19/26107, 78. 
55  Kutscher JAmt 2020, 346 (349); s. dazu die Ausführungen bei den digitalen Willkommensbesuchen unter  bb). 
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be je nach Ausgestaltung vor Ort auch durch das Jugendamt oder durch Träger der freien 
Jugendhilfe erbracht.56 

Was die konkrete Art und Weise der Information anbelangen, so überlässt der Gesetzgeber 
diese der jeweiligen Ausgestaltung vor Ort.57 In der Praxis reichen die Ausgestaltungen von 
Begrüßungspaketen mit Informationsmaterialien über Telefongespräche bis hin zu persönli-
chen Besuchen in der Wohnung der Familien.58 Zur reinen Information sind insofern neben 
Begrüßungspaketen auch digitale Begrüßungspakete mit Informationen via E-Mail oder 
via Messenger-Dienst eine Möglichkeit, um der Informationspflicht zu genügen. 

Im fachpolitischen Fokus der Information nach § 2 KKG stehen allerdings keine reinen In-
formationsübermittlungen, sondern persönliche Gespräche, die einen gemeinsamen Aus-
tausch mit der Klärung von Bedarfen und dem Aufzeigen von Hilfemöglichkeiten ermögli-
chen.59 Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass persönliche Gespräche sowohl 
eine höhere Effizienz im Hinblick auf die tatsächliche inhaltliche Wahrnehmung der Informa-
tion versprechen als auch die Aussichten der tatsächlichen Inanspruchnahme von Leistun-
gen infolge eines persönlichen Gesprächs erhöht werden können.60 Solche persönlichen 
Gespräche „dürfen“ den Eltern nach § 2 Abs. 2 S. 1 KKG angeboten werden. Es besteht also 
keine Rechtspflicht zum Angebot eines persönlichen Gesprächs. Allerdings liegt die 
Durchführung eines persönlichen Gesprächs im Sinne eines präventiven Kinderschutzes 
zumindest im eigenen Interesse des Jugendamts. Nach § 2 Abs. 2 S. 2 KKG können Informa-
tionsgespräche auf Wunsch der Eltern auch in ihrer Wohnung stattfinden. Gerade um eine 
Einwilligung der Eltern in ein persönliches Gespräch zu erreichen, können sich digitale For-
mate der Gesprächsführung anbieten, da diese von den Familien als attraktiver erlebt wer-
den könnten und damit zur Verbesserung der Niedrigschwelligkeit beitragen ( Teil 1 
A. II.). Denn je nach den Wünschen der Familie kann ein digitales Gespräch via Videokonfe-
renz aus Perspektive der (werdenden) Eltern eine willkommene Alternative zu einem Be-
such der Willkommensbesucher:innen in der Wohnung darstellen, der aufgrund der damit 
verbundenen Einblicke in die persönliche Lebenssituation und Privatsphäre auch eine 
Hemmschwelle darstellen kann. 

Wird den Eltern eine Videokonferenz angeboten, so ist aus rechtlicher Perspektive fraglich, 
ob es sich gleichwohl um ein Gespräch „in der Wohnung der Eltern“ iSv § 2 Abs. 2 S. 2 
KKG handelt. Dafür spricht, dass die Eltern das Videogespräch idR von zu Hause aus führen 
würden, da sie dort ungestört sind. 

Ein Videogespräch, das von zu Hause aus geführt wird, ermöglicht – ebenso wie ein tat-
sächlicher Besuch in der Wohnung – im Vergleich zu einem Termin im Jugendamt verstärkt 
Einblick in die Privatsphäre und kann zu einem Verschwimmen der Grenzen zwischen den 
privaten Lebensräumen der Adressat:innen und den Fachkräften als Repräsentant:innen des 
Staats im digitalen Kontakt beitragen.61 Dem könnte im Rahmen digitaler Beratungsgesprä-
che offensiv entgegengewirkt werden, indem für die Konferenz ein neutraler Hintergrund 

––––––––––––––––– 
56  FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII Anh. § 8b – KKG § 2 Rn. 23. 
57  Götte JAmt 2012, 7 (8). 
58  FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII Anh. § 8b – KKG § 2 Rn. 18. 
59  FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII Anh. § 8b – KKG § 2 Rn. 16. 
60  Gerull 24; Hauck/Noftz/Bohnert SGB VIII, Stand: 4/2021, SGB VIII Anh. I K § 8a, KKG § 2 Rn. 5. 
61  Kutscher ua/Lehner 129 ff. 
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oder eine technische Option gewählt wird, die einen Einblick in die Wohnung nicht zulässt. 
Letztlich ist jede Form des Beratungsgesprächs von der Einwilligung der Eltern abhängig.62 
Entscheidend ist, dass gegenüber den Eltern eine transparente Aufklärung erfolgt, welche 
Optionen es für die Gesprächsgestaltung gibt und mit welchen Folgen diese jeweils ver-
bunden sein können (zu datenschutzrechtlichen Fragestellungen  Teil 3 C.). 

Zu betonen ist, dass der mögliche Einblick in die Wohnsituation nicht Zweck der Gesprä-
che ist und insofern auch nicht dazu genutzt werden darf, die familiäre Wohnsituation im 
Hinblick auf das Kindeswohl zu untersuchen.63 Vielmehr dient das Angebot eines Hausbe-
suchs der Niedrigschwelligkeit der Inanspruchnahme, um es frischen Eltern zu ermögli-
chen, die Beratung mit möglichst geringem Aufwand zu erhalten. Insofern bietet es sich an, 
eine möglichst große Bandbreite an Optionen für die Durchführung des Gesprächs anzubie-
ten, unter denen sie wählen können. Dabei muss die Möglichkeit eines neutralen Hinter-
grunds transparent gemacht werden, da der Einblick in die Wohnsituation nicht zur Voraus-
setzung für das Gespräch gemacht werden darf. 

2. DIGITALE „BEANTRAGUNG“ VON LEISTUNGEN 

Auf der zweiten Ebene des Zugangs geht es darum, wie Adressat:innen konkrete Leistun-
gen des SGB VIII beim Jugendamt in Anspruch nehmen können. Zwar ist teilweise auch eine 
unmittelbare Inanspruchnahme beim Leistungserbringer zugelassen (s.  5.) Wird die Leis-
tung jedoch durch Entscheidung des Jugendamts bewilligt, so stellt sich die Frage, wie die 
Leistungsadressat:innen eine solche Entscheidung herbeiführen, wie sie also einen Hilfe-
wunsch äußern bzw. eine Leistung beantragen können. In der Folge eines Leistungs-
wunschs gilt es weiter zu klären, wie durch das Jugendamt über die Gewährung der ge-
wünschten Leistung entschieden wird (s.  3.). Für beides – die Äußerung des Leistungs-
wunschs und die Entscheidung des Jugendamts – stellt sich die Frage nach der Befugnis 
und der Pflicht zur Nutzung digitaler Kommunikationsmittel. 

a) Prüf- und Leistungspflicht des Jugendamts unabhängig von der Form der (digita-
len oder analogen) „Antragstellung“ 

Wichtig im Zusammenhang mit digitalen Zugangswegen ist zunächst, ob eine Begrenzung 
von Hilfewünschen auf vom Jugendamt vorgesehene digitale oder analoge „Antragsver-
fahren“ zulässig ist (zum verpflichtenden Angebot eines Online-Zugangs s.  b). 

aa) Allgemeine Grundsätze zur „Leistungsbeantragung“ im Sozialleistungsrecht 

Das Sozialleistungsrecht regelt allgemeine Vorgaben für den Zugang zu Sozialleistungen, 
die in den einzelnen SGB teilweise näher ausdifferenziert werden. Dabei besteht aus ver-
fassungsrechtlicher Perspektive grundsätzlich ein großer Gestaltungsspielraum, was die 
Zugänge zu Sozialleistungen betrifft. Es gibt kein verfassungsrechtlich geschütztes allge-
meines Recht von Bürger:innen auf einen ganz bestimmten Zugangsweg zu staatlichen 
Leistungen.64 Allerdings besteht aufgrund des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes und des 
Rechtsstaatsprinzips eine Pflicht zur Ermöglichung effektiver Verwaltungszugänge, die 
––––––––––––––––– 
62  Götte JAmt 2012, 7 f. 
63  Wiesner/Wapler/Wiesner Anh. 1 KKG § 3 Rn. 7, 7a. 
64  Botta NvWZ 2022, 1247 (1252). 
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auch Unterstützungspflichten bei der Nutzung einbeziehen. Dies gilt auch für den Fall der 
Einrichtung von digitalen Zugangswegen, bei denen die Nutzungsmöglichkeiten bspw. 
durch digitale Service-Terminals in den Bürgerämtern sicherzustellen wären.65 

Was den Zugang zu SGB-Leistungen betrifft, so besteht nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 SGB I eine 
Pflicht zur möglichst einfachen Gestaltung des Zugangs. Von unnötigen formalen An-
forderungen an die Gestaltung des Zugangs ist abzusehen.66 Daher gibt es im Sozialleis-
tungsrecht auch kein allgemeines Antragserfordernis. Vielmehr hängt es von den konkre-
ten gesetzlichen Vorgaben für die jeweilige Leistung ab, inwiefern die Behörde von Amts 
wegen tätig werden darf bzw. ein Antrag erforderlich ist.67 An den Begriff eines Antrags 
dürfen auch generell keine zu hohen Anforderungen gestellt werden.68 Auch wenn An-
tragsvordrucke verwendet werden, so sind diese möglichst einfach zu gestalten.69 Zudem 
besteht eine Pflicht zum Abbau evtl. Zugangshindernisse.70 

Zwar sind die Leistungsberechtigten im Verfahren der Leistungsbewilligung zu einer gewis-
sen Mitwirkung verpflichtet. Konkrete Mitwirkungspflichten der Leistungsberechtigten 
sind in §§ 60 ff. SGB I geregelt. Insbesondere besteht nach § 60 Abs. 1 SGB I eine Pflicht 
zur Angabe von Tatsachen, die für die Leistungsgewährung erheblich sind. Dem Leistungs-
träger – hier: dem Jugendamt – soll dadurch die Möglichkeit verschafft werden, über die 
Leistungsvoraussetzungen zu entscheiden.71 Ein Verstoß gegen diese Obliegenheit kann zur 
Folge haben, dass eine Leistung, auch wenn darauf ein Rechtsanspruch besteht, nicht be-
willigt wird, wenn sich die Behörde die benötigten Informationen nicht auch auf andere 
Weise beschaffen kann. Entscheidend ist insofern also nur, dass die Informationen von den 
Leistungsberechtigten gegeben werden, nicht aber, auf welche Art und Weise.72 

In § 60 Abs. 2 SGB I ist jedoch eine Pflicht der Bürger:innen zur Verwendung von Vordru-
cken geregelt, sofern diese für die Angaben vorgesehen sind. In § 61 SGB I ist zudem eine 
Pflicht zum persönlichen Erscheinen auf Verlangen geregelt. Allerdings hat selbst ein 
Verstoß gegen bestimmte vorgegebene Wege oder Aufforderungen nicht die pauschale 
Ablehnung der Leistung zur Folge. So ergeben sich einerseits Ausnahmen von der Mitwir-
kungspflicht bei fehlender Nutzungsmöglichkeit, bspw. im Fall von sprachlichen Barrie-
ren.73 Umgekehrt trifft zudem den Sozialleistungsträger die Pflicht, darauf hinzuwirken, 
dass jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen erhält (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 
SGB I). 

bb) Besonderheiten in der Kinder- und Jugendhilfe 

Insbesondere bei den Leistungen des SGB VIII gibt es kein Erfordernis einer formalen An-
tragstellung.74 Eine solche kann zwar zu Dokumentations- und Nachweiszwecken sinnvoll 
sein. Entscheidend für die Pflicht zur Leistungsgewährung ist jedoch lediglich, dass die Leis-

––––––––––––––––– 
65  Botta NvWZ 2022, 1247 (1252). 
66  Hauck/Noftz/Knecht SGB I, Stand: 11/2015, SGB I § 17 Rn. 16. 
67  FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 24. 
68  Mrozynski SGB I § 17 Rn. 9. 
69  Hauck/Noftz/Knecht SGB I, Stand: 11/2015, SGB I § 17 Rn. 16; Mrozynski SGB I § 17 Rn. 9. 
70  Hauck/Noftz/Knecht SGB I, Stand: 11/2015, SGB I § 17 Rn. 16. 
71  Zur digitalen Leistungsbewilligung  3. 
72  FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 37. 
73  Mrozynski SGB I § 61 Rn. 38. 
74  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII Vorb. §§ 11 ff. Rn. 29. 
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tungsberechtigten gegenüber dem Jugendamt – formlos – den Wunsch nach der Inan-
spruchnahme einer Jugendhilfeleistung äußern bzw. mit der Leistungsinanspruchnahme 
ausdrücklich einverstanden sind.75 

Dies liegt ua darin begründet, dass es sich bei den Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe um 
solche – in erster Linie pädagogischen – Leistungen handelt, mit denen der Staat seiner verfas-
sungsrechtlich bestehenden und kinderrechtlich gestützten Förder- und Unterstützungs-
pflicht gegenüber jungen Menschen und ihren Familien nachkommt (dazu ausf.  Teil 1 
B. II. 1.). Hierzu braucht es insbesondere die Einwilligung der Eltern sowie der jungen Men-
schen mit den Förder- und Unterstützungsleistungen sowie ihre Mitwirkung, damit die Leis-
tungen wirken können.76 Daraus ergibt sich, dass in der Kinder- und Jugendhilfe die Leistungs-
erbringung erst recht nicht mit formalen Bedingungen verknüpft ist, sondern sie umgekehrt 
gerade um die Inanspruchnahme von Leistungen wirbt, um die Gewähr für ein gutes Aufwach-
sen von Kindern zu bieten und im Fall von Gefährdungen diese sogar durch Leistungen abzu-
wenden. Jegliche Fixierung auf formale Inanspruchnahmebedingungen würde dem in § 1 
SGB VIII fixierten, durch die Kinderrechte gestützten Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe zu-
widerlaufen. Entsprechend spielt dort die formale Mitwirkungspflicht eine eher untergeordnete 
Rolle.77 

cc) Anwendung auf die digitale „Beantragung“ 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind also verpflichtet, grundsätzlich jedem – in wel-
cher Form auch immer geäußerten – Leistungsbegehren zu begegnen und bei Vorliegen der 
Voraussetzungen die entsprechenden Leistungen zu gewähren. Es ist daher grundsätzlich 
irrelevant, ob ein Leistungswunsch auf digitalem oder analogem Weg das Jugendamt er-
reicht. Das Jugendamt ist sogar darüber hinaus verpflichtet, bei Bekanntwerden von Leis-
tungsbedarfen Leistungen seinerseits gerade anzubieten. Dies gilt insbesondere, aber nicht 
nur, wenn Leistungen zur Abwendung einer Kindeswohlgefährdung erforderlich sind (§ 8a 
Abs. 1 S. 3 SGB VIII). 

Selbst wenn das Jugendamt zur Vereinfachung des Verfahrens digitale Verfahren einführt 
(und nach dem OZG [Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistun-
gen – Onlinezugangsgesetz] sogar einführen muss, s. b), so ergibt sich daraus doch nicht, 
dass andere Leistungswünsche unberücksichtigt bleiben könnten. Eine Pflicht der Adres-
sat:innen zur Verwendung von digitalen Verfahren ist nur für „Vordrucke“ iSv § 60 Abs. 2 
SGB VIII gesetzlich geregelt. Eine solche Vorgabe wird auch mit dem OZG nicht geregelt. Es 
schreibt nur eine Pflicht der Behörden vor, ihre Leistungen „auch“ online anzubieten (da- 
zu  b bb), nicht aber ein Recht, analoge Zugänge einzustellen.78 

Dies spricht zwar nicht dagegen, dass das Jugendamt für bestimmte Leistungen auf die 
Nutzung vorgehaltener Zugangsverfahren verweist. Dies kann sich in bestimmten Bereichen 
wie der Beantragung eines Halbtags-Kita-Platzes auch anbieten, da sich so der Bedarf und 
die Vergabe einzelner Plätze evtl. gut steuern lassen. Es ließe sich auch argumentieren, 

––––––––––––––––– 
75  Für die HzE LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 27 Rn. 1 mwN; Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 27 Rn. 50; zu den 

Anforderungen an die Antragstellung s. DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2012, 313. 
76  Vertiefend Beckmann 150 ff. 
77  FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 37. 
78  Hermann/Stöber NVwZ 2017, 1401 (1404). 
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dass die Nutzung digitaler Verfahren vergleichbar mit Vordrucken iSv § 60 Abs. 2 SGB VIII 
ist und somit vom Jugendamt auch vor Bewilligung der Leistung grundsätzlich gefordert 
werden kann. Selbst bei einer solchen Annahme müsste das Jugendamt aber zumindest auf 
die Nutzung aktiv hinweisen und die Leistungsberechtigten ggf. beim Ausfüllen unterstüt-
zen oder alternative Möglichkeiten eröffnen, die benötigten Informationen beizubringen. Hat 
eine Familie etwa keinen Internetzugang oder keine entsprechenden Geräte oder Schwie-
rigkeiten bei der Nutzung, so darf auch die Nutzung eines Online-Portals nicht pauschal 
vorausgesetzt werden. 

Zusammengefasst ist für einen „Antrag“ – also die Äußerung eines Leistungswunschs – 
nicht entscheidend, ob junge Menschen oder ihre Erziehungsberechtigten eine E-Mail 
schreiben, eine bereitgestellte Plattform nutzen, beim Jugendamt anrufen oder persönlich 
vorsprechen. Das Jugendamt muss infolge der Kenntnisnahme eines Unterstützungsbedarfs 
unabhängig vom Weg der Kenntnisnahme prüfen, ob die Leistungsvoraussetzungen er-
füllt sind und – ggf. nach Hinweis auf bestimmte Mitwirkungspflichten zur Beibringung be-
nötigter Informationen zur Feststellung der Leistungsvoraussetzungen – über die Leis-
tungsbewilligung entscheiden. Zwar darf das Jugendamt vor Ort durchaus bestimmte – ein-
fach gestaltete und grundsätzlich adressatengerechte Wege wie etwa Online-Plattformen 
für die „Beantragung“ eines Kita-Platzes – vorsehen. Es darf allerdings die „beantragte“ 
Leistung nicht pauschal verweigern, wenn der Leistungswunsch ihm auf anderem Weg be-
kannt wird. In diesen Fällen muss er vielmehr bei der Nutzung unterstützen bzw. für Ein-
zelfälle Ausnahmen vorsehen, wenn einzelne Familien die Plattform nicht nutzen können, 
bspw. weil sie mit der Nutzung überfordert sind oder nicht über die technischen Möglichkei-
ten verfügen. 

b) Pflicht des Jugendamts zum Angebot digitaler Zugangsverfahren 

Unabhängig von der Frage der Berücksichtigungspflicht digitaler oder analoger Äußerun-
gen eines Wunschs zur Leistungsinanspruchnahme stellt sich die Frage, ob das Jugendamt 
verpflichtet ist, gezielt auch spezifisch ausgestaltete digitale Zugangswege anzubieten. 

aa) Pflicht zur Bereitstellung digitaler Verfahren zur einfachen Zugangsgestaltung 

Eine Pflicht, auch digitale Kommunikationswege für die Äußerung eines Unterstützungsbe-
darfs bzw. eines Wunschs zur Hilfeinanspruchnahme zu eröffnen, ergibt sich dem Grunde 
nach schon aus der Pflicht zur einfachen Gestaltung des Zugangs zu SGB-Leistungen 
nach § 17 SGB I ebenso wie aus den allgemeinen Grundsätzen der Lebensweltorientierung, 
Teilhabe und Niedrigschwelligkeit sowie Selbstbestimmung (dazu  Teil 1 A. III.). 

bb) Pflicht zur Bereitstellung eines Online-Zugangs nach dem OZG 

Seit 1.1.202379 ist mit dem OZG zudem ausdrücklich eine grundsätzliche Pflicht geregelt, 
das gesamte Verwaltungsverfahren zur Bewilligung von Sozialleistungen elektronisch an-
zubieten. Es verpflichtet Bund und Länder, ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch 
über Verwaltungssportale anzubieten (§ 1 Abs. 1 OZG). Für die Umsetzung spielen die 
––––––––––––––––– 
79  Im Hinblick auf die bislang schleppende Umsetzung erstreckt sich diese in das Jahr 2023 hinein. Derzeit sieht ein „Entwurf 

eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften“ (OZG-Änderungsgesetz – OZG-
ÄndG) ua die Streichung der Umsetzungsfrist und die Beschreibung der Digitalisierung als Daueraufgabe vor. 
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Kommunen als Zuständige für die OZG-Leistungen die entscheidende Rolle und müssen 
daher die OZG-Leistungen auch von diesen digitalisiert über Verwaltungsportale angebo-
ten werden.80 

§ 2 Abs. 3 OZG definiert Verwaltungsleistungen 

„im Sinne dieses Gesetzes als die elektronische Abwicklung von Verwaltungsver-
fahren und die dazu erforderliche elektronische Information des Nutzers und 
Kommunikation mit dem Nutzer über allgemein zugängliche Netze“. 

§ 9 VwVfG (Verwaltungsverfahrensgesetz) definiert Verwaltungsverfahren als 

„die nach außen wirkende Tätigkeit der Behörden, die auf die Prüfung der Voraus-
setzungen, die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den 
Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages gerichtet ist“. 

Es besteht also eine Pflicht, das Verwaltungsverfahren, das zum Erhalt einer Leistung führt, 
elektronisch anzubieten. Umfasst sind für diese Leistungen grundsätzlich die Pflichten: 

 Bereitstellung einer Möglichkeit, einen Leistungswunsch oder einfach einen Hilfebe-
darf elektronisch zu äußern; 

 Möglichkeit, das weitere Verfahren zur Bewilligung der Leistung elektronisch durch-
zuführen, also 
 die Möglichkeit, alle für die Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen erforderlichen 

Informationen elektronisch beizubringen sowie 
 die Hilfe elektronisch zu bewilligen und den Hilfebescheid auf elektronischem Weg 

zu übermitteln (dazu  3.). 

Die zu gewährenden Leistungen, auf die sich der Online-Zugang bezieht, wurden im sog. 
OZG-Umsetzungskatalog erfasst, welcher auf dem Leistungskatalog der öffentlichen Ver-
waltung (LeiKa) basiert.81 Einbezogen sind auch die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, 
bspw. die HzE oder die Kindertagesbetreuung. 

Aus dem OZG ergibt sich daher grundsätzlich eine Pflicht, für die „Beantragung“ aller 
SGB VIII-Leistungen, also die Äußerung eines Wunschs nach der Inanspruchnahme einer 
Leistung, ein elektronisches Verfahren anzubieten. 

3. DIGITALE LEISTUNGSBEWILLIGUNG DURCH DAS JUGENDAMT 

a) Entscheidung über die Leistungsbewilligung durch digitalen Verwaltungsakt 

Findet die Leistungsgewährung im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis statt, also 
durch Entscheidung des Jugendamts über einen geäußerten Leistungswunsch (s.  2.), so 
entscheidet das Jugendamt als Behörde grundsätzlich durch Verwaltungsakt; das Jugend-
amt erlässt also einen Bescheid,82 der den Adressat:innen bekannt zu geben ist (§ 39 
SGB X). 

––––––––––––––––– 
80  S. Informationen des Bundesministeriums des Innern und für Heimat (BMI), abrufbar unter www.onlinezugangsgesetz.de/ 

Webs/OZG/DE/service/auf-einen-blick/kommunen/kommunen-faq/kommunen-faq-node.html, Abruf: 12.9.2023: Die Koor-
dinierung der OZG-Umsetzung in Ländern und Kommunen fällt in das Digitalisierungsprogramm Föderal, das eine arbeits-
teilige OZG-Umsetzung von Bund, Ländern und Kommunen vorsieht. 

81  S. www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/verwaltungsmodernisierung/onlinezugangsgesetz/onlinezugangs-
gesetz-node.html, Abruf: 12.9.2023. 

82  FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 55. 

http://www.onlinezugangsgesetz.de/%20Webs/OZG/DE/service/auf-einen-blick/kommunen/kommunen-faq/kommunen-faq-node.html
http://www.onlinezugangsgesetz.de/%20Webs/OZG/DE/service/auf-einen-blick/kommunen/kommunen-faq/kommunen-faq-node.html
http://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/verwaltungsmodernisierung/onlinezugangsgesetz/onlinezugangsgesetz-node.html
http://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/verwaltungsmodernisierung/onlinezugangsgesetz/onlinezugangsgesetz-node.html
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Nach dem OZG ist vom verpflichtend elektronischen Angebot von Verwaltungsleistungen 
über Verwaltungssportale die gesamte elektronische Abwicklung einschließlich der Infor-
mation der Nutzer:in sowie der Kommunikation der Nutzer:in umfasst (§ 2 Abs. 3 OZG). Im 
Fall der Nutzung des elektronischen Verwaltungsportals durch die Bürger:in ist also auch 
der Verwaltungsakt elektronisch zu erlassen und der Bürger:in über das Verwaltungsportal 
bekannt zu geben. 

b) Kein vollautomatisiertes Verwaltungsverfahren 

Aus der Pflicht zur elektronischen Bekanntgabe des Verwaltungsakts bei Inanspruchnahme 
von Online-Verwaltungsportalen ergibt sich jedoch nicht automatisch auch die Möglichkeit 
eines vollautomatisierten Verwaltungsakts, also des (digitalen) Verwaltungsakts, der voll-
ständig durch automatische Einrichtungen ohne Entscheidung durch eine Person in Form 
eines Verwaltungsträgers getroffen wird. 

Insbesondere enthält das OZG keine Pflicht, auch das hinter dem Verhältnis zwischen Ver-
waltung und ihren Adressat:innen liegende behördeninterne Verwaltungsverfahren zu digi-
talisieren.83 Diese Möglichkeit besteht zwar grundsätzlich nach § 31a SGB X, allerdings mit 
der Einschränkung, dass kein Anlass bestehen darf, den Einzelfall durch Amtsträger bearbei-
ten zu lassen.84 Für Leistungen des SGB VIII ergibt sich ein solcher Anlass, wenn Leistungs-
voraussetzungen unbestimmte Rechtsbegriffe erhalten, die vom Jugendamt auf den konkre-
ten Fall anzuwenden sind, und sich die individuelle Leistung in Art und Ausgestaltung nach 
dem jeweiligen individuellen Bedarf richtet. Im SGB VIII gibt es sowohl auf der Tatbestands-
seite (Voraussetzungen für eine Leistung) als auch auf der Rechtsfolgenseite (Hilfegewäh-
rung in konkret geeigneter und erforderlicher Form) zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe, 
etwa das Kindeswohl, die Kindeswohlgefährdung oder die Eignung, Erforderlichkeit und 
Notwendigkeit, die fachgerecht vom Jugendamt angewendet werden müssen.85 Dies gilt in 
besonderem Maß für die HzE, für die § 36 Abs. 2 S. 1 SGB VIII vorsieht, dass bei längeren 
Hilfen mehrere Fachkräfte an der Entscheidungsfindung zu beteiligen sind. 

Für einzelne Leistungen, deren Voraussetzungen und Rechtsfolge sich leicht anhand einfa-
cher abrufbarer Informationen feststellen lassen, wie bspw. für einen Halbtags-Platz in einer 
Tageseinrichtung in zumutbarer Entfernung, kann sich dagegen ein automatisiertes Verfah-
ren anbieten. Auch hier können allerdings eine vollautomatisierte Prüfung und Entscheidung 
problematisch sein, etwa wenn nicht ausreichend Plätze in Wunsch-Tageseinrichtungen 
verfügbar sind und die vor Ort festgelegten Kriterien für die Berücksichtigung des Wunsch- 
und Wahlrechts sich nicht losgelöst von einer Bewertung durch Mitarbeitende des Jugend-
amts im Einzelfall automatisch prüfen lassen. 

4. DIGITALE ELEMENTE FÜR DIE MITWIRKUNG DER ADRESSAT:INNEN AN DER 
HILFEPLANUNG NACH § 36 SGB VIII 

Für den Bereich der HzE verlangt § 36 SGB VIII ausdrücklich die Mitwirkung der Adres-
sat:innen an der Ausgestaltung der Hilfe. Konkret gibt das Gesetz vor, dass mehrere Fach-
kräfte zusammen mit dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder Jugendlichen 
––––––––––––––––– 
83  Hermann/Stöber NVwZ 2017, 1401 (1404). 
84  Guckelberger/Starosta Archiv für Wissenschaft und Praxis der Sozialen Arbeit 4/2021, 20 (24 f.). 
85  FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 50 f. 
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einen Hilfeplan aufstellen sollen, der Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende 
Art der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen enthält (§ 36 Abs. 2 S. 1 und 2 SGB VIII). 
Für die selbstbestimmte (Mit-)Entscheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor 
einer notwendigen Änderung von Art und Umfang der Hilfe sind in § 36 Abs. 1 SGB VIII 
umfassende Beratungs- und Aufklärungspflichten über die möglichen Folgen der Hilfe in 
einer verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form geregelt. Vorgesehen 
ist also ein gemeinschaftlicher Verständigungsprozess zwischen den Fachkräften des Ju-
gendamts und der Familie, der der (formellen) Entscheidung über die Hilfegewährung durch 
Verwaltungsakt vorangeht. Dadurch wird berücksichtigt, dass gelingende HzE die Akzep-
tanz und aktive Mitarbeit der Beteiligten voraussetzt.86 

In Bezug auf die Gestaltung dieser Beteiligung stellt sich die Frage nach einer Befugnis und 
einer Pflicht des Jugendamts zur Nutzung digitaler Formate. 

a) Keine Festlegung der Gestaltung durch das OZG 

Auch dem OZG lassen sich trotz der grundsätzlichen Pflicht zur elektronischen Gestaltung 
des gesamten Verwaltungsverfahrens keine pauschale Pflicht und Befugnis zur digitalen 
Gestaltung der Beteiligung nach § 36 SGB VIII entnehmen. Zwar regeln die Vorgaben des 
§ 36 SGB VIII auch eine Qualifizierung der Beteiligung am Verwaltungsverfahren.87 Jedoch 
beinhaltet die Beteiligung der Personensorgeberechtigten und des Kindes bzw. Jugendli-
chen nach § 36 SGB VIII nicht vorrangig eine Regelung des Verwaltungsverfahrens im en-
geren Sinne, sondern regelt die inhaltliche Mitwirkung der Adressat:innen der Leistung vor 
dem Hintergrund, dass sozialpädagogische Leistungen ihre Wirkung nur im Fall einer akti-
ven Einbeziehung der von der Leistung Betroffenen entfalten können.88 Auf die Beteiligung 
an der Entscheidungsfindung im Hilfeplanverfahren haben die Personensorgeberechtigten 
und das Kind einen subjektiv-rechtlichen Anspruch.89 Um den Sinn und Zweck der Beteili-
gung zu gewährleisten, müssen für die Gestaltung des Hilfeplanverfahrens fachliche Krite-
rien entscheidend sein, die eine möglichst effektive Beteiligung sicherstellen. 

b) Entscheidung über die Gestaltung der Mitwirkung nach fachlichen Kriterien 

Zuständig für die Durchführung des Hilfeplanverfahrens und die Gestaltung der Hilfeplan-
gespräche ist der örtliche Jugendhilfeträger. Die Bestimmung über Ort, Zeiten und Modali-
täten für die Durchführung des Hilfeplanverfahrens obliegt dem Jugendamt als Sozialleis-
tungsträger im Rahmen der Steuerungsverantwortung.90 

Bei der Gestaltung des Hilfeplangesprächs muss das zuständige Jugendamt fachliche Ge-
sichtspunkte berücksichtigen, deren mögliche Abbildung in einem digitalen Prozess sorg-
fältig geprüft werden muss. Die fachliche Entscheidung über die Modalitäten der Hilfeplan-
gespräche orientiert sich am Zweck des Hilfeplanverfahrens. In diesem geht es darum, ein 
gemeinsames Hilfeverständnis zu entwickeln. Dies erfordert einen interaktiven Prozess, in 
dem Fachkräfte ihre fachliche Sicht vermitteln und Erziehungsberechtigte sowie Kinder und 

––––––––––––––––– 
86  Wiesner/Wapler/Gallep SGB VIII § 36 Rn. 9; FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 36. 
87  FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen SGB VIII § 36 Rn. 2; Hauck/Noftz/Stähr SGB VIII, Stand: 2/2022, SGB VIII § 36 Rn. 72. 
88  FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 36. 
89  Wiesner/Wapler/Gallep SGB VIII § 36 Rn. 14. 
90  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2013, 255 (256); 2006, 23; 2005, 454 f. 
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Jugendliche je nach Alter und Entwicklung ihre eigenen Überlegungen zur Situationsverän-
derung einbringen.91 Das Hilfeplanverfahren mit dem Ziel einer gemeinschaftlichen Ver-
ständigung über den Hilfebedarf und die notwendigen Hilfen erfordert Hilfeplangespräche 
zwischen Fachkräften und Familienmitgliedern, die bereits für sich genommen der späte-
ren Hilfe vorgelagerte pädagogische Prozesse sind.92 Im Verhältnis zur oben beschriebenen 
reinen Beratung über Leistungsangebote der Kinder- und Jugendhilfe ist hier also bereits 
ein Mehr an pädagogischer Arbeit erforderlich. Fachkräfte sollen unter Einsatz des methodi-
schen Handwerkszeugs Prozesse der Beteiligung und Mitwirkung von Kindern, Jugendli-
chen und Eltern gestalten und moderieren.93 Die fachliche Gestaltung der Hilfeplanung be-
einflusst ihren Erfolg wesentlich.94 Die Hilfeplangespräche müssen daher so gestaltet wer-
den, dass der gewählte Rahmen eine gemeinsame Hilfeplanung tatsächlich ermöglicht. 

Da es bei den Hilfeplangesprächen um die gemeinsame Planung der Hilfe und einen ge-
meinsamen Verständigungsprozess geht und daher Selbstbestimmung und Beteiligung der 
Familienmitglieder in hohem Maß von Bedeutung sind, sollte der Beteiligungsfokus auch 
bereits bei der Entscheidung über die Gestaltung der Gespräche eine besondere Rolle spie-
len und Wünsche der Personensorgeberechtigten sowie Kinder und Jugendlichen in die 
Entscheidung einbezogen werden. Auch die Form der Gespräche muss partizipationsförder-
lich und so wenig wie möglich formalisiert sein.95 Nur so kann dem Ziel der Hilfeplanung, 
der möglichst weitgehenden Achtung der Selbstbestimmung der Familienmitglieder ge-
recht zu werden,96 bereits im Hilfeplanverfahren Genüge getan werden. 

c) Kriterien für die digitale Durchführung der Hilfeplangespräche 

Die Entscheidung über die Gestaltung der Hilfeplangespräche muss also im konkreten Fall 
nach fachlichen Gesichtspunkten erfolgen und sich danach richten, inwieweit sie die erfor-
derlichen pädagogischen Prozesse und Mitentscheidungen ermöglicht, befördert oder be-
hindert. Das betrifft auch die Nutzung analoger oder digitaler Gesprächssettings. 

In der Vergangenheit und auch im Kontext mit der Corona-Pandemie wurde dabei davon 
ausgegangen, dass Hilfeplangespräche vorrangig in Präsenz stattfinden müssen und nur 
ergänzend zu Face-to-Face-Gesprächen digitale Gespräche in Betracht kommen.97 Jedoch 
dürfte in Anbetracht der zunehmend digitalen Lebenswelt eine Erweiterung auf digitale 
Formate zu diskutieren und fachlich zu untersuchen sein. Es spricht viel dafür, dass im je-
weiligen Einzelfall zu entscheiden ist, welche Gesprächsformate in welchem Umfang fach-
lich geeignet sind. Da die Gestaltung von der fachlichen Eignung und Erforderlichkeit ab-
hängt, dürften weder nur analoge noch nur digitale Gesprächsformate als grundsätzlich 
geeignet im jeweiligen Jugendamt vorgehalten werden. Im Folgenden werden erste Krite-
rien für die Einschätzung gesammelt, ob und in welchem Umfang digitale Gesprächsforma-
te fachlich geeignet und daher im Einzelfall zu nutzen sind:  

––––––––––––––––– 
91  Wiesner/Wapler/Gallep SGB VIII § 36 Rn. 10. 
92  Wiesner/Wapler/Gallep SGB VIII § 36 Rn. 9 ff.; FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen SGB VIII § 36 Rn. 18. 
93  FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen SGB VIII § 36 Rn. 9. 
94  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2013, 255 (256). 
95  FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen SGB VIII § 36 Rn. 13. 
96  Beckmann 268. 
97  AFET 3; Wiesner/Wapler/Gallep SGB VIII § 36 Rn. 14. 
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 Ermöglichung einer tatsächlichen Beteiligung im Einzelfall 
Maßgeblich für die Entscheidung für ein digitales oder analoges Hilfeplangespräch ist, wel-
che Gestaltungsform eine tatsächliche Beteiligung des Kindes, Jugendlichen und seiner El-
tern gewährleistet. Zu berücksichtigende Aspekte können dabei sein, dass die tatsächliche 
Beteiligung an der Hilfeplanung durch die Nutzung eines digitalen Formats gerade beför-
dert werden kann, da sich insbesondere junge Menschen in solchen Formaten als selbstbe-
stimmter und selbstwirksamer erleben können. Auch könnte die digitale Distanz je nach 
konkreten Umständen hilfreich sein, um sich öffnen zu können. Umgekehrt kann aber auch 
die Gefahr bestehen, dass sich junge Menschen in einem digitalen Setting stärker zurück-
nehmen und für die partizipative Hilfegestaltung verloren gehen.98 Die Fachkräfte des Ju-
gendamts müssen diese Vor- und Nachteile im jeweiligen Fall beurteilen. 

 Berücksichtigung der Wünsche der Familienmitglieder 
Berücksichtigt werden müssen zudem auch die Wünsche der Beteiligten, was die Gestal-
tung der Gespräche anbelangt, die daher grundsätzlich bei der Planung der jeweiligen Ge-
spräche eingeholt werden müssen. Äußert der junge Mensch selbst den Wunsch, dass das 
Hilfeplangespräch digital oder gerade persönlich stattfindet, so sollte dies durch das Ju-
gendamt unbedingt berücksichtigt und zumindest ein Teil der Gespräche wunschgemäß 
ermöglicht werden, sofern keine (anderen) zwingenden fachlichen Gründe der gewünsch-
ten Gestaltung entgegenstehen. Den Ansatz einer selbstbestimmten Mitentscheidung über 
den Ort der Hilfeplangespräche verfolgt auch das KJSG, indem es der Jugendhilfe in § 1 
Abs. 3 Nr. 2 SGB VIII auferlegt wird, jungen Menschen zu ermöglichen oder zu erleichtern, 
entsprechend ihrem Alter und ihrer individuellen Fähigkeiten in allen sie betreffenden Le-
bensbereichen selbstbestimmt zu interagieren. 

Sprechen (andere) fachliche Gründe gegen die Berücksichtigung des Wunschs, so sollte 
versucht werden, ins Gespräch zu gehen und noch einmal den Sinn und Zweck des gemein-
samen Planungsprozesses zu vermitteln und zu einer auch vom jungen Menschen mitge-
tragenen Gestaltung zu kommen. 

 Intensität des Hilfebedarfs und der erforderlichen Hilfe 
Die Form der Gesprächsführung ist auch abhängig von der Art der erforderlichen Hilfe. 
Besonders sensibel sind Hilfeplangespräche, in denen es um die außerfamiliäre Unterbrin-
gung des Kindes geht. In diesen Gesprächen geht es darum, der Familie zu vermitteln, dass 
ihr Kind bei einem längeren Verbleib in einer Pflegestelle oder Einrichtung neue Bindungen 
und Bezüge entwickelt, die einer weiteren Beziehung zur Herkunftsfamilie nicht notwendi-
gerweise hinderlich sein müssen, aber doch zu beachtende Konsequenzen auf mögliche 
Rückkehroptionen und -perspektiven haben können.99 Auch hier ist im Einzelfall zu klären, 
auf welche Art und Weise dies dem jungen Menschen und seinen Eltern so vermittelt wer-
den kann, dass die Information sie erreicht und idealerweise angenommen werden kann. 

  

––––––––––––––––– 
98  Für die Beratung junger Menschen Kupfer/Mayer Soz Passagen 2019, 243 ff. 
99  FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen SGB VIII § 36 Rn. 8. 
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 Aktuelles Bestehen einer Hilfebeziehung 
Bei der Eignung der Kommunikationsformen für die Hilfeplangespräche kann auch eine Rol-
le spielen, ob es sich um das erste Gespräch handelt, in dem sich Fachkräfte des Jugend-
amts und Familienmitglieder kennenlernen und eine Hilfebeziehung aufbauen müssen, oder 
ob es sich um ein Hilfeplangespräch im weiteren Hilfeprozess handelt.100 Gerade zu Beginn 
des Planungsprozesses können sich aber auch – ggf. neben analogen Gesprächen – gerade 
digitale Elemente wie etwa Aufklärungs- und Informationsvideos über das Hilfeplanverfah-
ren anbieten (dazu auch  c und d). Je nach den Bedingungen im Einzelfall gilt es, eine Ent-
scheidung über die geeigneten Kommunikationsformen zu treffen. 

 Individuelle Kompetenzen in digitalen Settings 
Entscheidend sind zudem die individuellen Kompetenzen der Kinder, Jugendlichen und ihrer 
Familien zur Kommunikation in digitalen Settings. Eine Rolle spielen dabei das Alter und die 
Vertrautheit der jungen Menschen sowie ihrer Eltern mit digitalen Formaten. 

Neben den Kompetenzen der Familienmitglieder sind auch die jeweiligen Methoden und 
Kompetenzen der Fachkräfte, die die Hilfeplangespräche führen, entscheidend für das Ge-
lingen der (digitalen) Hilfeplangespräche. Daher ist eine Stärkung dieser Kompetenzen in 
Aus- bzw. Fort- und Weiterbildung erforderlich, damit im jeweiligen Einzelfall die Gewähr 
besteht, dass den Besonderheiten des Kommunikationsformats kompetent begegnet wer-
den kann (dazu  Teil 3 B. I. 1. c). 

 Widerstand der Personensorgeberechtigten im Hinblick auf die Hilfe 
Zu berücksichtigen sein kann auch die – bereits bekannte – Einstellung der Personensorge-
berechtigten gegenüber dem vom Jugendamt gesehenen Hilfebedarf, insbesondere wenn 
die Hilfe zur Abwendung einer Kindeswohlgefährdung erforderlich ist. Je größer der Wider-
stand, desto eher muss darauf geachtet werden, dass das gewählte Setting die Zusammen-
arbeit tatsächlich befördert. 

 Praktische Aspekte (viele Beteiligte, große Entfernungen, knappe Zeitressourcen) 
Eine gemeinsame Entscheidungsfindung bedingt idR, dass der junge Mensch selbst, seine 
Eltern und/oder ein:e Vormund:in/Ergänzungspfleger:in und ggf. – insbesondere im weiteren 
Hilfeverlauf – die die Hilfe erbringenden Fachkräfte wie bspw. die Betreuer:innen der Ein-
richtung teilnehmen und sich in das Gespräch effektiv einbringen können. Bei weiten Ent-
fernungen kann daher ein digitales Gespräch statt eines gemeinsamen Treffens vor Ort an-
gezeigt sein, um eine Teilnahme aller Beteiligten zu erreichen. So wurde zB in einer aktuel-
len Entscheidung des VGH München von einer Pflicht ausgegangen, personensorgeberech-
tigten Eltern aufgrund ihres Elternrechts aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG die Teilnahme am Hilfe-
plangespräch auch praktisch zu erleichtern, wenn ein analoges Hilfeplangespräch aufgrund 
einer weiten Entfernung mit erheblichen zeitlichen und finanziellen Belastungen verbunden 
ist.101 Voraussetzung ist aber wiederum die fachliche Eignung eines digitalen Gesprächsset-
tings. 

Gründe, die für ein Hilfeplangespräch vor Ort sprechen, können zB in der stationären Unter-
bringung eines jungen Menschen liegen. Im Fall der Gewährung einer stationären Hilfe in 

––––––––––––––––– 
100  S. dazu Beckmann/Lohse Jugendhilfe 2021, 191. 
101  VGH München 25.1.2023 – 12 CE 22.2526. 
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einer Einrichtung nach § 34 SGB VIII wird es bspw. häufig fachlich erforderlich sein, dass die 
Hilfeplangespräche – zumindest teilweise – vor Ort in der Einrichtung stattfinden, in der ein 
junger Mensch lebt, damit sich alle ein tatsächliches Bild von seinen Lebensumständen ma-
chen können. Ob ein solcher Einblick auch in einer Videokonferenz möglich ist, obliegt wie-
derum der fachlichen Entscheidung der Fachkräfte des Jugendamts im Einzelfall. 

d) Nutzung digitaler Elemente als zusätzliche Gestaltungsoptionen des Hilfepla-
nungsprozesses 

Neben digitalen Settings der Hilfeplangespräche selbst kommt auch die Nutzung digitaler 
Elemente im weiteren Hilfeplanungsprozess in Betracht. 

Anbieten können sich digitale Kommunikationsformen uU bspw. für die erforderliche Bera-
tung der Personensorgeberechtigten und der jungen Menschen über die möglichen Folgen 
(§ 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII) sowie die Aufklärung der jungen Menschen über den Inhalt und 
Zweck des Hilfeplanverfahrens selbst sowie die Rechte im Hilfeplanverfahren (§ 8 Abs. 1 
S. 2 SGB VIII). Die Aufklärung muss nach § 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII in einer verständli-
chen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form erfolgen. Daraus ergibt sich nicht di-
rekt eine bestimmte Form der Gesprächsführung (Ausführungen zur Beratung nach § 10a 
SGB VIII in  Teil 1 C. II. 1.). Gerade jungen Menschen könnten Inhalt und Funktion der Hil-
feplanung durch Videos oder andere digitale Elemente wie ein digitales Spiel besonders 
adressatengerecht verdeutlicht und so zu einer Beteiligung in den Hilfeplangesprächen be-
fähigt werden. So wird die Nutzung bestimmter digitaler Medien oder Tools als Optionen 
für effektive Beteiligungsformen als fachlich sinnvoll eingeschätzt102 und werden ausdrück-
lich digitale Beratungsformate empfohlen.103 Ob digitale Beratungs- und Aufklärungsele-
mente angenommen werden oder es (zusätzlich) einer individuellen (analogen oder digita-
len) Aufklärung und Beratung bedarf, gilt es wiederum im Einzelfall zu überprüfen. 

5. DIGITALER ZUGANG ZUR LEISTUNG BEIM LEISTUNGSERBRINGER 

Beim (digitalen) Zugang zur Leistung ist in den Blick zu nehmen, dass der Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe, der die Verantwortung für die Leistungsgewährung trägt, diese in einer 
Großzahl der Fälle nicht selbst erbringt. Vielmehr werden die Leistungen, die in der Kinder- 
und Jugendhilfe nicht in Geldleistungen, sondern meist in persönlichen und erzieherischen 
Dienstleistungen bestehen, infolge der Bewilligung – und teilweise auch durch unmittelbare 
Inanspruchnahme ohne Einbeziehung des Jugendamts – durch einen Leistungserbringer 
erbracht, bei dem es sich in vielen Fällen um einen Träger der freien Jugendhilfe handelt. 
Die Bewilligung der Leistung und die Leistungserbringung erfolgen also in einem Dreiecks-
verhältnis zwischen Leistungsberechtigten, leistungsverpflichtetem Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und leistungserbringendem freien Träger.104 Faktisch ist also bei den Dienstleis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe zwischen der Entscheidung des Jugendamts, die mög-
licherweise rein digital erfolgen kann bzw. muss, und der Inanspruchnahme der Leistung 
selbst häufig noch eine Entscheidung eines freien Trägers zwischengelagert, der grundsätz-
lich selbst darüber bestimmt, ob die Leistung gerade bei ihm in Anspruch genommen wer-

––––––––––––––––– 
102  Gravelmann RdJB 2018, 201 (203). 
103  AFET 3; Wiesner/Wapler/Gallep SGB VIII § 36 Rn. 14. 
104  FK-SGB VIII/Schindler SGB VIII Vorb. Kap. 5 Rn. 1. 
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den kann. Und im Fall der Zulassung unmittelbarer Inanspruchnahme braucht es gar keine 
Bewilligung durch das Jugendamt, sondern können sich die Adressat:innen unmittelbar an 
den leistungserbringenden Träger wenden. 

Auch wenn die Jugendämter verpflichtet sind, das Verwaltungsverfahren der Leistungsbe-
willigung elektronisch anzubieten, ergibt sich daraus nicht, dass auch die Leistungserbrin-
genden verpflichtet wären, den Zugang zu ihren Leistungen rein digital anzubieten, also den 
Kontakt zwischen ihnen und den potenziellen Adressat:innen vor der tatsächlichen Ent-
scheidung über die Inanspruchnahme rein digital zu gestalten.105 

Die Leistungserbringer können grundsätzlich privatautonom darüber entscheiden, welchen 
Leistungsadressat:innen sie ihre Leistungen in welcher Art und Weise anbieten und wie sie 
die Zugänge zu ihrer Leistung gestalten. Bspw. könnte eine stationäre Einrichtung fordern, 
dass Familien zunächst zu einem persönlichen Kennenlernen in die Einrichtung kommen, 
bevor sie über die Aufnahme eines Kindes entscheiden. In anderen Bereichen, insbesondere 
bei niedrigschwelligen Leistungen wie der Erziehungsberatung oder Jugendarbeit, werden 
freie Träger dagegen idR eine digitale Kontaktaufnahme ausreichen lassen oder von einer 
Anmeldung vor Inanspruchnahme des Angebots ganz absehen. 

Zur digitalen Kommunikation besteht aber für freie Träger gegenüber den Adressat:innen 
keine Rechtspflicht. Anders als bei der Bewilligung der Leistung durch den öffentlichen 
Träger handelt es sich beim Verfahren der Entscheidung über die Leistungserbringung 
durch einen Anbieter in freier Trägerschaft nicht um ein Verwaltungsverfahren iSd OZG, für 
das die Pflicht bestünde, das gesamte Verfahren online anzubieten. Vielmehr handelt es 
sich bei dem Rechtsverhältnis zwischen Adressat:innen und Leistungserbringer um einen 
privatrechtlich gestalteten Vertrag, für dessen Gestaltung bei der Anbahnung grundsätzlich 
keine gesetzlichen Vorgaben bestehen.106 Aus dem OZG ergibt sich insofern keine Pflicht 
freier Träger, Kinder infolge eines rein digitalen Verfahrens aufzunehmen. 

Das Fehlen einer Rechtspflicht besteht auch im Verhältnis des freien zum öffentlichen Trä-
ger. Gem. § 4 Abs. 1 S. 2 SGB VIII hat die öffentliche Jugendhilfe bei der Zusammenarbeit 
die inhaltliche und organisatorische Selbstständigkeit der privaten/freien Jugendhilfe zu 
achten. Daher können freie Träger grundsätzlich auch nicht vom öffentlichen Träger ver-
pflichtet werden, ihre Leistungen auf eine bestimmte Art und Weise zu erbringen. Das gilt 
auch für das Verfahren, das der freie Träger vorsieht, um über die Leistungsgewährung ge-
genüber bestimmten Adressat:innen zu entscheiden. 

Zwar muss der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zudem Vereinbarungen über die Leis-
tungserbringung und Finanzierung nur mit solchen Trägern schließen bzw. nur solche Trä-
ger fördern, die für die Erbringung der beabsichtigten Leistung auch fachlich geeignet 
sind.107 Allerdings lässt sich kaum annehmen, dass ein Angebot eines freien Trägers grund-
sätzlich nicht geeignet ist, nur weil der freie Träger einen persönlichen Kontakt zu potenziel-
len Adressat:innen vor der Leistungserbringung verlangt. 

––––––––––––––––– 
105  Eine andere Frage ist, ob die Leistung selbst digital erbracht wird, bspw. bei einer digitalen Erziehungsberatung. In dem 

Fall ist dann freilich auch bereits der Zugang rein digital gestaltet; zu digitalen Leistungsgestaltungsformaten  II. 
106  VG Bremen 24.7.2014 – 3 K 1064/13, JAmt 2014, 466; DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2013, 388. 
107  Für die Vereinbarungen nach §§ 77, 78a ff. s. Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII § 78b Rn. 24; FK-SGB VIII/Schindler SGB VIII 

§ 77 Rn. 18. 
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6. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Zusammenfassend lässt sich also von einer Pflicht der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
zur Berücksichtigung der Digitalisierung der Lebenswelten ihrer Adressat:innen bei der Ge-
staltung von Zugangswegen zum Leistungsangebot der Kinder- und Jugendhilfe ausgehen. 
Diese allgemeine Pflicht beinhaltet allerdings nicht immer und überall eine Verpflichtung 
des Jugendamts bzw. ein Recht der Adressat:innen zur digitalen Kommunikation. Vielmehr 
divergieren die diesbezüglichen Befugnisse und Pflichten der öffentlichen Jugendhilfe je 
nach den konkreten Aufgaben: 

a) Information und Beratung über Leistungsangebote 

 Pflicht zur Schaffung adressatengerechter Beratungsformate 
Für die individuelle Information von Adressat:innen über das Leistungsangebot der Kinder- 
und Jugendhilfe nach § 10a SGB VIII besteht ein individueller Anspruch auf eine adressa-
tengerechte Beratung in verständlicher, nachvollziehbarer und wahrnehmbarer Form. Als 
adressatengerechte Beratung kommen unter dem Aspekt der Niedrigschwelligkeit und Le-
bensweltorientierung auch geeignete digitale Formate in Betracht. Entscheidend für die 
Adressatengerechtigkeit im Einzelfall ist in erster Linie ein plurales Beratungsangebot, im 
Rahmen dessen Adressat:innen das für sie passende Format wählen können ( Teil 3 B. I.). 

 Aufklärung über Nutzungsbedingungen bei digitalen Formaten und informierte 
Einwilligung 

Im Fall des Angebots digitaler Informationsgespräche ist das Jugendamt zur Aufklärung 
über die Nutzungsbedingungen und -folgen sowie zur Einhaltung der Vorgaben des Sozial-
datenschutzes verpflichtet. 

b) Zugang zu einer konkreten Leistung 

 Pflicht des Jugendamts zur Berücksichtigung jedes Unterstützungswunschs unab-
hängig von der Form des Zugangs 

Da es in der Kinder- und Jugendhilfe nicht das Erfordernis eines formalen Antrags gibt, son-
dern die Jugendhilfe verpflichtet ist, (ggf. auch eigeninitiativ) die Förderrechte junger Men-
schen durch Leistungsangebote zu sichern, muss das Jugendamt grundsätzlich jeden geäu-
ßerten Unterstützungswunsch, der es erreicht, – unabhängig von der Äußerung in digitaler 
oder analoger Form – berücksichtigen. Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe – insbeson-
dere solche, die individuelle Bedarfe junger Menschen decken oder gar Gefährdungen ab-
wenden sollen – dürfen mit keinen unnötigen Formvorgaben verbunden werden. Für be-
stimmte Leistungen kann die Vorgabe der Nutzung bestimmter Verfahren (zB Online-
Anträge oder Online-Plattformen zur Inanspruchnahme eines Tagesbetreuungsplatzes) 
zwar grundsätzlich zulässig, die vorgegebenen Verfahren müssen jedoch einfach nutzbar 
und adressatengerecht sein. Zudem ist das Jugendamt im Fall der Äußerung eines Hilfebe-
darfs jedenfalls verpflichtet, auf die Nutzung eines ggf. vorgegebenen Verfahrens hinzuwei-
sen, die Nutzungsmöglichkeit zu erklären und ggf. bei ihrer Nutzung zu unterstützen.  
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 Pflicht des Jugendamts zur Bereitstellung eines Online-Zugangs 
Durch das OZG sind die Träger der öffentlichen Jugendhilfe grundsätzlich verpflichtet, ihr 
gesamtes Verwaltungsverfahren, das auf den Erlass eines Verwaltungsakts über die Ge-
währung einer Leistung gerichtet ist – von der Äußerung eines Hilfebedarfs bis hin zur Ent-
scheidung über die Hilfebewilligung durch Verwaltungsakt – auch elektronisch über Onli-
ne-Portale anzubieten. Dies führt zu einer Erweiterung der Möglichkeiten des Zugangs, die 
aber umgekehrt analoge Zugangswege nicht ausschließt. Konkret gilt es, ein elektroni-
sches Verfahren anzubieten, nach dem sowohl ein „Antrag“ auf eine Jugendhilfeleistung, 
dh die Äußerung eines Leistungswunschs elektronisch gestellt als auch der Verwaltungs-
akt über die Gewährung einer Leistung elektronisch erlassen und zugestellt wird. 

 Digitale Hilfeplanung je nach Erfordernissen des konkreten Einzelfalls 
Aus dem OZG ergibt sich weder eine Pflicht noch eine Befugnis, die Beteiligung der Adres-
sat:innen an der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII unabhängig von den fachlichen Erforder-
nissen des Einzelfalls rein digital durchzuführen. Die Adressat:innenbeteiligung als wesent-
liches Gestaltungselement einer partizipativen Hilfe richtet sich in ihrer Ausgestaltung nach 
den fachlichen Erfordernissen, die eine beteiligungsorientierte Hilfeplanung und gemeinsa-
me Entscheidungsfindung über die geeignete und erforderliche HzE am effektivsten ermög-
lichen. Über die Gestaltung entscheidet das Jugendamt im Rahmen seiner Steuerungsver-
antwortung im jeweiligen Einzelfall. Entscheidende Kriterien sind dabei: 

 die allgemeine fachliche Eignung des analogen oder digitalen Formats für die Klä-
rung des Hilfebedarfs und die Beteiligung der Familienmitglieder; 

 die geäußerten Wünsche der beteiligten Eltern und jungen Menschen; 
 praktische Kriterien wie zB eine weite Entfernung, die im Fall der Eignung für die 

Berücksichtigung eines Wunschs nach einem digitalen Format spricht und erfor-
derlich sein können, wenn sie die Mitwirkungsmöglichkeit erzeugen oder die Mit-
wirkungsbereitschaft fördern;108 

 rein finanzielle Kriterien wie eine Kostenersparnis für das Jugendamt können nicht 
berücksichtigt werden. 

 Abschluss von Vereinbarungen über den Zugang bei freien Trägern 
Was den Zugang zu Leistungserbringern in freier Trägerschaft betrifft, so ist das Verhältnis 
zwischen den Adressat:innen und dem freien Träger nicht öffentlich-rechtlich, sondern pri-
vatrechtlich ausgestaltet. In diesem Rahmen kann der freie Träger privatautonom über sein 
Leistungsangebot und dessen Inanspruchnahme entscheiden. Das OZG gilt nur für das Ver-
waltungsverfahren des Jugendamts, wenn dieses durch Verwaltungsakt entscheidet, nicht 
aber für das privatrechtliche Verhältnis zwischen einem Leistungserbringer in freier Träger-
schaft und den Adressat:innen der Leistung. Auch im Verhältnis zum öffentlichen Träger 
kann der freie Träger grundsätzlich privatautonom über sein Leistungsangebot entscheiden, 
solange es sich nicht um ein grundsätzlich ungeeignetes Angebot zur Erreichung der Ziele 
des SGB VIII handelt. Im Rahmen der Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen sind 
aber auch Vereinbarungen über die Gestaltung der Zugangswege möglich ( Teil 3 B. II.). 

––––––––––––––––– 
108  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2023, 124 ff. 
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II. Digitale Kommunikation als Leistungsgestaltungselement 

Digitale Elemente lassen sich neben der Nutzung für den Zugang zu Leistungsangeboten 
auch im Rahmen der Leistungserbringung selbst nutzen, also für den Kontakt bzw. die Hil-
febeziehung zwischen Fachkräften und Familienmitgliedern als Leistungsgestaltungsele-
ment. Eine digitale Gestaltung von Hilfen kann sich auf die ganze Bandbreite der Leistun-
gen des SGB VIII beziehen, begonnen bei einem digitalen Angebot der Jugendarbeit mit 
Gruppenchats über die Durchführung von Erziehungsberatung via Chat, Telefon oder Video-
konferenz bis hin zu digitalen Kontakten mit einer Sozialpädagogischen Familienhelfer:in 
oder zwischen Jugendlichen und Betreuer:innen einer Einrichtung bei stationärer Unterbrin-
gung. Voranzustellen ist, dass es sich bei der Frage nach einer Nutzung digitaler Kommuni-
kationsmittel nicht notwendig um ein Entweder-Oder von digitalen und persönlichen Kon-
takten handelt, sondern auch eine Kombination aus beidem in Betracht kommt. 

Die Gewährung von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe ist im Fall des Vorliegens der 
Leistungsvoraussetzungen für den Träger der öffentlichen Jugendhilfe verpflichtend. Teil-
weise existieren über diese objektiv-rechtliche Pflicht hinaus aufseiten der Adressat:innen 
individuelle Rechtsansprüche auf die Leistungsgewährung, bspw. auf die Gewährung einer 
HzE nach §§ 27 ff. SGB VIII. Aus dem Umstand, dass auf eine Leistung ein individueller 
Rechtsanspruch besteht oder das Jugendamt objektiv-rechtlich verpflichtet ist, eine Leis-
tung zu gewähren, ergibt sich jedoch noch nicht, wie die Leistung zu gestalten ist, also zB, 
ob digitale Kommunikationsmittel eingesetzt werden müssen oder können. 

Im Folgenden werden zunächst die allgemeinen rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Nutzung digitaler Elemente für den Kontakt zwischen Fachkräften und Adressat:innen dar-
gestellt (1.) und diese Rahmenbedingungen anschließend auf ausgewählte Leistungen 
angewandt. Dabei bilden die HzE (2.), die vertrauliche Beratung junger Menschen nach § 8 
Abs. 3 SGB VIII (3.) sowie die Jugendarbeit (4.) Schwerpunkte. Abschließend wird der Frage 
nachgegangen, ob als Leistung der Kinder- und Jugendhilfe auch rein digitale Leistungen 
ohne den Einsatz von Fachkräften möglich sind (5.). 

1. RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN FÜR DIE DIGITALE GESTALTUNG VON 
LEISTUNGEN IM EINZELFALL 

Nachfolgend werden zunächst die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Gestaltung einer 
Leistung mit digitalen Elementen aufgezeigt. Die Ausführungen beziehen sich dabei auf die 
Inanspruchnahme bzw. Gewährung einer Leistung im Einzelfall (zur Gewährleistung eines 
bedarfsgerechten Angebots und Angebotsplanung  Teil 3 B. I.). 

a) Fachliche Eignung der Nutzung digitaler Leistungsgestaltungselemente 

Übergreifende Grundlage für die Gestaltung einer Leistung nach dem SGB VIII sind die 
fachliche Eignung der Leistungsgestaltung für den jeweiligen Leistungsinhalt bzw. die Er-
reichung des jeweiligen Leistungsziels. Die Methoden, mit denen eine jede Jugendhilfeleis-
tung erbracht wird, müssen gewährleisten, dass es sich inhaltlich um eine Leistung handelt, 
die dem Tatbestand entspricht, also bspw. um eine Förderung der Entwicklung junger Men-
schen bei der Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII), oder um eine Unterstützung bei der Bewälti-
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gung von Erziehungsaufgaben bei der Sozialpädagogischen Familienhilfe (SPFH; § 31 
SGB VIII). 

aa) Kommunikation zwischen Fachkräften und Adressat:innen als zentrales Leistungs-
gestaltungselement 

Dabei ist Ausgangspunkt, dass es sich bei den Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe um 
pädagogische personenbezogene Dienstleistungen handelt,109 die Leistungserbringung 
also im Wesentlichen in einem persönlichen Kontakt zwischen einer Fachkraft der Kinder- 
und Jugendhilfe und den jeweiligen Adressat:innen der Leistung erfolgt. Leistungen finden 
als „Kommunikationsprozesse“ statt.110 Grundvoraussetzung für die Gestaltung jeder Leis-
tung ist damit ein persönlicher Kontakt, der idR in einer Art Hilfebeziehung besteht – auch 
wenn die Intensität der erforderlichen Hilfebeziehung bei den unterschiedlichen Leistungen 
schwankt. Daraus ergibt sich aber noch nicht, dass es sich um einen analogen oder digitalen 
persönlichen Kontakt handeln muss. 

bb) Eignung der konkreten Leistungsgestaltung je nach Leistungsart und Umständen 
des Einzelfalls 

Wie dieser persönliche Kontakt zu gestalten ist, damit er bedarfsgerecht ist und den Hilfe-
bedarf deckt, obliegt einer fachlichen Einschätzung. Im Zuge der Digitalisierung von Le-
benswelten gilt es dabei auch zu prüfen, inwieweit digitale Kontaktformen geeignet sind, 
eine Hilfebeziehung aufzubauen und zu stärken. Dabei sind die fachlichen Besonderheiten 
der Nutzung bestimmter und somit auch digitaler Kommunikationsmittel zu berücksichtigen, 
insbesondere die kommunikationsmittelabhängigen Potenziale, Einschränkungen oder Mo-
difikationen der körperlichen oder digitalen Präsenz (dazu sowie zum Forschungsbedarf 
allg.  A. III.). Die Eignung der jeweiligen Kommunikation hängt dabei auch von der konkre-
ten Leistung ab, um die es geht. So knüpfen die unterschiedlichen Leistungen in unter-
schiedlichem Umfang an bestimmte entwicklungsbezogene bzw. erzieherische Bedarfe jun-
ger Menschen selbst bzw. ihrer Familien bei der Erziehung an, die auch in unterschiedlichem 
Ausmaß den persönlichen Kontakt und die Hilfebeziehung benötigen, um kurz-, mittel- und 
langfristig Verbesserungen für die Situation der Kinder und Jugendlichen erzeugen zu kön-
nen.111 Entscheidend ist zudem immer der konkrete Einzelfall, also die Eignung für die 
Kommunikation und Beziehungsgestaltung mit dem individuellen jungen Menschen 
und/oder seiner Familie. So sind die Nutzungs- und Gestaltungsbedingungen durch „indi-
viduelle habituelle Zugangs- und Nutzungsweisen“ geprägt.112 

b) Wunsch- und Wahlrecht bei digitalen Gestaltungselementen 

Die allgemeine Eignung vorausgesetzt, ist im Zusammenhang mit der selbstbestimmten 
Inanspruchnahme einer Leistung im konkreten Einzelfall vor allem das Wunsch- und Wahl-
recht nach § 5 SGB VIII von Bedeutung für die Leistungsgestaltung mit digitalen Gestal-
tungselementen. Dieses Recht verdeutlicht, dass Jugendhilfe in erster Linie Unterstüt-
zungstätigkeit zur Selbstverwirklichung der Adressat:innen nach ihren eigenen Vorstel-
––––––––––––––––– 
109  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII Vorb. §§ 11 ff. Rn. 12; FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII Anh. III Rn. 11. 
110  Kutscher ua/Witzel 495 (499). 
111  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII Vorb. §§ 11 ff. Rn. 1c. 
112  Kutscher ua/Witzel 494 (499). 
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lungen ist113 und entsprechend entscheidend für die effektive Umsetzung des Selbstbe-
stimmungs- und Beteiligungsrechts ( Teil 1 C.). 

aa) Wahl von Einrichtungen und Diensten mit digitalem Leistungsangebot und 
Wünsche nach einer digitalen Gestaltung der Leistung 

Nach § 5 Abs. 1 S. 1 SGB VIII haben die Leistungsberechtigten das Recht, zwischen Einrich-
tungen und Diensten verschiedener Träger zu wählen und Wünsche hinsichtlich der Gestal-
tung der Hilfe zu äußern. Inhaltlich bezieht sich das Wunsch- und Wahlrecht damit auf die 
Möglichkeit, zwischen verschiedenen Einrichtungen und Diensten zu wählen. Betroffen ist 
also auch das Recht zur Wahl eines Diensts mit digitalen Formaten. 

Das Recht umfasst zudem auch Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe, dh der 
Personen, Inhalte, Methoden, Arbeitsformen und äußeren Rahmenbedingungen.114 Wün-
sche können sich entsprechend auch auf digitale Gestaltungselemente beziehen. Dies kann 
für die Pflicht zur Berücksichtigung des Selbstbestimmungsbedürfnisses junger Menschen 
bei der Hilfegestaltung (§ 9 Nr. 2 SGB VIII) von besonderer Bedeutung sein. Umgekehrt 
besteht ebenso ein Recht, gerade einen Anbieter zu wählen, der digitale Formate nicht im 
Angebot hat, oder die Nutzung rein analoger Gestaltungsformen. 

Damit Leistungsberechtigte die Möglichkeit haben, von ihrem Wunsch- und Wahlrecht Ge-
brauch zu machen, sind sie auf dieses Recht hinzuweisen (§ 5 Abs. 1 S. 1 SGB VIII). Diese 
Hinweispflicht dient der Befähigung der Leistungsberechtigten dazu, die Leistung nach 
ihren persönlichen Wünschen und Vorstellungen (mit-)gestalten zu können, und bezieht 
sich auch auf die möglichen Gestaltungsformen der Leistungserbringung.115 

bb) Begrenzung auf vorhandenes Angebot 

Die Reichweite des Wunsch- und Wahlrechts ist auf das vorhandene Angebot beschränkt, 
da die Wünsche und die Wahl der Leistungsberechtigten im Einzelfall nur innerhalb des 
vorhandenen Angebots erfüllt werden können und müssen.116 Daraus ergibt sich jedoch 
umgekehrt wiederum das Erfordernis eines pluralen Angebots, da nur im Rahmen eines 
solchen das Wunsch- und Wahlrecht seine Bedeutung entfalten kann. Entsprechend sind 
die Wünsche und Vorstellungen der Leistungsadressat:innen nicht erst bei der jeweiligen 
Leistungsgewährung in einem bestimmten Fall zu beachten, sondern bereits auf überge-
ordneter Ebene, insbesondere bei der Planung und Gestaltung von Angeboten vor Ort, zu 
berücksichtigen ( Teil 3 B.).117 

cc) Begrenzung auf geeignete Angebote bzw. geeignete Leistungsgestaltungsformen 

Gebunden ist das Wunsch- und Wahlrecht wie beschrieben an fachlich geeignete Formen 
der Leistungserbringung. Die gewünschte Leistung muss den anzuerkennenden jugendhil-
ferechtlichen Bedarf im konkreten Fall vollständig abdecken.118 Daraus ergibt sich aller-
dings nicht, dass die Leistung aus fachlicher Perspektive auch optimal sein müsste, sodass 
––––––––––––––––– 
113  FK-SGB VIII/Münder/Beckmann SGB VIII § 5 Rn. 2. 
114  LPK-SGB VIII/Schindler/Elmauer SGB VIII § 5 Rn. 6. 
115  FK-SGB VIII/Münder/Beckmann SGB VIII § 5 Rn. 3. 
116  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 5 Rn. 9; FK-SGB VIII/Münder/Beckmann SGB VIII § 5 Rn. 12 mwN. 
117  FK-SGB VIII/Münder/Beckmann SGB VIII § 5 Rn. 5. 
118  FK-SGB VIII/Münder/Beckmann SGB VIII § 5 Rn. 8. 



Seite 48 / 166 www.dijuf.de 

den Leistungsberechtigten auch keine Leistungen oder Leistungsgestaltungen anstelle der 
gewünschten aufgezwungen werden dürfen, die aus Sicht des Jugendamts den Hilfebedarf 
besonders optimal decken. 

c) Entscheidung über die Leistungsgestaltung im Einzelfall 

Aufbauend auf der Grundbedingung der fachlichen Eignung und unter Berücksichtigung des 
Wunsch- und Wahlrechts nach § 5 SGB VIII wird im Folgenden dargestellt, wie über die 
Gestaltung einer Leistung einschließlich der Nutzung bestimmter Kommunikationsbedin-
gungen zu entscheiden ist. 

aa) Entscheidung bei Individual- und bei Infrastrukturleistungen 

Die konkrete Entscheidung über die Leistungsgestaltung mit digitalen und/oder analogen 
Elementen hängt davon ab, ob es sich um ein Leistungsangebot handelt, das von den Leis-
tungsberechtigten niedrigschwellig und unmittelbar ohne vorherige Einzelfallentscheidung 
des Jugendamts beim Leistungserbringer in Anspruch genommen werden kann, oder um 
eine Individualhilfe, über deren Bewilligung das Jugendamt (durch Verwaltungsakt) ent-
scheidet und zuvor die fachlich geeignete und erforderliche Form der Leistungserbringung 
prüft. 

(1) Selbstständige Inanspruchnahme von infrastrukturellen Angeboten mit und ohne 
digitale Gestaltungselemente 

Bei Leistungsangeboten, für die der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die niedrigschwelli-
ge, unmittelbare Inanspruchnahme beim Leistungserbringer zugelassen hat (§ 36a Abs. 2 
SGB VIII), entscheiden die Leistungsberechtigten letztlich selbst – bzw. nur nach Beratung 
und Gewährung durch den Leistungserbringer – über die Inanspruchnahme eines digitalen 
oder nicht digitalen Formats. Die fachliche Eignung zur Deckung des Bedarfs der Adres-
sat:innen im konkreten Einzelfall wird hier nicht vom Jugendamt überprüft, bevor die Leis-
tung in Anspruch genommen und erbracht wird. Wesentlich sind daher nur die Inanspruch-
nahme des jeweiligen digitalen oder analogen Angebots und damit die Einwilligung in 
die Leistungserbringung in der entsprechenden Gestaltung (zum Erfordernis der Kenntnis 
der Auswirkungen der Nutzung digitaler Kommunikationsformen für eine informierte Einwil-
ligung  bb und in Bezug auf die Besonderheiten der Datennutzung  Teil 3 C.). 

Die Prüfung der fachlichen Eignung digitaler Elemente findet ausschließlich nur auf einer 
vorgelagerten Ebene bei der Planung von Angeboten und Leistungen (§ 80 SGB VIII, s. 
dazu  Teil 3 B. I. 2.) sowie im Rahmen der Vereinbarungsabschlüsse mit Leistungserbrin-
gern (s. dazu  Teil 3 B. II. 1.) statt. Für die Möglichkeit der Inanspruchnahme eines digitalen 
Formats ist insofern entscheidend, welches Angebot vor Ort vorhanden ist. Rechtlich stellt 
sich insofern die Frage, inwiefern der Träger der öffentlichen Jugendhilfe – die allgemeine 
Eignung eines solchen Angebots vorausgesetzt – zur Bereitstellung von Angeboten mit digi-
talen Gestaltungselementen verpflichtet ist. Dieser Frage wird im Einzelnen in  Teil 3. B. 
ausführlich nachgegangen. 
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(2) Individuelle Klärung der bedarfsgerechten Leistungsgestaltung bei Einzelfallhilfen 

Bei Angeboten, bei denen Fachkräfte vor der Bewilligung der Leistung die Leistungsvoraus-
setzungen und die Bedarfsgerechtigkeit der konkreten Leistung überprüfen, ist auch über 
die Eignung der Leistungsgestaltung und daher auch eines digitalen Formats im Einzelfall 
durch das Jugendamt zu entscheiden. Insofern kommt der fachlichen Bewertung des Ju-
gendamts hinsichtlich der Eignung des jeweiligen (analogen oder digitalen) Formats im 
Einzelfall die entscheidende Rolle zu. Im Rahmen der fachlichen Einschätzung kommt so-
dann wiederum dem Wunsch- und Wahlrecht nach § 5 SGB VIII maßgebliche Bedeutung 
zu: Denn kommen nach der fachlichen Einschätzung der jeweiligen Fachkraft mehrere Ge-
staltungsformate in Betracht, weil sie jeweils geeignet sind, werden die Wünsche und Vor-
stellungen der Leistungsberechtigten letztlich entscheidend sein. Diese sind zudem be-
reits in die Eignungsprüfung der Fachkraft einzubeziehen. So wird bspw. ein ausdrücklicher 
Wunsch nach digitalen Kommunikationsformen auch die Einschätzung über die Eignung 
einer solchen Gestaltung beeinflussen, soweit nicht andere fachliche Gründe gegen deren 
Nutzung sprechen. 

Im Bereich der HzE sowie der Eingliederungshilfe wird die Entscheidung grundsätzlich – dh 
außerhalb der niedrigschwelligen, unmittelbaren Angebote nach Maßgabe von § 36a Abs. 2 
SGB VIII wie insbesondere der Erziehungsberatung – im Rahmen des Hilfeplanverfahrens nach 
§ 36 SGB VIII gemeinsam mit den Personensorgeberechtigten und dem jungen Menschen ge-
troffen, sodass es in diesem Verfahren auch die Bedarfsgerechtigkeit digitaler Elemente der 
Hilfegestaltung zu prüfen gilt. Auf die individuelle Eignungsprüfung im Rahmen der Hilfepla-
nung wird ausführlich bei der Darstellung der HzE (unter  2. a) eingegangen. 

bb) Einverständnis mit der Leistung in der digitalen Form 

Die Gewährung einer Leistung ist grundsätzlich – dh jedenfalls außerhalb von Kinder-
schutzfällen, in denen das Familiengericht die Leistungsinanspruchnahme nach § 1666 BGB 
angeordnet hat – abhängig von der selbstbestimmten Inanspruchnahme durch ihre Adres-
sat:innen, die ihr Einverständnis der Leistungserbringung erteilen müssen.119 Das Einver-
ständnis erfordert die Kenntnis des Inhalts der Leistung. Dabei dürfte im Rahmen der Nut-
zung eines digitalen Formats auch erforderlich sein, auf evtl. unbeabsichtigte Nebenwirkun-
gen des Formats hinzuweisen, damit eine informierte Inanspruchnahme des Angebots er-
folgen kann. So kann eine Leistungserbringung, bei der der Kontakt zwischen Fachkräften 
und Adressat:innen über eine Videoplattform erfolgt, mit einer umfangreicheren Datener-
hebung und -nutzung einhergehen als ein analoges Gespräch (zu den konkreten Unter-
schieden hinsichtlich der Datennutzung und ihren rechtlichen Folgen s.  Teil 3 C.). Bspw. 
kann ein Videogespräch im Verhältnis zu einem Gespräch beim Leistungserbringer mit ei-
nem Einblick in die Lebens- und Wohnsituation der Adressat:innen einhergehen, der über 
eine selbstbestimmte Gestaltung des Hintergrunds des Videos gesteuert werden kann, 
wenn die Adressat:innen über diese Möglichkeit informiert werden (s. dazu auch die Aus-
führungen bei den Willkommensbesuchen  I. 1.). 

––––––––––––––––– 
119  S. dazu etwa FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII § 2 Rn. 3. 
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cc) Einverständnis der Personensorgeberechtigten bei Leistungsinanspruchnahme 
durch Minderjährige 

Im Fall der Gewährung einer Leistung an Minderjährige müssen grundsätzlich die perso-
nensorgeberechtigten Eltern mit der Gewährung der Hilfe einverstanden sein. Dies bezieht 
sich auch auf die Ausgestaltung der Leistung und bezieht sich ebenso auf analoge als auch 
digitale Formate.120 

Dies gilt aufgrund der eigenen Anspruchsinhaberschaft in Fällen, in denen die Eltern als 
Personensorgeberechtigte Anspruchsberechtigte der Leistung sind, also zB bei der Ge-
währung einer HzE nach §§ 27 ff. SGB VIII. Um eine qualifizierte Einwilligung mit der Hilfe 
zu ermöglichen, ist eine transparente Aufklärung über die Hilfeinhalte erforderlich. 

Auch für Leistungen, die sich an die Minderjährigen selbst richten wie bspw. die Jugendar-
beit (§ 11 SGB VIII), braucht es aufgrund der vorrangigen Elternverantwortung (Art. 6 
Abs. 2 S. 1 GG) und des insoweit nur nachrangigen staatlichen Erziehungsmandats, das 
unterhalb der Schwelle einer Kindeswohlgefährdung nur im Einvernehmen mit den Eltern 
wahrnehmbar ist, grundsätzlich eine Einwilligung der personensorgeberechtigten Eltern.121 
Zu beachten ist die Regelung in § 36 SGB I, nach dessen Absatz 1 Minderjährige ab Vollen-
dung des 15. Lebensjahrs Anträge auf Sozialleistungen allein stellen und Leistungen ent-
gegennehmen können. Die gesetzlichen Vertreter:innen sind allerdings über die erbrachten 
Sozialleistungen zu unterrichten und können nach Absatz 2 die Handlungsfähigkeit ihrer 
Kinder durch Erklärung gegenüber dem Leistungsträger einschränken. Auch die selbststän-
dige Handlungsposition der Minderjährigen wird insofern erst durch das (ggf. stillschwei-
gende) Einverständnis der Eltern begründet.122 Bei niedrigschwelligen Angeboten (zB Ju-
gendarbeit) gilt allerdings, dass Leistungserbringer von einem Einverständnis der Eltern mit 
der Teilnahme ihrer Kinder ausgehen, sofern keine Anzeichen für ein fehlendes Einver-
ständnis sprechen (ausf.  4.). Und bei der vertraulichen Beratung nach § 8 Abs. 3 
SGB VIII müssen die Personensorgeberechtigten ohnehin weder einwilligen noch sind sie 
darüber in Kenntnis zu setzen. Dies gilt auch für die Inanspruchnahme digitaler Formate 
(ausf.  3.). 

dd) Vereinbarung der Kommunikationsbedingungen 

Neben dem Einverständnis mit der Nutzung digitaler Kommunikationsformen im Rahmen 
der Leistungserbringung ist auch erforderlich, die Rahmenbedingungen der digitalen Kom-
munikation zu vereinbaren. Findet ein Austausch zwischen jungen Menschen und Fachkraft 
bspw. über einen Social-Media-Anbieter statt, so müssen – neben den sozialdatenschutz-
rechtlichen Konsequenzen ( Teil 3 C.) – bei Bedarf auch die Bedingungen der Kommuni-
kation festgelegt werden. Die Fachkraft, die nur im beruflichen Rahmen (berufliches Endge-
rät und beruflicher Social-Media-Account) mit dem jungen Menschen kommunizieren darf, 
wird etwa nur zu bestimmten Zeiten erreichbar sein und antworten können. Dies sollte dem 
jungen Menschen transparent gemacht werden, damit er einschätzen kann, zu welchen Zei-
––––––––––––––––– 
120  Zum Erfordernis einer ausdr. Willensbekundung zur Inanspruchnahme von HzE FK-SGB VIII/Tammen/Trenczek SGB VIII 

§ 27 Rn. 44 sowie zum Erfordernis der Freiwilligkeit FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 1 Rn. 10. 
121  S. dazu LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 8 Rn. 12; zu den insofern unterschiedlichen Arten staatlicher Hilfen Wies-

ner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8 Rn. 15 f. 
122  LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 8 Rn. 12. 
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ten und in welchem Umfang eine Kommunikation (bspw. mit seiner Erziehungsbeiständ:in) 
stattfinden und an wen er sich in Notsituationen wenden kann. 

ee) Beachtung des Sozialdaten- und Persönlichkeitsschutzes 

Zu beachten ist zudem, dass digitale Kommunikationssettings (bspw. die Kommunikation 
über Social Media, Videoplattformen oder auch in Chat-Räumen) in unterschiedlichem Maß 
mit einer unterschiedlichen Datennutzung einhergehen, unterschiedliche Datensicherheit 
bieten und entsprechende Anforderungen insbesondere an den Datenschutz stellen (zu den 
sozialdatenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen  Teil 3 C.). 

2. EINSATZ DIGITALER GESTALTUNGSELEMENTE BEI DEN HzE 

Im Folgenden werden die Befugnisse und Pflichten des Jugendamts zum Einsatz digitaler 
Elemente im Rahmen der HzE nach §§ 27 ff. SGB VIII dargestellt. Dazu werden zunächst 
allgemeine Grundsätze und anschließend der Einsatz digitaler Elemente beispielhaft für 
ausgewählte Regel-Hilfen zur Erziehung aus dem Katalog der §§ 28 ff. SGB VIII aufgezeigt. 

a) Grundsätze für alle HzE 

HzE nach § 27 SGB VIII dient der Deckung erzieherischer Bedarfe in einer Familie, die durch 
eine erzieherische Mangelsituation entstehen.123 Art und Umfang der Hilfe richten sich nach 
§ 27 Abs. 2 S. 2 SGB VIII nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall. Dabei kommen je 
nach individuellem erzieherischen Bedarf ganz unterschiedliche Hilfeformen in Betracht, die 
im Hinblick auf die Intensität des Hilfekontakts stark divergieren. Die Hilfeformen reichen 
von der Erziehungsberatung (§ 28 SGB VIII) über die individuellen ambulanten und teilstati-
onären Unterstützungsleistungen (§§ 30–32 SGB VIII) bis hin zur stationären Unterbringung 
von Kindern und Jugendlichen in Heimen oder Pflegefamilien (§§ 33–34 SGB VIII). Auf die 
bedarfsgerechte Hilfe besteht ein individueller Rechtsanspruch. 

aa) Deckung des erzieherischen Bedarfs durch Hilfen mit digitalen Gestaltungs-
elementen 

Nicht nur für die Wahl, sondern auch für die konkrete Gestaltung der jeweiligen Hilfeart ist 
der erzieherische Bedarf im Einzelfall entscheidend.124 Die konkrete Hilfegestaltung muss 
also geeignet sein, den erzieherischen Bedarf im Einzelfall zu decken. Die Hilfe muss in ihrer 
konkreten Ausgestaltung zu einer Verbesserung der Situation des Kindes in seiner Familie 
beitragen.125 Dies gilt auch für die Entscheidung für oder gegen die Nutzung digitaler 
Elemente. 

Da die HzE im Gegensatz zu allgemein-präventiven Leistungen der Deckung bestehender 
individueller Bedarfe infolge einer konkret bestehenden erzieherischen Mangelsituation 
dienen, handelt es sich idR um intensivere pädagogische Hilfen, die in einem besonderen 
Maß eine individuelle Hilfebeziehung voraussetzen. Wie beschrieben, sind das Entstehen 
und der Erhalt einer Hilfebeziehung auch bei Nutzung digitaler Kommunikationsformen 

––––––––––––––––– 
123  FK-SGB VIII/Tammen/Trenczek SGB VIII § 27 Rn. 8. 
124  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII § 27 Rn. 30. 
125  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII § 27 Rn. 30. 
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grundsätzlich möglich und können sogar im Einzelfall erforderlich sein, jedoch müssen die 
unterschiedlichen Kommunikationsbedingungen Berücksichtigung finden ( A. III.). 

Die Eignung hängt dabei aufgrund der stark divergierenden Intensität der Hilfeformen 
auch von der Hilfeform ab. Bei steigender Intensität des Hilfebedarfs und entsprechend 
steigender Intensität der Hilfeform steigt auch das Erfordernis einer individuellen Hilfebe-
ziehung, auf deren Grundlage Verbesserungen der erzieherischen Situation erreicht werden 
können. Insofern muss individuell überprüft werden, ob und in welchem Umfang dem kon-
kreten Hilfebedarf mit bestimmten digitalen oder analogen Gestaltungselementen oder 
einer Mischung aus beiden begegnet und die erforderliche Hilfebeziehung aufgebaut und 
erhalten werden kann. 

Zu berücksichtigen sind zudem die individuellen Nutzungsbedingungen der betroffenen 
jungen Menschen und ihrer Personensorgeberechtigten,126 sprich die vorhandene techni-
sche Ausstattung sowie die Kompetenzen der Adressat:innen für deren Nutzung. 

Exkurs: Digitale Teilhabebedarfe und digitale Ausstattung als Jugendhilfeleistungen? 

Im Zusammenhang mit den ungleichen Teilhabebedingungen junger Menschen könnte 
die Frage nach einem Anspruch auf digitale Ausstattung als Leistung der Kinder- und 
Jugendhilfe gestellt werden. Allerdings umfasst das Leistungsrepertoire der Kinder- und 
Jugendhilfe personenbezogene sozialpädagogische Dienstleistungen zur Förderung der 
Entwicklung junger Menschen, nicht aber Sach- und Geldleistungen.127 Teilhabebedarfe 
an Sach- und Geldleistungen sind durch andere Sozialleistungssysteme zu decken. Aus-
nahme ist die Übernahme der Kosten für eine digitale Ausstattung für junge Menschen in 
stationärer Unterbringung, da bei diesen das Jugendamt als Annexleistung der pädagogi-
schen stationären Leistung den Unterhalt der jungen Menschen sicherzustellen hat 
(s. dazu ausf. die Ausführungen bei den stationären HzE  d). 

bb) Entscheidung über die Nutzung digitaler Elemente und deren Umfang in der 
Hilfeplanung 

Die Einzelfallentscheidung erfolgt in den HzE grundsätzlich – mit Ausnahme der nied-
rigschwelligen, unmittelbaren Angebote nach Maßgabe von § 36a Abs. 2 SGB VIII wie ins-
besondere der Erziehungsberatung ( b) – im Rahmen eines individuellen Hilfeplanverfah-
rens nach § 36 SGB VIII gemeinsam mit den Personensorgeberechtigten und dem jungen 
Menschen. Dieses am jeweiligen konkreten Einzelfall orientierte Verfahren dient dazu, die 
tatsächliche Bedarfsgerechtigkeit der Hilfe bei intensiven Hilfebedarfen mit voraussichtlich 
für längere Zeit erforderlicher Hilfe (§ 36 Abs. 2 S. 1 SGB VIII) durch ein qualifiziertes Ver-
fahren und unter Beteiligung der Familienangehörigen sicherzustellen.128 

Nach den Prinzipien des Hilfeplanverfahrens nach § 36 SGB VIII, im Rahmen dessen wie 
oben beschrieben ( I. 4.) in einem gemeinschaftlichen Verständigungsprozess die Art der 

––––––––––––––––– 
126  Kutscher ua/Witzel 495 (499). 
127  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII Einl. Rn. 63; FK-SGB VIII/Trenczek SGB VIII § 2 Rn. 3. 
128  FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen SGB VIII § 36 Rn. 5. 
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Hilfe sowie die notwendigen Leistungen festgelegt werden müssen, muss auch die Ent-
scheidung über den Einsatz digitaler Elemente getroffen werden. Das geforderte Zusam-
menwirken mit den Eltern und Kindern/Jugendlichen im Verfahren soll dabei sowohl ihre 
Rechtsposition stärken als auch dem fachlichen Umstand gerecht werden, dass zur Ermög-
lichung des Hilfeerfolgs die aktive Mitwirkung der Familienmitglieder erforderlich ist:129 

 Einschätzung der fachlichen Eignung digitaler Hilfekontakte durch Fachkräfte 
Die Fachkräfte des Jugendamts tragen die Letztverantwortung hinsichtlich der fachlichen 
Einschätzung der Eignung und Erforderlichkeit der konkreten Hilfe in ihrer konkreten Ge-
staltung ( aa) und treffen entsprechend im Anschluss an die Hilfeplanung die Entschei-
dung über die Hilfegewährung durch Verwaltungsakt.130 Auch was die Einschätzung der 
fachlichen Eignung des Einsatzes digitaler oder analoger Kommunikationsmittel anbelangt, 
so fällt es in die fachliche Verantwortung der Fachkräfte des Jugendamts, über die Eig-
nung für die Deckung des konkreten erzieherischen Bedarfs im Einzelfall zu entscheiden 
und die Hilfe in der entsprechenden Form zu gewähren. 

 Auswirkungen der Wünsche der Familienmitglieder und Wunsch- und Wahlrecht 
Im Rahmen mehrerer geeigneter Kommunikationsformen gilt es das Wunsch- und Wahl-
recht zu beachten. Das Jugendamt kann den Familienmitgliedern insofern nicht die als opti-
mal eingeschätzte Form der Hilfegestaltung aufzwingen, sondern muss sich im Rahmen der 
fachlichen Eignung letztlich nach den Wünschen der Familienmitglieder richten ( 1. b). 
Umgekehrt spielen diese Wünsche aber auch bereits für die Feststellung der fachlichen 
Eignung selbst eine Rolle, da letztlich die Hilfeakzeptanz entscheidend für die Erfolgsaus-
sichten der Hilfe selbst ist. Insofern kommt auch der allgemeinen nach § 9 Nr. 1 SGB VIII 
bestehenden Pflicht zur Berücksichtigung des Selbstbestimmungsbedürfnisses junger Men-
schen bei der Hilfegestaltung gerade auch für die Planung individueller HzE besondere Be-
deutung zu,131 die auch für Wünsche nach einer digitalen Gestaltung zu berücksichtigen ist. 

 Transparente Information über Bedingungen und Folgen der (digitalen) Leistungs-
gestaltung 

Damit die Personensorgeberechtigten die Leistung beantragen, also ihr Einverständnis mit 
ihr erklären können, müssen sie (und das Kind oder der Jugendliche) über die Inhalte der 
Leistung informiert sein (s. dazu allg.  1. c). In § 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII ist ausdrücklich 
eine Pflicht zu einer Beratung und Aufklärung über die Art der Hilfe und die möglichen 
Folgen in einer für die Personensorgeberechtigten und das Kind oder den Jugendlichen ver-
ständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form geregelt. Dadurch soll eine 
selbstbestimmte Hilfeinanspruchnahme ermöglicht werden. Was die Form der Hilfe und die 
Auswirkungen betreffen, so kann auch ein digitaler Kontakt relevant für die Aufklärung sein. 
Der Umfang der Kontakte und die Bedingungen sollten daher mit den Eltern und mit dem 
jungen Menschen im Rahmen der Hilfeplanung thematisiert werden. 

Aus Perspektive des Elternrechts kann dabei die Nutzung digitaler Elemente im Kontakt 
zwischen ihrem Kind und den Fachkräften ggf. mit intensiveren, spontaneren und damit 
unkontrollierbareren Kontakten einhergehen. Erst diese Transparenz über den Einsatz di-
––––––––––––––––– 
129  Beckmann 268 ff. 
130  Beckmann 267, 269. 
131  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII § 9 Rn. 20. 
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gitaler Elemente ermöglicht auch die freie, informierte Einwilligung der Eltern in die Hilfe, 
die für die Hilfebewilligung erforderlich ist. 

Grundsätzlich bedarf eine Hilfe der Einwilligung der Leistungsadressat:innen. Die erforderli-
che Einwilligung muss sich auch auf die konkrete Gestaltung der Leistung beziehen, was 
bedingt, dass die Leistungsadressat:innen vor ihrer Einwilligung die Bedingungen der Leis-
tungsgestaltung kennen. Dies gilt insbesondere auch in Bezug auf die erforderliche Zu-
stimmung der Eltern zu einem digitalen Kontakt zwischen ihren Kindern und den Fachkräf-
ten, die die Hilfe erbringen ( 1. c). 

 Regelmäßige Überprüfung der Eignung digitaler Hilfekontakte 
Nach § 36 Abs. 2 S. 2 Halbs. 2 SGB VIII sollen die Fachkräfte die Eignung und Notwendig-
keit der gewählten Hilfeform regelmäßig überprüfen. Insbesondere in Fällen, in denen die 
Kontakte zwischen den Familienmitgliedern und den Fachkräften des Hilfeerbringers aus-
schließlich oder in großem Umfang rein digital stattfinden, sollte regelmäßig geprüft wer-
den, ob diese Gestaltung tatsächlich bedarfsgerecht ist und den Hilfeerfolg befördert. 

b) Digitale Gestaltung von Erziehungsberatung 

Bei der Erziehungsberatung handelt es sich im Verhältnis zu den intensiveren Einzelfallhil-
fen wie der SPFH (§ 31 SGB VIII) und der Erziehungsbeiständ:in (§ 30 SGB VIII) um eine 
verhältnismäßig wenig intensive Hilfeform. Gleichwohl muss auch bei (lediglich) beraten-
den Leistungen die Art der Gestaltung geeignet zur Erreichung des Zwecks der Beratung 
sein, der darin besteht, dass sich die Beratenen die Kenntnisse und Fähigkeiten zur Lösung 
der erzieherischen Probleme aneignen können, die Anlass der Beratung sind.132 

aa) Digitale Gestaltungselemente 

Die Erziehungsberatung kann in verschiedenen Organisationsformen und mit unterschiedli-
chen methodischen Ansätzen erbracht werden.133 Dabei wird von sozialpädagogisch-
fachlicher Seite für die Erziehungsberatung als verhältnismäßig wenig intensive Hilfeform 
größtenteils bereits von einer Eignung digitaler Beratungsformate ausgegangen und finden 
sich entsprechend auch in der Praxis bereits vielfältige digitale Beratungsformate.134 Gängig 
sind bspw. asynchrone rein textbasierte Beratungssettings, aber auch synchrone Bera-
tungssettings wie textbasierte Chat-Beratungen oder mündliche Beratungen via Telefon 
oder zusätzlich mit Bild via Videogespräch. 

Unproblematisch sind digitale Beratungsformate insbesondere bei einzelnen Beratungsge-
sprächen und eher kurzzeitigem Beratungsbedarf. Für längere Beratungsbedarfe bspw. 
wird ein flexibler Einsatz empfohlen, bei dem je nach Bedarf zwischen persönlichen Treffen, 
Telefongesprächen, Videokonferenzen, Chats und E-Mails gewechselt werden kann.135 

Notwendig zur Annahme der grundsätzlichen Eignung digitaler Beratungssettings ist, dass 
das Konzept der jeweiligen Erziehungsberatungsstelle auch den Besonderheiten der digita-

––––––––––––––––– 
132  Sauerbrey/Vollmar ZfSp 2019, 150 (153). 
133  FK-SGB VIII/Struck SGB VIII § 28 Rn. 1. 
134  Kutscher ua/Klein/Pulver 190 (192); Wenzel e-beratungsjournal.net 2015, 36. 
135  Bke 3. 
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len Beratung gerecht wird, die insbesondere Kompetenzen der beratenden Fachkräfte in der 
digitalen Kommunikation erfordern. 

bb) Niedrigschwellige, unmittelbare Inanspruchnahme digitaler Erziehungsberatung 
bei einer Erziehungsberatungsstelle 

Aufgrund der verhältnismäßig geringen Intensität der Hilfeform ist für die Erziehungsbera-
tung verpflichtend auch die niedrigschwellige, unmittelbare Inanspruchnahme einer Erzie-
hungsberatungsstelle zuzulassen (§ 36a Abs. 2 SGB VIII). 

Die Niedrigschwelligkeit ist dabei faktisch noch einmal gesteigert, wenn sowohl der Zugang 
zur Beratung als auch die Beratung selbst digital möglich sind. Grundsätzlich können digita-
le Beratungsangebote besonders niedrigschwellige Hilfeformen darstellen, insbesondere 
weil der formale Zugang einfacher ist und zu einer besonders unkomplizierten Inanspruch-
nahmemöglichkeit führt.136 Vor allem Adressat:innen mit abgelegenen Wohnorten können 
dadurch besser erreicht werden. Die Attraktivität der unkomplizierten Verfügbarkeit wird 
aus Perspektive der Adressat:innen durch die hohe Anonymität ergänzt, was Zugangshür-
den ebenso abbauen kann. Gleichwohl gilt auch für die Erziehungsberatung, dass sich aus 
der grundsätzlichen Einfachheit des Zugangs nicht automatisch ergibt, dass Beratungssu-
chende den Weg zum Angebot finden und der erzieherische Bedarf durch die Beratung ge-
deckt wird.137 

c) Digitale Gestaltung von ambulanten Individualhilfen 

Während bei der Erziehungsberatung digitale Elemente bereits vermehrt in der Praxis ge-
nutzt werden und die Entscheidung über die Inanspruchnahme aufgrund der unmittelbaren, 
niedrigschwelligen Inanspruchnahme häufig im Rahmen des verfügbaren Angebots durch 
die Adressat:innen allein getroffen wird, ist die Eignung von intensiveren Hilfen wie bspw. 
bei der Erziehungsbeiständ:in (§ 30 SGB VIII) und der SPFH (§ 31 SGB VIII) grundsätzlich im 
Einzelfall zu überprüfen. 

aa) Entscheidung über die bedarfsgerechte Hilfegestaltung im Rahmen der Hilfe-
planung im Einzelfall 

Die SPFH nach § 31 SGB VIII soll als intensivste Form der ambulanten Erziehungshilfe die 
Familie zur Selbsthilfe aktivieren und zu diesem Zweck mit allen Familienmitgliedern inten-
siv zusammenarbeiten.138 Dabei kommt ihr auch als Mittel zur Abwendung einer Kindes-
wohlgefährdung große Bedeutung zu.139 Auch die Erziehungsbeiständ:in nach § 30 SGB VIII 
ist eine intensive Hilfe, die das Kind oder den Jugendlichen bei der Bewältigung von Ent-
wicklungsproblemen unterstützt, dabei das soziale Umfeld einbezieht und unter Erhaltung 
des Lebensbezugs zur Familie die Verselbstständigung des jungen Menschen fördern soll. 
Sie ist damit mehr auf den jungen Menschen selbst ausgerichtet als die SPFH, auch wenn 

––––––––––––––––– 
136  Kutscher ua/Klein/Pulver 190 (192). 
137  Kutscher ua/Klein/Pulver 190 (192). 
138  LPK-SGB VIII/Frings ua SGB VIII § 31 Rn. 1 ff. 
139  LPK-SGB VIII/Frings ua SGB VIII § 31 Rn. 3. 



Seite 56 / 166 www.dijuf.de 

gleichwohl die Personensorgeberechtigten einzubeziehen sind.140 Beide Leistungen erfor-
dern intensive Beziehungsarbeit. 

Die Entscheidung über die Nutzung digitaler Formate für den Kontakt zwischen den jungen 
Menschen und den Fachkräften bedarf daher im Rahmen der Hilfeplanung nach § 36 
SGB VIII einer besonders sorgfältigen Klärung mit regelmäßiger Überprüfung, inwiefern die 
erforderliche Beziehungsarbeit erfolgreich umgesetzt werden kann. 

bb) Bedeutung der Wünsche der jungen Menschen und ihrer Familien 

Bei der Eignungsprüfung spielen die Wünsche und Vorstellungen der jungen Menschen 
sowie ihrer Eltern eine wichtige Rolle, da ihre Berücksichtigung für die Mitwirkung und da-
mit den Erfolg der Hilfe entscheidend ist. Gerade für die jungen Menschen können digitale 
Kontakte dabei zu einer stärker erlebten Selbstwirksamkeit und Kontrolle des Geschehens 
beitragen ( Teil 1 C. III. 2.),141 müssen es aber nicht und können auch gerade unerwünscht 
sein. 

Hinsichtlich des Umfangs digitaler Kontakte ist ebenfalls der Bedarf im Einzelfall entschei-
dend. IdR dürften sich dabei digitale Kontakte in erster Linie als Ergänzung analoger Kon-
takte anbieten. Eine ganz überwiegende Gestaltung einer persönlichen ambulanten Hilfe 
über digitale Kommunikationsformen oder Nutzung digitaler Kommunikationsformen wird 
aufgrund des fehlenden unmittelbaren Face-to-Face-Kontakts eine besonders sorgfältige 
Klärung und regelmäßige Überprüfung der Eignung zur Deckung des erzieherischen Be-
darfs im Einzelfall erfordern. Allerdings kann Ergebnis der Hilfeplanung auch die Nutzung 
digitaler Kommunikationsmittel zu einem großen Anteil oder sogar ausschließlich sein, 
wenn dies fachlich geeignet und im Einzelfall erforderlich ist. Für eine Erforderlichkeit kann 
dabei der ausdrückliche Wunsch eines jungen Menschen sprechen, insbesondere wenn der 
junge Mensch zur Annahme der Hilfe nur unter der Bedingung digitaler Kontakte einver-
standen ist und die Hilfe ansonsten ablehnen würde. In Fällen einer solchen Ablehnung 
sollte allerdings im Rahmen der Hilfeplanung erarbeitet werden, in welchem Umfang die 
Nutzung digitaler Kommunikation geeignet ist, um den Hilfebedarf zu decken, und wodurch 
ggf. eine pauschale Ablehnungshaltung eines jungen Menschen zu analogen Kontakten 
motiviert wird. Ggf. kommt auch in Betracht, dem Wunsch des jungen Menschen zunächst 
einmal nachzukommen und im Verlauf der Zeit je nach den Umständen und Bedarfen des 
Einzelfalls in mehr analoge Kontakte überzuleiten. Das Gleiche gilt auch für ausdrückliche 
Wünsche der personensorgeberechtigten Eltern nach einem großen Umfang an digitalen 
Kommunikationsformen. 

Umgekehrt dürfte es nur in Ausnahmefällen in Betracht kommen, dass entgegen den Wün-
schen der Beteiligten aus der Familie diese auf einen rein digitalen Kontakt beschränkt wer-
den. Zum einen spricht eine ablehnende Haltung gegenüber einem rein digitalen Kontakt 
gegen die fachliche Eignung, da sie insbesondere auf eine Überforderungssituation mit 
dem Umgang mit dem Kommunikationsformat verbunden sein, aber auch generell gerade 
auf einen Bedarf nach – ggf. von den Familien als intensiver und vertrauenserweckender 
erlebten – unmittelbaren Face-to-Face-Kontakten hinweisen kann. Zum anderen ist für die 

––––––––––––––––– 
140  FK-SGB VIII/Struck/Trenczek SGB VIII § 30 Rn. 5. 
141  Kupfer/Meyer Soz Passagen 2019, 243 ff. 
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Nutzung digitaler Formate die individuelle Nutzungskompetenz der Adressat:innen immer 
Grundvoraussetzung. 

Zu beachten ist insbesondere auch, dass reine Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte keine 
fachlich erforderliche Gestaltung begrenzen können.142 Zudem ist aus sozialdatenschutz-
rechtlicher Perspektive zu berücksichtigen, dass die Verwendung digitaler Kommunikations-
formen mit einer umfangreicheren Datenerhebung und ggf. Datenübermittlung verbunden 
sein kann, sodass die Ablehnung des digitalen Formats auch hiermit begründet werden 
kann (zum Erfordernis einer transparenten Aufklärung über die Datennutzung bei digitalen 
Kommunikationsformaten  a bb und Teil 3 C.). 

d) Digitale Elemente bei stationären HzE 

Stationäre HzE, also insbesondere die außerfamiliäre Unterbringung in einer Pflegefamilie 
(§ 33 SGB VIII) oder Einrichtung (§ 34 SGB VIII) bedingen eine analoge Leistungsgestal-
tung. Eine digitale Unterbringung ist per se nicht möglich. Gleichwohl können sich auch bei 
der außerfamiliären Unterbringung Fragen in Bezug auf digitale Kommunikationsmittel in 
unterschiedlichen Bereichen stellen. So kommt die Nutzung digitaler Kommunikationsmittel 
dennoch für den Kontakt zwischen den Fachkräften und den untergebrachten jungen Men-
schen in Betracht (dazu  a).143 Von besonderer Praxisrelevanz und Bedeutsamkeit mit 
Blick auf gleichberechtigte Teilhabe ist die Frage nach der Ausstattung junger Menschen 
mit digitalen Medien bei außerfamiliärer Unterbringung (dazu  b). 

aa) Nutzung digitaler Kommunikationsmittel für die Betreuung 

Digitale Elemente werden für den Kontakt zwischen den jungen Menschen und den betreu-
enden Fachkräften eingesetzt, etwa für (Alltags-)Absprachen wie, dass der junge Mensch 
von einer Verabredung später als angekündigt in die Einrichtung zurückkehrt. Allgemeine 
Eignungsgründe sprechen nicht gegen eine solche Nutzung. Zu beachten sind dabei die 
datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen ( Teil 3 C.; zB zur Nutzung von Messenger-
Diensten für den Kontakt zwischen Fachkräften und jungen Menschen  Teil 3 C. III. 5.). 

Vorstellbar ist auch ein betreutes Wohnen junger Menschen, bei dem der Kontakt zu den 
Betreuer:innen ausschließlich oder jedenfalls in großem Umfang rein digital stattfindet. 
Schon jetzt gibt es Angebote ambulant betreuten Jugendwohnens, in denen der Kontakt 
mit den Bezugsbetreuer:innen überwiegend telefonisch erfolgt.144 Ob eine solche Gestal-
tung den erzieherischen Bedarf eines jungen Menschen decken kann, ist im Einzelfall sorg-
fältig zu prüfen. In Betracht könnte eine solche Gestaltung kommen, wenn der junge 
Mensch nach seinem Alter und seiner individuellen Entwicklung bereits so selbstständig ist, 
dass seine Entwicklung keinen regelmäßigen analogen Kontakt mit Erziehungspersonen 
bedingt. Ob und in welchem Umfang eine Ersetzung analog-persönlicher Betreuung durch 
digitale Kontakte in Betracht kommt, hängt von der Eignung ab und gilt es, fachlich zu dis-
kutieren, allgemein in der Betriebserlaubnis und den Vereinbarungen mit den Leistungser-
––––––––––––––––– 
142  Zu den Begrenzungsmöglichkeiten analoger Erziehungshilfen unter Pandemiebedingungen s. Beckmann/Lohse 191 (198). 
143  In Betracht kommen digitale Tools zudem für die Dokumentation von Entwicklungsprozessen, den Austausch der Fach-

kräfte untereinander oder für Beteiligungsformate im Einrichtungsalltag oder Beschwerdeweg; diese Nutzungsmöglichkei-
ten werden im Rahmen dieser Expertise aber nicht gesondert geprüft. 

144  Vgl. zB www.awo-karlsruhe.de/leistungen/familie-kind-und-jugend/hilfe-zur-erziehung/wohnen-fuer-junge-menschen/, Abruf: 
12.9.2023. 

http://www.awo-karlsruhe.de/leistungen/familie-kind-und-jugend/hilfe-zur-erziehung/wohnen-fuer-junge-menschen/
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bringern zu klären sowie im Einzelfall in der Hilfeplanung für einen konkreten jungen Men-
schen zu prüfen. 

bb) Digitale Ausstattung als Bestandteil der Leistungen zum Unterhalt 

Voraussetzung für die Nutzung digitaler Kommunikationswege zwischen stationär unterge-
brachten jungen Menschen und ihren Betreuer:innen ist, dass sie über die erforderliche Aus-
stattung verfügen. Die digitale Ausstattung junger Menschen, die in Einrichtungen leben, ist 
auch relevant für die sozialen Kontakte der jungen Menschen sowie ihre Möglichkeiten, sich 
digital zu informieren und zu bilden. Eine digitale Ausstattung von jungen Menschen in sta-
tionärer Unterbringung ist insofern auch erforderlich für die Umsetzung der Kinderrechte 
insbesondere auf digitale Teilhabe durch Informationsbeschaffung, Medienzugang und Bil-
dung ( Teil 1 A.).145 

Faktisch sind junge Menschen, die stationär untergebracht sind, jedoch häufig gegenüber 
anderen jungen Menschen in ihrer digitalen Teilhabe benachteiligt,146 vor allem, weil sie im 
Vergleich zu anderen Gleichaltrigen oft über weniger materielle Ressourcen verfügen, um 
sich entsprechende Geräte anzuschaffen. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach 
einer Verpflichtung des Staats, ihre ausreichende digitale Ausstattung zu gewährleisten. 

Bei der außerfamiliären Unterbringung von Kindern und Jugendlichen als HzE in Einrichtun-
gen (§ 34 SGB VIII) oder Pflegefamilien (§ 33 SGB VIII) könnte eine solche digitale Ausstat-
tung als Teil- bzw. Annexleistung der HzE umfasst sein. Nach § 39 SGB VIII ist bei der 
außerfamiliären Unterbringung der notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen 
sicherzustellen. Abzudecken ist der gesamte Lebensbedarf des jungen Menschen.147 So 
gehört zum notwendigen Unterhalt neben den Kosten für die Pflege und Erziehung auch 
der Sachaufwand (§ 39 Abs. 1 SGB VIII). 

Im Hinblick auf den zu übernehmenden Sachaufwand wird auf die in § 20 Abs. 1 SGB II und 
§ 27 SGB XII genannten Bedarfsbestandteile verwiesen.148 § 20 Abs. 1 S. 2 SGB II sieht 
ausdrücklich vor, dass zu den persönlichen Bedürfnissen des täglichen Lebens auch in ver-
tretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft 
gehört. Darunter werden Mittel zur Aufrechterhaltung der sozialen Außenkontakte zur 
Vermeidung einer sozialen Stigmatisierung verstanden,149 zB Brief- und Postgebühren oder 
Kosten für Telekommunikation.150 Eine digitale Teilhabe ist dabei zur Erreichung des Grund-
ziels der Kinder- und Jugendhilfe, junge Menschen bei der Entwicklung zu einer selbstbe-
stimmten Persönlichkeit zu unterstützen (§ 1 Abs. 1 SGB VIII) und soziale Teilhabe zu er-
möglichen, erforderlich. 

Die Leistungen nach § 39 SGB VIII werden in laufende Leistungen, die den gesamten re-
gelmäßig wiederkehrenden Bedarf decken, sowie einmalige Leistungen (§ 39 Abs. 3 
SGB VIII), die sich auf im Voraus nicht absehbare, nicht wiederkehrende Bedarfsbestandtei-

––––––––––––––––– 
145  S. dazu Zinsmeister ua JAmt 2023, 206 ff. 
146  S. dazu Zinsmeister ua JAmt 2023, 206 ff. 
147  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 39 Rn. 6. 
148  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 39 Rn. 6. 
149  Knickrehm ua/Greiner SGB II § 20 Rn. 44. 
150  Eicher ua/Seitzek SGB II § 20 Rn. 70. 
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le beziehen,151 unterteilt. Zum regelmäßig wiederkehrenden Bedarf gehören dabei alle Be-
dürfnisse des täglichen Lebens wie insbesondere Ernährung, Unterkunft, Kleidung und per-
sönliche Bedürfnisse. Davon umfasst ist je nach Alter dabei auch ein WLAN-Zugang für 
Kinder und Jugendliche, die in Pflegefamilien oder Einrichtungen leben, da dieser infolge der 
Digitalisierung von Lebenswelten Grundbedingung für die (digitale) soziale Teilhabe ist.152 
Neben einem WLAN-Zugang gehört zudem auch die Ausstattung mit altersangemessenen 
elektronischen Geräten (bspw. ein Smartphone) zu den persönlichen Bedürfnissen des täg-
lichen Lebens. 

cc) Nutzungsvereinbarungen in der Einrichtung und Förderung von Medienkompetenzen 

Unsicherheiten können bezüglich der Frage entstehen, wer bei stationärer Unterbringung 
junger Menschen über den Gebrauch digitaler Medien durch die jungen Menschen entschei-
det. Grundsätzlich sind Entscheidungen über den Besitz eines Smartphones, die Eröffnung 
eines Social-Media-Accounts oder auch die konkreten Nutzungsbedingungen Bestandteil 
der elterlichen Sorge nach § 1626 BGB, obliegen also der Entscheidung der personensor-
geberechtigten Eltern bzw. der Vormund:in. Lebt ein:e Minderjährige:r in einer Einrichtung 
oder Pflegefamilie, so ist die sog. Alltagssorge der Pflegeperson nach § 1688 BGB zu be-
achten. Danach haben Pflegepersonen und Erzieher:innen in Einrichtungen die Berechti-
gung, in Angelegenheiten des täglichen Lebens zu entscheiden. Ausgenommen sind Ent-
scheidungen von erheblicher Bedeutung, die die Lebenssituation des Minderjährigen in er-
heblicher Weise bestimmen und nachhaltigen Einfluss auf ihn haben. Zu den Angelegenhei-
ten des täglichen Lebens gehören dagegen Alltagsentscheidungen, etwa über die Art und 
Weise der Umsetzung von Entscheidungen von erheblicher Bedeutung.153 Im Zusammen-
hang mit Digitalität werden die Überlassung eines Smartphones, der Umfang der täglichen 
Internetnutzung und die Nutzung sozialer Medien angesichts der Üblichkeit zu den Angele-
genheiten des täglichen Lebens gezählt.154 Bestimmte Arten des Gebrauchs wie insbeson-
dere die Tätigkeit als Influencer:in werden dagegen als Angelegenheiten von erheblicher 
Bedeutung bewertet,155 sodass hierüber die Pflegepersonen nicht allein entscheiden kön-
nen. Auch in Bereichen der Alltagssorge können allerdings die Personensorgeberechtigten 
die Entscheidungsbefugnis der Pflegepersonen durch eigene (abweichende) Erklärungen 
einschränken (§ 1688 Abs. 3 BGB), sind also wesentliche von den Personensorgeberechtig-
ten vorgegebene Rahmenbedingungen zu beachten. Umgekehrt müssen allerdings die Per-
sonensorgeberechtigten bei ihren Entscheidungen auch die Rahmenbedingungen von Ein-
richtungen, in denen ihre Kinder leben, beachten, zB, wenn diese allgemeine, für alle jungen 
Menschen geltende Regeln zu Umfang und Zeiten der Mediennutzung aufgestellt haben. 

Bei der jeweiligen Entscheidung (ob und wie [viel] Mediennutzung) müssen die Wünsche 
und Vorstellungen der betroffenen Kinder und Jugendlichen Berücksichtigung finden. Das 
ergibt sich für die sorgerechtliche Entscheidung der Personensorgeberechtigten aus § 1626 
Abs. 2 BGB, gilt aber ebenso für Alltagssorgeentscheidungen von Pflegepersonen. Danach 
müssen bei der Wahrnehmung der elterlichen Sorge die wachsende Fähigkeit und das 
––––––––––––––––– 
151  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 39 Rn. 15. 
152  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2021, 89; FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 39 Rn. 9. 
153  Staudinger/Salgo BGB § 1688 Rn. 20. 
154  MüKo/Hennemann BGB § 1687 Rn. 13; NK-BGB/Peschel-Gutzeit BGB § 1687 Rn. 14. 
155  Götz FamRZ 2019, 537; OLG Oldenburg 24.5.2018 – 13 W 10/18; AG Stolzenau 28.3.2017 – 5 F 11/17 SO. 
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wachsende Bedürfnis des Kindes zu selbstständigem verantwortungsbewussten Handeln 
berücksichtigt, je nach Entwicklungsstand des jungen Menschen Fragen der elterlichen Sor-
ge besprochen und Einvernehmen angestrebt werden. Je älter bzw. weiter in der Entwick-
lung ein junger Mensch und desto größer seine Selbstbestimmungsfähigkeit in Bezug auf 
die Nutzung digitaler Medien ist, desto mehr Mitentscheidung sollte ihm gewährt werden 
und desto eher sollte er selbst über den Rahmen und Umfang mitentscheiden. Dies gilt für 
digitale Medien aufgrund des Kinderrechts auf digitale Teilhabe in besonderem Maß. Für 
Jugendliche ab einem bestimmten Entwicklungsstand könnte zudem sogar ein Alleinent-
scheidungsrecht in Bezug auf bestimmte Fragen des Gebrauchs von Digitalisierung mit be-
sonderer Relevanz für ihr Recht auf digitale Teilhabe angenommen werden, bspw. für die 
grundsätzliche Nutzung von WhatsApp durch eine 17-Jährige, deren Freund:innen alle 
WhatsApp nutzen. 

Für junge Menschen, die in Einrichtungen leben, wird die Entwicklung allgemeiner alters- 
und entwicklungsangemessener Nutzungsbedingungen empfohlen.156 Diese sollten an 
den tatsächlichen Bedarfen junger Menschen ansetzen und ihre Akzeptanz finden. Daraus 
ergibt sich auch, dass die Nutzungsbedingungen in Einrichtungen unter Beteiligung der jun-
gen Menschen zu entwickeln sind.157 

Zu beachten ist zudem, dass zur Erziehungsverantwortung auch die Vermittlung von Medi-
ennutzungskompetenzen zur Entwicklung eines kompetenten Umgangs in der digitalen 
Welt und den damit verbundenen Gefahren gehört.158 Im Lichte des (Kinder-)Rechts auf 
digitale Teilhabe ( Teil 1 A.) dürfte das Sorgerecht nach § 1626 Abs. 2 BGB dabei so zu 
verstehen sein, dass die Vermittlung von Mediennutzungskompetenzen auch vorrangig vor 
einer Restriktion oder inhaltlichen Kontrolle der Nutzung ist.159 

Neben allgemein für eine Einrichtung geltenden Nutzungsbedingungen und entsprechen-
dem Einfluss in die fachlichen Konzepte der Einrichtungen wird im Hinblick auf die einzel-
nen jungen Menschen zudem empfohlen, die Nutzungsbedingungen auch im Rahmen der 
Hilfeplanung – gemeinsam mit dem jungen Menschen, seinen Eltern und den Erzie-
her:innen – zu thematisieren.160 Dies dürfte insbesondere in Fällen sinnvoll sein, in denen es 
einzelfallbezogen Anlass gibt, die Nutzung zum Schutz der jungen Menschen einzuschrän-
ken oder die Nutzung eines digitalen Geräts inhaltlich zu kontrollieren. 

3. DIGITALE BERATUNG JUNGER MENSCHEN NACH § 8 ABS. 3 SGB VIII 

Die vertrauliche Beratung junger Menschen nach § 8 Abs. 3 SGB VIII bietet sich als infra-
strukturelle, an junge Menschen selbst gerichtete Leistung, die eine reine Beratung und kei-
ne intensiven Hilfen umfasst, in besonderem Maß für digitale Formate an. Wie sich aus dem 
Zusammenhang zu Absatz 2 ergibt, ist inhaltlich eine Beratung zu sämtlichen Beratungsbe-
darfen junger Menschen in Verbindung mit der Erziehung und Entwicklung des jungen Men-
schen inkludiert. Indem ein individueller Rechtsanspruch auf eine Beratung ohne Kenntnis 
der Personensorgeberechtigten besteht, solange durch die Mitteilung der Beratungszweck 

––––––––––––––––– 
156  Zinsmeister ua JAmt 2023, 206 ff. 
157  TH Köln/Universität Hildesheim/Feyer ua 6. 
158  TH Köln/Universität Hildesheim/Feyer ua 5. 
159  S. dazu Zinsmeister ua JAmt 2023, 206 ff. 
160  Zinsmeister ua JAmt 2023, 206 ff. 
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vereitelt würde, trägt die Leistung der wachsenden Selbstbestimmung junger Menschen 
Rechnung.161 Die vertrauliche Beratung soll insbesondere auch einen niedrigschwelligen 
Zugang zur Beratung sicherstellen.162 Was die konkrete Gestaltung anbelangt, so kommen 
etwa eine Chat-Beratung, eine Telefon- oder Videoberatung in Betracht.163 

a) Eignung digitaler Formate 

Von der grundsätzlichen Eignung digitaler Formate der vertraulichen Beratung nach § 8 
Abs. 3 SGB VIII dürfte ebenso wie bei der Erziehungsberatung allgemein auszugehen sein. 
Insbesondere kann durch (teilweise oder vollständige) digitale Beratungsangebote eine 
selbstbestimmte Nutzung besonders gefördert werden, indem die Abwesenheit eines per-
sönlichen Kontakts zu einem größeren Sicherheitsempfinden junger Menschen führt.164 Ent-
sprechend kann durch digitale Beratungsangebote auch die geforderte Niedrigschwellig-
keit gerade erreicht werden, da so zum einen soziale Hemmschwellen abgebaut und zum 
anderen faktischen Hindernissen wie einer weiten Entfernung begegnet werden kann. 

Werden im Rahmen einer digitalen Beratung ein Bedarf an einem analogen persönlichen 
Gespräch und/oder weitergehende Unterstützungsbedarfe ersichtlich, so können diese dem 
jungen Menschen unproblematisch angeboten werden. 

b) Rahmenbedingungen der Nutzung 

aa) Transparente Gestaltung 

Grundsätzlich bedarf es bei der Gestaltung digitaler Beratungsgespräche der gleichen 
Rahmenbedingungen wie bei analogen Beratungsangeboten, insbesondere eine vorherige 
Aufklärung der jungen Menschen hinsichtlich des Beratungssettings und der Folgen der 
Beratung (insb. die Vertraulichkeit betreffend). Ein digitales Format kann allerdings mit be-
sonderen Rahmenbedingungen verbunden sein, was die Verwendung der Sozialdaten (dazu 
 Teil 3 C.) – etwa bei einer Videokonferenz ( Teil 3 C. III. 4.) – anbelangt. Auch diese 
Besonderheiten bedürfen besonders datensensibler Voreinstellungen (zB blurry Hinter-
grund), eines sensiblen Umgangs (bspw. Hinw. auf den genutzten Hintergrund bei einer 
Videobesprechung) sowie einer transparenten Aufklärung durch die Fachkräfte. 

bb) Prüfung einer Einbeziehung der Eltern auch bei digitalen Gesprächen 

Bei der Durchführung digitaler Beratungsgespräche gilt es, die gleichen Anforderungen an 
die Prüfung einer Einbeziehung der Personensorgeberechtigten zu erfüllen wie bei analo-
gen Beratungsgesprächen. Der Anspruch nach § 8 Abs. 3 SGB VIII richtet sich auf eine Be-
ratung ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten, wenn durch die Mitteilung an diese 
der Beratungszweck infrage gestellt würde. Daraus ergibt sich, dass die Eltern über die Be-
ratung und ihren Inhalt (solange und für so viele Gespräche) in aller Regel nicht informiert 
werden können, wenn der junge Mensch ausdrücklich um Vertraulichkeit bittet.165 Entspre-
chend braucht es ausdrücklich auch keine Einwilligung der Eltern mit dem digitalen Bera-

––––––––––––––––– 
161  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8 Rn. 43. 
162  LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 8 Rn. 19 
163  Zu den jeweiligen Vor- und Nachteilen Kupfer/Meyer Soz Passagen 2019, 243 ff. 
164  Kupfer/Meyer Soz Passagen 2019, 243 ff. 
165  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8 Rn. 46. 
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tungsformat und seinen Bedingungen. Notwendig ist insofern nur eine Aufklärung der jun-
gen Menschen selbst über die Beratungsbedingungen, insbesondere auch im Zusammen-
hang mit dem Sozialdatenschutz (s. dazu  Teil 3 C.). 

In Anbetracht des Erziehungsrechts der Personensorgeberechtigten ist im Verlauf der Bera-
tungsgespräche gemeinsam mit dem jungen Menschen zu klären, ob und wann die Eltern zu 
informieren sind. Dies gilt in besonderem Maß, wenn sich aus den Beratungen ein weiter-
gehender Unterstützungsbedarf ergibt, der nur mit dem Einverständnis der Eltern durch 
Leistungen gedeckt werden kann. Diese Begrenzungen und Bedingungen für eine Einbe-
ziehung der Eltern müssen auch in digitalen Beratungsformaten berücksichtigt und ent-
sprechend in die Beratungskonzepte integriert werden. 

Diese kann und muss so lange erfolgen, wie durch die Information der Eltern der Bera-
tungszweck infrage gestellt wäre. Gleichwohl ist mit den jungen Menschen auch im Rah-
men digitaler Beratungsformate gleichermaßen wie bei analogen Beratungen zu themati-
sieren, wann und unter welchen Bedingungen es eine Einbeziehung der Eltern in die weite-
re Leistungsgewährung und ggf. Überleitung in intensivere Hilfen braucht.166 

4. DIGITALE ELEMENTE BEI DER JUGENDARBEIT 

Die sich unmittelbar an Kinder und Jugendliche richtenden Infrastrukturleistungen der 
§§ 11 ff. SGB VIII haben zum Ziel, junge Menschen durch unmittelbar an sie gerichtete An-
gebote in ihrer Entwicklung allgemein zu fördern. Die Leistungen können idR als sog. Infra-
strukturangebote niedrigschwellig und unmittelbar in Anspruch genommen werden. Eine 
für junge Menschen besonders praxisrelevante Förderleistung ist die Jugendarbeit nach 
§ 11 SGB VIII. Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist verpflichtet, jungen Menschen die 
zur Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung 
zu stellen (§ 11 Abs. 1 S. 1 SGB VIII). Die Angebote sollen an den Interessen junger Men-
schen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbe-
stimmung befähigen und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engage-
ment anregen und hinführen (§ 11 Abs. 1 S. 2 SGB VIII). Schwerpunkte der Jugendarbeit 
sind in Absatz 3 geregelt und umfassen bspw. die außerschulische Jugendbildung (Nr. 1) 
sowie die Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit (Nr. 2). Sie sind bewusst offengehal-
ten, um für regionale Unterschiede und Strukturen Raum zu lassen.167 

a) Eignung und Notwendigkeit digitaler Formate 

Neben den allgemeinen Gestaltungserfordernissen von § 9 SGB VIII (dazu  Teil 1 A. III.) 
lässt sich für die Jugendarbeit aus dem konkret in § 11 SGB VIII geregelten Erfordernis, an 
den Interessen junger Menschen anzuknüpfen und diese bei der Gestaltung der Angebote 
mitbestimmen und mitgestalten zu lassen, eine Pflicht ableiten, die Digitalisierung der Le-
benswelt junger Menschen zu berücksichtigen und bei entsprechendem Interesse auch digi-
tale Angebotsformate vorzuhalten. Während der Zeit der corona-bedingten Kontaktbe-
schränkungen haben sich in der Praxis auch verschiedene Formen digitaler Jugendarbeit 
etabliert, bspw. Angebote mit Videoformaten, aber auch digitale Jugendräume, bei denen 

––––––––––––––––– 
166  Vgl. dazu etwa FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8 Rn. 10. 
167  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2021, 522. 
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Chat-Räume zur Verfügung gestellt wurden, in denen junge Menschen und Fachkräfte sich 
austauschen können. Unter Berücksichtigung der zunehmenden Digitalisierung der Lebens-
welten der jungen Menschen, die verstärkt digitale Räume für ihre gesamte Kommunikation 
und Interaktion nutzen, und dem sich daraus ergebenden Bedarf ergibt sich aber auch über 
Corona hinaus eine Pflicht, digitale Räume für die Jugendarbeit zu nutzen.168 Diese bieten 
auch die Chance, sie zugleich mit der Unterstützung beim Erwerb von Mediennutzungskom-
petenzen zu verknüpfen, indem im Rahmen der Angebote auch Fragen der Mediennutzung 
thematisiert werden. Gleichwohl besteht kein individueller Rechtsanspruch auf ein ganz be-
stimmtes, bspw. digitales Jugendarbeitsangebot. Vielmehr besteht eine objektive Rechts-
pflicht der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, ein bedarfsgerechtes, möglichst plurales An-
gebot an Jugendarbeitsformaten vorzuhalten (zur Planung entsprechender Angebote im 
Rahmen der Jugendhilfeplanung  Teil 3 B. I. 2.). 

Der Zugang zu den Angeboten der Jugendarbeit findet in aller Regel niedrigschwellig durch 
Inanspruchnahme der jungen Menschen selbst statt, sodass diese selbst wählen können, 
welches (digitale oder analoge) Format sie nutzen sollen.169 

b) Rechtliche Rahmenbedingungen der Nutzung digitaler Formate 

Für ein digitales Angebot der Jugendarbeit sind grundsätzlich die gleichen rechtlichen Vo-
raussetzungen und Rahmenbedingungen zu beachten wie für ein analoges Angebot. 

aa) Aufklärungspflichten bei digitalen Formaten 

Evtl. Besonderheiten können sich aus der Nutzung digitaler Kommunikationsformen für den 
Sozialdatenschutz ergeben ( Teil 3 C. III. 4.). Auch was die allgemeinen Rahmenbedin-
gungen anbelangt, so kann im Zusammenhang mit einem digitalen Format besondere Sen-
sibilität bezüglich ihrer Umsetzung angezeigt sein. So kann es auch im digitalen Raum uU 
leichter zu (unbeabsichtigten) Kontrollelementen der Leistung kommen, da die Grenzen 
zwischen Öffentlichem und Privatem leichter verschwimmen, etwa wenn „automatisch“ 
Einblicke in die Wohnung oder den aktuellen Aufenthaltsort gegeben werden. Dies erfor-
dert bspw. bei Nutzung von Elementen mit Bildübertragung der persönlichen Wohnräume 
des jungen Menschen einen Hinweis auf die Verwendung eines neutralen Hintergrunds. 

Ein transparenter Hinweis auf die Nutzungsbedingungen ist auch im Zusammenhang mit 
dem Umgang mit evtl. Äußerungen eines Schutz- und Hilfebedarfs geboten. Anders als 
bei einem analogen Kontakt können Fachkräfte auf Äußerungen eines jungen Menschen 
nicht unbedingt unmittelbar eingehen, wenn ein Angebot eine zeitversetzte Kommunikation 
beinhaltet, zB in einem Chat-Raum, in dem junge Menschen Nachrichten schreiben können, 
die aber erst später von den Fachkräften gelesen werden können und auf die entsprechend 
erst später reagiert werden kann. Schreibt ein junger Mensch Nachrichten, mit denen er auf 
seine Gefährdung aufmerksam machen und Hilfe erbitten möchte, erfordert die Fürsorge-
pflicht gegenüber dem jungen Menschen, die bereits mit der Bereitstellung des Angebots 
besteht, einen Hinweis auf die uU zeitversetzte Reaktionsmöglichkeit der Fachkraft (zur Ak-
tivierung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung  C. I. 1.). 

––––––––––––––––– 
168  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2021, 522. 
169  S. zB das Angebot Digital Streetwork in Bayern, abrufbar unter www.digital-streetwork-bayern.de, Abruf: 12.9.2023. 

http://www.digital-streetwork-bayern.de/
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bb) Einwilligung in Teilnahme 

Was die Teilnahme an einem Angebot und das Einverständnis der Eltern anbelangen, so 
gilt Folgendes: Wenn sich der junge Mensch an das Jugendamt wendet und durch dieses an 
ein Angebot vermittelt wird, so braucht es vor dieser Leistungsgewährung eine Zustim-
mung der Eltern bzw. bei jungen Menschen ab Vollendung des 15. Lebensjahrs zumindest 
eine Information der Eltern (§ 36 Abs. 2 S. 1 SGB I) ( 1.). Allerdings werden Jugendar-
beitsangebote in der Praxis idR nicht über das Jugendamt, sondern unmittelbar beim Leis-
tungsanbieter in Anspruch genommen. Gerade digitale Jugendräume dürften häufig so 
ausgestaltet sein, dass es keiner offiziellen Anmeldung bedarf, die die Eltern unterschreiben 
könnten, sondern der junge Mensch unmittelbar teilnimmt. In diesen Fällen kann insbeson-
dere ein freier Träger davon ausgehen, dass die Teilnahme wie auch die sonstige Freizeitge-
staltung eines Jugendlichen vom (allgemeinen) Einverständnis der Eltern gedeckt ist. Er-
forderlich ist aber jedenfalls, bei evtl. weitergehenden Bedarfen vor der Gewährung indivi-
dueller Hilfen die (personensorgeberechtigten) Eltern einzubeziehen und dies vorab mit 
dem jungen Menschen abzustimmen. 

5. DIGITALE LEISTUNGEN AUF REINER KI-BASIS? 

Denkbar wären grundsätzlich auch rein digitale Hilfen, bei denen sozialarbeiterische Fach-
kräfte in der Leistungserbringung durch digitale Programme ersetzt werden, die junge Men-
schen in ihrer Entwicklung bzw. Eltern bei der Erziehung unterstützen. Denkbar wäre zB 
eine App, die bei der Strukturierung des Tagesablaufs unterstützt und dabei pflegende und 
erzieherische Tätigkeiten mit integriert wie bspw. die Zeiten des gemeinsamen Mittages-
sens und deren Inhalt oder Rituale für das Zu-Bett-Bringen der Kinder. Im Bereich der Psy-
chotherapie und Gesundheitshilfe wird die Wirksamkeit digitaler Programme durchaus dis-
kutiert und teilweise auch eingesetzt, in der Sozialen Arbeit wird sie derzeit prognostisch 
noch als eher unwahrscheinlich eingeschätzt.170 

Anknüpfungspunkt für die Frage nach einer generellen Zulässigkeit des Einsatzes von „Hil-
fe-Robotern“ aus rechtlicher Sicht ist – im Fall der Annahme von deren Eignung zur Errei-
chung des Leistungsziels – der im aktuellen SGB VIII vorgesehene Inhalt des Leistungsan-
gebots. 

Sämtliche Leistungen des SGB VIII knüpfen an eine sozialpädagogische Leistung, die im 
Rahmen einer Interaktion zwischen Helfer:innen und Adressat:innen erbracht wird. Jugend-
hilfeleistungen sind danach – neben ggf. flankierenden finanziellen (Annex-)Leistungen – 
ihrem spezifischen Charakter nach Dienstleistungen, und zwar „personenbezogene Dienst-
leistungen“ der Beratung, Unterstützung und Förderung.171 Sie haben dabei einen Charak-
ter als unmittelbare persönliche Hilfe172 und erfordern Interaktion und Verständigung zwi-
schen den Akteuren der Leistungserbringer und ihren Adressat:innen.173 Erforderlich ist da-

––––––––––––––––– 
170  Sauerbrey/Vollmar ZfSp 2019, 150 (151); s. jedoch Diskussionen zur Entwicklung von Erziehungshilfe-Apps, abrufbar 

unter www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.erziehungstipps-aus-dem-smartphone-kuenstliche-intelligenz-als-erziehungs-
helfer.24e5c269-ddd5-42ce-81df-513beeb9999c.html, Abruf: 12.9.2023. 

171  FK-SGB VIII/Meysen ua SGB VIII Einl. Rn. 36; Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII Vorb. §§ 11 ff. Rn. 12 f. 
172  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII § 72 Rn. 1. 
173  FK-SGB VIII/Meysen ua SGB VIII Einl. Rn. 36. 

http://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.erziehungstipps-aus-dem-smartphone-kuenstliche-intelligenz-als-erziehungshelfer.24e5c269-ddd5-42ce-81df-513beeb9999c.html
http://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.erziehungstipps-aus-dem-smartphone-kuenstliche-intelligenz-als-erziehungshelfer.24e5c269-ddd5-42ce-81df-513beeb9999c.html
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her die Erbringung der Leistungen durch geeignete Personen, wobei je nach konkretem In-
halt und Leistungserbringer das Fachkräftegebot des § 72 SGB VIII zu berücksichtigen ist. 

Zwar könnte angenommen werden, dass auch die Verwendung eines digitalen Unterstüt-
zungsprogramms eine personenbezogene Dienstleistung durch geeignete Personen dar-
stellt, solange in die Nutzung des Programms eine konkrete Person einbezogen ist. Jedoch 
dürfte der personenbezogene Dienstleistungscharakter jedenfalls nur dann anzunehmen 
sein, wenn die Begleitung und Kontrolle der Eignung durch menschliche Fachkräfte statt-
finden. 

6. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Ebenso wie bei der Gestaltung der Zugangswege lässt sich infolge der zunehmenden Digi-
talisierung der Lebenswelten von einer grundsätzlichen Pflicht der Kinder- und Jugendhilfe 
ausgehen, bei der Gestaltung von Leistungen auch die Möglichkeit des Einsatzes digitaler 
Elemente zu berücksichtigen. Eine Pflicht zum Einsatz oder ein individueller Rechtsanspruch 
auf eine digital gestaltete Leistung bestehen jedoch nicht pauschal und losgelöst von den 
Bedürfnissen im Einzelfall. Vielmehr gilt es, die konkreten Leistungen sowie die individuel-
len Bedarfe und die Eignung der Methoden zur Bedarfsdeckung in den Blick zu nehmen. 
Ausgangspunkt ist immer die fachliche Eignung für die jeweilige Leistung und den jeweili-
gen konkreten Fall. Im Fokus können dabei auch gerade gemischte Formate mit digitalen 
und analogen Kommunikationsformen stehen. 

a) Rahmenbedingungen für die digitale Gestaltung 

 Entscheidung über die Eignung und Notwendigkeit im Einzelfall durch das Jugend-
amt bei Infrastruktur- und Individualleistungen 

Die Entscheidung über die Eignung im Einzelfall ist davon abhängig, ob es sich um eine In-
dividualhilfe oder ein infrastrukturelles Angebot handelt. Bei Individualhilfen, bei denen das 
Jugendamt über die Hilfegewährung entscheidet, muss auch im jeweiligen Fall eine Ent-
scheidung über das geeignete und erforderliche Hilfeformat einschließlich der Nutzung di-
gitaler Kommunikationsmittel erfolgen. Zu berücksichtigen sind die Wünsche der Leis-
tungsadressat:innen. Sind digitale oder analoge Formate gleichermaßen geeignet, ist das 
Wunsch- und Wahlrecht nach § 5 SGB VIII entscheidend, sodass Wünschen der Leistungs-
adressat:innen nach einer digitalen oder auch nicht digitalen Gestaltung im Rahmen des 
verfügbaren Angebots zu entsprechen ist. Im Bereich der HzE erfolgt die individuelle Prü-
fung in der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII, im Rahmen derer gemeinsam mit den Beteilig-
ten aus der Familie eine Entscheidung über die individuell geeignete Hilfe einschließlich 
ihrer Gestaltungselemente zu entscheiden ist. 

Bei infrastrukturellen Leistungen, die ohne eine Entscheidung des Jugendamts unmittelbar 
bei Leistungsanbietern in Anspruch genommen werden können, entscheiden die Adres-
sat:innen dagegen selbst im Rahmen des verfügbaren Angebots( Teil 3 B. I. 2.) über die 
Wahl eines digitalen oder nicht digitalen Formats. 

 Transparente Aufklärung über Nutzungsbedingungen  
Um eine informierte Einwilligung der Adressat:innen in eine Leistung mit digitalen Gestal-
tungselementen zu ermöglichen, muss das Jugendamt über die Bedingungen und Folgen 
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der Nutzung transparent aufklären (zur datenschutzrechtlichen Aufklärung  Teil 3 C.). 
Dazu gehört es, je nach Format darauf hinzuweisen und je nach Notwendigkeit Alternativen 
aufzuzeigen, wenn die Nutzung mit Einblicken in die privaten Lebensbereiche der Adres-
sat:innen verbunden ist, die für die Hilfeerbringung nicht erforderlich oder von den Adres-
sat:innen nicht gewünscht sind, oder ggf. zu einer stärkeren „Überwachung“ der Adres-
sat:innen führt als bei analogen Hilfen. 

 Fachliche Eignungskriterien für digitale Gestaltungsformate bei der Entscheidung 
über die Leistungsgewährung im Einzelfall 

Die fachliche Eignung des Einsatzes digitaler Elemente ist für die Leistungsgestaltung im 
Einzelfall sorgfältig zu prüfen, da der Erfolg von Kinder- und Jugendhilfeleistungen in ganz 
entscheidendem Maß von der Hilfegestaltung, von der Hilfeakzeptanz der Adressat:innen 
und von dem Aufbau einer tragfähigen Hilfebeziehung abhängt. 

Unterschiede in der digitalen oder analogen Kommunikation, die es im Einzelfall zu berück-
sichtigen gilt, können bspw. sein: 

 unterschiedliche Möglichkeit zur Deutung nonverbaler Signale und unterschiedli-
che nonverbale Ausdrucksmöglichkeiten; 

 mögliche Auswirkungen auf die tatsächliche inhaltliche Interaktion (insb. bei rein 
textbasierten Kommunikationsformen); 

 evtl. bessere Möglichkeiten der Beteiligung junger Menschen durch digitale Forma-
te (zB bei jungen Menschen mit sprachlichen Beeinträchtigungen); 

 größere Selbstbestimmungsmöglichkeiten bei digitalem Kontakt, bspw. im Hinblick 
auf die Beendigung des Kontakts und die Bestimmung über die Art und Weise des 
Kontakts und damit verbundene mögliche Auswirkungen auf die Mitwirkungsbe-
reitschaft junger Menschen und ihrer Eltern. 

Folgende Gesichtspunkte spielen für die Eignung im Einzelfall zudem eine Rolle: 

 Art und Intensität der der Hilfe und der erforderlichen Hilfebeziehung (Unterschie-
de etwa zwischen niedrigschwelligem Beratungsangebot und intensivem Betreu-
ungsbedarf einer Familie durch eine SPFH); 

 Umfang der digitalen Elemente (ausschl. oder ergänzend zu analogen Kontakten); 
 unterschiedlicher individueller Zugang und individuelle Nutzungskompetenzen der 

Adressat:innen; 
 Wünsche und Vorstellungen der Leistungsadressat:innen; bspw. können die ab-

lehnende Äußerung und eine darin zum Ausdruck kommende Überforderung mit 
der Nutzung digitaler Elemente den Hilfeerfolg verhindern. 

Kostengesichtspunkte spielen für die Eignungsprüfung dagegen keine Rolle. Ausschlagge-
bend ist allein die fachliche Einschätzung bezüglich der Eignung und Notwendigkeit. Wer-
den im konkreten Einzelfall mehrere Gestaltungsoptionen als geeignet eingeschätzt und 
wünschen die Leistungsadressat:innen im Rahmen ihres Wunsch- und Wahlrechts eine 
bestimmte Gestaltungsform, so können Kostengesichtspunkte zwar über den Mehrkosten-
vorbehalt (§ 5 Abs. 2 SGB VIII) vorgebracht werden. Dies gilt allerdings ausdrücklich nur im 
Rahmen mehrerer gleichermaßen geeigneter Gestaltungsformen. 
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b) Einsatz digitaler Elemente bei einzelnen Leistungen 

 Bei den HzE ist der Einsatz und Umfang digitaler Kommunikationsformen ua von der 
Intensität des Hilfebedarfs bei der jeweiligen Hilfeart abhängig, richtet sich aber 
grundsätzlich nach dem jeweiligen individuellen Einzelfall und der Eignung der Hilfe-
gestaltung für die jeweils betroffene Familie: 

 Bei intensiven ambulanten Hilfeformen wie der SPFH müssen die Kommunikati-
onsmittel zwischen Familie und Fachkräften in der Hilfeplanung individuell geprüft 
und gemeinsam mit den Familienmitgliedern vereinbart werden. 

 Bei der Erziehungsberatung, die zumeist als niedrigschwelliges, unmittelbar in An-
spruch zu nehmendes Angebot vorgehalten wird, gelten digitale Beratungsformate 
inzwischen allgemein als geeignet und bedarfsgerecht. Über die Nutzung ent-
scheiden im Weg der unmittelbaren Inanspruchnahme die Eltern selbst im Rahmen 
des verfügbaren Angebots. 

 Bei stationären Hilfen kann der Einsatz digitaler Formate für einen Teil der Kontak-
te zwischen den jungen Menschen und ihren Betreuer:innen geeignet sein. In wel-
chem Maß von einer Eignung auszugehen ist, hängt vom Einzelfall ab. Eine Aus-
stattung der jungen Menschen mit notwendigen digitalen Medien ist über die An-
nexleistungen nach § 39 SGB VIII zu finanzieren. 

 Bei der Jugendarbeit gelten digitale Jugendräume bereits als generell geeignet. Sie 
erfordern allerdings eine transparente Aufklärung über die Nutzungsbedingungen 
und damit ggf. verbundenen Datennutzungen. Über die Inanspruchnahme eines digi-
talen oder analogen Formats entscheiden allgemein die jungen Menschen (mit ihren 
Eltern) selbst im Rahmen der verfügbaren unmittelbar in Anspruch zu nehmenden inf-
rastrukturellen Angebote vor Ort oder digital. 

 Auch bei der vertraulichen Beratung junger Menschen nach § 8 Abs. 3 SGB VIII ist 
von einer Eignung digitaler Formate grundsätzlich auszugehen und erfolgt die Ent-
scheidung im Einzelfall in aller Regel durch die jungen Menschen selbst, die ein digi-
tales oder analoges vorhandenes Angebot niedrigschwellig in Anspruch nehmen. 

c) De lege lata keine rein digitalen Leistungen im SGB VIII 

De lege lata sind rein digitale, KI-basierte Leistungen ohne Begleitung der Anwendung 
durch konkrete Personen bei den Leistungen des SGB VIII nicht vorgesehen. Vielmehr rich-
ten sich die Rechtsansprüche und objektiv-rechtlichen Leistungsverpflichtungen auf perso-
nenbezogene – idR – sozialpädagogische Leistungen. Überlegungen zu einer Ersetzung von 
Fachkräften bräuchten eingehendere Untersuchungen zu den Erfolgsaussichten sowie den 
Risiken der Nutzung rein digitaler Leistungsformate, bei denen insbesondere die Gefahr zu 
berücksichtigen wäre, dass junge Menschen und ihre Familien aus dem Blick geraten und 
(weitergehende) Unterstützungsbedarfe übersehen bzw. geäußerte Unterstützungsbedarfe 
nicht gedeckt werden. 
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C.  
Digitale Wahrnehmung des Schutzauftrags 
Die Nutzung digitaler Elemente gewinnt nicht nur bei der Leistungsgewährung, sondern 
auch bei der Wahrnehmung der Schutzaufgaben des Jugendamts immer mehr an Bedeu-
tung. Das Rechtsgutachten stellt daher die rechtlichen Rahmenbedingungen des Einsatzes 
digitaler Elemente im Kinderschutzverfahren gem. § 8a SGB VIII dar. Im § 8a-Verfahren sind 
digitale Kommunikationsmittel bereits für die Kenntnisnahme von Gefährdungssituationen 
und damit für den Zugang zum Schutz relevant. Außerdem können und werden sie bei der 
Gefährdungseinschätzung eingesetzt, bspw. in Form von Videofallkonferenzen. Im Folgen-
den werden daher die Möglichkeiten des Einsatzes digitaler Elemente bei der Aktivierung 
des Schutzauftrags (I.) sowie bei der Durchführung der Gefährdungseinschätzung (II.) aus 
rechtlicher Perspektive untersucht. 

I. Digitaler Zugang zum Schutz: Aktivierung des Schutzauftrags 

Der Einsatz digitaler Elemente ist zunächst im Hinblick auf ein möglichst „effektives“ Be-
kanntwerden von gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung beim Ju-
gendamt zu prüfen. 

1. AKTIVIERUNG DES SCHUTZAUFTRAGS BEI DIGITALER KENNTNISERLANGUNG 

Die Kenntnisnahme von gewichtigen Anhaltspunkten für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder Jugendlichen löst den Schutzauftrag gem. § 8a SGB VIII aus und steht somit 
immer am Beginn des Kinderschutzverfahrens. Fachkräfte des Jugendamts haben nicht die 
Aufgabe, etwaige Kindeswohlgefährdungen proaktiv zu ermitteln. Vielmehr müssen sie erst 
dann aktiv werden, wenn sie im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit auf eine etwaige Kin-
deswohlgefährdung aufmerksam werden, wobei die tatsächliche Kenntniserlangung ent-
scheidend ist.174 Für die Aktivierung des Schutzauftrags kommt es also nicht darauf an, auf 
welche Art und Weise das Jugendamt Kenntnis erlangt, weshalb der Schutzauftrag unab-
hängig davon aktiviert wird, ob eine Information über gewichtige Anhaltspunkte auf ana-
logem oder digitalem Weg das Jugendamt erreicht. Der Schutzauftrag des Jugendamts 
wird auch bei digitaler Kenntniserlangung aktiviert, also zB, wenn ernst zu nehmende 
(anonyme) Hinweise über eine Gefährdung dem Jugendamt über eine E-Mail zugehen oder 
junge Menschen hilfesuchend das Jugendamt über soziale Netzwerke kontaktieren. Der tat-
sächliche Zugang des Hinweises und nicht erst die Kenntnisnahme durch eine Fachkraft löst 
bereits die Pflicht des Jugendamts zum Tätigwerden aus.175 Falls die betreffenden digitalen 
Posteingänge nicht rund um die Uhr von einer Fachkraft betreut werden, ist Personen, die 
sich aufgrund einer akuten Notsituation digital an das Jugendamt wenden, kenntlich zu ma-
chen, in welcher Regelmäßigkeit die Nachrichten im digitalen Postfach gelesen werden. 

––––––––––––––––– 
174  LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 46; FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 15, 19. 
175  LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 46. 
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Außerhalb der Online-Präsenzzeiten ist auf alternative Kontaktmöglichkeiten wie bspw. die 
Rufbereitschaft,176 die jedes Jugendamt vorhalten muss, aufmerksam zu machen. 

2. PFLICHT ZUR SCHAFFUNG DIGITALER ZUGANGSWEGE („DIGITALE KONTAKT- 
UND MELDEMÖGLICHKEIT“) 

Mit der Feststellung, dass der Schutzauftrag des Jugendamts auch durch „digitales Be-
kanntwerden“ von gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung aktiviert 
wird, stellt sich die Frage, ob der öffentliche Jugendhilfeträger verpflichtet ist, überhaupt 
bzw. bestimmte digitale Zugangswege zu Schutzmaßnahmen des Jugendamts bereitzustel-
len. 

a) Schaffung adressatengerechter Zugangswege als Bestandteil der Gewährleis-
tungsverantwortung 

Dem öffentlichen Jugendhilfeträger obliegt die Verantwortung dafür, geeignete Zugangs-
wege zu schaffen, die die Information des Jugendamts über mögliche Gefährdungen für das 
Wohl eines Kindes adressatenorientiert ermöglichen. Diese Verantwortung ergibt sich zum 
einen aus dem Grundziel der Kinder- und Jugendhilfe, Kinder und Jugendliche vor Gefahren 
für ihr Wohl zu schützen (vgl. § 1 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII), an welchem sich jede jugendhilfe-
rechtliche Maßnahme orientieren muss.177 Zum anderen ergibt sie sich aus der Gesamtver-
antwortung des öffentlichen Jugendhilfeträgers für die Erfüllung von Aufgaben der Jugend-
hilfe nach § 2 SGB VIII in einer bedarfsgerechten Qualität (vgl. § 79 Abs. 1, 2 S. 1 Nr. 3 
SGB VIII). 

Zwar ist die Wahrnehmung des Schutzauftrags iSd § 8a SGB VIII keine in § 2 SGB VIII ge-
nannte Aufgabe der Jugendhilfe, sondern vielmehr eine Verfahrensvorschrift für die Wahr-
nehmung des Schutzauftrags. § 8a SGB VIII hat aber entscheidungsvorbereitende Funktion 
für die Aufgabenerfüllung, da die Wahrnehmung des Schutzauftrags regelmäßig in die Ge-
währung von Hilfen, die Anrufung des Familiengerichts oder auch in eine Inobhutnahme 
mündet. Die Gewährleistung der Aufgabenerbringung umfasst daher auch die Gewährleis-
tung der Erfüllung des Schutzauftrags in bedarfsgerechter Art und Weise. 

Zur bedarfsgerechten Erfüllung des Schutzauftrags gehört auch die Gewährung eines ge-
eigneten Zugangs zum Jugendamt für Personen, die dem Jugendamt eine Kindeswohlge-
fährdung oder einen diesbezüglichen Verdacht mitteilen möchten, oder für junge Menschen, 
die selbst Schutz und Hilfe suchen. 

b) Adressatengerechtigkeit digitaler Zugangswege 

Wichtiges Kriterium für die Eignung eines Zugangswegs ist zum einen die Erreichbarkeit 
des Jugendamts in zeitlicher Hinsicht und zum anderen die Erreichbarkeit des Jugendamts in 
einer für die Zielgruppe praktikablen, also auch niedrigschwelligen, Art und Weise. Insbe-
sondere bei Selbstmeldungen durch Kinder und Jugendliche, aber auch bei Hinweisen durch 
junge Informationsgeber:innen, könnte eine an dieser Zielgruppe orientierte Erreichbarkeit 
über die Schaffung von digitalen Zugangswegen realisiert werden. Da junge Menschen mit 

––––––––––––––––– 
176  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 33; DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2014, 375. 
177  FK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 1 Rn. 14. 
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der Nutzung digitaler Kommunikationswege ohnehin vertraut sind, verspricht deren Nut-
zung gerade bei dieser Personengruppe, Hemmschwellen, die bei einer (Selbst-)Meldung 
überwunden werden müssen, zu verringern, sodass die Bereitstellung digitaler Zugangs-
wege ein wichtiges Instrument für den Kinderschutz ist. 

ZT verfügen Jugendämter bereits heute über digitale Zugangswege (zB E-Mail, soziale 
Netzwerke). Vor dem Hintergrund, dass die Nutzung digitaler Kommunikationswege in den 
nächsten Jahren mit der Zunahme an Personen in der Gesellschaft, die mit digitalen Kom-
munikationsmitteln aufgewachsen sind, weiter ansteigen wird, lohnt es sich für alle Ju-
gendämter, sich mit der digitalen Weiterentwicklung ihrer Zugangswege auseinanderzuset-
zen. 

c) Niedrigschwellige Gestaltung und gesetzgeberische Entscheidung für Online-
Zugänge 

Die wachsende Bedeutung von digitalen Zugängen zur Verwaltung hat auch der Gesetzge-
ber erkannt und in der Folge das OZG verabschiedet, das zum digitalen Angebot von Ver-
waltungsleistungen verpflichtet ( B. I. 2.). Der Leistungskatalog enthält zwar die Verwal-
tungsleistung „Frühe Hilfen (Kinder-/Jugendschutz)“178, der Zugang zur Aktivierung des 
Schutzauftrags fällt jedoch nicht unmittelbar darunter. Adressiert ist mit der Formulierung 
„Frühe Hilfen“ der sog. präventive Kinderschutz (zB Willkommensbesuche und vergleichba-
re Angebote), nicht jedoch der sog. intervenierende Kinderschutz, also hoheitliche Aufgaben 
des Jugendamts. Auch wenn sich aus dem OZG also keine konkrete Rechtspflicht ergibt, 
einen digitalen Zugangsweg zur Aktivierung des Schutzauftrags vorzuhalten, lässt sich 
gleichwohl die Absicht des Gesetzgebers ableiten, den Zugang zur Verwaltung allgemein 
durch die Nutzung von digitalen Kommunikationswegen zunehmend niedrigschwelliger zu 
gestalten. 

3. GESTALTUNG DIGITALER ZUGANGSWEGE 

Im Hinblick auf die konkrete Gestaltung von digitalen Zugangswegen gilt es, insbesondere 
den folgenden Herausforderungen zu begegnen: Digitale Kommunikation setzt nicht zwin-
gend den zeitgleichen Austausch der kommunizierenden Personen voraus, vielmehr erfol-
gen je nach gewähltem Kommunikationsmittel im Einzelfall Aussage und Reaktion idR zeit-
versetzt und somit asynchron. Dies gefährdet die Wahrnehmung des Schutzauftrags dann, 
wenn aus der Benachrichtigung allein nicht geschlossen werden kann, welches Kind betrof-
fen ist oder ob tatsächlich gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung vor-
liegen, und wenn eine unmittelbare Nachfrage aufgrund von Anonymität oder mangels 
Kenntnis des Klarnamens unmöglich ist. Je weniger Informationsgehalt eine Gefährdungs-
mitteilung hat bzw. je unspezifischer die Informationen sind, desto schwieriger ist es für das 
Jugendamt, schnell und adäquat zu reagieren. Zudem besteht das Risiko, dass die Informie-
rende irrig von einer sofortigen Kenntnisnahme und ggf. sofortigem Handeln des Jugend-
amts ausgeht und bei einer dringenden Kindeswohlgefährdung keine weiteren Schritte un-
ternimmt, um das Jugendamt zu informieren und zum sofortigen Handeln zu aktivieren. 

––––––––––––––––– 
178  Download „Alle Leistungen LeiKa-Schluessel Bezeichnung Synonyme de“, abrufbar unter https://fimportal.de/kataloge, 

Abruf: 12.9.2023. 

https://fimportal.de/kataloge
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Wichtig ist daher, dass die ggf. zeitversetzte Kenntnisnahme der Meldung durch das Ju-
gendamt in den digitalen Zugangskanälen hinreichend deutlich gemacht wird. 

Zusätzlich könnte die geringe Hemmschwelle, digitale Nachrichten anonym zu versenden, 
auch dazu führen, dass Jugendämter zunehmend Meldungen erhalten, die Verleumdungs-
zwecken dienen. Die Identifizierung einer solchen Falschmeldung kann bei digitalen Be-
nachrichtigungen mangels Möglichkeit zur Gewinnung eines persönlichen Eindrucks der 
mitteilenden Person erschwert sein. Die rechtlich gebotene Auseinandersetzung mit diesen 
Meldungen ist erforderlich, aber auch sehr zeitaufwendig. 

Dies sind Herausforderungen, die auch im analogen Kontext eine Rolle spielen können, sich 
aber im digitalen Kontext aufgrund der geringeren Unmittelbarkeit zwischen Jugendamt 
und mitteilender Person verstärken. Ein Mittel zur Minimierung dieser Nachteile der digita-
len Kommunikation ist die aktive, zielgerichtete Gestaltung der digitalen Zugangswege, 
dh die Einrichtung eines digitalen Zugangswegs, der speziell dazu dient, Anhaltspunkte für 
Kindeswohlgefährdungen dem Jugendamt mitzuteilen, und die Adressat:innen bei der Ge-
fährdungsmitteilung anleitet. 

Vorstellbar ist bspw. das Vorhalten einer Maske für Kinderschutzmeldungen auf der 
Website, welche mittels Vorgabe von Pflichtfeldern die Eingabe aller für das Tätigwerden 
relevanten Daten fordert (Name und Vorname des betroffenen Kindes, Wohnortgemeinde, 
Gefährdungsverdacht, Kontaktdaten der mitteilenden Person etc). Die Verpflichtung von 
Kontaktangaben der mitteilenden Person in der offiziell zur Verfügung gestellten Maske 
könnte einen Beitrag dazu leisten, die Anzahl an Mitteilungen „ausgedachter“ Kindeswohl-
gefährdungen zu reduzieren. Der Ausschluss anonymer Mitteilungen im Rahmen der zur 
Verfügung gestellten digitalen Maske ist zulässig, da eine Person, die ausschließlich ano-
nym einen Gefährdungsverdacht mitteilen möchte, auf andere Kommunikationswege, die 
die Anonymität gewährleisten, zurückgreifen kann. Ggf. sind solche vorgegebenen Masken 
sogar geeignet, Melder:innen den Wunsch nach Anonymität überdenken zu lassen. 

Die Maske sollte Hinweise zur zeitlichen Kenntnisnahme des Jugendamts und zum Vorge-
hen bei dringenden Kindeswohlgefährdungen (außerhalb der Zeiten, in denen Nachrichten 
über diesen Zugang unmittelbar vom Jugendamt wahrgenommen werden) enthalten. 

4. EXKURS: EINRICHTUNG DIGITALER BESCHWERDEZUGÄNGE FÜR DEN SCHUTZ 
BEI AUßERFAMILIÄRER UNTERBRINGUNG 

Im Zusammenhang mit digitalen Zugängen zur Gewährleistung der Aktivierung des Schutz-
auftrags des Jugendamts iSd § 8a SGB VIII sind auch Zugänge zur Beschwerde relevant. 
Das können Konflikte aller Art sein, die im Zusammenhang mit der Aufgabenerfüllung der 
Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe auftreten und für die in den Ländern Om-
budsstellen als Anlaufstellen vorgehalten werden müssen (§ 9a SGB VIII). Für konkrete 
Beschwerdesituationen bei außerfamiliärer Unterbringung gibt es spezifische Pflichten der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Sicherstellung von Beschwerdemöglichkeiten, wie 
zB für Pflegeverhältnisse: Auf die Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegen-
heiten während der Dauer eines Pflegeverhältnisses muss das Jugendamt das Kind oder 
den Jugendlichen konkret hinweisen und konkrete Kontaktmöglichkeiten benennen (§ 37b 
Abs. 2 SGB VIII). Auch für den Einrichtungskontext wurden spezifische Beschwerderege-
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lungen normiert. Hier muss sichergestellt sein, dass die Möglichkeit der Beschwerde so-
wohl innerhalb als auch außerhalb der Einrichtung gewährleistet ist (§ 45 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 
SGB VIII). Aus den oben angeführten Gründen ( 2.) müssen auch die Beschwerdemög-
lichkeiten adressaten- und situationsorientiert ausgestaltet werden, weshalb bei jungen 
Menschen die Möglichkeit, auf digitalem Weg das Beschwerderecht wahrzunehmen, bei der 
Schaffung von Beschwerdemöglichkeiten immer mitgedacht werden sollte. 

5. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Das Jugendamt muss die Digitalisierung der Lebenswelten gefährdeter junger Menschen 
bei der Aktivierung seines Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII mitdenken und gezielt digitale 
Zugangswege eröffnen, die gerade für diese Zielgruppe (Selbstmelder:innen) geeignet sind. 

a) Aktivierung des Schutzauftrags unabhängig von der Form der Kenntniserlangung 

Zunächst ist zu betonen, dass der Schutzauftrag unabhängig vom Weg der Mitteilung und 
der Art und Weise der Kenntnisnahme gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlge-
fährdung aktiviert wird. 

b) Pflicht des Jugendamts zur Schaffung digitaler Wege zur Mitteilung von möglichen 
Gefährdungen für das Wohl eines Kindes oder Jugendlichen 

Aus der Pflicht des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zur Schaffung geeigneter Zu-
gangswege leitet sich eine Pflicht zur Schaffung digitaler Zugangswege ab. Um geeignet 
zu sein, sollte ein Zugangsweg insbesondere möglichst niedrigschwellig sein, da er auf die-
se Weise in möglichst vielen Fällen das Bekanntwerden von Gefährdungssituationen er-
möglicht. Niedrigschwellig ist ein Zugangsweg, wenn er an der Lebenswelt der Adressier-
ten orientiert ist, die vor allem bei jungen Menschen auch die digitale Kommunikation um-
fasst. Nicht jeder digitale Zugangsweg ist jedoch geeignet für diese Zielgruppe. Wichtig ist, 
dass untersucht wird, welche konkreten digitalen Kommunikationswege aktuell genutzt 
werden, und gerade auf diese zurückzugreifen. 

Bei der (Weiter-)Entwicklung dieser Zugangswege ist darauf zu achten, dass diese 

 einerseits so gestaltet werden, dass die Hemmschwellen dafür, sich hilfesuchend oder 
eine Gefährdung meldend an das Jugendamt zu wenden, möglichst gering sind, 

 andererseits aber auch möglichst wenig anfällig für Falschmeldungen sind und das 
Bekanntwerden aller notwendigen Informationen erleichtern, die das Jugendamt für 
seine Einschätzung braucht, ob tatsächlich gewichtige Anhaltspunkte für eine Kin-
deswohlgefährdung vorliegen und daher der Schutzauftrag aktiviert ist. 

II. Nutzung von digitalen Elementen im Rahmen der Gefährdungs-
einschätzung 

Ist der Schutzauftrag aktiviert, ist das Jugendamt verpflichtet, das Gefährdungsrisiko nach 
Maßgabe des § 8a Abs. 1 S. 2 SGB VIII einzuschätzen. Diese Pflicht beinhaltet einerseits 
eine umfassende Sachverhaltsermittlung und andererseits die Bewertung dieses Sach-
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verhalts.179 Dabei gilt es, Informationen zu erheben, zu ordnen und zu bewerten, wobei die 
Kommunikation mit der betroffenen Familie, im Fachteam und ggf. mit Dritten von großer 
Bedeutung ist. Bei der Sachverhaltsermittlung und -bewertung und der hierfür erforderli-
chen Kommunikation stellt sich die Frage nach dem rechtlich zulässigen Einsatz digitaler 
Hilfsmittel. 

1. NUTZUNG DIGITAL VERFÜGBARER INFORMATIONEN 

Durch die Digitalisierung ist die Erhebung von Informationen deutlich vereinfacht worden, 
da auf digital verfügbare Informationen orts- und zeitunabhängig zugegriffen werden kann 
und diese einfacher kombiniert und zusammengeführt werden können. Jedoch ist auch der 
Zugriff auf digital verfügbare Informationen zum Zweck der Sachverhaltsermittlung im 
Rahmen des Schutzauftrags nur im Rahmen der rechtlichen Pflicht zur umfassenden Sach-
verhaltsermittlung und den datenschutzrechtlichen Vorgaben zulässig. Im Folgenden sollen 
daher die Möglichkeiten eines digitalen Abrufs von Informationen dargestellt werden. 

a) Rechtlich-fachliche Rahmenbedingungen der digitalen Informationsbeschaffung 

aa) Untersuchungsgrundsatz nach § 20 SGB X 

Die Pflicht zur Informationsgewinnung ergibt sich unmittelbar aus ihrer Notwendigkeit für 
die Gefährdungseinschätzung180 und wird allgemein durch den Untersuchungsgrundsatz 
nach § 20 SGB X bestimmt.181 Danach ermittelt das Jugendamt den Sachverhalt von Amts 
wegen und bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen selbst; alle für den Einzelfall be-
deutsamen Umstände müssen jedoch berücksichtigt werden. Ziel ist also die Erarbeitung 
einer umfassenden Grundlage für die Gefährdungseinschätzung. Je mehr Informationen 
über den konkreten Einzelfall bekannt sind, desto höher wird die Wahrscheinlichkeit, dass 
die Fachkräfte den Fall angemessen einschätzen können und zur Gefährdungsabwendung 
passgenaue Hilfen anbieten bzw. über eine adäquate Folgemaßnahme entscheiden. Aller-
dings dürfen nur solche Informationen erhoben werden, die erforderlich für die Aufgaben-
erfüllung sind (§ 62 Abs. 1 SGB VIII).182 Im Rahmen der Gefährdungseinschätzung dürfen 
daher nur personenbezogene Informationen erhoben werden, auf die das Jugendamt zu 
diesem Zweck angewiesen ist.183 

bb) Vorrang der Betroffenenerhebung 

Die erforderlichen Informationen sind im Rahmen der Gefährdungseinschätzung grundsätz-
lich bei den Betroffenen, also in erster Linie bei den Eltern selbst, zu erheben. Dies ergibt sich 
konkret aus dem sozialdatenschutzrechtlichen Grundsatz aus § 62 Abs. 2 SGB VIII, der auch 
für das § 8a-Verfahren gilt.184 Der Vorrang der Informationsbeschaffung bei den Eltern ent-
spricht zudem dem grundgesetzlich geschützten Erziehungsvorrang der Eltern, der sich – die 

––––––––––––––––– 
179  LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 50. 
180  LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 50. 
181  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 16; FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 19. 
182  Zu den sozialdatenschutzrechtlichen Anforderungen im Einzelnen s.  Teil 3 C. II. 
183  LPK-SGB VIII/Kunkel SGB VIII § 62 Rn. 3; s.a. DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 4.2. 
184  Zu den sozialdatenschutzrechtlichen Anforderungen im Einzelnen s.  Teil 3 II. 1. c) sowie Teil 3 III. 2. b). 
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Eignung vorausgesetzt – auch auf die Gefährdungseinschätzung und -abwendung er-
streckt.185 

Die ausnahmsweise zulässige Datenbeschaffung bei Dritten ist an die konkreten Voraus-
setzungen geknüpft, dass die Betroffenenerhebung nicht möglich ist oder die Tätigkeit der 
Wahrnehmung des Schutzauftrags ihrer Art nach eine Dritterhebung erforderlich macht 
(§ 62 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. d SGB VIII). Das ist der Fall, wenn bspw. Auskünfte über den ge-
sundheitlichen Zustand des Kindes eingeholt werden müssen. Hierzu können die Eltern und 
das Kind selbst nur laienhaft Auskunft geben, weshalb die Erhebung dieser Information im 
Fall der Erforderlichkeit bei der behandelnden Ärzt:in mangels Möglichkeit der Betroffenen-
erhebung zulässig wäre. Die Ärzt:in darf die vom Jugendamt angefragten Informationen 
wiederum nur dann an die Fachkräfte des Jugendamts übermitteln, wenn sie selbst zur 
Übermittlung befugt ist, zB aufgrund einer Schweigepflichtentbindung. Ein weiterer typi-
scher Fall, in dem die Dritterhebung erforderlich wird, ist die fehlende Bereitschaft von El-
tern in Kinderschutzfällen, die erforderlichen Informationen preiszugeben. Auch in diesen 
Fällen, in denen trotz kommunikativer Anstrengungen der Fachkräfte das Gespräch mit der 
betroffenen Familie unergiebig bleibt, ist eine Dritterhebung zulässig. Dritte können andere 
natürliche Personen sein, aber auch bspw. Anbieter von Online-Plattformen (zur daten-
schutzrechtlichen Zulässigkeit von Informationserhebungen im Internet  Teil 3 C. III. 2.). 

cc) Zulässigkeit der mit der Datenerhebung verbundenen Datenübermittlung 

Eine Dritterhebung ist idR auch eine Datenübermittlung an Dritte, da die Datenerhebung 
mit der Information an die dritte Person einhergeht, dass das Jugendamt im Hinblick auf die 
betroffene Person zur Aufgabenerfüllung tätig ist. Diese Datenübermittlung ist – sofern sie 
für die Wahrnehmung des Schutzauftrags erforderlich ist – zulässig gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 
Alt. 2 SGB X.186 Dies gilt nicht allein bei der analogen Dritterhebung, sondern auch bei der 
digitalen, wenn der Anbieter der genutzten Online-Plattform den Suchbegriff und die Urhe-
ber:in der Suchanfrage verknüpfen kann.187 

b) Zulässigkeit der Beschaffung digital verfügbarer Informationen 

Durch die Digitalisierung der Gesellschaft sowohl im öffentlichen Sektor (Datenbanken) als 
auch im privaten (insb. Social Media) sind weitreichende – in der Praxis idR aufgrund ge-
setzlicher Beschränkungen nicht amts- und behördenübergreifend genutzte – Möglichkeiten 
der Informationsbeschaffung geschaffen worden (ELSTER, BZR online, Fallsoftware der 
Leistungsträger, Facebook, Instagram, LinkedIn usw). Insofern ist zu klären, inwieweit der 
Zugriff auf digital verfügbare Informationen durch Fachkräfte des Jugendamts mit den dar-
gestellten rechtlich-fachlichen Rahmenbedingungen vereinbar wäre. 

aa) Nutzung von behördlich bekannten Informationen 

In Anbetracht der besonderen Wichtigkeit einer umfassenden Informationsgrundlage könn-
te es im Rahmen eines Kinderschutzverfahrens als zulässig angesehen werden, dass Fach-

––––––––––––––––– 
185  Beckmann 341 ff. 
186  Zu beachten ist hier jedoch eine etwaige Beschränkung durch § 64 Abs. 2 SGB VIII; hierzu DIJuF/Smessaert/Binder The-

meneinführung TE-1143 Ziff. 5.4. 
187  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 62 Rn. 22. 
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kräfte auf alle Informationen zugreifen, die durch die zunehmende Digitalisierung der Ver-
waltung in Datenbanken zahlreicher Behörden abgespeichert sind. So könnten bspw. durch 
einfachen digitalen Abruf Auskünfte über Strafverfahren gegen die Erziehungsberechtigten 
und über die Sozialleistungshistorie der betroffenen Familie inklusive die Mitwirkungsbe-
reitschaft eingeholt werden. Dieser Datenaustausch ist derzeit nicht Realität, da Behörden 
aufgrund gesetzlicher Beschränkungen die von ihnen gespeicherten Daten auf diese Weise 
nicht zur Verfügung stellen können. Rein technisch dürfte dies aber durch Erteilung weitrei-
chender Zugriffsberechtigungen möglich sein, weshalb die Erhebung und Nutzung solcher 
Daten im Rahmen des § 8a-Verfahrens hier hypothetisch geprüft werden sollen: 

(1) Erforderlichkeit der Informationen für die Gefährdungseinschätzung 

Aus rechtlicher Perspektive ist der uneingeschränkte digitale Zugriff von Jugendamtsmitar-
beitenden auf Behördendaten anderer Organisationseinheiten oder Behörden problema-
tisch. Zwar verpflichtet der Untersuchungsgrundsatz zu einer umfassenden Ermittlung des 
Sachverhalts und überlässt es größtenteils dem Jugendamt, Umfang und Art der Übermitt-
lungen zu bestimmen (§ 20 SGB X). Bei der Entscheidung darüber, welche Informations-
quellen herangezogen werden sollen, ist jedoch das Ziel der Untersuchung – Sammeln von 
für die Gefährdungseinschätzung erforderlichen Informationen – maßgebliches Kriteri-
um.188 Die Fachkraft nutzt daher im Rahmen ihrer Untersuchungen nur die Informations-
quellen, die aufgrund bestimmter Anhaltspunkte den Anschein vermitteln, für die Gefähr-
dungseinschätzung relevant zu sein. Das umfasst nicht sämtliche einholbare Informationen 
über die betroffene Familie, sodass der Annahme, dass alle die Person betreffenden Daten, 
die bei Behörden gespeichert sind, für die Einschätzung des Gefährdungsrisikos herangezo-
gen werden dürfen bzw. müssen, entgegenzutreten ist. Es wäre im Gegenteil nicht haltbar, 
bspw. von einem gegen ein Familienmitglied verhängten Bußgeld wegen Falschparkens 
Rückschlüsse auf sein Erziehungsverhalten und eine mögliche Kindeswohlgefährdung zu 
schließen. Allgemeine Informationsabfragen, die allein aufgrund des Verdachts getätigt 
werden, dass andere Behörden ebenfalls Informationen über die betroffene Familie gespei-
chert haben und diese möglicherweise Aufschluss über die Gefährdungssituation geben 
könnten, entsprechen daher nicht dem Grundsatz der Erforderlichkeit (zum Grundsatz der 
Erforderlichkeit  Teil 3 C. II. 1.). 

(2) Vorrang der Betroffenenerhebung 

Diese Beschränkung der Untersuchungen auf ersichtlich nützliche Informationsquellen wird 
durch die datenschutzrechtlichen Bestimmungen untermauert. Die Heranziehung von Daten 
anderer Behörden ist aus datenschutzrechtlicher Perspektive eine Datenerhebung bei Drit-
ten (vgl. § 62 SGB VIII). Wie oben ausgeführt, sind die Daten aber vorrangig bei der be-
troffenen Person selbst und nur für den Fall bei Dritten zu erheben, dass die Datenerhe-
bung erforderlich und die Betroffenenerhebung nicht möglich ist oder die Tätigkeit der 
Wahrnehmung des Schutzauftrags ihrer Art nach eine Dritterhebung erforderlich macht 
(§ 62 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. d SGB VIII). 

––––––––––––––––– 
188  Vgl. Schütze/Roller SGB X § 20 Rn. 4. 
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Aus fachlicher Perspektive, die für die rechtliche Gestaltung der Gefährdungseinschätzung 
nach § 8a SGB VIII entscheidend ist,189 lässt sich anführen, dass das umfassende Erheben 
aller einholbaren Informationen bei Dritten auch geeignet ist, die Zusammenarbeit mit den 
Eltern zu gefährden. Die betroffene Familie soll im Kinderschutzverfahren als Subjekt in das 
Verfahren aktiv eingebunden und nicht zum Objekt staatlichen Handelns gemacht werden. 
Dies gelingt am besten im Gespräch mit der Familie. Das Einholen von Informationen bei 
Dritten hat – gegenüber einer Thematisierung mit der Familie – in erhöhtem Maß Ermitt-
lungscharakter, durch welchen die Kooperationsbereitschaft der Familie eingeschränkt 
werden kann. Elterliches Fehlverhalten muss zwar erkannt und thematisiert werden, jedoch 
in einer Art und Weise, die den Eltern die Einsicht in die Problemsituation ermöglicht, um 
die Basis für eine effektive Hilfebeziehung zu schaffen. Die Datenerhebung bei Dritten ist 
daher nur unter den engen Voraussetzungen des § 62 Abs. 3 SGB VIII zulässig. 

Zusammenfassend wäre also eine digitale Abfrage von Informationen bei anderen Behör-
den nur dann zulässig, wenn diese aufgrund bestimmter konkreter Anhaltspunkte erforder-
lich erscheint und die Erhebung dieser Informationen bei der betroffenen Person nicht mög-
lich ist ( Teil 3 C. III. 2. b). Die Erteilung einer umfassenden Zugriffsberechtigung des Ju-
gendamts auf alle gespeicherten Behördendaten ist – unbeachtet der Geheimhaltungs-
pflichten anderer Behörden – bereits aus den angeführten Gründen rechtlich unzulässig. 

bb) Informationsbeschaffung über das Internet 

So, wie in vielen anderen Kontexten der Sozialverwaltung auch, stellt sich im Kinderschutz 
die Frage, ob die Informationen, die die betroffenen Familien selbst im Internet öffentlich 
preisgegeben haben, von den Fachkräften zum Zweck der Wahrnehmung des Schutzauf-
trags erhoben werden dürfen. Anders als bei Informationen, die bei Behörden hinterlegt sind, 
erscheinen die im Internet durch die betroffene Familie selbst veröffentlichten Informationen 
weniger schutzwürdig, da die Veröffentlichung keine Einwilligung in die Kenntnisnahme 
aller Interessierten darstellt. Dies ist aber jedenfalls im Hinblick auf die Erhebung von Daten 
im Internet durch Fachkräfte des Jugendamts ein Trugschluss. Denn idR wird die Einwilli-
gung in Form der Veröffentlichung nicht in dem Bewusstsein erteilt, dass das Jugendamt 
diese Daten zur Aufgabenerfüllung erhebt und nutzt. Aus datenschutzrechtlicher Perspekti-
ve wird die Einwilligung daher nicht – wie Art. 4 Nr. 11 DSGVO es voraussetzt – für den be-
stimmten Fall in informierter Weise erklärt. Die Zulässigkeit der Datenerhebung im Internet 
hängt daher vom Vorliegen einer gesetzlichen Erhebungsbefugnis ab. Auch hier gilt es, den 
Vorrang der Datenerhebung bei der betroffenen Person selbst sowohl aus datenschutz-
rechtlicher als auch aus fachlicher Hinsicht zu berücksichtigen (hierzu ausf.  Teil 3 C. III. 2.). 

2. DIGITALE KOMMUNIKATION IM RAHMEN DER EINSCHÄTZUNGSAUFGABEN 

a) Digitale Kommunikation mit der betroffenen Familie 

Für eine umfassende Sachverhaltsermittlung und eine möglichst differenzierte und qualifizier-
te Bewertung des Gefährdungsrisikos ist das Gespräch mit der betroffenen Familie zentral. 
Nachfolgend soll daher geprüft werden, ob diese Kommunikation aus rechtlicher Perspektive 
digital erfolgen darf. 
––––––––––––––––– 
189  FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 2. 
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aa) Einbezug der Erziehungsberechtigten sowie des Kindes und Jugendlichen 

Liegen gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung vor, müssen – soweit es 
den Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht infrage stellt – die Erziehungsberechtigten in 
die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, wodurch der vorrangigen Erziehungs-
verantwortung der Eltern Rechnung getragen wird (§ 8a Abs. 1 S. 2 SGB VIII). 

(1) Erlangung der benötigten Informationen und des Aufbaus einer Hilfebeziehung als 
Ziel der Einbeziehung 

Aus fachlicher Perspektive dient die Einbeziehung der Eltern der Verständigung über den 
einzuschätzenden Sachverhalt,190 gleichzeitig aber auch dem Aufbau einer funktionsfähi-
gen Hilfebeziehung zwischen Jugendamt und Familie, deren Fundament die Wahrnehmung 
und Einsicht der Eltern in das Problem und die Akzeptanz von Hilfe ist.191 Im Rahmen dieses 
Prozesses müssen 

 familiäre Strukturen sowie die das Kindeswohl stärkenden und belastenden Faktoren 
herausgearbeitet werden, 

 die individuelle Persönlichkeit, das Verhalten und der Lebenskontext der einzelnen 
Familienmitglieder im Dialog mit diesen erarbeitet und verstanden werden192 und 

 eine professionelle Beziehung zu den Klient:innen aufgebaut werden, um eine Grund-
lage für ein wirkungsvolles Zusammenarbeiten, insbesondere im Hinblick auf die Ab-
wendung einer Kindeswohlgefährdung, durch Hilfen zu schaffen.193 

Das Beziehungsgeschehen zwischen Fachkraft und Familie nimmt eine bedeutende Rolle 
ein und verlangt der Fachkraft ab, den Menschen in seiner Persönlichkeit, seinem Verhalten 
und seinem Lebenskontext zu verstehen.194 Die Einbeziehung der betroffenen Familie ist 
nicht zuletzt auch deswegen besonders herausfordernd, da das Familiengeschehen wie 
auch die Gefährdungssituation nicht statisch sind, sondern einer Dynamik unterliegen.195 

Zudem sollen die Erziehungsberechtigten sowie das Kind und der Jugendliche durch die 
Einbeziehung die Möglichkeit erhalten, aktiv und gestaltend auf den Hilfeprozess einzuwir-
ken.196 

(2) Erreichung der Ziele bei Nutzung digitaler Kommunikationsmittel 

Das Gesetz macht keine Vorgaben, in welcher Art und Weise die Einbeziehung der Familie 
zu erfolgen hat, sodass grundsätzlich auch die Nutzung digitaler Kommunikationsmittel 
rechtlich zulässig ist. Einzige Bedingung ist die fachliche Eignung der digitalen Kommuni-
kation zur Erreichung des Zwecks der Einbeziehung (Informationserhebung, Aufbau einer 
Hilfebeziehung, Verständigung, aktive Mitgestaltung des Gesprächs seitens der Eltern). 
Diese muss im Einzelfall im Hinblick auf die konkrete Gefährdungssituation sowie unter 
Berücksichtigung des konkreten digitalen Kommunikationsmittels festgestellt werden. 
––––––––––––––––– 
190  Ader/Schrapper/Schone 175 (182). 
191  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 18. 
192  Zum Fallverstehen und zur sozialpädagogischer Diagnostik ausf. Ader/Schrapper/Ader/Schrapper 23 (35). 
193  Beckmann/Lohse JAmt 2019, 490 (491). 
194  Ader/Schrapper/Ader/Schrapper 23 (35); Nauerth Sozialmagazin 7-8.2022, 6 (8); Schrapper Sozialmagazin 7-8.2022, 14 

(15 f.). 
195  Beckmann/Lohse JAmt 2019, 490 (491). 
196  FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 30. 
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Als Ausgangspunkt dürfte dabei auch im Bereich der Gefährdungseinschätzung gelten, 
dass die Nutzung digitaler Kommunikationsmittel für die Einbeziehung in die Gefährdungs-
einschätzung geeignet sein kann. Die Eignung muss aber für den konkreten Einzelfall ge-
prüft werden, wobei die Besonderheiten digitaler Kommunikation im Vergleich zu analo-
gen Settings einzubeziehen sind (zu den Besonderheiten digitaler Kommunikation im All-
gemeinen und diesbezüglichen Forschungsbedarfs  A. III. 1.). Dies ist gerade in Gesprä-
chen wichtig, die das Ziel haben, nicht allein sachliche Informationen auszutauschen, son-
dern überwiegend auch der Beziehungsarbeit und der Wahrnehmung eines Gemütszu-
stands der Gesprächspartner:in dienen. Gerade hier kann die Eignung digitaler Kommunika-
tionsmittel nicht allgemein angenommen werden. Vielmehr muss die Eignung aufgrund des 
dringenden Erfordernisses einer ausreichenden Erkenntnisgrundlage, um Kinder schützen 
zu können, und der damit einhergehenden enormen fachlichen Anforderungen an die Kom-
munikation mit der Familie besonders sorgfältig geprüft werden. 

Im Rahmen dieses Rechtsgutachtens können lediglich einige erste Hinweise in Bezug auf 
die Besonderheiten digitaler Kommunikation gegeben werden. Dabei ist allgemein jeden-
falls zu berücksichtigen, dass im digitalen Raum die Möglichkeiten der nonverbalen Kom-
munikation begrenzter sind.197 Zwar sind zB in einem Videogespräch die Mimik und auch der 
Einsatz der Stimme (Tonlage, Pausen, Lautstärke) wahrnehmbar. Jedoch ist die Möglichkeit, 
Blickkontakt herzustellen, begrenzt und die Körperhaltung und Gestik sind aufgrund des 
begrenzten Ausschnitts nur eingeschränkt erkennbar. Das hat auch Auswirkungen auf die 
Wahrnehmbarkeit der Interaktion der einzelnen Familienmitglieder, die von besonderer Re-
levanz für die Einschätzung der Familiendynamik ist. Gerade auch wichtige Situationen wie 
die Begrüßung, das Ankommen, die Haltung gegenüber dem Kind während des Gesprächs 
und die Verabschiedung fallen im digitalen Kontext ganz weg oder sind nur eingeschränkt 
einsehbar. Wie wichtig in Anbetracht der vorliegenden konkreten Anhaltspunkte einer Kin-
deswohlgefährdung der Eindruck von der Interaktion zwischen Kind und Eltern ist, ist daher 
relevantes Kriterium für die Entscheidung zwischen digitaler oder analoger Kommunikation. 
Sind die Eltern zudem eher verschlossen und abwehrend, dürfte ein „Ausweichen“ in einem 
digitalen Gespräch leichter sein, was im Einzelfall gegen die Eignung sprechen kann. Auch 
wird sich die Ernsthaftigkeit der Situation in einem persönlichen Gespräch, in dem auf „al-
len“ Ebenen kommuniziert werden kann, oft besser transportieren lassen. Umgekehrt kann 
sich die Niedrigschwelligkeit einer digitalen Kommunikation positiv auf die Gesprächsbe-
reitschaft und -offenheit der Familien auswirken. Dabei kann gerade ein digitales Setting 
den Raum bieten, sich als junger Mensch, ggf. aber auch als Elternteil, in den sensiblen Le-
bensbereichen öffnen zu können, bspw. weil das Setting vertraut ist oder die räumliche Dis-
tanz bzw. das Aufhalten in der eigenen Wohnung als angenehm und entlastet wahrge-
nommen werden.198 

Bei der Beurteilung der Eignung des digitalen Gesprächssettings spielt auch die Schwere 
des Gefährdungsverdachts eine Rolle. Je schwerwiegender der Gefährdungsverdacht ist, 
desto sorgfältiger ist das gewählte Kommunikationsformat auf seine Eignung hin zu prüfen 
und desto wichtiger ist die unmittelbare Wahrnehmung der Familie im Gespräch, um den 

––––––––––––––––– 
197  Kutscher ua/Seelmeyer/Waag 180 (185); ZHAW/Eser Davolio ua 9 (15 ff.). 
198  ZHAW/Eser Davolio ua 9 (13). 
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Kontakt zum Zweck der Ermittlung des Sachverhalts und des Aufbaus einer Hilfebeziehung 
möglichst eindrücklich und intensiv zu gestalten. 

Zu berücksichtigen sind außerdem die digitalen Nutzungskompetenzen der Familie, bspw. 
ob das betroffene Kind nach seiner Entwicklung bereits in der Lage ist, digital zu kommuni-
zieren, und ob die Familie bereits Erfahrung mit digitaler Kommunikation hat. 

Weiterhin ist von Relevanz, welche Informationen bezüglich der betroffenen Familie dem 
Jugendamt bereits vorliegen und ob es sich um ein Erst- oder Folgegespräch handelt. Ist die 
Familie bereits bekannt und leistet das Jugendamt zB schon eine Hilfe, kann eine digitale 
Kommunikation abhängig vom Grad der Gefährdung möglicherweise ausreichend oder je-
denfalls zur ersten Gefährdungs- bzw. Sicherheitseinschätzung geeignet sein. Im Folgenden 
werden Kriterien zusammengestellt, die für die Entscheidung im Einzelfall hilfreich sein 
können. 

Über diese Erwägungen hinaus ist nach der Befähigung der Fachkraft zum Umgang mit 
digitaler Kommunikation sowie nach vor Ort vorhandenen fachlichen Standards für die 
digitale Kommunikation und deren Umsetzung zu fragen (hierzu ausf.  Teil 3 B. I. 1.). 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die Eignung digitaler Kommunikation mit 
der Familie zum Zweck der Gefährdungseinschätzung nicht pauschal beantworten lässt, 
sondern im Einzelfall besonders sorgfältig zu prüfen ist. Noch fehlt es an Erfahrungswerten 
und Untersuchungen des Einsatzes digitaler Kommunikation und ihrer Eignung im Rahmen 
von Gefährdungseinschätzungen. Zwar waren die Jugendämter aufgrund der pandemisch 
bedingten Kontaktbeschränkungen gezwungen, über die Möglichkeiten zur Umsetzung digi-
taler Kommunikation mit Klient:innen nachzudenken, und die allermeisten Jugendämter ha-
ben während dieser Zeit auch Erfahrungen mit digitaler Kommunikation gesammelt. Auf-
grund der akuten Krisensituation erfolgte die digitale Kommunikation dabei jedoch oftmals 
ohne fachliche Leitfäden und geprüfte Standards. Es wird daher Aufgabe der Jugendämter 
sein, die in dieser Zeit gesammelten Erfahrungen mit Blick auf die Zukunft zu reflektieren, zu 
evaluieren, geeignete digitale Tools zu nutzen und darauf aufbauende funktionierende Kon-
zepte für die digitale Kommunikation mit Klient:innen zu entwickeln sowie die Fachkräfte 
entsprechend fortzubilden. 

Bei der Eignungsprüfung sind die unterschiedlichen Rahmenbedingungen digitaler Kommu-
nikation für das Erkennen und Bewerten von Informationen über Gefährdungen unbedingt 
zu berücksichtigen. Besonders im Hinblick auf etwaige Gefährdungen von Kindern und Ju-
gendlichen darf sich der öffentliche Jugendhilfeträger keiner Kommunikation bedienen, die 
ggf. ein umfassendes Erfassen der Gefährdungssituation behindert. Insoweit ist darauf zu 
achten, dass das digitale Kommunikationssetting nicht zwingend sowohl für das Kind bzw. 
den Jugendlichen als auch für die Eltern gleich geeignet ist. Zu beachten ist auch, dass sich 
persönlich-analoge und digitale Kommunikation nicht gegenseitig ausschließen. Da die Ge-
fährdungseinschätzung prozesshaft erfolgt, bleibt es idR nicht bei einem einzigen Gespräch 
zwischen den Fachkräften des Jugendamts und den Erziehungsberechtigten, sodass auch 
ein Wechsel der Kommunikationsart zwischen einzelnen Gesprächen vorstellbar ist.  
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Wesentliche Fragen im Zusammenhang mit der Entscheidung können sein: 

 Hat die Familie Zugang zu digitalen Endgeräten? 
 Hat die Familie und haben insbesondere die Erziehungsberechtigten bereits Erfahrung 

mit digitaler Kommunikation gesammelt, bspw. im beruflichen Kontext? 
 Ist die Familie dem Jugendamt bereits bekannt und besteht insofern bereits eine Hil-

febeziehung zur Familie? 
 Kann die Familie digitale Gespräche in ihrem privaten Umfeld ungestört führen? 
 Was soll in dem Gespräch thematisiert werden? Um welche Gefährdungssituation 

geht es? Welche Atmosphäre wird dafür benötigt? 
 Wie wichtig ist neben dem Inhalt des Gesprächs auch die Wahrnehmung der Körper-

sprache? 
 Wie wichtig ist die Wahrnehmung der Interaktion der Erziehungsberechtigten und 

Kinder oder Jugendlichen? 
 Welche Kommunikationsform wünschen die Erziehungsberechtigten und die Kinder/ 

Jugendlichen? 
 Kann die digitale Kommunikation so gestaltet werden, dass der fehlende Face-to-

Face-Kontakt die Gesprächsqualität nicht mindert? 
 Welchen Einfluss hat das digitale Setting auf das konkrete Beziehungsgeschehen? 
 Steht ein für diese Gesprächssituation konkret geeignetes digitales Kommunikations-

tool zur Verfügung? 

bb) Folgen einer auf das digitale Format begrenzten Mitwirkungsbereitschaft der Er-
ziehungsberechtigten 

Im Hinblick auf die Möglichkeit, bei fachlicher Eignung die Erziehungsberechtigten über digi-
tale Tools in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen, stellt sich die Frage, ob diese ihre 
Mitwirkung auf eine Teilnahme an einem digitalen Gespräch beschränken können. 

Verweigern die Erziehungsberechtigten die Mitwirkung oder sind sie zur Mitwirkung nicht in 
der Lage, so hat das Jugendamt das Familiengericht anzurufen (§ 8a Abs. 2 S. 1 Halbs. 2 
SGB VIII). Grund hierfür ist, dass es den Fachkräften des Jugendamts aufgrund lückenhafter 
Sachverhaltsaufklärung nicht möglich ist, das Gefährdungsrisiko adäquat einzuschätzen.199 
Der Wortlaut des Gesetzes legt sich in Bezug auf die Art und Weise der Mitwirkung je-
doch nicht konkret fest, sodass die Norm offenlässt, welche Ansprüche das Jugendamt 
diesbezüglich an die Erziehungsberechtigten stellen kann. Es wird allerdings angenommen, 
dass die Erziehungsberechtigten jedenfalls dann nicht mitwirken, wenn sie ein Gespräch 
oder die Beantwortung aller oder einzelner, für die Sachverhaltsaufklärung wesentlichen 
Fragen ablehnen.200 

Ausgehend hiervon und von der Zielsetzung der Mitwirkungspflicht hätten die Fachkräfte in 
dieser Situation zunächst unter Berücksichtigung der genannten Kriterien ( a) die Eignung 
einer von den Eltern gewünschten Form der Gesprächsführung zu prüfen.201 

––––––––––––––––– 
199  LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 80. 
200  LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 80. 
201  Vgl. LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 80. 
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Ist ein digitales Gespräch zur Gefährdungseinschätzung nach Ansicht der Fachkräfte nicht 
geeignet und stimmen Erziehungsberechtigte dennoch lediglich einem digitalen Gespräch 
zu, so ist das Familiengericht anzurufen, wenn die Gefährdung durch das Jugendamt auf-
grund der verweigerten ausreichenden Mitwirkung nicht eingeschätzt werden kann. 

Jedoch sollte nicht vorschnell das Familiengericht aufgrund fehlender Mitwirkung angerufen 
werden. Für das Jugendamt ergibt sich insofern eine Pflicht, bei ausschließlicher Bereit-
schaft der Erziehungsberechtigten zu einem digitalen Gespräch zu beurteilen, ob ein solches 
Gespräch ausreichend ist. Sofern nicht offensichtlich ausgeschlossen ist, dass das digital 
geführte Gespräch geeignet ist, um das Gefährdungsrisiko adäquat einzuschätzen, ist es 
ratsam, zunächst das Angebot zur digitalen Gesprächsführung anzunehmen und nachfol-
gend zu bewerten, ob eine weitere Mitwirkung erforderlich ist. Ist dies der Fall, sollten An-
strengungen unternommen werden, die Erziehungsberechtigten für ein analoges Gespräch 
zu gewinnen. Eine mögliche anfängliche Ablehnung der Mitwirkung ist oftmals auf eine 
gewisse Skepsis gegenüber dem Jugendamt zurückzuführen, die nicht durch die Anrufung 
des Familiengerichts abgebaut werden kann. Ggf. fühlen sich die Erziehungsberechtigten in 
einem digitalen Format sicherer und können sich zunächst leichter öffnen. Daher empfiehlt 
es sich, zunächst auf die angemessene Mitwirkung im Rahmen der Gefährdungseinschät-
zung hinzuwirken und sich von anfänglichen Widerständen nicht unmittelbar entmutigen zu 
lassen.202 Je nach Dringlichkeit der vorliegenden gewichtigen Anhaltspunkte ist die Anru-
fung des Familiengerichts erst geboten, wenn diese Bemühungen um ausreichende Mitwir-
kung der Erziehungsberechtigten nicht erfolgreich waren. 

cc) Verschaffung eines unmittelbaren Eindrucks vom jungen Menschen 

Sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, müssen sich die Fachkräfte auch 
einen unmittelbaren Eindruck von dem möglicherweise gefährdeten Kind und seiner per-
sönlichen Umgebung verschaffen (§ 8a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB VIII). Die Verpflichtung be-
steht daher nicht allgemein, sondern nur im Fall der Erforderlichkeit im Einzelfall. Die Fach-
kräfte müssen also zunächst eine Entscheidung darüber treffen, ob es für die Gefährdungs-
einschätzung überhaupt einen solchen unmittelbaren Eindruck vom Kind braucht.203 Ist dies 
der Fall, so stellt sich die Frage, ob hierfür auch ein digitaler Kontakt geeignet ist. 

(1) Wahrnehmung der kindlichen Entwicklung und der Wohnverhältnisse als Ziel 

Ziel der Regelung ist es, in erforderlichen Fällen den körperlichen und geistigen Entwick-
lungsstand des Kindes wahrzunehmen und einzuschätzen sowie die Wohnverhältnisse und 
das Verhalten des Kindes in der ihm vertrauten Umgebung in den Blick zu nehmen.204 Der 
Eindruck vom jungen Menschen und seiner Umgebung soll „unmittelbar“ erfolgen, was in 
erster Linie darauf zurückzuführen ist, dass sich das Jugendamt nicht in allen Fällen allein 
auf die Aussagen der Eltern verlassen kann.205 

––––––––––––––––– 
202  JurisPK/Kößler SGB VIII, Stand: 1.8.2022, SGB VIII § 8a Rn. 49; FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 46. 
203  FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 33. 
204  BT-Drs. 17/6256, 21. 
205  BT-Drs. 17/6256, 20; Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 23b. 
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(2) Erreichung der Ziele bei Nutzung digitaler Kommunikationsmittel 

Selbst die sich aus § 8a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB VIII ergebende Pflicht zur Verschaffung eines 
persönlichen Eindrucks vom Kind und seiner persönlichen Umgebung könnte auf den ersten 
Blick auch unter Zuhilfenahme digitaler Instrumente – bspw. durch Videotelefonie – erfüllt 
werden: Dabei können sowohl ein Gespräch geführt als auch die Familie, das betroffene 
Kind, seine Umgebung und die Interaktion innerhalb der Familie wahrgenommen werden. 

Es stellt sich aber die Frage, ob ein solches Vorgehen mit dem Wortlaut und dem Zweck 
der Norm vereinbar wäre, konkret: ob ein solcher digitaler Einblick „unmittelbar“ iSd § 8a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB VIII und ob ein digitales Tool nach fachlicher Einschätzung ein geeig-
netes Instrument zur tatsächlichen Wahrnehmung des betroffenen Kindes und seiner Um-
gebung ist. 

Der Wortlaut der Norm erklärt den Begriff „unmittelbar“ nicht weiter. Im allgemeinen 
Sprachgebrauch bedeutet „unmittelbar“ jedoch „direkt“ und „durch keinen oder kaum einen 
räumlichen oder zeitlichen Abstand getrennt“.206 Außerdem war es die Intention des Ge-
setzgebers, dass die Fachkräfte tatsächlich einen Hausbesuch machen.207 Es sollte dadurch 
verhindert werden, dass sie sich allein auf die Angaben der Eltern verlassen. Stattdessen 
sollten Fachkräfte dazu veranlasst werden, die erforderlichen Informationen durch eine In-
augenscheinnahme selbst zu erheben, um die Wahrscheinlichkeit zu steigern, dass die Er-
kenntnisgrundlage für die Gefährdungseinschätzung realitätsnah ist.208 Zwar ist auch im 
Rahmen einer Videokonferenz, an der der betroffene junge Mensch selbst teilnimmt und in 
der die Wohnräume erkennbar sind, ein größeres Maß an Informationen möglich als in ei-
nem reinen Gespräch mit den Erziehungsberechtigten. Gleichwohl ist der Eindruck im digi-
talen Rahmen deutlich begrenzter als bei einem persönlichen Besuch. So ist etwa immer 
nur ein kleiner Bildausschnitt zu sehen oder Gerüche (zB Schimmelgeruch, Windelgestank 
oÄ) sind nicht wahrnehmbar. 

Ist das primäre Ziel eine Gesamtwahrnehmung und nicht eine rein sprachliche Verständi-
gung, wird diese mittels digitaler Kommunikationstechnik nicht in befriedigender Art und 
Weise erreichbar sein. Vielmehr bleibt der digital gewonnene Eindruck aufgrund von Zwei-
dimensionalität, fehlender direkter Interaktion (zB Blickkontakt), des begrenzten Ausschnitts 
der Kamera sowie der Abhängigkeit von der Kameraführung des Gegenübers auch bei akti-
ver und kreativer Gestaltung der Videotelefonie hinter dem persönlichen Eindruck zurück. 
Insbesondere bei etwaig gefährdeten Säuglingen oder Kleinkindern, mit welchen eine 
sprachliche Verständigung aufgrund des Alters noch gar nicht möglich ist, ist eine persönli-
che unmittelbare Interaktion wesentlich. 

Im Ergebnis ist davon auszugehen, dass der Rückgriff auf digitale Kommunikation im Rah-
men einer als erforderlich erachteten Inaugenscheinnahme des Kindes und seiner persönli-
chen Umgebung weder mit dem Wortlaut der Norm noch mit dem Schutzzweck der Rege-
lung vereinbar ist. Gehen die Fachkräfte daher im Einzelfall vom Erfordernis aus, sich einen 
––––––––––––––––– 
206  S. www.duden.de/rechtschreibung/unmittelbar, Abruf: 12.9.2023. 
207  BT-Drs. 17/6256, 21: „[…] das Jugendamt […] nicht nur die Personensorgeberechtigten und das Kind oder den Jugendli-

chen in die weitere Gefährdungseinschätzung einbezieht, sondern sich tatsächlich mittels eines Hausbesuches einen un-
mittelbaren Eindruck von dem betreffenden Kind und seiner persönlichen Umgebung verschafft, wenn dies nach fachlicher 
Einschätzung im Einzelfall erforderlich ist.“ 

208  BT-Drs. 17/6256, 21. 

http://www.duden.de/rechtschreibung/unmittelbar
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persönlichen Eindruck zu verschaffen, so ist unmittelbare Konsequenz die Notwendigkeit 
eines persönlichen Kontakts, insbesondere eines Besuchs in der Wohnung. 

b) Digitale Kommunikation bei Beteiligung weiterer Personen an der Gefährdungs-
einschätzung gem. § 8a Abs. 1 S. 2 SGB VIII 

Neben der Familie können auch weitere Personen an der Gefährdungseinschätzung des 
Jugendamts beteiligt werden. Auch diesbezüglich soll die Zulässigkeit der digitalen Kom-
munikation untersucht werden. 

aa) Beteiligung Dritter an der Gefährdungseinschätzung 

Bei der Gefährdungseinschätzung kann über die Einbeziehung des Erziehungsberechtigten 
und des Kindes oder Jugendlichen hinaus auch eine Beteiligung Dritter erforderlich sein. 
Dies liegt nicht nur darin begründet, dass Eltern im Rahmen des Kinderschutzes ein beson-
deres und nachvollziehbares Interesse daran haben, in einem guten Licht zu erscheinen, und 
deswegen die familiären Lebensverhältnisse möglicherweise beschönigen, sondern auch 
daran, dass bestimmte Informationen – etwa zum Gesundheitszustand eines Kindes – teil-
weise eher von Dritten als von den Erziehungsberechtigten selbst erlangt werden können. 
Ausdrücklich gesetzlich geregelt hat der Gesetzgeber die Beteiligung von mitteilenden Be-
rufsgeheimnisträger:innen unter den Voraussetzungen, dass diese nach fachlicher Einschät-
zung erforderlich ist und den wirksamen Schutz des Kindes nicht infrage stellt (§ 8a Abs. 1 
S. 2 Nr. 2 SGB VIII). Da es sich aber um eine deklaratorische und keine konstitutive Rege-
lung handelt, ist daraus kein Verbot der Beteiligung weiterer Dritter abzuleiten.209 Auch 
deren Beteiligung ist unter der Voraussetzung ihrer fachlichen Erforderlichkeit sowie der 
sozialdatenschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine Datenerhebung bei Dritten zulässig 
(ausf. zu den sozialdatenschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine Dritterhebung  Teil 3 
C. III. 2.). 

Sind sich die Fachkräfte darüber einig, dass eine Beteiligung Dritter (zB Berufsgeheimnis-
träger:innen) fachlich geboten, mit dem wirksamen Schutz des Kindes und den datenschutz-
rechtlichen Vorgaben des § 62 SGB VIII vereinbar ist, stellt sich die Frage nach der geeig-
neten Art und Weise der Beteiligung (zB aufsuchend, im Jugendamt oder per Video- oder 
Telefonkonferenz). Hierüber zu entscheiden, obliegt der fachlichen Einschätzung der fall-
führenden Fachkraft. 

bb) Nutzung digitaler Kommunikationsmittel bei Beteiligung Dritter 

Genau wie bei der Einbeziehung der Erziehungsberechtigten und des Kindes oder Jugendli-
chen ist die Art und Weise der Beteiligung der Berufsgeheimnisträger:innen nicht näher 
geregelt, sodass die Kommunikation mit ihnen grundsätzlich auch in digitaler Form erfol-
gen kann, soweit diese für die Aufgabenerfüllung geeignet ist (zu den allg. fachlichen Rah-
menbedingungen digitaler Kommunikation s.  A. III.). 

Speziell für die Einbeziehung von Berufsgeheimnisträger:innen wird dies auch dadurch be-
kräftigt, dass der Gesetzgeber im Rahmen des KJSG die Nutzung digitaler Kommunikati-
onsmittel antizipiert und ausdrücklich zugelassen hat, indem er die Abrechnungsmöglich-
––––––––––––––––– 
209  Meysen/Lohse/Schönecker/Smessaert KJSG/Beckmann Kap. 7 Rn. 17. 
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keiten von Videofallkonferenzen für Vertragsärzt:innen gesetzlich geregelt hat (§§ 73c, 87 
Abs. 2a S. 7 SGB V). 

Der Einsatz digitaler Kommunikation wird daher allein durch die fachliche Eignung für den 
Zweck der Beteiligung Dritter begrenzt, der in der Erlangung einer „möglichst umfassen-
den Erkenntnisgrundlage für die Einschätzung der Gefährdung“ liegt.210 Insoweit verfolgt 
die Beteiligung Dritter einen anderen Zweck als die Einbeziehung der betroffenen Familie. 
Während die Einbeziehung der Erziehungsberechtigten nicht nur dem Informationsaus-
tausch dient, sondern auch der Wahrnehmung des Familiensystems und evtl. gefährdender 
Situationen sowie dem Aufbau einer erfolgreichen Hilfebeziehung, ist die Einbeziehung 
Dritter allein auf einen faktenbasierten Informationsgewinn ausgerichtet. Damit tritt grund-
sätzlich auch die Relevanz einer nonverbalen Kommunikation in den Hintergrund und es 
dürfte idR eher von einer Eignung digitaler Formate auszugehen sein als beim Kontakt zur 
Familie. 

Für einen übersichtlichen Informationsaustausch genügt daher generell ein Gespräch via 
Videotelefonie oder ein rein telefonischer Kontakt. Der Vorteil solcher digitaler Kommunika-
tionsformen liegt auf der Hand. Aufgrund des geringeren Zeitaufwands durch das Wegfal-
len von Wegstrecken sind sie besonders ressourcenschonend und können in besonderem 
Maß dazu beitragen, dass die einzubeziehenden Personen zur Mitwirkung bereit sind. Zu 
berücksichtigen sein können allerdings neben den offensichtlichen allgemeinen Vorteilen 
auch die Erfordernisse des Einzelfalls, wenn etwa in einem besonders komplexen Fall ein 
analoges Setting eher die Gewähr dafür bietet, dass keine Informationen verloren gehen 
und alle Personen konzentriert teilnehmen. 

Eine Ausnahme für die grundsätzliche Eignung digitaler Formate für die Beteiligung Dritter 
kann sich ergeben, wenn das Gespräch mit Dritten auch gemeinsam mit der Familie oder 
bestimmten Familienmitgliedern stattfinden soll.211 Für diesen Fall dürften die gleichen Ein-
schränkungen bzw. das gleiche Erfordernis einer Prüfung der Eignung des Gesprächsfor-
mats im Einzelfall gelten wie für die Einbeziehung der Familienmitglieder selbst (dazu  a). 
Denn in diesem Fall spielen wiederum die Auswirkungen des gewählten Formats auf die 
Hilfebeziehung zu den Erziehungsberechtigten eine entscheidende Rolle. 

Welches letztlich die geeignete Art und Weise der Beteiligung der Berufsgeheimnisträ-
ger:in oder sonstigen Dritten ist, hängt bedeutend von den Umständen des Einzelfalls ab 
und muss von der zuständigen Fachkraft entschieden werden. 

c) Digitale Kommunikation im Fachteam des Jugendamts 

Auch hinsichtlich der Kommunikation im Fachteam soll die Zulässigkeit der Nutzung digita-
ler Kommunikationsmittel untersucht werden. 

aa) Anforderungen an die Sachverhaltsbewertung im Fachteam 

Ist der Sachverhalt hinreichend bekannt, folgt seine differenzierte Bewertung in einem 
Fachteam. Die Bewertung des Gefährdungsrisikos ist für die Fachkräfte höchst anspruchs-

––––––––––––––––– 
210  BT-Drs. 19/26107, 74. 
211  Zur Gestaltung der Beteiligung Dritter durch gesonderte oder gemeinsame Gespräche mit der Familie s. DIJuF 9 ff. 
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voll und zeitaufwendig, da ein multidimensionaler Sachverhalt nach sozialpädagogisch 
anerkannten Standards unter Einbeziehung zahlreicher unterschiedlicher, auch normativer 
Variablen zu bewerten ist.212 Für alle Mitglieder der betroffenen Familie kann sie schwer-
wiegende, lebensverändernde Konsequenzen haben, und zwar insbesondere dann, wenn 
die Fachkräfte zu dem Ergebnis kommen, dass das Kind von den Eltern getrennt werden 
muss, oder aber, wenn gar keine oder unzureichende Maßnahmen zur Abwendung einer 
nicht erkannten Kindeswohlgefährdung getroffen werden. 

Aufgrund ihrer gravierenden Bedeutung und Komplexität hat der Gesetzgeber geregelt, 
dass die Gefährdungseinschätzung immer im Zusammenwirken mehrerer Personen er-
folgt, die iSd § 72 SGB VIII als Fachkräfte qualifiziert sind (§ 8a Abs. 1 S. 2 SGB VIII). Auf 
diese Weise soll die Fachlichkeit der Gefährdungseinschätzung gesichert werden. Es han-
delt sich also bei dem Fachkräfteerfordernis und der Pflicht zur kollegialen Beratung um 
gesetzliche Qualitätssicherungsmaßnahmen, um den fachlichen Herausforderungen der 
Gefährdungseinschätzung gerecht zu werden und ein möglichst genaues Einschätzungser-
gebnis zu erzielen.213 Auch mögliche Wechselwirkungen und Verstrickungen, die aus der 
Nähe der fallzuständigen Fachkraft zur betroffenen Familie resultieren können, sollen auf 
diese Weise aufgefangen werden.214 Aus rechtlicher Perspektive ist diese gesetzliche Vor-
gabe zur Sicherung der Fachlichkeit erforderlich, um dem Schutzauftrag gegenüber Kindern 
und Jugendlichen bei Anhaltspunkten für Gefährdungen gerecht zu werden und einen mög-
licherweise gebotenen Eingriff in das Elternrecht zu rechtfertigen. 

In welcher konkreten Art und Weise die Sachverhaltsbewertung in diesem Fachteam aus-
geübt werden muss, spezifiziert das Gesetz nicht (kein allgemeingültiges Ablaufschema, 
keine Vorgaben hinsichtlich des Beratungssettings, keine Verpflichtung zur Nutzung spezifi-
scher sozialpädagogischer Methoden oder bestimmter Einschätzungsinstrumente, keine 
Vorgaben zur Gewichtung von gefährdenden Faktoren etc). Vielmehr sind die Fachkräfte 
bzw. die öffentlichen Jugendhilfeträger dazu berechtigt und verpflichtet, die Rahmenbedin-
gungen, die Arbeitsabläufe und die fachliche Methodik auszuwählen und zu bestimmen,215 
sodass jeder Gefährdungseinschätzung ein planvolles Vorgehen zugrunde liegt, das an 
fachlichen Standards ausgerichtet ist (sog. sozialpädagogische Diagnostik).216 

bb) Zulässigkeit der Nutzung digitaler Kommunikationsmittel für die gemeinsame Be-
wertung 

Die Nutzung digitaler Elemente hängt wiederum von der Eignung für die gemeinsame Ge-
fährdungseinschätzung im Rahmen der kollegialen Beratung ab. Um das Gefährdungsrisi-
ko gemeinsam einzuschätzen, muss sich das Fachteam diskursiv mit dem Einzelfall ausei-
nandersetzen. Da das Gesetz hierfür keine Rahmenbedingungen vorgibt, kann die Fach-
teamreflexion sowohl im persönlichen Gespräch, grundsätzlich aber auch in einem digitalen 
Besprechungsraum stattfinden. Voraussetzung ist allerdings, dass allgemein und im Einzel-

––––––––––––––––– 
212  Vgl. Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 25. 
213  LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 60. 
214  Vgl. FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 1 Rn. 23; Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 25; DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 

2020, 301 (302). 
215  Radewagen ZKJ 2020, 295 (296 f.); so auch FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 23; vgl. auch Wiesner/Wapler/Wapler 

SGB VIII § 8a Rn. 33. 
216  Vgl. Alle 54. 
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fall durch digitale Reflexionen die fachlichen Anforderungen an die gemeinsame Gefähr-
dungseinschätzung erfüllbar sind. Insbesondere muss die digitale Besprechung ebenso wie 
eine Besprechung in physischer Präsenz eine inhaltliche diskursive Auseinandersetzung 
zulassen, die die fallverantwortliche Fachkraft in ihrer Einschätzung in ausreichendem Maß 
unterstützt. 

Voraussetzungen dafür sind insbesondere: 

 Störungsfreiheit des digitalen Besprechungssettings 
Das Besprechungssetting muss gewährleisten, dass die Fachkräfte ungestört sind und sich 
auf die Gefährdungseinschätzung fokussieren und konzentriert daran teilnehmen können. 
Störungen von außen müssen identifiziert werden, sodass ihnen vorgebeugt werden kann, 
um die aktive Teilnahme durch jede einzelne Fachkraft zu sichern. Bei digitalen Bespre-
chungssettings können bspw. Störungen durch Ablenkung im Homeoffice und eine schlech-
te Internetverbindung oder aber durch die parallele Bearbeitung anderer Aufgaben oder 
eingehende Telefonate etc entstehen. 

 Geeigneter Rahmen für die Entwicklung eines gemeinsamen Fallverstehens 
Das Setting muss gewährleisten, dass sich jede Fachkraft offen und aktiv äußern kann und 
dies auch tut. Ob ein solcher Rahmen auch in einem digitalen Setting trotz der räumlichen 
Distanz hergestellt werden kann, ist ebenfalls eine Frage der Gestaltung und kann von 
Fachteam zu Fachteam variieren. Grundvoraussetzung dürfte sein, dass jede Fachkraft ihre 
Kamera eingeschaltet hat und mit der gleichen Konzentration an der Besprechung teilnimmt 
wie an einer analogen Besprechung. 

Digitale Besprechungen weisen insofern – nicht zuletzt aufgrund mangelnder Erfahrung 
und Geübtheit mit diesem Format – (noch) mehr Fallstricke auf als die unter physischer An-
wesenheit aller Beteiligten stattfindenden. Um digitale Kommunikationsmittel zur Gefähr-
dungseinschätzung im Fachteam zu nutzen, bedarf es deshalb insbesondere eines funkti-
onsfähigen Konzepts zur Festlegung von Rahmenbedingungen, das die Einhaltung der 
fachlichen Standards sichert. Hierbei sollten neben der Berücksichtigung möglicher Fallstri-
cke (Distanz, Ablenkung etc) auch die möglichen positiven Aspekte der digitalen Beratung 
im Fachteam Beachtung finden, wie zB einfache Möglichkeiten der Dokumentation oder 
Möglichkeiten zur Überwindung von Hemmschwellen in Bezug auf die Abgabe abweichen-
der Einschätzungen mithilfe eines digitalen Whiteboards, das zeitgleich von allen beschrie-
ben werden kann, ggf. ohne dass Rückschluss auf die Autor:in gezogen werden kann. Es gilt 
dann, digitale Besprechungssettings zu erproben, im Fachteam zu evaluieren und bei Fest-
stellung von nicht behebbaren Beeinträchtigungen von digitalen Besprechungen abzuse-
hen. 

3. NUTZUNG DIGITALER INSTRUMENTE FÜR DIE GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG 

Digitale Instrumente kommen nicht nur für die Kommunikation infrage, sondern lassen sich 
ggf. auch für die Sammlung und Beurteilung der Informationen im Rahmen der Gefähr-
dungseinschätzung im Einzelfall anwenden. Für die Beurteilung, ob anhand des festgestell-
ten Sachverhalts das Kindeswohl tatsächlich gefährdet ist, gibt es weder allgemein defi-
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nierbare Variablen noch eine Berechnungsformel.217 Es bedarf bei der Einschätzung des 
Gefährdungsrisikos des fachlichen Vorgehens der Fachkräfte, wobei es ihnen obliegt, die 
Rahmenbedingungen, die Arbeitsabläufe und die fachliche Methodik auszuwählen und zu 
bestimmen.218 Inwieweit hierbei der Rückgriff auf digitale Instrumente zulässig ist, wird 
nachfolgend untersucht, indem zunächst ein Überblick über die möglichen fachlichen Me-
thoden gegeben wird (a) und anschließend die Nutzung von digitalen Erhebungs- und Ein-
schätzungsinstrumenten sowie die Nutzung von Algorithmen untersucht werden (b). 

a) Fachliche Methodik der Einschätzung des Gefährdungsrisikos 

aa) Entscheidung über die Erhebung erforderlicher Informationen und Auswertung als 
komplexer Entscheidungsvorgang im Jugendamt 

Die Einschätzung der Gefährdung ist wie oben bereits beschrieben ein äußerst komplexer 
Entscheidungsvorgang.219 Im Rahmen der Gefährdungseinschätzung spielen das Fachwis-
sen und die Arbeitserfahrung der Fachkräfte die bedeutende Rolle. Informationen können 
durch Fachkräfte rein intuitiv erhoben und bewertet werden (sog. klinisches Verfahren).220 
Aber regelmäßig erfolgt die Gefährdungseinschätzung auch unter Zuhilfenahme spezifi-
scher Methoden, wie bspw. Ressourcen- und Netzwerkkarten221 sowie Genogrammen222. 
Diese Methoden dienen der systematischen Erfassung des Sachverhalts sowie der Visuali-
sierung und Kontextualisierung von Familiensystemen einschließlich der Ressourcen und 
Gefahren für das Kind. Neben diesen allgemeinen sozialpädagogisch anerkannten Metho-
den gibt es auch eine Vielzahl speziell für den Kinderschutz entwickelter standardisierter 
Erhebungs- und Einschätzungsinstrumente, die in der Praxis eingesetzt werden. 

bb) Nutzung standardisierter Erhebungs- und Einschätzungsinstrumente 

Da es in Deutschland keine gesetzliche oder sonstige allgemeingültige Regelung gibt, wel-
che Kriterien für die Risikoeinschätzung maßgeblich sind, werden in der Praxis Dokumenta-
tions- und Einschätzungsinstrumente mit unterschiedlichem inhaltlichen Fokus und un-
terschiedlicher wissenschaftlicher Ausrichtung genutzt.223 Sie basieren auf empirisch be-
legten Risikofaktoren und/oder auf sog. konsensbasierten Einschätzungsfaktoren, deren 
Relevanz aus Empfehlungen der Praxis abgeleitet wird und teilweise empirisch überprüft 
wurde.224 Durch die Abfrage spezifischer Kriterien (sog. Prädiktoren) soll sichergestellt wer-
den, dass die Fachkräfte alle diese Faktoren berücksichtigen und keine relevanten Umstän-
de übersehen.225 Erhebungs- und Einschätzungsinstrumente versprechen daher die Erzie-
lung eines „objektiveren“ Einschätzungsergebnisses als es ein rein klinisches Verfahren 
ermöglicht. 

––––––––––––––––– 
217  Vgl. Alle 56. 
218  Radewagen ZKJ 2020, 295 (296 f.); so auch FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 23; vgl. auch Wiesner/Wapler/Wapler 

SGB VIII § 8a Rn. 33. 
219  Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 25. 
220  Bifeb/Bastian 15 (20); Schrödter ua 1 (4). 
221  Schader/Schader ua 144 (174). 
222  Schrapper Sozialmagazin 7-8.2022, 14 (18 f.). 
223  Körner/Deegener/Metzner/Pawlis 251 (253). 
224  Körner/Deegener/Gerber 294 (298); Gutwald ua EthikJournal 2/2021, 1 (7). 
225  Körner/Deegener/Gerber 294 (298). 
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Ein Beispiel für ein Dokumentations- und Einschätzungsinstrument, das auch mit wissen-
schaftlicher Begleitung entwickelt wurde, ist der Stuttgarter Kinderschutzbogen, der Vorla-
ge für die Entwicklung weiterer Kinderschutzbögen226 war. Er besteht aus mehreren Modu-
len, die verschiedene Dokumentations- und Einschätzungsaufgaben enthalten: „Meldebo-
gen und Bewertung der Meldung“, „Familienkonstellation und Genogramm“, „Erschei-
nungsbild des Kindes/Jugendlichen“, „Interaktion Kind und Hauptbezugsperson“, „Grund-
versorgung und Schutz“, „Einschätzung der Kindeswohlgefährdung“, „Sicherheitseinschät-
zung“, „Vereinbarung mit Sorgeberechtigten zum Schutz des Kindes“, „Hilfe- und Schutz-
konzepte“, „Erziehungsfähigkeit“, „Risikofaktoren für hohe Gefährdung, Misshandlung oder 
Vernachlässigung“, „Ressourcen zur Abwendung der Gefahr“. Im Rahmen der einzelnen 
Module lassen sich Bewertungen von -2 bis +2 vornehmen, („sehr schlecht“, „schlecht“, 
„ausreichend“ oder „gut“). 

Zwar besteht keine gesetzliche Pflicht zur Nutzung bestimmter Erhebungs- und Ein-
schätzungsinstrumente. Das Gebot der Fachlichkeit setzt jedoch voraus, dass nur die Ver-
fahren und Methoden eingesetzt werden, die geeignet sind, den Einschätzungsprozess zu 
fördern, also über eine validierte und evaluierte Grundlage verfügen.227 

cc) Instrument als Hilfsmittel für die Einschätzung der Fachkräfte 

Die Nutzung eines Einschätzungsinstruments darf nicht zur Verschiebung der Verantwort-
lichkeit von der Fachkraft zum Instrument führen, da § 8a Abs. 1 S. 2 SGB VIII die Gefähr-
dungseinschätzung ausschließlich Fachkräften vorbehält. Das Einschätzungsinstrument darf 
lediglich Hilfsmittel im Rahmen der selbstständigen Entscheidung der Fachkraft sein. 

Nur unter dieser Voraussetzung ist der Einsatz von analogen und informationstechnologi-
schen Erhebungs- und Einschätzungsinstrumenten im Rahmen einer Gefährdungseinschät-
zung rechtlich zulässig. Die Einhaltung dieser Voraussetzungen stellt die Praxis vor große 
Herausforderungen. Das Forschungsfeld zu Verfahren zur Gewinnung sozialpädagogischer 
Diagnosen im Rahmen der Gefährdungseinschätzung im Kinderschutzverfahren ist allge-
mein sehr überschaubar, weshalb wenig belastbare Ergebnisse zur Eignung einzelner Erhe-
bungs- und Einschätzungsinstrumente vorliegen. Auch die Frage nach der Zweckdienlich-
keit der Anwendung von digitalen Instrumenten zur Risikoeinschätzung ist zwar Bestandteil 
des aktuellen wissenschaftlichen Diskurses. An relevanten Forschungsergebnissen fehlt es 
jedoch noch. Wissenschaftler:innen und Praktiker:innen fordern daher, die Forschung aus-
zubauen und Evaluationen der zum Einsatz kommenden Instrumente zur Risikoeinschätzung 
durchzuführen.228 

Um der Gefahr entgegenzuwirken, dass die fachliche Einschätzung durch die Fachkräfte in 
den Hintergrund tritt und das Einschätzungsinstrument nicht mehr nur als Hilfsmittel, son-
dern als ausschlaggebende Instanz angesehen wird, erfordert der Einsatz von Einschät-
zungsinstrumenten eine spezifische Schulung.229 Dabei müssen die Fachkräfte die Möglich-
––––––––––––––––– 
226  ZB Berliner Kinderschutzbogen, vgl. Anl. 4 „Leitfaden zum Berliner Kinderschutzverfahren“, 1, abrufbar unter www.ber-

lin.de/suche/?q=Kinderschutzbogen+Anlage+4&hq=; „Orientierungskatalog Kindeswohl“ des Landkreises Görlitz, abrufbar 
unter https://sfws-goerlitz.de/materialien/orientierungskatalog/, Abruf jew.: 12.9.2023. 

227  Radewagen ZKJ 2020, 295 (296). 
228  Körner/Deegener/Metzner/Pawlis 251 (276); Alle 55; IzKK/Kindler 40; FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 17; Ader/ 

Schrapper/Schone 175 (180); vgl. auch Wiesner/Wapler/Wapler SGB VIII § 8a Rn. 11; Bifeb/Bastian 15 (20). 
229  Beckmann/Lohse JAmt 2019, 490 (493). 

http://www.berlin.de/suche/?q=Kinderschutzbogen+Anlage+4&hq
http://www.berlin.de/suche/?q=Kinderschutzbogen+Anlage+4&hq
https://sfws-goerlitz.de/materialien/orientierungskatalog/
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keiten, aber auch Grenzen des Instruments kennenlernen. Ausgangspunkt muss das Wissen 
darum sein, dass eine Standardisierung kein Ersatz für die professionelle Einschätzung im 
Rahmen eines reflexiven Austauschprozesses im Einzelfall, wie sie der Gesetzgeber vor-
sieht, sein kann.230 

b) Nutzung digitaler Instrumente für die Gefährdungseinschätzung 

Ausgehend von diesen rechtlich-fachlichen Anforderungen an die Verwendung von Erhe-
bungs- und Einschätzungsinstrumenten wird nachfolgend untersucht, ob digitale Erhe-
bungs- und Einschätzungsinstrumente diesen Anforderungen genügen. Dabei wird zum 
einen dargestellt, inwieweit eine Digitalisierung der etablierten Erhebungs- und Einschät-
zungsinstrumente (zB Genogramme, Kinderschutzbögen) in Betracht kommt (aa). Zum an-
deren soll die rechtliche Zulässigkeit des Einsatzes von Einschätzungsverfahren unter Ver-
wendung von Algorithmen geprüft werden (bb). 

aa) Nutzung digitaler Erhebungs- und Einschätzungsinstrumente 

Ein ausschließlich analoges Vorgehen bei der Anwendung der dargestellten Erhebungs- 
und Einschätzungsinstrumente entspricht nicht mehr der Realität aller Jugendämter. Die 
Digitalisierung zeichnet sich hier bereits in der Praxis ab. Für die digitale Erstellung von 
Ressourcen- und Netzwerkkarten oder Geno- bzw. Soziogrammen gibt es eine Vielzahl an 
verfügbarer, teils kostenloser Software. Beispielhaft lässt sich die freie Open-Source-
Software „easyNWK“ zur Erstellung von Netzwerkkarten nennen.231 

Rechtliche Bedenken bestehen bei der Nutzung dieser Methoden im digitalen Kontext ge-
nauso wenig wie im analogen Kontext, da die Digitalisierung eine lediglich technische Ver-
änderung der Arbeitsweise beinhaltet, nicht aber den fachlichen Umgang mit der Methode 
beeinflusst. Die Fachkraft nutzt die Methodik allein als Sortier- und Strukturierhilfe, also als 
digitales Hilfsmittel für die eigene Einschätzung. Der technische Vorteil der Nutzung einer 
digitalen Version liegt in der Möglichkeit, die Netzwerkkarte jederzeit der aktuellen Situati-
on anzupassen, wohingegen Änderungen auf Papier die Übersichtlichkeit stark in Mitleiden-
schaft ziehen. Der Einsatz der digitalen Tools zielt also in erster Linie auf eine Arbeitser-
leichterung durch bessere Handhabbarkeit und Zeitersparnis ab. 

In der Praxis sind inzwischen auch elektronische Varianten von Erhebungs- und Einschät-
zungsinstrumenten, wie bspw. des Stuttgarter Kinderschutzbogens, verfügbar. Angesichts 
der Verbreitung von e-Akten scheint der Einsatz digitaler Versionen von Erhebungs- und 
Einschätzungsinstrumenten zweckmäßig, da sich so das Einscannen des entsprechenden 
Dokuments erübrigt. Die Nutzung elektronischer Varianten verspricht gegenüber der Pa-
pierversion jedoch nur dann eine Arbeitserleichterung, wenn die Fachkräfte mit dem elektro-
nischen Verfahren vertraut sind und das Verfahren ausschließlich elektronisch erfolgt. Im 
Hinblick auf die Digitalisierung von Erhebungs- und Einschätzungsinstrumenten bestehen 
auch hier keine rechtlichen Bedenken, da die Digitalisierung die Funktionsweise des Instru-
ments auch hier nur in technischer, nicht aber in fachlicher Hinsicht beeinflusst. Sofern das 

––––––––––––––––– 
230  Klomann ua JAmt 2019, 11 (13); GK-SGB VIII/Grühn, Stand: 1.12.2022, SGB VIII § 8a Rn. 21; Wiesner/Wapler/Wapler 

SGB VIII § 8a Rn. 11; FK-SGB VIII/Meysen SGB VIII § 8a Rn. 23 ff. 
231  Entwickelt von Alexander Rind aus dem Institut für Creative\Media/Technologies und Karin Goger aus dem Department 

Soziales der Fachhochschule St. Pölten in enger Kooperation mit Anwender:innen; vgl. www.easynwk.com/, Abruf: 12.9.2023. 

https://icmt.fhstp.ac.at/en/team/alexander-rind
https://inclusion.fhstp.ac.at/team/karin-goger
http://www.easynwk.com/
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jeweilige Instrument also aus fachlicher Perspektive als tauglich bewertet werden kann, 
also auf einer fachlich fundierten und evaluierten Grundlage beruht, ist sowohl die Nutzung 
in analoger als auch in digitaler Form möglich. 

bb) Verwendung von Algorithmen im Rahmen der Gefährdungseinschätzung 

Herausforderungsvoller ist die Nutzung von Algorithmen für die Gefährdungseinschätzung. 

(1) Funktionsweise 

Ein Algorithmus verarbeitet nach einem vorgegebenen Muster Informationen und erstellt 
eine Prognose hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit eines bestimmten Ereignisses oder ei-
ner bestimmten Entwicklung.232 So kann ein mit einem Algorithmus arbeitendes Einschät-
zungsinstrument darauf abzielen, ein konkretes Einschätzungsergebnis zu „berechnen“. 

Dabei kommen vielfältige Ausgestaltungsmöglichkeiten in Betracht. Ausschlaggebend für 
die Qualität eines algorithmen-basierten Einschätzungsinstruments ist neben der Pro-
grammierung des Algorithmus selbst der ihm zugrunde liegende Datensatz. Insbesondere 
spielt eine Rolle, wie umfangreich dieser Datensatz ist und wie dieser generiert wurde. Auch 
die Art und Weise, wie die Informationen des Einzelfalls der Software zugeführt werden, ist 
von Relevanz. Denkbar ist sowohl, dass die Fachkräfte anhand vorgegebener Fragen – ver-
gleichbar mit dem Stuttgarter Kinderschutzbogen – Informationen zum Einzelfall in die Soft-
ware einspeisen (zB über Multiple-Choice-Fragen oder aber auch über offene Textangaben) 
als auch, dass bereits vorhandene Akteninhalte in die Software eingespeist werden. 

(2) Aktueller Diskurs 

Die Nutzung von algorithmen-basierten Einschätzungsinstrumenten im Rahmen der Ge-
fährdungseinschätzung wird kontrovers diskutiert. Es besteht die Hoffnung, mithilfe eines 
Algorithmus die statistische Wahrscheinlichkeit einer Verletzung des Kindeswohls für den 
Einzelfall in kürzester Zeit berechnen zu können.233 Der Vorteil gegenüber einer menschli-
chen Risikoeinschätzung wird in der Berücksichtigung der größeren Datenbasis einer ent-
sprechenden Software gesehen. Während Fachkräfte „allein“ auf ihr Erfahrungswissen zu-
rückgreifen, kann eine Software mit beliebig vielen Daten gefüttert werden, sodass der Al-
gorithmus mit einer umfangreicheren Datenbasis arbeiten kann, als es Menschen möglich 
ist. Daraus wird vielfach geschlussfolgert, dass eine solche Software objektiver und treffsi-
cherer arbeitet,234 was – so die Befürwortenden – Entscheidungen im Kinderschutz qualita-
tiv verbessern würde. Zusätzlich wird durch die Technisierung das Ergebnis in kürzester 
Zeit geliefert, sodass der Kinderschutz auf den ersten Blick auch hinsichtlich der Zeitkom-
ponente gewinnen kann. 

Kritiker:innen befürchten, dass Fachkräfte in der Praxis weniger von dem algorithmen-
basierten Einschätzungsinstrument unterstützt werden, sondern vielmehr mit diesem konkur-
rieren und letztlich dem vermeintlich „objektiveren Ergebnis“ folgen, auch wenn sie aufgrund 
der individuellen Umstände des Einzelfalls zu einem anderen Ergebnis als der Algorithmus 

––––––––––––––––– 
232  Kutscher ua/Ley 639 (642). 
233  Vgl. Bastian 3; Kutscher ua/Schrödter ua 255 f. 
234  Bifeb/Bastian 15 (21); Schrödter ua 2; Übersicht über die relevanten Argumente auch bei Gutwald ua EthikJournal 2/2021, 6. 
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kommen. Daraus resultiert die Befürchtung einer Deprofessionalisierung der fachlichen Ar-
beit. Ferner wird kritisiert, dass das durch den Algorithmus berechnete Ergebnis nur einge-
schränkt nachvollziehbar ist und es daher an Transparenz und Überprüfungsmöglichkeiten 
fehlt. Zudem wird immer wieder vor algorithmischen Verzerrungen gewarnt (sog. Algorith-
mic bias), die dadurch verursacht werden, dass Menschen den Algorithmus programmieren 
und auch die Datensätze keine „neutralen Daten“ enthalten, sondern Daten, die Menschen 
erfasst und zusammengestellt und dabei möglicherweise sogar „vorinterpretiert“ haben. 

(3) Erprobung in der Praxis 

In Deutschland werden in Jugendämtern aktuell keine algorithmen-basierten Einschät-
zungsinstrumente genutzt, um Gefährdungsrisiken einzuschätzen.235 Dass noch keine ent-
sprechende Software entwickelt wurde, liegt nicht an der fehlenden Verfügbarkeit der 
technischen Möglichkeiten, sondern ist teilweise mit der Skepsis hinsichtlich der Zuverläs-
sigkeit algorithmen-basierter Einschätzungsverfahren im Kinderschutz und teilweise mit 
ethischen Fragestellungen zu begründen. Außerdem ist ein solches Einschätzungsverfahren 
auch aus rechtlicher Perspektive problematisch (dazu  bb [4]). 

Im Ausland werden solche prädiktiven Risikoinstrumente allerdings bereits mit unter-
schiedlichen Ergebnissen erprobt.236 Zwei der bekanntesten Softwares aus den USA sind 
das „Allegheny Familiy Screening Tool“ 237 und das „Rapid Safety Feedback“238. Bei beiden 
Softwares handelt es sich um ein prädiktives Risikoeinschätzungsinstrument, das mithilfe 
eines Algorithmus ein bestimmtes Gefährdungsrisiko bzw. die Wahrscheinlichkeit einer 
Kindesmisshandlung berechnet. Die Behörden können daran orientiert den Sachverhalt pri-
orisieren und prüfen und ggf. Maßnahmen ergreifen. Die Risikoeinschätzung erfolgt nur für 
Personen, die der Kinder- und Jugendhilfe bereits bekannt sind. Die Erfahrungen mit den 
Softwares variieren. Im Bundesstaat Illinois wurde die Software „Rapid Safty Feedback“ 
wieder abgeschafft, nachdem zwei Kinder aufgrund von Misshandlung und Vernachlässi-
gung zu Tode gekommen waren, für welche ein niedriger Risikowert ermittelt worden war, 
wohingegen in Florida nach Implementierung der Software ein Rückgang von misshand-
lungsbedingten Todesfällen von Kindern festgestellt wurde.239 

Eine andere Software aus Großbritannien („Early Help Profiling System Social“) sollte Kin-
der und Jugendliche mit hohem Gefährdungsrisiko identifizieren, noch bevor sie in der Kin-
der- und Jugendhilfe auffällig werden. Die Software erbrachte nicht die gewünschte Quali-
tät und wurde auch aufgrund datenschutzrechtlicher Gesichtspunkte kritisiert, sodass sie 
letztendlich nie effektiv zur Anwendung kam.240 In Neuseeland wurde eine Software („Pre-
dictive Risk Modelling“) entwickelt, die gefährdete Kinder erkennen sollte, sobald ihre Eltern 
das erste Mal Sozialhilfeleistungen beantragten, die dann aber aufgrund politischer Beden-
ken nicht erprobt wurde.241 

––––––––––––––––– 
235  Gutwald ua EthikJournal 2/2021, 9 f. 
236  Exemplarische Darstellung einiger im Ausland erprobten Tools bei Gillingham/Ackermann 1 bis 6. 
237  S. www.alleghenycounty.us/Human-Services/News-Events/Accomplishments/Allegheny-Family-Screening-Tool.aspx; Wein-

hardt; Gillingham/Ackermann 1 (3). 
238  Gillingham/Ackermann 1 (4). 
239  Grzymek/Hustedt AJS Forum 3/2020, 4 (5). 
240  Gillingham/Ackermann 1 (5 f.). 
241  Gillingham/Ackermann 1 (6 f.). 

http://www.alleghenycounty.us/Human-Services/News-Events/Accomplishments/Allegheny-Family-Screening-Tool.aspx
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(4) Anwendungsbereich und Eignungskriterien eines algorithmen-basierten Einschät-
zungsinstruments 

Im Folgenden werden Kriterien benannt, die für die rechtliche Zulässigkeit und insbesonde-
re der Eignung algorithmen-basierter Einschätzungsinstrumente relevant sind: 

 Keine Vorverlagerung des Schutzauftrags 
Der Schutzauftrag nach § 8a SGB VIII wird erst durch die Kenntnisnahme von gewichtigen 
Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung aktiviert (vgl.  I. 1.). Aus rechtlicher Per-
spektive ist daher vorwegzunehmen, dass in Deutschland der Einsatz von algorithmen-
basierten Einschätzungsinstrumenten im Rahmen des § 8a-Verfahrens nur für Fälle disku-
tiert werden kann, in denen bereits gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefähr-
dung vorliegen. Das proaktive Ermitteln von Kindeswohlgefährdungen, wie es zB für die 
Neuseeländische Software „Predictive Risk Modelling“ angedacht war, ist nicht Bestandteil 
des staatlichen Wächteramts im deutschen Recht.242 

 Nutzung nur als „Hilfsinstrument“ für die entscheidende Fachkraft 
Wie oben dargestellt ( a cc), ist die Gefährdungseinschätzung fachlich qualifizierten Per-
sonen vorbehalten, die diese Aufgabe nach fachlichen Standards durchzuführen haben. Nach 
geltendem Recht ist die eigene Überzeugungsbildung der zuständigen Fachkräfte obligato-
risch, sodass ein vollautomatisiertes Einschätzungsprogramm, welches das Ergebnis der 
Gefährdungseinschätzung vorwegnimmt, mit dem geltenden Recht unvereinbar wäre. 

 Aussagekraft des Einschätzungsergebnisses des Instruments 
Fachlich sinnvoll und daher rechtlich zulässig könnte ein algorithmen-basiertes Instrument 
sein, das eine Wahrscheinlichkeitsprognose zulässt. Dabei ist von Bedeutung, wie nah diese 
Wahrscheinlichkeitsprognose der Realität tatsächlich kommt. Um dies beurteilen zu kön-
nen, muss bekannt sein, auf welchen wissenschaftlichen Erkenntnissen basierend der Algo-
rithmus programmiert und ob ein repräsentativer Datensatz zum „Trainieren“ des Algorith-
mus verwendet wurde.243 Letzteres sicherzustellen, ist herausfordernd, da die Daten, mit 
denen der Algorithmus trainiert wird, zuvor durch Personen (interpretativ) verarbeitet wur-
den (bspw. Daten abgeschlossener Kinderschutzverfahren).244 Auch Verzerrungseffekte, die 
zu einer Stereotypisierung führen und auch bei menschlichen Entscheidungen anzutreffen 
sind, können bei fehlender Identifikation dieser Effekte die Aussagekraft des Einschätzungs-
ergebnisses mindern.245 

Zweckmäßiger als die Berechnung einer Wahrscheinlichkeitsprognose erscheint daher das 
Generieren von bestimmten Reflexionsfragen mithilfe eines Algorithmus. Diese können da-
bei unterstützen, den Sachverhalt umfassend zu erfassen, und gewisse Aspekte in den Fo-
kus der Fachkraft rücken.246 Vergleichbar mit herkömmlichen Einschätzungsinstrumenten 
wie dem Stuttgarter Kinderschutzbogen würde der Algorithmus als Assistenz-Instrument 
zur Ermittlung des fallrelevanten Sachverhalts beitragen, nicht aber ein Einschätzungser-
gebnis vorausnehmen. Der Unterschied zu den herkömmlichen Kinderschutzbögen wäre die 

––––––––––––––––– 
242  S. dazu Beckmann 90 ff., 337 f. 
243  Kutscher ua/Ley 639 (643). 
244  Mohabbat Kar ua/Zweig/Krafft 204 (222); Gutwald ua EthikJournal 2/2021, 1 (13). 
245  Vgl. Gutwald ua EthikJournal 2/2021, 1 (11). 
246  S.a. Gutwald ua EthikJournal 2/2021, 1 (11). 
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individuelle Anpassung der Reflexionsfragen auf den konkreten Fall. Insbesondere könnte 
das bei Fallkonstellationen hilfreich sein, die unregelmäßig vorkommen und die für die 
Fachkräfte daher besonders herausfordernd sind. Dabei bleibt es aber erforderlich, dass die 
Fachkraft sich nicht auf die vom Algorithmus vorgeschlagenen Fragen beschränkt, sondern 
einen umfassenden Blick auf den Fall behält. 

 Die Anwendung des Algorithmus im Einzelfall 
Zu beachten ist zudem die Abhängigkeit des Ergebnisses von der Art und Weise der Ein-
speisung der Einzelfallinformationen durch die Fachkräfte. Unabhängig davon, ob dies 
durch Beantwortung von durch die Software vorgegebenen Fragen oder durch ein Einscan-
nen des gesamten Akteninhalts erfolgt, handelt es sich bei den herangezogenen Informati-
onen um welche, die durch eine Fachkraft erhoben und dabei schon vorab interpretativ ver-
arbeitet wurden. Auch die Auswahl und der Umfang der konkret erhobenen Daten unterlie-
gen der Entscheidung eines menschlichen Individuums, sodass die Daten die Realität nicht 
1:1 abbilden. Der durch den Algorithmus zu bewertende Sachverhalt ist somit schon nicht 
objektiv. 

 Fachliches Zusammenspiel zwischen Fachkraft und algorithmen-basiertem Instru-
ment 

Da das Ergebnis des Algorithmus nur ein Hilfsinstrument und nicht die Einschätzung der 
Fachkräfte ersetzen darf, stellt sich im Weiteren die Frage, wie die Fachkräfte mit dem Er-
gebnis des Algorithmus arbeiten können. Um dies angemessen zu beantworten, müsste das 
Zusammenspiel von Fachkraft und Technik erforscht werden. Zur Vereinbarkeit von stan-
dardisierten Entscheidungsverfahren mit einer professionellen Praxis finden sich bislang 
jedoch kaum Befunde.247 

Schwierigkeiten würden insbesondere dann entstehen, wenn die auf einem Algorithmus 
basierende Software allein ein Ergebnis liefern würde, aber keine Aussage darüber abgelei-
tet werden kann, wie dieses Ergebnis zustande gekommen ist. Insbesondere wenn fachliche 
Einschätzungen der Fachkräfte und das Ergebnis der Software auseinanderfallen, würde es 
ein Problem darstellen, dass die „Erwägungsgründe“ der Software nicht bekannt sind. 
Bleibt unbekannt, welche Umstände den Algorithmus zu seinem Ergebnis veranlasst haben, 
sind weder eine Überprüfung des Ergebnisses bzw. ein Abgleich des Ergebnisses mit der 
eigenen fachlichen Einschätzung möglich noch befähigt es dazu, adäquat zu intervenie-
ren.248 Es bleibt dann die Frage, ob sich eine Fachkraft entsprechend ihrer eigenen professi-
onellen Einschätzung auch entgegen eines algorithmisch berechneten Einschätzungsergeb-
nisses entscheiden kann oder ob sie geneigt sein wird, dem algorithmen-basierten Risi-
koeinschätzungsinstrument zu vertrauen. Inwieweit in dieser Situation das Treffen einer 
autonomen Einschätzung – wie es das Gesetz fordert – möglich ist, bleibt fraglich. Letztlich 
ist daher von besonderer Bedeutung, wie nachvollziehbar die algorithmisch berechnete Ein-
schätzung ist. Die Fachkräfte müssten an eine solche Software herangeführt werden, ihre 
Arbeitsweise verstehen und die Defizite eines algorithmen-basierten Systems kennen. Nur 

––––––––––––––––– 
247  Übersicht von Bastian in Bifeb/Bastian 15 (21). 
248  Zur wesentlichen Herausforderung der Nachvollziehbarkeit algorithmen-gestützter Entscheidungsprozesse Gillingham/Acker-

mann 1 (8); vgl. auch Bifeb/Bastian 15 (22). 
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dann können sie das Ergebnis des Algorithmus in ihre Gefährdungseinschätzung autonom 
und gewinnbringend für den Kinderschutz einbeziehen. 

 Interdisziplinäre Entwicklung geeigneter Tools 
Die Entwicklung eines Algorithmus sollte in Zusammenarbeit von Sozialarbeiter:innen aus 
der Praxis, Klient:innen, Forscher:innen aus dem sozialen Bereich sowie Computer- und Da-
tenspezialist:innen entstehen.249 So kann nicht nur ein Grundstein für die Akzeptanz des 
algorithmen-basierten Risikoeinschätzungsinstruments in der Praxis gelegt werden, son-
dern auch die notwendige Fachexpertise aller beteiligten Akteur:innen Berücksichtigung 
finden. 

 Forschungsbedarf vor Einführung algorithmen-basierter Einschätzungsinstrumente 
Zunächst bedarf es jedoch empirisch gesicherter Ergebnisse über die Faktoren, die für das 
Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung sprechen, sowie belastbarer Evaluationen des algo-
rithmen-basierten Risikoeinschätzungsinstruments, bevor ein Algorithmus in der Praxis tat-
sächlich zum Einsatz kommt.250 

4. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

a) Nutzung digital verfügbarer Informationen 

Im Rahmen des § 8a-Verfahrens obliegt es den Fachkräften, alle für den Einzelfall relevan-
ten Umstände zu ermitteln und bei der Gefährdungseinschätzung zu berücksichtigen (sog. 
Untersuchungsgrundsatz nach § 20 SGB X). Gerade im Hinblick darauf, dass der digitale 
Abruf von Daten besonders niedrigschwellig sein kann, muss ein besonderes Augenmerk 
darauf gelegt werden, dass nicht alle über die betroffene Familie einholbaren Informationen 
für die Gefährdungseinschätzung relevant sind. Vielmehr müssen die Fachkräfte im Einzel-
fall prüfen, ob die Erhebung der konkreten Information hierfür tatsächlich erforderlich ist. 
Außerdem sind die Informationen vorrangig bei den betroffenen Personen zu erheben (§ 62 
Abs. 2 SGB VIII). Nur wenn dies nicht möglich ist, dürfen Informationen auch bei Dritten 
beschafft werden (§ 62 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. d SGB VIII). 

b) Digitale Kommunikation im Rahmen der Gefährdungseinschätzung 

Digitale Kommunikationsformen lassen sich grundsätzlich für die Gefährdungseinschätzung 
nutzen. Die Zulässigkeit der Nutzung digitaler Kommunikationswege im Rahmen der Ge-
fährdungseinschätzung hängt jedoch von ihrer Geeignetheit für die Erreichung des jeweili-
gen Kommunikationsziels und insbesondere auch vom jeweiligen Einzelfall ab. 

 Digitale Einbeziehung der betroffenen Familie nur mit besonders sorgfältiger Ein-
zelfallprüfung 

Im Hinblick auf die Kommunikation mit der betroffenen Familie konnte festgestellt werden, 
dass die Einbeziehung in die Gefährdungseinschätzung mittels digitaler Kommunikation im 
Einzelfall besonders sorgfältig zu prüfen ist, da sie mit besonderen fachlichen Herausforde-
rungen verbunden und von entscheidender Relevanz für die Sicherung des Kindeswohls ist. 
In vielen Fällen kann bei einem rein digitalen Fall in besonderem Maß die Gefahr bestehen, 
dass relevante Informationen übersehen werden. In bestimmten Konstellationen (etwa, 
––––––––––––––––– 
249  Kutscher ua/Ley 639 (644); Gillingham Child Abuse Review 2019, 114 (121). 
250  Vgl. Gutwald ua EthikJournal 2/2021, 1 (2). 
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wenn die Fachkraft den Eindruck hat, dass das Kind ihr etwas anvertrauen möchte, aber sich 
kaum überwinden kann, von der erfahrenen Gewalt oder dem erfahrenen Missbrauch zu 
erzählen) kann auch gerade ein digitales Format geeignet sein, weil die damit verbundene 
Distanz es leichter macht, das „Unaussprechliche“ anzusprechen. 

Darüber hinaus erfordert die Sensibilität des Gesprächsthemas eine geschützte Gesprächs-
atmosphäre. Es obliegt der Fachkraft zu entscheiden, ob eine digitale Kommunikation diesen 
Anforderungen im Einzelfall ausnahmsweise gerecht werden kann. Relevante Kriterien für 
die Entscheidung sind: 

 die Art und Schwere der potenziellen Gefährdungssituation; 
 eine bereits bestehende Hilfebeziehung zur Familie, in der also die Familienmitglie-

der den Fachkräften im Jugendamt bereits bekannt sind; 
 ggf. die Notwendigkeit eines – aus Sicht des Kindes – besonders geschützten 

Raums. 

 Unmittelbarer „analoger“ Eindruck vom Kind und seiner persönlichen Umgebung 
Hinsichtlich des Hausbesuchs, welcher der Verschaffung eines unmittelbaren Eindrucks des 
Kindes und seiner persönlichen Umgebung dient, muss festgehalten werden, dass dieser 
nicht durch den Kontakt über digitale Kommunikationsmittel wie bspw. der Videotelefonie 
ersetzt werden kann, da die digitale Kommunikation keinen unmittelbaren Eindruck von 
Wohnverhältnissen und dem Zustand des Kindes zulässt. Ein digitaler Hausbesuch ist da-
her weder mit dem Wortlaut der Norm noch mit der Intention des Gesetzgebers und dem 
Schutzzweck der Norm vereinbar. 

 Digitale Beteiligung von Dritten ist idR möglich 
In Bezug auf die Beteiligung Dritter an der Gefährdungseinschätzung lässt sich die Zweck-
mäßigkeit einer digitalen Kommunikation grundsätzlich etwas leichter einschätzen, da Ziel 
der Kommunikation meist ein faktenbasierter Informationsaustausch ist, bei dem die einge-
schränkte Möglichkeit non-verbaler Kommunikation unerheblich ist. Dem digitalen Aus-
tausch stehen daher grundsätzlich keine rechtlichen Bedenken entgegen. Ausnahmen be-
stehen allerdings, wenn das Gespräch gemeinsam mit der betroffenen Familie stattfinden 
soll. In diesen Fällen bedarf es einer sorgfältigen Prüfung im Einzelfall, ob ein digitales Set-
ting geeignet ist. 

 Bedingungen für die digitale Kommunikation im Fachteam 
Das Gesetz gibt keine konkreten Rahmenbedingungen für die Fachteamreflexion vor, son-
dern verlangt nach allgemeinen Regelungen „nur“, dass diese zweckmäßig bzw. geeignet 
für eine fachgerechte Gefährdungseinschätzung im Fachteam sind. Eine digitale Beratung 
ist daher grundsätzlich unter der Voraussetzung der Eignung im Einzelfall möglich. Ihre 
rechtlichen Grenzen findet die Nutzung digitaler Kommunikationsmittel dort, wo die Einhal-
tung fachlicher Standards nicht mehr gewährleistet werden kann und das Kommunikations-
ziel der Einschätzung der Gefährdungssituation dadurch gefährdet ist. Besonders wichtig 
für die kollegiale Beratung sind die Möglichkeit einer fokussierten und aktiven Teilnahme 
aller Fachkräfte sowie die Schaffung eines vertrauensvollen Raums. Die Sicherstellung die-
ser Rahmenbedingungen obliegt dem öffentlichen Jugendhilfeträger durch entsprechende 
Rahmenbedingungen sowie der fallverantwortlichen Fachkraft im Einzelfall. 
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c) Nutzung digitaler Instrumente 

 Unproblematische Nutzung digitaler Einschätzungsinstrumente 
Allgemein können digitale Erhebungs- und Einschätzungsinstrumente, die als Sortier- und 
Strukturhilfe genutzt werden, ebenso genutzt werden wie analoge Einschätzungsinstru-
mente. Die Digitalisierung beinhaltet hier keinen anderen fachlichen Umgang mit der Me-
thode als analoge Instrumente, sondern ausschließlich eine technische Veränderung (zB 
digitaler Kinderschutzbogen statt analoger Kinderschutzbogen). 

 Enge Voraussetzungen für die Nutzung algorithmen-basierter Programme 
Deutlich enger begrenzt wäre dagegen der Einsatz von algorithmen-basierten Einschät-
zungsprogrammen, die allerdings derzeit im Kinderschutzverfahren in Deutschland auch 
nicht genutzt werden. Für die evtl. Entwicklung solcher Programme sind folgende Voraus-
setzungen zu beachten, deren Überprüfung zuvor erheblichen Forschungsbedarf aufzeigt: 

 Beschränkung algorithmen-basierter Programme auf „Hilfsmittel“ für die erfor-
derliche eigene Entscheidung der Fachkraft 

De lege lata erfolgt die Gefährdungseinschätzung gem. § 8a Abs. 1 SGB VIII durch 
Fachkräfte, ganz konkret durch eine fallverantwortliche Fachkraft, die mit anderen 
Fachkräften im Team gemeinsam die Gefährdung einschätzen muss. Algorithmen-
basierte Programme könnten insofern nur als Hilfsmittel dieser „menschlichen“ Ent-
scheidung konzipiert werden. Hilfreicher als Wahrscheinlichkeitsprognosen zum wei-
teren Fallverlauf, die nur beschränkt aussagekräftig sind, wären durch den Algorith-
mus generierte Reflexionsfragen, die die Fachkraft dabei unterstützen, die Spezifika 
des Einzelfalls fachlich zu untersuchen. 

 Qualifizierte Anwendung des algorithmen-basierten Einschätzungsinstruments 
durch die Fachkraft 

Neben einem qualitätssichernden Entwicklungsprozess einer algorithmen-basierten 
Software ist auch der Anwendungsprozess von Bedeutung. Die Fachkräfte müssen an 
eine solche Software herangeführt werden, ihre Arbeitsweise verstehen und die Defi-
zite eines algorithmen-basierten Systems kennen. Nur dann können sie das Ergebnis 
des Algorithmus in ihre Gefährdungseinschätzung autonom und gewinnbringend für 
den Kinderschutz einbeziehen. Wichtig ist dabei insbesondere die Transparenz hin-
sichtlich der Arbeitsweise des Algorithmus für die Fachkraft. 

 Kein Zurücktreten weiterer fachlicher Anforderungen gegenüber der komplexen 
Anwendung eines Algorithmus 

Es darf außerdem nicht aus dem Blick geraten, dass Kinder nicht allein durch das Er-
kennen von Gefahren geschützt werden, sondern durch die Intervention von Fachkräf-
ten. Nur Fachkräfte können in Gesprächen mit Eltern eine kooperative Hilfebeziehung 
aufbauen, Verständnis zeigen und Grenzen aufzeigen. Der Erfolg des Kinderschutzver-
fahrens wird also auch bei Hinzuziehung eines algorithmen-basierten Einschätzungs-
verfahrens weiterhin von der Arbeit der Fachkräfte abhängen, welche den Hilfepro-
zess gestalten müssen. In Bezug auf diese bestehen bleibenden Aufgaben ist auch 
nicht automatisch von einer erheblichen Arbeitserleichterung durch den Einsatz von 
Algorithmen auszugehen. Auch dieser setzt voraus, dass eine umfassende Informati-
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onserhebung im Einzelfall stattfindet und die Fachkräfte mit der betroffenen Familie 
eine Hilfebeziehung aufbauen, welche die Grundlage für eine erfolgreiche Gefahren-
abwehr darstellt. 

 

 

 

D.  
Digitalisierung als Anlass für Schutz und Hilfe 
In B. und C. wurde dargestellt, welche Auswirkungen die zunehmende Digitalisierung der 
Lebenswelten junger Menschen und ihrer Familien auf die (digitale) Ausgestaltung der ei-
genen Aufgabenwahrnehmung durch das Jugendamt hat. Die zunehmende Digitalisierung 
wirkt sich jedoch nicht nur auf die Nutzung von digitalen Elementen durch die Kinder- und 
Jugendhilfe aus, sondern auch auf die Hilfe- und Unterstützungsbedarfe, auf die die Kinder- 
und Jugendhilfe reagiert. 

Die Digitalisierung stellt hohe Anforderungen an die jungen Menschen und ihre Erzie-
hungspersonen. „Digitale Handlungssicherheit“ benötigen junge Menschen in vielerlei Hin-
sicht, bspw. in Bezug auf das Erkennen von Fake News und Desinformationen,251 die be-
sonderen Kommunikationsbedingungen bei Social-Media-Kontakten und ihre Auswirkun-
gen auf soziale Beziehungen oder den Umgang mit eigenen sowie fremden persönlichen 
Informationen und Daten. Die tatsächlich vorhandenen Kompetenzen der jungen Menschen 
und ihrer Eltern, sich im digitalen Raum zu bewegen, sind jedoch höchst unterschiedlich und 
abhängig von der individuellen sozialen Herkunft und Bildung.252 Da die verantwortungs-
volle und selbstbestimmte Nutzung, wie in Teil 1 beschrieben, zu den Förderrechten junger 
Menschen gehört, muss auch die Jugendhilfe bei der Gewährung von Förder- und Unter-
stützungsleistungen entsprechende Bedarfe berücksichtigen ( Teil 1 C. II. 2.).253 

Neben der digitalen Handlungssicherheit zur Ermöglichung digitaler Teilhabe ist der Schutz 
Kinder und Jugendlicher vor Gefahren für ihr Wohl zentrale Aufgabe der Kinder- und Ju-
gendhilfe. Die zunehmende Digitalisierung bringt „neue“ Gefahren mit sich. Auch hierauf 
muss die Kinder- und Jugendhilfe reagieren. 

Im Folgenden wird daher untersucht, welche Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe „neue“ 
digitalisierungsbedingte Unterstützungsbedarfe decken können (I.) und wie sich digitalisie-
rungsbedingte Risiken auf den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung auswirken (II.).  

––––––––––––––––– 
251  FK-SGB VIII/Weitzmann/Schäfer SGB VIII § 14 Rn. 10. 
252  Kutscher ua/Iske/Kutscher 115 (116 ff.); 14. Kinder- und Jugendbericht, BT-Drs. 17/12200, 43, 181; vgl. FK-SGB VIII/ 

Meysen ua SGB VIII Einl. Rn. 18; FK-SGB VIII/Weitzmann/Schäfer SGB VIII § 14 Rn. 10. 
253  LPK-SGB VIII/Kunkel/Pattar SGB VIII § 9 Rn. 8. 
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I. Leistungen zur Deckung digitalisierungsbedingter Hilfebedarfe 

Für die Deckung digitalisierungsbedingter Bedarfe kommen grundsätzlich alle in § 2 Abs. 2 
SGB VIII als Förderleistungen beschriebenen Leistungen in Betracht, also: 

 Angebote der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes (Nr. 1), 

 Angebote der Förderung der Erziehung in der Familie (Nr. 2), 
 Angebote der Förderung von Kindern in Tagesbetreuung (Nr. 3), bei der sich insbe-

sondere die Aspekte der Bildung und Erziehung in gewissem Umfang auch auf den 
Umgang mit digitalen Medien beziehen können, 

 die HzE (Nr. 4), 
 die Hilfe für seelisch behinderte Kinder (Nr. 5), bei der sich die Leistungen zur Teilha-

beverbesserung auch auf den Umgang mit digitalen Medien beziehen können, und 
 die Hilfe für junge Volljährige. 

Entsprechend des Projektformats sollen im Folgenden als Leistungen von besonderer Be-
deutung im Digitalisierungskontext die allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie 
nach § 16 SGB VIII, die Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII und der erzieherische Kinder- und 
Medienschutz nach § 14 SGB VIII sowie die HzE nach §§ 27 ff. SGB VIII dargestellt werden. 

1. ALLGEMEINE FÖRDERUNG DER ERZIEHUNG IM MEDIENBEREICH 

Als besonders relevante Leistung der Prävention knüpft die allgemeine Förderung der Er-
ziehung in der Familie nach § 16 SGB VIII an die frühzeitige Förderung von jungen Men-
schen und ihren Familien an. Inkludiert sind zunächst Förderleistungen an Erziehungsbe-
rechtigte, die darauf zielen, Eltern in ihrer primären Erziehungsverantwortung so zu stärken, 
dass sie die Erziehung ihrer Kinder kompetent bewältigen können. Umfasst sind zudem 
Leistungen, die sich an die jungen Menschen selbst richten. 

Mit dem KJSG wurde die Bedeutung der Medienkompetenz als einer der relevanten Erzie-
hungsbereiche ausdrücklich in den Katalog der abzudeckenden Kompetenzbereiche elterli-
cher Erziehung aufgenommen. Der Gesetzgeber hat also den Bedarf gesehen, die Medien-
kompetenz junger Menschen und ihrer Familien zu stärken.254 Die spezielle Hervorhebung 
der Förderung elterlicher Medienkompetenz liegt in der Bedeutung der Familie als beson-
ders wichtigem Ort der Mediensozialisation und der Aneignung von ersten Fähigkeiten in 
diesem Kontext begründet.255 Für eine bedarfsgerechte Förderung ist besonders relevant, 
welche Ressourcen im familialen Kontext verfügbar sind, dh Bildungserfahrungen und Me-
dienpraxis der Eltern, ihre medienerzieherischen Möglichkeiten und Fähigkeiten sowie vor-
handene (auch institutionelle) Unterstützungsstrukturen, auf die zurückgegriffen werden 
kann, wenn Hilfe bei der Medienerziehung benötigt wird.256 

Bei der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie handelt es sich um eine Soll-
Leistung. Von Angeboten kann daher nur ausnahmsweise abgesehen werden, wenn im 

––––––––––––––––– 
254  BT-Drs. 19/26107, 80. 
255  Kutscher JAmt 2020, 346 (347 mwN). 
256  Kutscher JAmt 2020, 346 (347 mwN). 



Seite 99 / 166 www.dijuf.de 

Bereich des jeweiligen Trägers atypische Umstände vorliegen.257 Dies gilt für sämtliche der 
verpflichtend geregelten Kompetenzbereiche der elterlichen Erziehungsaufgaben und 
somit auch für den Bereich der Medienkompetenzen. Von einer grundsätzlichen Verpflich-
tung zum Angebot entsprechender Leistungen zur Förderung der Medienkompetenzen von 
Eltern und jungen Menschen ist insofern auszugehen. 

2. ERZIEHERISCHER KINDER- UND JUGENDSCHUTZ ZUM SCHUTZ VOR DIGITALI-
SIERUNGSBEDINGTEN RISIKEN 

Besondere Relevanz im Zusammenhang mit der Kompetenz junger Menschen zur Medien-
nutzung und insbesondere dem Umgang mit Risiken wird allgemein dem erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz gem. § 14 SGB VIII beigemessen. Mit Angeboten des erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutzes sollen 

 junge Menschen befähigt werden, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen, und 
sie zur Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und Eigenverantwortlichkeit sowie zur 
Verantwortung gegenüber ihren Mitmenschen geführt werden (§ 14 Abs. 2 Nr. 1 
SGB VIII), 

 als auch Eltern und andere Erziehungsberechtigte besser befähigt werden, Kinder und 
Jugendliche vor gefährdenden Einflüssen zu schützen (§ 14 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII). 

Die Leistung des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes ist insofern für den präven-
tiven Kinderschutz von besonderer Bedeutung. Die genannten gefährdenden Einflüsse 
müssen dabei notwendigerweise auch die digitalen Medien miteinbeziehen258 und dadurch 
digitalisierungsbedingte Kindeswohlgefährdungen möglichst verhindern. Dadurch ant-
wortet die Leistung des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes in besonderer Weise 
auf das Spannungsfeld zwischen dem enormen Nutzen der digitalen Medien für die Ju-
gendbildung, den sich auch die Kinder- und Jugendhilfe selbst durch digitale Elemente in 
der Leistungsgestaltung zunutze macht (dazu  B. II.), und den bestehenden Risiken.259 

Angebote des erzieherischen Medienschutzes müssen sich sowohl an die jungen Men-
schen selbst als auch an ihre Erziehungsberechtigten richten, die, wie beschrieben, beson-
dere Bedeutung für die Medienerfahrungen ihrer Kinder haben. Über geeignete Angebote 
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes im Bereich von digitalisierungsbedingten 
Risiken entscheidet der Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Er kann Angebote bspw. im 
Rahmen der Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII oder allgemein in der Schule anbieten und 
sowohl analoge als auch digitale Formate für die Förderung der erforderlichen Kompeten-
zen wählen.260 

3. FÖRDERUNG VON MEDIENNUTZUNGSKOMPETENZEN IM RAHMEN DER 
JUGENDARBEIT 

Wie bereits für den erzieherischen Kinder- und Jugendschutz erwähnt, bietet insbesondere 
die Jugendarbeit einen passenden Rahmen für die Vermittlung von Medienkompetenzen. 
Angebote können dabei weit über den Rahmen des Kinder- und Jugendschutzes hinausge-
––––––––––––––––– 
257  LPK-SGB VIII/Kunkel/Pattar SGB VIII § 16 Rn. 3. 
258  Wiesner/Wapler/Struck SGB VIII § 14 Rn. 7; Gravelmann RdJB 2018, 201 (203). 
259  FK-SGB VIII/Weitzmann/Schäfer SGB VIII § 14 Rn. 10. 
260  FK-SGB VIII/Weitzmann/Schäfer SGB VIII § 14 Rn. 10. 
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hen und sich allgemein auf die Medienbildung und die Befähigung junger Menschen zu 
einem kompetenten Umgang mit Medien, die Ermöglichung von Teilhabechancen und 
Partizipationsmöglichkeiten beziehen.261 Mit der Verpflichtung zur Förderung der Entwick-
lung junger Menschen stellt die Jugendarbeit eine wichtige Leistung zur Gewährung der 
Förderrechte junger Menschen dar. Nach § 11 Abs. 1 S. 2 SGB VIII sollen die Angebote an 
den Interessen junger Menschen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet 
werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung 
und zu sozialem Engagement anregen und hinführen. Durch die Verknüpfung mit der mitge-
staltenden Funktion der jungen Menschen hat die Leistung der Jugendarbeit eine besondere 
Bedeutung für den Erwerb von Kompetenzen zur selbstbestimmten Mediennutzung und 
insbesondere auch zu einem verantwortungsvollen Umgang mit Medien gegenüber ande-
ren jungen Menschen. 

Die Inhalte der Leistung in Form einer Vermittlung und Stärkung digitaler Kompetenzen der 
jungen Menschen lassen sich leicht auch mit einer digitalen Gestaltung der Angebote selbst 
verbinden, indem zB gerade in digitalen Jugendräumen ( B. II. 4.) digitale Kompetenzen 
vermittelt werden, die auch kreative Komponenten wie die Erstellung von Videoclips uvm 
umfassen können. In der Praxis finden sich inzwischen vielfältige Angebote dieser Art. Da-
bei dürfte die Vermittlung digitaler Kompetenzen allgemein und gerade im Fall der Wahr-
nehmung fehlender Kompetenzen auch zwingend erforderlicher Bestandteil gerade digi-
taler Angebote sein, da solche gerade auch einen Raum bieten können, intime Informatio-
nen über sich selbst unüberlegt zu teilen und abwertende Inhalte über Mitnutzer:innen mit-
zuteilen. So hat gerade digitale Jugendarbeit auch die Aufgabe, digitale Handlungs- und 
Entscheidungskompetenzen zu fördern.262 In die konzeptuelle Gestaltung eines digitalen 
Jugendraums sollten daher immer auch die Stärkung von Mediennutzungskompetenzen und 
der Umgang mit wahrgenommenen Schwächen einfließen. Dazu braucht es entsprechende 
Mediennutzungskompetenzen der Mitarbeitenden (zur Notwendigkeit von Qualifizierung im 
Allgemeinen  Teil 3 B.).263 

4. DECKUNG INDIVIDUELLER BEDARFE IM ZUSAMMENHANG MIT DER MEDIEN-
NUTZUNG ALS HzE 

Im Kontext sozialpädagogischer Arbeit zur Stärkung von Medienkompetenzen wird es als 
erforderlich angesehen, jungen Menschen nicht nur standardisierte Formen der Kompetenz-
vermittlung anzubieten, sondern auf individuelle Bedarfe einzugehen und sie in ihrem indi-
viduellen Medienhandeln tatsächlich zu stärken.264 Als einzelfallbezogene Individualhilfen 
eignen sich insofern insbesondere die HzE nach §§ 27 ff. SGB VIII zur Deckung individueller 
Bedarfe im Bereich der Medienerziehung. 

Besteht ein individueller Bedarf an einer erzieherischen Hilfe im Bereich der Mediennut-
zungskompetenzen, so müssen sich auch erzieherische Hilfen nach § 27 SGB VIII auf die 
Unterstützung beim Erwerb von Mediennutzungskompetenzen beziehen. So kommt bei ent-
sprechendem Bedarf im Einzelfall etwa in Betracht, dass im Rahmen einer Erziehungsbera-

––––––––––––––––– 
261  Dazu Gravelmann RdJB 2018, 201 (203). 
262  Scholl FORUM Jugendhilfe 4/2022, 42. 
263  Scholl FORUM Jugendhilfe 4/2022, 42 (43). 
264  Witzel Forum Erziehungshilfen 2018, 145 ff. 



Seite 101 / 166 www.dijuf.de 

tung (§ 28 SGB VIII) einzelfallbezogen zum Thema Medienkompetenz beraten wird. Ebenso 
kann es Aufgabe einer Erziehungsbeiständ:in (§ 30 SGB VIII) oder einer Sozialpädagogi-
schen Familienhilfe (§ 31 SGB VIII) sein, Eltern und/oder jungen Menschen Medienkompe-
tenz zu vermitteln und aus gegebenem Anlass konkrete Themen, wie etwa den Umgang mit 
Cyber-Mobbing, in den Mittelpunkt der erzieherischen Hilfe zu stellen. Bei stationären HzE 
(§§ 33, 34 SGB VIII) gehört die Vermittlung von Mediennutzungskompetenzen automatisch 
mit zum erzieherischen Auftrag ( B. II. 2. d), kann aber bei spezifischem Bedarf auch durch 
ergänzende Angebote begleitet werden. 

5. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Das Kinder- und Jugendhilferecht hält unterschiedliche Leistungen vor, die in Familien Me-
diennutzungskompetenzen stärken können. Insofern gehört der Umgang mit den Medien-
nutzungskompetenzen junger Menschen und ihrer Familien eindeutig zum verpflichtenden 
Aufgabenspektrum der Kinder- und Jugendhilfe. Präventive Angebote zur Vorbereitung 
junger Menschen auf die Anforderungen in der digitalen Welt und zur Begleitung im Um-
gang mit digitalen Herausforderungen sind insbesondere im Rahmen der Jugendarbeit (§ 11 
SGB VIII) und des erzieherischen Jugendschutzes (§ 14 SGB VIII) zu schaffen. Eine Heraus-
forderung für die Praxis stellt es dabei auch dar, eigene digitale Angebote möglichst direkt 
auch mit der Förderung von Mediennutzungskompetenzen zu verbinden. Der Förderung der 
digitalen Erziehungskompetenzen der Eltern dienen insbesondere die Angebote der frühen 
Förderung der Erziehung in der Familie (§ 16 SGB VIII). Auf konkrete individuelle Bedarfe 
einzelner Familien bei fehlenden Medienkompetenzen müssen zudem die HzE eingehen und 
durch passgenaue Hilfeformen die vorhandenen Bedarfe decken. 

II. Schutzauftrag des Jugendamts bei digitalisierungsbedingter 
Kindeswohlgefährdung 

Die Digitalisierung der Lebenswelten kann nicht nur Anlass zu einem Unterstützungsbedarf 
sein, sondern im Einzelfall auch zu einer Gefährdung des Wohls von Kindern und Jugendli-
chen führen. Digitalisierungsbedingte Gefahren sind ein noch verhältnismäßig „neues“ 
Phänomen, das in den vergangenen Jahren an Dynamik gewonnen hat. Neben guten Ansät-
zen, diesen Gefahren zu begegnen, wie zB der Reform des Jugendschutzgesetzes, ist insbe-
sondere auch die Kinder- und Jugendhilfe aufgefordert, Instrumente zu entwickeln, um digi-
talisierungsbedingte Gefahren zu erkennen und ihnen adäquat zu begegnen. 

Für konkrete Gefährdungen von Kindern und Jugendlichen ist dabei der Schutzauftrag des 
Jugendamts nach § 8a SGB VIII relevant,265 der im Rahmen dieses Rechtsgutachtens näher 
dargestellt werden soll. Bei Bekanntwerden von gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kin-
deswohlgefährdung ist das Jugendamt in seinem Schutzauftrag aktiviert und zur Gefähr-
dungseinschätzung sowie ggf. Abwendung verpflichtet. Insofern gilt es zunächst zu unter-
suchen, in welchen Fällen eine Kindeswohlgefährdung im digitalen Kontext bestehen kann. 

  

––––––––––––––––– 
265  Götz FamRZ 2017, 1725 (1726). 
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1. DIGITALISIERUNGSBEDINGTE KINDESWOHLGEFÄHRDUNG 

Inhalt des Schutzauftrags sind Gefährdungen des körperlichen, seelischen oder geistigen 
Wohls eines Kindes. Mit dem Begriff der „Kindeswohlgefährdung“ knüpft das Kinder- und 
Jugendhilferecht an die Begriffsbestimmung in § 1666 BGB an.266 Danach liegt eine Kin-
deswohlgefährdung vor, wenn eine gegenwärtige Gefahr in einem solchen Maß vorhanden 
ist, dass bei der weiteren Entwicklung der Dinge eine erhebliche Schädigung mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.267 Voraussetzungen sind also: 

 die Gegenwärtigkeit einer Gefahr, also einer in der Zukunft konkret drohenden Gefahr 
für eine 

 erhebliche Schädigung der körperlichen, geistigen oder seelischen Entwicklung, 
 die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit eintreten wird. 

a) Keine Gefährdung allein durch Zugang zu digitalen Medien und damit bedingten 
Risiken 

Die Nutzung digitaler Medien oder allein der Besitz eines Smartphones, wodurch das Kind 
den allgemeinen Risiken der Nutzung des digitalen Raums ausgesetzt ist, stellt für sich ge-
nommen noch keine Kindeswohlgefährdung dar, sondern gehört zur allgemeinen Lebens-
welt von Kindern und Jugendlichen.268 Es obliegt dabei grundsätzlich den Eltern, im Rah-
men ihrer Erziehungsverantwortung über den Zugang ihrer Kinder und eine pädagogische 
Begleitung zu entscheiden.269 

Aus den Risiken im digitalen Raum, die Kinder und Jugendliche noch nicht immer selbst 
überschauen können,270 können sich im Einzelfall jedoch Gefährdungen ergeben. Daher ge-
hört es insbesondere zur elterlichen Erziehungsverantwortung, junge Menschen durch al-
ters- und entwicklungsangemessene Begleitung und ggf. Beschränkung vor Gefahren zu 
schützen, die im Zusammenhang mit der Digitalisierung bestehen können.271 Kommen El-
tern dieser Verantwortung nicht nach und droht daraus eine Schädigung des Wohls der 
jungen Menschen, so kann im Einzelfall eine Kindeswohlgefährdung vorliegen. So kann 
sich eine solche grundsätzlich auch daraus ergeben, dass einem Kind oder Jugendlichen 
gefährliche Gegenstände überlassen werden, worunter auch ein internetfähiges Gerät fal-
len kann, wenn dem Kind oder Jugendlichen ausreichende Medienkompetenzen fehlen.272 
Im Folgenden werden einige ausgewählte Fallgruppen dargestellt, die im Zusammenhang 
mit der Digitalisierung eine Kindeswohlgefährdung darstellen können.273 

  

––––––––––––––––– 
266  JurisPK/Kößler SGB VIII, Stand: 1.8.2022, SGB VIII § 8a Rn. 22; LPK-SGB VIII/Bringewat SGB VIII § 8a Rn. 13; GK-SGB VIII/ 

Grühn, Stand: 1.12.2022, SGB VIII § 8a Rn. 20. 
267  BGH 6.2.2019 – XII ZB 408/18; BVerfG 19.11.2014 – 1 BvR 1178/14. 
268  OLG Frankfurt a. M. 15.6.2018 – 2 UF 41/18. 
269  OLG Frankfurt a. M. 15.6.2018 – 2 UF 41/18 unter Aufhebung einer Entscheidung des AG Bad Hersfeld (15.5.2017 – 

F 120/17), das auf Grundlage allgemeiner Gefahren sehr enge Pflichten der Eltern annahm. 
270  Herberger jM 2020, 442. 
271  Vgl. MüKo/Lugani BGB § 1666 Rn. 119; s. dazu auch Herberger jM 2020, 442. 
272  Herberger jM 2020, 442 (444). 
273  Im Rahmen dieser Untersuchung kann entspr. des Projektzuschnitts, der auf die Nutzung von Digitalisierung durch die 

Kinder- und Jugendhilfe fokussiert, nicht auf alle relevanten Fallgestaltungen eingegangen, sondern nur ein allgemeiner 
Überblick gegeben werden. Bspw. kann die sehr praxisrelevante Problematik der Gefahr eines sexuellen Missbrauchs jun-
ger Menschen, der durch digitalen Konsum von Kinderpornografie durch einen Elternteil bekannt wird, im Rahmen dieses 
Rechtsgutachtens nicht thematisiert werden. 
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b) Konsum kindeswohlgefährdender Inhalte 

Für Kinder und Jugendliche besteht die Gefahr, bei der Internetznutzung mit digitalen nicht 
altersgerechten und schwer zu verarbeitenden Inhalten konfrontiert zu werden, wie zB 
verherrlichende oder verharmlosende Darstellungen von Gewalt- oder Drogenkonsum, 
(extreme) pornografische Darstellungen oder rassistische, extremistische und sexistische 
Inhalte. Zu einer Konfrontation mit solchen risikobehafteten Inhalten kann es zum einen 
durch eine selbstschädigende Nutzungsweise kommen, bei der Kinder und Jugendliche die 
Inhalte eigeninitiativ aufsuchen (zB in Online-Foren zum Thema „Suizid“ oder zum Thema 
„Selbstverletzendes Verhalten“). Zum anderen kann die Konfrontation mit risikobehafteten 
Inhalten aber auch ungewollt und/oder durch Zufall erfolgen (zB, wenn ein gefährdender 
Inhalt über einen Klassenchat verschickt wird und wenn der Link zu einem gefährdenden 
Inhalt versehentlich oder ohne Vorkenntnis des entspr. Inhalts angeklickt wird). Folgen kön-
nen im Einzelfall ua Ängste, Traumata oder auch die eigene Übernahme gefährlicher Ver-
haltensweisen274 sein, sodass die Schwelle der Kindeswohlgefährdung hierdurch erreicht 
werden kann.275 

Das Vorhandensein kindeswohlgefährdender Inhalte im Netz erfordert zum einen die Auf-
klärung von Kindern und Jugendlichen sowie entsprechende Schutzmaßnahmen zur Ver-
hinderung des Konsums als auch einen Umgang mit evtl. Folgen des Konsums, etwa wenn 
Kinder und Jugendliche Ängste oder Verhaltensauffälligkeiten entwickeln. Schützen Eltern 
ihr Kind nicht in geeigneter Weise vor dem Konsum gefährdender Medien oder dessen Fol-
gen, kann dies im Fall einer drohenden Schädigung im Einzelfall als Kindeswohlgefährdung 
beurteilt werden.276 

c) Exzessiver Konsum 

Über konkrete Inhalte hinaus kann auch der (unbegrenzte) Zugang zum Internet im Fall ei-
ner exzessiven Nutzung zu einer Kindeswohlgefährdung führen. Aus einer zu umfangrei-
chen Nutzung können sich Gefahren für das Kind bis hin zu einem pathologischen Zustand 
ergeben.277 Im Rahmen der Erziehungsverantwortung eine Entscheidung über den ange-
messenen Umfang der Mediennutzung zu treffen, stellt dabei einen besonders herausfor-
dernden Bereich heutiger Erziehung dar. Das Erreichen der Schwelle zur Kindeswohlge-
fährdung kann nur für den Einzelfall in Anbetracht der konkreten Auswirkungen auf die 
kindliche Entwicklung bestimmt werden. Auch hier gibt es keine allgemeingültige Zeitbe-
grenzung, sondern braucht es eine Einschätzung aufgrund der individuellen Umstände. Re-
levante Faktoren für die Bewertung, ab wann ein Kind aufgrund des zeitlichen Umfangs der 
Mediennutzung gefährdet ist, können ein spezifisches Suchtverhalten oder spezifische 
Auswirkungen des Medienkonsums auf das Wohlbefinden des Kindes – bspw. auf sein 
Konzentrationsvermögen oder seine Frustrationstoleranz sowie die innerfamiliären und 
sonstigen Beziehungen – sein.  

––––––––––––––––– 
274  Hier ist zu bemerken, dass aus Sicht der empirischen Medienwirkungsforschung die möglicherweise entstehenden Problema-

tiken regelmäßig nicht allein auf den Medienkonsum zurückgeführt werden können, sondern andere Aspekte, die die Lebens-
bedingungen betreffen (zB Erziehungsstil der Eltern), ebenfalls – ggf. sogar einen größeren – Einfluss hierauf haben; vertie-
fend hierzu Bonfadelli/Friemel. 

275  MüKo/Lugani BGB § 1666 Rn. 119; Grisse NZFam 2022, 189 (191). 
276  OLG Frankfurt a. M. 15.6.2018 – 2 UF 41/18. 
277  Vgl. 13. Kinder- und Jugendbericht, BT-Drs. 16/12860, 146; Grisse NZFam 2022, 189 (192). 
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d) Digitale oder digital ermöglichte Übergriffe 

Eine weitere Gefahrenquelle liegt darin, dass das Internet als Kommunikationsplattform 
genutzt wird, um in schädlicher Art und Weise auf Kinder und Jugendliche einzuwirken. 
Kindeswohlgefährdende Handlungen werden sowohl durch Kinder und Jugendliche als 
auch Erwachsene ausgeübt und sind in ihrer Erscheinungsform vielfältig. 

Beispiele für besonders relevante digitale oder digital ermöglichte Übergriffe sind: 

 Cyber-Bullying, Cyber-Mobbing 
Insbesondere innerhalb der eigenen Peergroup können Kinder und Jugendliche Opfer von 
Cyber-Bullying oder Cyber-Mobbing werden. Diese Form von Erniedrigung und vorsätzlicher 
Schädigung ist gerade unter Jugendlichen zwischen 14 und 17 Jahren verbreitet278 und un-
terscheidet sich von der herkömmlichen Form des Mobbings idR durch ein größeres Publi-
kum, die zeitlich und räumliche Unabhängigkeit der Mobbing-Angriffe sowie die Möglichkeit 
für die Täter:innen, anonym zu bleiben.279 

Mobbing wird als psychische Gewalt qualifiziert280 und ist insofern geeignet, im Einzelfall 
das Kindeswohl in gefährdender Weise zu beeinträchtigen. 

 Sexualisierte Gewalt 
Die Gefahr für Minderjährige, Opfer sexualisierter Gewalt im digitalen Raum zu werden, ist 
sehr präsent.281 Nach einer Erhebung der Landesanstalt für Medien NRW, bei der rd. 2.151 
junge Menschen im Alter zwischen acht und 18 Jahren befragt wurden, wurden ca. 25 % 
der Mädchen und ca. 22 % der Jungen über das Internet von einer erwachsenen Person zu 
einem Treffen aufgefordert. Etwa 16 % der Mädchen und 15 % der Jungen wurde bereits 
von einer erwachsenen Person eine Gegenleistung angeboten, wenn sie ein freizügiges Bild 
von sich zusenden.282 Sexualisierte Gewalt im digitalen Raum lässt sich grob in drei unter-
schiedliche Erscheinungsformen einordnen: 

 sexualisierte Gewalt, die ausschließlich im Internet ausgeübt wird (zB sexuelle Be-
lästigung über ein digitales Netzwerk, missbräuchliches Sexting), 

 die Nutzung digitaler Kommunikation zur Vorbereitung der Ausübung sexualisierter 
Gewalt im analogen Raum (zB Cyber-Grooming, Anbahnung von Kinderprostitution), 

 Online-Reproduktion von sexualisierter Gewalt, die im analogen Raum bereits 
stattgefunden hat (zB digitales Zurverfügungstellen eines Videos, das sexualisierte 
Gewalt zeigt).283 

Anders als im analogen Kontext sind im digitalen Raum die Täter:innen häufig nicht mit ih-
ren Opfern bekannt. Grund hierfür ist wohl in erster Linie die Anonymität des Internets, die 
das In-Kontakt-Treten erleichtert.284 

––––––––––––––––– 
278  Richter ua/Schmahl 375 (391). 
279  Jüllicher NJW 2019, 2801. 
280  Jüllicher NJW 2019, 2801. 
281  Zur Gefahr der Überwachung und Kontaktaufnahme durch Dritte über Smartphones oder smarte Spielzeuge s. Herberger 

jM 2020, 442 f. 
282  S. www.medienanstalt-nrw.de/fileadmin/user_upload/NeueWebsite_0120/Medienorientierung/Cybergrooming/211216_Cyber- 

grooming-Zahlen_Praesentation_LFMNRW.pdf, Abruf: 12.9.2023. 
283  Böhm ua 1 (3). 
284  S. https://beauftragte-missbrauch.de/themen/definition/wo-findet-missbrauch-statt, Abruf: 12.9.2023. 

http://www.medienanstalt-nrw.de/fileadmin/user_upload/NeueWebsite_0120/Medienorientierung/Cybergrooming/211216_Cyber-grooming-Zahlen_Praesentation_LFMNRW.pdf
http://www.medienanstalt-nrw.de/fileadmin/user_upload/NeueWebsite_0120/Medienorientierung/Cybergrooming/211216_Cyber-grooming-Zahlen_Praesentation_LFMNRW.pdf
https://beauftragte-missbrauch.de/themen/definition/wo-findet-missbrauch-statt
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Auch hier kann es zu Kindeswohlgefährdung kommen, wenn die Eltern das Kind vor der 
sexualisierten Gewalt nicht rechtzeitig und in ausreichendem Maß schützen (können).285 

e) Digitale Verbreitung von Daten des Kindes 

Ein weiteres Phänomen, das im Hinblick auf das Kindeswohl diskutiert wird, ist die digitale 
Verbreitung von persönlichen Daten des Kindes. 

Ein besonders relevantes Beispiel ist das digitale Teilen von Fotos und Videos von Kindern 
und Jugendlichen durch Eltern, Verwandte, Freund:innen und Bekannte (sog. Sharenting). 
Gerichtlich entschieden ist, dass bei insoweit noch nicht selbstbestimmungsfähigen jungen 
Menschen und insofern fehlender eigener Entscheidungszuständigkeit286 die Verbreitung 
von Kinderfotos im Internet, solange der junge Mensch noch nicht selbst darüber entschei-
den kann, der Einwilligung beider Eltern bedarf, da es sich um eine Angelegenheit von er-
heblicher Bedeutung iSd § 1687 Abs. 1 S. 1 BGB handelt.287 Wann durch die Veröffentli-
chung von Fotos und Videos das Wohl des jungen Menschen gefährdet ist, lässt sich jedoch 
nicht pauschal beantworten. Insbesondere kann nicht bei jedem Weiterleiten eines Fotos 
des Kindes im Bekanntenkreis von gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefähr-
dung ausgegangen werden. Entscheidend ist die Bewertung des Einzelfalls, wobei der In-
halt der Fotos und Videos, der Personenkreis, dem sie zugänglich gemacht werden, aber je 
nach Alter auch der Wille des betroffenen Kindes oder Jugendlichen maßgeblich sind.288 In 
Betracht kommt eine Gefährdung je nach den weiteren Umständen im Einzelfall bspw., 
wenn Eltern im Rahmen eines kommerziellen, der Allgemeinheit zugänglichen Blogs sehr 
intime Informationen einschließlich Videos über ihr Kind veröffentlichen.289 

In Betracht kann eine Gefährdung je nach Inhalt, Umfang und Adressatenkreis auch beim 
Teilen persönlicher Daten durch Kinder oder Jugendliche selbst kommen. Insofern obliegt 
es wiederum der elterlichen Erziehungsverantwortung, ihre Kinder über entsprechende Ge-
fahren aufzuklären und alters- und entwicklungsangemessene Schutzmaßnahmen zu er-
greifen. Dazu gehört auch die Begleitung bei der Nutzung von Apps zum Versand von Tex-
ten, Bildern und Videos – insbesondere von WhatsApp –, die Zugriff auf persönliche Daten 
der Nutzer:innen haben und diese verwenden können.290 Relevant in dem Kontext ist insbe-
sondere die Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen als sog. Influencer:innen, bei der jun-
ge Menschen entweder aufgrund einer eigenen, nicht hinreichend selbstbestimmten und 
aufgeklärten Entscheidung oder aber veranlasst durch ihre Eltern in hoher und regelmäßi-
ger Frequenz Inhalte veröffentlichen und dabei Einblicke in ihr persönliches Umfeld und 
Privatleben geben.291 

f) Erhebliche Beschränkungen der digitalen Teilhabe von Kindern 

Schließlich ist eine Kindeswohlgefährdung im Einzelfall auch denkbar, wenn die Nutzung 
digitaler Medien durch die Erziehungsberechtigten so stark eingeschränkt wird, dass daraus 

––––––––––––––––– 
285  Rake FamRZ 2017, 1733 (1734); vgl. AG Bad Hersfeld 22.7.2016 – F 361/16 EASO. 
286  Götz FamRZ 2019, 573 (575). 
287  OLG Oldenburg 24.5.2018 – 13 W 10/18. 
288  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2021, 577 (578); Lorenz jurisPR-ITR 4/2022 Anm. 6. 
289  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2021, 577 (578). 
290  S. dazu Seier jM 2023, 52 (53). 
291  S. dazu ausf. Herberger jM 2020, 442 (443 f.). 
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unter Berücksichtigung des Rechts des Kindes auf digitale Teilhabe eine erhebliche Schädi-
gung des Kindeswohls droht. Eine solche kommt etwa in Betracht, wenn ihm allgemein die 
Möglichkeit verwehrt wird, digitale Kompetenzen zu erwerben. 

Möglich ist eine Gefährdung im Einzelfall auch durch die Verletzung des Persönlichkeits-
rechts im Fall übermäßiger oder sogar heimlicher Kontrolle und Überwachung der Kom-
munikationsinhalte des Kindes oder Jugendlichen ohne dessen Einverständnis bzw. ohne 
konkreten Anlass wie den Verdacht einer Gefährdung des Kindes durch die Nutzung.292 Ent-
scheidend für die Annahme einer Kindeswohlgefährdung sind wiederum die konkreten 
Auswirkungen auf das Wohl des Kindes im Einzelfall. Dabei wird davon ausgegangen, dass 
die unbefugte Kontrolle für sich genommen noch keine erhebliche Schädigung des Kindes-
wohls darstellt, sich eine solche im Einzelfall aber aus den Folgen wie dem Verlust einer 
Vertrauensbeziehung zwischen Eltern und Kind oder der wiederholten Bloßstellung des 
Kindes in Bezug auf intime Kommunikationsinhalte ergeben kann.293 

2. VERFAHREN DER GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG 

Das Vorliegen einer Gefährdung ist immer von der jeweiligen Rechtsanwender:in im Einzel-
fall zu konkretisieren.294 Das Jugendamt ist im Rahmen seines Schutzauftrags entsprechend 
zu einer individuellen Gefährdungseinschätzung verpflichtet, wenn gewichtige Anhalts-
punkte für eine der oben beschriebenen Kindeswohlgefährdungen vorliegen. Das Verfahren 
bestimmt sich nach den Vorgaben des § 8a Abs. 1 SGB VIII. Dabei kommt der Einbeziehung 
der jungen Menschen selbst sowie ihrer Erziehungsberechtigten als primär für den Schutz 
Verantwortlichen (§ 8a Abs. 1 S. 2 SGB VIII) eine besondere Rolle zu. 

Sind die Eltern bspw. als Influencer tätig und veröffentlichen in dem Kontext persönliche 
Daten ihres Kindes, wäre der erste Schritt, mit der Familie Kontakt aufzunehmen und die 
Situation insbesondere mit den Eltern als primär für das Kindeswohl Verantwortlichen, je 
nach dem Alter des Kindes aber auch mit diesem zu besprechen.295 

3. GEFÄHRDUNGSABWENDUNG 

Ergibt die Gefährdungseinschätzung im Einzelfall tatsächlich das Vorliegen einer Kindes-
wohlgefährdung, so richten sich die Maßnahmen zur Abwendung nach ihrer Erforderlich-
keit. Zentral erscheint dabei die Entwicklung geeigneter Schutzkonzepte als Maßnahmen.296 

Zunächst ist das Jugendamt gem. § 8a Abs. 1 S. 3 SGB VIII verpflichtet, den Erziehungsbe-
rechtigten im Fall der Eignung und Erforderlichkeit Hilfen anzubieten. Gerade in Gefähr-
dungsfällen, die aus der eigenen mangelnden Mediennutzungskompetenz und ggf. diesbe-
züglichen Überforderung der Eltern resultieren, kommt den unter I. dargestellten Unter-
stützungsleistungen zur Förderung der Mediennutzungskompetenz sowohl der Eltern als 
auch der Kinder und Jugendlichen selbst – neben ihrer Bedeutung für die Prävention – hier 
eine Schlüsselrolle zu. In Betracht kommen dabei aufgrund der konkret bestehenden Ge-
fährdung in erster Linie HzE, die auf den jeweiligen Bedarf zugeschnitten sind. Die konkre-

––––––––––––––––– 
292  Dazu Herberger jM 2020, 442 (449); ausf. Rake FamRZ 2018, 1717 ff. 
293  Rake FamRZ 2018, 1717 (1721). 
294  MüKo/Lugani BGB § 1666 Rn. 119; OLG Frankfurt a. M. 15.6.2018 – 2 UF 41/18. 
295  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2021, 577 (578). 
296  Vobbe/Kärgel KJuG 2019, 48 (49). 
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ten Hilfen müssen sich dabei an der jeweiligen Gefährdungssituation orientieren. Dabei gilt 
es idR, die gesamte Familiensituation in den Blick zu nehmen und sowohl auf eine Stärkung 
der jungen Menschen im Umgang mit den jeweilig betroffenen Risikobereichen im digitalen 
Raum als auch auf eine Befähigung der Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten zum 
Schutz ihrer Kinder im digitalen Raum hinzuwirken. 

In solche Hilfen integriert werden können auch konkrete Vereinbarungen mit den jungen 
Menschen selbst über die Mediennutzung und ihre Bedingungen sowie mit den Eltern über 
die Begleitung ihrer Kinder im digitalen Raum. 

Erst wenn Hilfen nicht ausreichen oder die Erziehungsberechtigten nicht bereit sind, ent-
sprechende Angebote abzulehnen, kommen weitergehende Maßnahmen, insbesondere die 
Anrufung des Familiengerichts gem. § 8a Abs. 2 S. 1 SGB VIII, in Betracht. 

4. ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Aus den mit der digitalen Welt verbundenen Risiken können sich in Einzelfällen Gefährdun-
gen für das Wohl von Kindern und Jugendlichen ergeben, denen das Jugendamt sich im 
Rahmen seines Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII annehmen kann. Eine Kindeswohlge-
fährdung kann sich dabei ergeben aus 

 den Auswirkungen des Konsums gefährdender Inhalte, wie bspw. gewaltverherrli-
chender Darstellungen und der Gefahr daraus resultierender Ängste, 

 dem quantitativen Umfang des Konsums von Medien, der gravierende Auswirkungen 
auf das Wohl eines jungen Menschen im Einzelfall hat, 

 Übergriffen auf junge Menschen, die über digitale Medien vollzogen oder vorbereitet 
werden, 

 den Auswirkungen der Verbreitung persönlicher Daten von Kindern oder Jugendlichen 
im digitalen Raum, 

 der fehlenden Möglichkeit zu digitaler Teilhabe, dem Erwerb von Mediennutzungs-
kompetenzen oder den Folgen eines Eingriffs in die digitale Privatsphäre junger Men-
schen. 

Gerade unter Beachtung des letzten Aspekts stellt es dabei für Eltern und in der Folge der 
schutzverpflichteten Jugendhilfe eine herausforderungsvolle Aufgabe dar, einerseits Schutz 
vor den Risiken der Digitalisierung zu bieten und gleichzeitig digitale Teilhabe, auf die ein 
Kinderrecht besteht, und die Selbstbestimmungsrechte junger Menschen nicht zu stark zu 
beschränken. Letztlich besteht die Aufgabe von sowohl Eltern als auch der Kinder- und Ju-
gendhilfe insofern vorrangig gerade in der Unterstützung einer tatsächlich selbstbestimm-
ten, kinderrechteorientierten digitalen Teilhabe. 

Damit gewichtige Anhaltspunkte für digitalisierungsbedingte Kindeswohlgefährdungen 
überhaupt beim Jugendamt bekannt werden und ausreichend gut eingeschätzt werden 
können sowie ihnen angemessen begegnet werden kann, bedarf es einer Sensibilisierung 
der Akteur:innen der gesamten Kinder- und Jugendhilfe, aber insbesondere auch der Schu-
len und Kitas, für die möglichen Gefahren für Kinder und Jugendliche im digitalen Raum, 
einschließlich ihrer Ursachen und möglichen Auswirkungen. Spezifische Fachberatung kann 
hilfreich sein, um digitalisierungsbedingte Schutzbedarfe zu erkennen.  
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Teil 3: Organisatorische und strukturelle 
Rahmenbedingungen für die Digitalisierung 
bei der Leistungs- und Aufgabenerbringung. 
Fokus: Gesamtverantwortung und Sozial-
datenschutz 
 
A.  
Einleitung 
Die Digitalisierung von Lebenswelten hat wie in Teil 1 und 2 beschrieben weitreichende 
Auswirkungen auf die Befugnisse und Pflichten des Jugendamts bei der Aufgabenerfüllung 
und Leistungserbringung in konkreten Einzelfällen aufgezeigt. Ein solches digitalisierungs-
bewusstes Verständnis der Aufgaben des Jugendamts wirkt sich auch auf die Steuerungs-
funktion der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die rechtlichen Organisations- und 
Rahmenbedingungen für die Leistungserfüllung und Aufgabenerbringung aus. 

Zum einen stellen sich im Zusammenhang mit den leistungs- und aufgabenbezogenen 
Pflichten neue Anforderungen an die Planungsaufgaben der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe, die sowohl die Bereitstellung geeigneter digitaler Angebote umfassen als auch 
die Sicherung der Qualität dieser Angebote und ihre Finanzierung. In einem ersten Ab-
schnitt werden daher der Inhalt und Umfang der Gewährleistungspflicht der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe hinsichtlich einer digitalen Leistungserbringung und Aufgabener-
füllung beleuchtet (B.). Dabei stehen entsprechend der inhaltlichen Schwerpunktsetzung in 
Teil 2 auch bei den Gewährleistungspflichten die Zugänge zu Leistungen und die Leis-
tungsgestaltung sowie bei den anderen Aufgaben die Wahrnehmung des Schutzauftrags 
bei Kindeswohlgefährdung im Fokus. 

Im Zusammenhang mit der digitalen Aufgabenerfüllung und Leistungserbringung stellen 
sich zum anderen besonders häufig sozialdatenschutzrechtliche Fragen und ergeben sich 
in der Praxis Unsicherheiten in Bezug auf die sozialdatenschutzkonforme Nutzung digitaler 
Elemente. Die sozialdatenschutzrechtlichen Bedingungen und Grenzen bei der Nutzung 
digitaler Elemente werden in einem weiteren Abschnitt eingehend dargestellt, um hier 
mehr Entscheidungs- und Handlungssicherheit zu ermöglichen (C.). 
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B.  
Gesamtverantwortung für eine digitale Auf-
gabenerfüllung und Leistungserbringung 
durch die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
Die öffentliche Jugendhilfe ist vor dem Hintergrund der Digitalisierung von Lebenswelten 
verpflichtet, die konkrete Gewährung von Leistungen und Wahrnehmung von Aufgaben 
zunehmend (auch) digital zu denken (ausf. zu den rechtlichen Voraussetzungen  Teil 2). 
Vorbedingung der Realisierung einer digitalen Leistungserbringung und Aufgabengestal-
tung sind strukturelle Rahmenbedingungen vor Ort. Insbesondere sind die Planung und 
Bereitstellung eines digitalen Leistungsangebots Voraussetzung dafür, dass Leistungsbe-
rechtigte im Einzelfall eine Leistung mit digitalen Gestaltungselementen in Anspruch neh-
men können. Dabei gilt es auch, sowohl für neu zu schaffende digitale Angebote als auch 
für bereits bestehende digitale Angebote zu gewährleisten, dass die Angebote die notwen-
dige Qualität haben, um für die Deckung der Hilfebedarfe geeignet zu sein. Aber auch digi-
tale Kontakte im Rahmen der sonstigen Aufgabenerfüllung, etwa einer Gefährdungsein-
schätzung, erfordern es, auf der strukturellen Ebene dafür Sorge zu tragen, dass die Rah-
menbedingungen für eine geeignete und rechtmäßige digitale Aufgabenerfüllung gegeben 
sind. Die Verantwortung für die Schaffung solcher geeigneter Rahmenbedingungen tragen 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung nach 
§§ 79 ff. SGB VIII. Zudem ergeben sich Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit Trägern 
der freien Jugendhilfe. 

I. Gesamtverantwortung der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und Jugendhilfeplanung (§§ 79 ff. SGB VIII) 

Die Schaffung der notwendigen Bedingungen für eine digitalisierte Leistungserbringung 
und Aufgabenerfüllung fällt in die Gesamtverantwortung der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe nach § 79 Abs. 1 SGB VIII. Danach haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
die Gesamtverantwortung einschließlich der Planungsverantwortung für die Erfüllung 
der Aufgaben nach dem SGB VIII. Ihrer Verantwortung kommen sie nach, indem sie dafür 
Sorge tragen, dass die im SGB VIII vorgesehenen Leistungen gewährt und Aufgaben erfüllt 
werden.297 Dies umfasst sowohl die Bereitstellung der erforderlichen Infrastruktur als 
auch die Erfüllung von Qualitätskriterien und eine entsprechende Qualitätsentwicklung, 
die für eine Aufgabenerfüllung gemäß der jeweiligen gesetzlichen Anforderungen an die 
jeweilige Aufgabe erforderlich ist und deren Einzelheiten in § 79a SGB VIII konkretisiert 
werden.298 Zur Gesamtverantwortung gehört die Planungsverantwortung einschließlich 
der Finanzierungsverantwortung.299 Die Planungsverantwortung geht dabei weiter als die 
Jugendhilfeplanung für die Angebote nach § 80 SGB VIII und bezieht die Maßnahmenpla-

––––––––––––––––– 
297  LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 79 Rn. 13; Schellhorn ua/Kern SGB VIII § 79 Rn. 4. 
298  LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 79 Rn. 13, § 79a Rn. 1. 
299  Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII § 79 Rn. 2. 
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nung einschließlich der Personalplanung ein.300 In Konkretisierung der Gesamtverantwor-
tung werden die Träger der öffentlichen Jugendhilfe gem. § 79 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB VIII 
verpflichtet zu gewährleisten, dass die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Diens-
te und Veranstaltungen den verschiedenen Grundrichtungen der Erziehung entsprechend 
rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen (Gewährleistungsverantwortung).301 

1. GESAMTVERANTWORTUNG DES ÖFFENTLICHEN TRÄGERS FÜR EINE DIGITALE 
AUFGABENERFÜLLUNG 

a) Gewährleistungsverantwortung für ein plurales Angebot unter Einbeziehung digi-
taler Gestaltungselemente 

Der Begriff der erforderlichen Einrichtungen, Dienste und Veranstaltung, für die der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe die Gewährleistungsverantwortung hat (§ 79 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
SGB VIII), bestimmt sich danach, was zum Zweck der Erfüllung der einzelnen Aufgaben der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 2 SGB VIII notwendig ist.302 Die Eignung und 
Erforderlichkeit der vorzuhaltenden Einrichtungen und Dienste hängen dabei von der 
fachlichen Einschätzung sowie dem jeweils vorherrschenden Jugendhilfeverständnis und 
den damit verbundenen Zielsetzungen ab.303 Dabei gibt das Gesetz ausdrücklich vor, dass 
die zur Verfügung zu stellenden Einrichtungen und Dienste den verschiedenen Grundrich-
tungen der Erziehung entsprechen müssen (§ 79 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB VIII). Dadurch soll in 
erster Linie ein möglichst plurales Leistungsangebot zur Verfügung gestellt werden, das 
Raum für die Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts nach § 5 SGB VIII schafft.304 

Auch wenn die Pflicht zu einem pluralen Angebot in erster Linie auf die verschiedenen Grund-
richtungen der Erziehung bezogen ist,305 ergibt sich aus ihr doch auch eine Verpflichtung zur 
Schaffung eines pluralen Angebots, das Hilfen sowohl mit als auch ohne digitale Elemente 
umfasst. Nach dem Erfordernis einer kinderrechtebasierten und den entsprechenden Struk-
turvorgaben des SGB VIII angemessenen Aufgabenwahrnehmung ( Teil 1) gehören dazu 
infolge der Digitalisierung der Lebenswelten junger Menschen auch die Beachtung des Be-
dürfnisses nach der Nutzung digitaler Elemente und die Prüfung, für welche Zugangs- 
und Leistungsangebote die Möglichkeit der Nutzung digitaler Elemente geeignet und erfor-
derlich ist. Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Nutzungsbedingungen und Teil-
habemöglichkeiten junger Menschen und ihrer Familien, aber auch der unterschiedlichen 
Interessen und Vorstellungen sowie Präferenzen junger Menschen und ihrer Familien be-
züglich der Gestaltung von Kontakten zu Fachkräften dürfen daneben analoge Gestaltungs-
elemente nicht vernachlässigt werden und müssen weiter vom Angebotsspektrum umfasst 
sein. Das gilt – unter Berücksichtigung des konkreten Bedarfs und seiner Ermittlung vor Ort 
( 2.) – bspw. für das Erfordernis des Vorhandenseins von digitalen und analogen Bera-
tungsangeboten der Erziehungsberatung und der vertraulichen Beratung junger Menschen 
( Teil 2 B.). 

––––––––––––––––– 
300  Schellhorn ua/Kern SGB VIII § 79 Rn. 5. 
301  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 79 Rn. 1. 
302  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 79 Rn. 17. 
303  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 79 Rn. 17. 
304  Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII § 79 Rn. 10. 
305  LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 79 Rn. 17. 
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b) Schaffung der erforderlichen Rahmenbedingungen für digitale Leistungserbrin-
gung und Aufgabenerfüllung 

Die Gewährleistungsverantwortung des öffentlichen Trägers geht über die reine Bereitstel-
lung digitaler Angebot hinaus. Bei der Planung der Nutzung digitaler Elemente muss er 
beachten, 

 dass die unterschiedlichen Rahmenbedingungen der Kommunikation Auswirkungen 
auf die Gestaltung der Hilfebeziehung sowie auf das Erkennen von Hilfebedarfen ha-
ben können ( Teil 2 A. III.), 

 welche (unbeabsichtigten) Folgen die Nutzung digitaler Kommunikation, insbesondere 
für den Umgang mit Informationen und Sozialdaten ( C.), hat. 

Zur Gesamtverantwortung der öffentlichen Jugendhilfeträger gehört daher auch eine Refle-
xion der Rahmenbedingungen, Erfordernisse und Grenzen der Nutzung digitaler Kom-
munikationsformen. Dabei gilt es etwa zu klären, unter welchen Voraussetzungen digitale 
Elemente für die Hilfeplanung oder für die Kontakte im Rahmen des Schutzauftrags bei Kin-
deswohlgefährdung geeignet und erforderlich sind, und zudem die Rahmenbedingungen für 
die Nutzung festzulegen. Die entwickelten Vorgaben und Rahmenbedingungen sind den im 
Jugendamt tätigen Fachkräften zu vermitteln und etwa in Dienstanweisungen zu integrieren, 
um die Umsetzung sicherzustellen. Zudem sind sie in der Zusammenarbeit mit den freien 
Trägern zu thematisieren und umzusetzen (zur Zusammenarbeit mit freien Trägern  II.). 

c) Qualitätsentwicklung und digitale Qualifizierung der Fachkräfte 

aa) Qualitätsentwicklung 

Für die digitale Aufgabenerfüllung und Leistungserbringung sind – wie bei der analogen 
Aufgabenerfüllung und Leistungserbringung – die notwendige Qualität und Qualitätsent-
wicklung sicherzustellen (§§ 79, 79a SGB VIII). Zur Qualitätsentwicklung gehören die Ent-
wicklung und Anwendung von Maßstäben für die Bewertung der Qualität für die Leis-
tungsgewährung und -erbringung, für die Erfüllung anderer Aufgaben, den Prozess der 
Gefährdungseinschätzung und für die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen (§ 79a S. 1 
Nr. 1–4 SGB VIII). 

Es bedarf also zunächst der Entwicklung von Qualitätskriterien durch den öffentlichen Trä-
ger für die – in einem beträchtlichen Umfang noch neue und mit Herausforderungen ver-
bundene – digitale Leistungserbringung. Dies gilt für alle Leistungen und anderen Aufga-
ben, in denen digitale Elemente zum Einsatz kommen, bspw. für die (im Projektkontext be-
sonders relevante) Prüfung der 

 Eignung und Durchführung digitaler Hilfeplankonferenzen, also digitaler Kommuni-
kationsformen und Nutzung digitaler Tools bei der Hilfeplanung, 

 Eignung und Erforderlichkeit digitaler Elemente im Rahmen von Hilfegestaltungen, 
 qualitativen Rahmenbedingungen für die digitale Gestaltung von Aufgaben im Rah-

men der Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung. 

Für die Planung und Durchführung digitaler Elemente im Rahmen der Hilfeplanung ist es 
insbesondere entscheidend, dass die genutzten Kommunikationsmittel allgemein daraufhin 
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überprüft werden, inwiefern sie eine adressatengerechte Beteiligung der Familienmitglie-
der an der Hilfeplanung gewährleisten. Dies erfordert eine Auseinandersetzung mit den un-
terschiedlichen Kommunikationsbedingungen bei analoger und digitaler Kommunikation, die 
einerseits Handlungsoptionen und Mitentscheidungsmöglichkeiten durch die selbstbestimm-
te Mitentscheidung des Planungssettings stärken können, andererseits aber auch andere 
Anforderungen an die Fachkräfte und die Steuerung der Kommunikation stellen ( Teil 2 
A. II.). Darüber hinaus braucht es eine Gewähr dafür, dass eine qualifizierte Entscheidung im 
jeweiligen Einzelfall über die Gestaltung der Hilfeplangespräche stattfindet. 

Für die Leistungsgestaltung selbst, also der Nutzung digitaler Kommunikationsmittel bei 
der Erbringung von Leistungen, braucht es infolge der unterschiedlichen Auswirkungen 
von digitaler und analoger Kommunikation (unterschiedliche Gefahren von Missverständ-
nissen, Auswirkungen auf die Hilfebeziehung etc) unbedingt einer Entwicklung von fachli-
chen Konzepten für die Nutzung digitaler Kommunikationsformen bei neuen Angeboten 
bzw. bei neuer Nutzung digitaler Kommunikationsmittel in bestehenden Angebotsformaten 
einer Weiterentwicklung der bestehenden Konzepte der jeweiligen Leistungsanbieter (zu 
den Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit freien Trägern  II.).306 

Das Gleiche gilt für die Nutzung von digitalen Kommunikationsmitteln bei der Wahrneh-
mung des Schutzauftrags. Die Nutzung von digitalen Fachteamkonferenzen etwa muss 
gewährleisten, dass eine qualifizierte Gefährdungseinschätzung im Fachteam stattfindet 
( Teil 2 C. II. 2. c). Und insbesondere für die digitale Gestaltung der Einbeziehung der 
jungen Menschen sowie ihrer Erziehungsberechtigten braucht es die Entwicklung eines 
Konzepts für die Sicherstellung der Eignung im Einzelfall ( Teil 2 C. II. 2. a). 

bb) Qualifizierung der Fachkräfte 

Um Leistungen und Angebote mit digitalen Elementen in der fachlich erforderlichen Quali-
tät anbieten zu können, ist eine entsprechende Qualifizierung der Fachkräfte notwendig. Der 
Umgang mit digitalen Medien im Allgemeinen und insbesondere auch die digitale Kommu-
nikation und Beziehungsgestaltung mit den Adressat:innen stellen andere und vielfach 
neue Anforderungen an die Fachkräfte. Dazu gehören die Kenntnis und die Fähigkeit zum 
Umgang mit den unterschiedlichen kommunikativen Rahmenbedingungen sowie das Wis-
sen um Chancen und Grenzen digitaler Beziehungsgestaltung gegenüber Face-to-Face-
Kontakten ( Teil 2 A. III.). Die Verwendung von bestimmten Tools (zB Nutzung von Auf-
klärungsvideos im Rahmen der Hilfeplangespräche oder digitalen Trainingsprogrammen im 
Rahmen einer Hilfegestaltung) verlangt zudem Kenntnisse und Fähigkeiten im Umgang mit 
den Herausforderungen und der Einordnung gegenüber den Adressat:innen. 

Dies erfordert in erster Linie Fort- und Weiterbildungen, aber bspw. auch digitalisierungs-
spezifische Supervisionen. Fortbildung ist integraler Bestandteil des Fachkräftegebots, 
weswegen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe eine kontinuierliche Fortbildung der Mit-
arbeitenden des Jugendamts sicherstellen müssen (§ 72 Abs. 3 SGB VIII). Sie erhält ihren 
hohen Stellenwert gerade durch die steigenden fachlichen Anforderungen.307 Dies gilt auch 
für digitale Kommunikationsformen mit Adressat:innen, aber auch generell den fachlichen 

––––––––––––––––– 
306  Stix ZfSp 2019, 167 (167 ff.). 
307  Wiesner/Wapler/Wiesner SGB VIII § 72 Rn. 17. 
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Umgang mit digitalen Tools, sodass zu den erforderlichen Fortbildungsinhalten auch digi-
tale Kompetenzen bzw. Kompetenzen in der professionellen Beziehungsgestaltung im digi-
talen Raum gehören müssen. 

Die Zuständigkeit für geeignete Fortbildungsangebote obliegt gem. § 85 Abs. 2 Nr. 8 
SGB VIII den überörtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, wobei hiervon Fortbil-
dungsangebote sowohl für Mitarbeitende der Jugendämter als auch freier Träger umfasst 
sind.308 Durch diese überörtliche Zuständigkeit können ein höherer Grad an Professionalisie-
rung bei der Planung und Durchführung sowie ein differenziertes Angebotsspektrum, aber 
auch eine gleichmäßige Entwicklung der Fachkräftequalifizierung im Land erreicht wer-
den.309 Gerade für den Bereich der digitalen Aufgabenerbringung, der für viele Jugendämter 
und die dort tätigen Fachkräfte, aber auch für freie Träger mitunter neue und anspruchsvolle 
Anforderungen beinhaltet, ist eine gleichmäßige Entwicklung der Kompetenzen wichtig für 
die Möglichkeit der Adressat:innen, digitale Angebote in Anspruch zu nehmen. Die Zustän-
digkeit der überörtlichen Träger umfasst auch die finanzielle Verantwortung für die Fortbil-
dungsangebote, wobei die Übernahme der Kosten für trägerinterne Fortbildungen (s. insb. 
§ 74 Abs. 6 SGB VIII) von der Verpflichtung nicht berührt wird (zur Zusammenarbeit mit 
freien Trägern  II.).310 Vorgehalten werden sollten insbesondere Fortbildungen zu den 
besonderen Herausforderungen und unterschiedlichen Rahmenbedingungen der Kommuni-
kation mit unterschiedlichen digitalen Mitteln im Vergleich untereinander und zu analogen 
Formaten. Zu schulen sind sowohl die erforderlichen technischen Kenntnisse als auch die 
kommunikativen Kompetenzen der Fachkräfte für eine digitale Aufgabenwahrnehmung. 
Fortbildungen zur digitalen Leistungserbringung sollten die Fachkräfte befähigen, mit dem 
geringeren Maß an Erkennbarkeit der Situation anhand der Beobachtung der Gestik und 
Mimik der Betroffenen umzugehen und die Chancen sowie Herausforderungen einer Stär-
kung der Beteiligung junger Menschen durch das Angebot digitaler Formate einzuschät-
zen. 

d) Ausstattung mit digitalen Geräten und Anwendungen 

Der fachlich erforderlichen Ausstattung der Jugendämter mit (digital qualifiziertem) Per-
sonal und digitalen Geräten kommt vor dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisierung 
eine besondere Bedeutung zu (zur notwendigen Ausstattung von Trägern der freien Ju-
gendhilfe  II.). 

§ 79 Abs. 3 SGB VIII verlangt eine ausreichende Ausstattung der Jugendämter einschließ-
lich der entsprechenden Fachkräfte. Mit dem KJSG wurde eine Pflicht ergänzt, für die Mög-
lichkeit der Nutzung digitaler Geräte Sorge zu tragen (§ 79 Abs. 3 S. 1 SGB VIII). Diese 
Regelung begegnet gerade dem Umstand, dass das Bewegen im digitalen Raum selbstver-
ständlich zu den Lebenswelten junger Menschen und ihrer Familien gehört und entspre-
chend eine Weiterentwicklung der Digitalisierung in der Kinder- und Jugendhilfe dringend 
  

––––––––––––––––– 
308  FK-SGB VIII/Eschelbach SGB VIII § 85 Rn. 5; LPK-SGB VIII/Kepert/Nonninger SGB VIII § 85 Rn. 29. 
309  LPK-SGB VIII/Kepert/Nonninger SGB VIII § 85 Rn. 30. 
310  LPK-SGB VIII/Kepert/Nonninger SGB VIII § 85 Rn. 29. 
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angezeigt ist, die auch eine digitale Kommunikation mit den Familien umfasst.311 Zur erfor-
derlichen Ausstattung gehören dabei nicht nur die Endgeräte selbst, sondern auch ggf. 
erforderliche Software sowie ggf. Accounts für die Nutzung von sozialen Netzwerken 
(zur Unzulässigkeit der Nutzung privater Accounts der Mitarbeitenden  C. III. 2. f) und 
notwendiger technischer Support der Fachkräfte zur Sicherstellung einer ausreichenden 
Nutzungsmöglichkeit.312 Zu den erforderlichen Endgeräten zählen zudem im Fall der Not-
wendigkeit zur Aufgabenerfüllung auch Mobilfunkgeräte,313 einschließlich der Nutzungs-
möglichkeit sozialer Netzwerke, die für die Kommunikation zu jungen Menschen und ihren 
Familien erforderlich sein können. Welche genauen Endgeräte und Programme erforderlich 
sind, wird sich je nach Abteilung und Aufgabenbereich unterscheiden. Soweit es für die 
Aufgabenerfüllung von ASD-Fachkräften notwendig ist, dass diese mit von ihnen betreuten 
Familien per SMS oder sozialen Netzwerken kommunizieren können, so ist ggf. ein Smart-
phone erforderlich. Sofern die Kontaktaufnahme von unterwegs nicht zwingend erforderlich 
ist, genügt uU auch die Verwendung des festen Rechners für die Nutzung eines sozialen 
Netzwerks (zu den sozialdatenschutzrechtlichen Anforderungen und der Notwendigkeit der 
Nutzung von Dienstgeräten sowie dienstlichen Accounts  C. III. 3.). 

Für digitale Hilfeplankonferenzen (Teil 2 B. I. 4.) gehören zur notwendigen Ausstattung 
iSd § 79 Abs. 3 S. 1 SGB VIII insbesondere Laptops, Kameras etc für Videokonferenzen so-
wie eine WLAN-Verbindung, aber auch entsprechende Software für die Nutzung bestimm-
ter fachlich erforderlicher Beteiligungstools. Entscheidet sich das Jugendamt im Rahmen 
seiner Steuerungsverantwortung zur Nutzung digitaler Fallkonferenzen der Mitarbeitenden 
des ASD untereinander im Rahmen der Hilfeplanung oder Gefährdungseinschätzung, so 
braucht es auch die dazu neben den erforderlichen Geräten entsprechenden Programme, 
die einen datenschutzkonformen Austausch erlauben (s. dazu auch  Teil 2 C. II. 2. c). 

Im Kontext der Nutzung digitaler Kommunikation im Kontakt mit den Familien bedarf es 
auch der Beschaffung geeigneter Fachanwendungen, etwa für die Hilfeplanerstellung,314 
aber auch für den Kontakt mit den Familien selbst. 

2. PLANUNG EINES BEDARFSGERECHTEN DIGITALEN LEISTUNGSANGEBOTS IM 
RAHMEN DER JUGENDHILFEPLANUNG 

Die Planung konkreter Leistungsangebote ist die Aufgabe der Jugendhilfeplanung, wie sie 
in § 80 SGB VIII explizit und detailliert geregelt ist. Im Rahmen der Planungsverantwortung 
haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe die dreiteilige Aufgabe der Feststellung des 
Bestands (§ 80 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII), der Ermittlung des Bedarfs (§ 80 Abs. 1 Nr. 2 
SGB VIII) und darauf basierend der Maßnahmenplanung, also der Planung von bedarfsent-
sprechenden Jugendhilfeangeboten (§ 80 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII). Für das Vorhandensein 
von digitalen Leistungsangeboten ist daher die Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII 
zentrales Umsetzungselement. 

––––––––––––––––– 
311  Meysen/Lohse/Schönecker/Smessaert KJSG/Meysen Kap. 1 Rn. 60. 
312  Vgl. Meysen/Witte NDV 2022, 149 (151 ff.); Handschuh Archiv für Wissenschaft der Sozialen Arbeit 4/2021, 4 (4 ff.). 
313  Handschuh Archiv für Wissenschaft der Sozialen Arbeit 4/2021, 4 (4 ff.). 
314  Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII § 79 Rn. 22. 
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a) Planung eines pluralen Angebots an Leistungen mit und ohne digitalen Gestal-
tungselementen 

aa) Feststellung des Bestands an Angeboten mit digitalen Gestaltungselementen 

Als erster Planungsschritt ist der Bestand an Angeboten zu ermitteln, die bereits digital ge-
staltet werden bzw. bei denen digitale Formate vorhanden sind, die im Einzelfall bedarfsge-
recht genutzt werden können. Digitale Leistungsformate sind in einigen Bereichen, etwa bei 
der Erziehungsberatung oder vertraulichen Beratung junger Menschen, bereits seit Länge-
rem etabliert; häufig kann hier auch zwischen digitalen und analogen Terminen bedarfs- und 
wunschgerecht gewechselt werden ( Teil 1 B. II. 2. und 3.).315 Aber auch in anderen Berei-
chen wird – bspw. initiiert durch die Erfordernisse während der pandemiebedingten Kon-
taktbeschränkungen – zumindest teilweise mit digitalen Elementen gearbeitet bzw. entwi-
ckeln sich in der Praxis zusehends digitale Formate (zur Jugendarbeit etwa  Teil 2 B. II. 4.). 
Konkret zu erheben gilt es dabei etwa, 

 wie viele Angebote mit digitalen Elementen bereits vorgehalten werden, 
 in welchen Leistungsbereichen es bereits digitale Formate gibt und in welchen bis-

lang eher wenig oder gar nicht, 
 bei welchen dieser Angebote digitale Kommunikationsformen neben analogen 

Kommunikationsformen stehen und diese ergänzen und bei welchen Angeboten es 
rein digitale Formate gibt, 

 welche Art von digitalen Formaten (Chats, Videogespräche, digitale Tools etc) der 
Leistungserbringung konkret angeboten werden, 

 in welchem Maß und Verhältnis gegenüber analogen Angeboten Leistungen mit digi-
talen Formaten in Anspruch genommen werden. 

Durch die Erhebung dieser Angebotsformate können auch wichtige Erkenntnisse über die 
Bedarfsgerechtigkeit der Formate und evtl. Ausbauerfordernisse gewonnen werden. 

Im Bereich der Offenen Kinder- und Jugendarbeit wird etwa eine schleichende Ausdeh-
nung der Nutzung von Social-Media-Plattformen als pädagogische Handlungsräume be-
obachtet.316 Die Erfahrungen zu den Auswirkungen dieser Änderungen müssen in die An-
gebotsplanung einbezogen und ggf. auf eine Weiterentwicklung von Konzepten hingewirkt 
werden (dazu auch  Teil 2 B. II. 4. und zum Datenschutz in Bezug auf die Nutzung berufli-
cher Geräte etc  C. III. 4.). 

bb) Ermittlung des Bedarfs an Angeboten mit digitalen Gestaltungselementen unter 
Berücksichtigung der Wünsche der jungen Menschen und ihrer Familien 

Die Maßnahmenplanung muss sich am Bedarf orientieren, der nach § 80 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VIII zu ermitteln ist. Der zu ermittelnde Bedarf bestimmt sich weder nach der rein fakti-
schen Nachfrage noch ausschließlich nach den politischen Entscheidungen vor Ort.317 Bei 
der Bedarfsfeststellung geht es wesentlich um die arbeitsfeldspezifische Konkretisierung 
unbestimmter Rechtsbegriffe in einem fachlichen und politischen Aushandlungsprozess.318 

––––––––––––––––– 
315  S. etwa bke. 
316  Stix ZfSp 2019, 167 (167). 
317  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 80 Rn. 11. 
318  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 80 Rn. 9. 
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Der Begriff des Bedarfs ist normativ unter Berücksichtigung sowohl der Adressat:innen-
wünsche als auch der sozialpädagogischen Standards der Aufgabenerfüllung und der fach-
politischen Ziele des zuständigen Jugendhilfeträgers zu bestimmen.319 Welche Wünsche, 
Bedürfnisse und Interessen in den ermittelten Bedarf einfließen, ist Gegenstand der fachlich 
begründeten Entscheidungsprozesse vor Ort.320 Dass grundsätzlich zusehends ein Bedarf 
auch an Jugendhilfeleistungen mit digitalen Elementen besteht, ergibt sich auch unabhän-
gig von der Ermittlung der Wünsche der Adressat:innen aus fachlichen Gesichtspunkten, da 
digitale Angebote sich an der zusehends digitalisierenden Lebenswelt orientieren und 
Chancen für eine selbstbestimmungsorientierte Leistungsgewährung bieten (ausf.  Teil 1 
und 2). Im Kontext von Digitalisierung geht es konkret also darum, auf der einen Seite die 
Nachfrage und das Bedürfnis vor allem junger Menschen nach der Nutzung digitaler Forma-
te zu beurteilen. Dabei muss berücksichtigt werden, dass digitale Angebote der Lebenswelt 
junger Menschen und ihrer Familien entsprechen und die selbstbestimmte Teilhabe und 
Mitwirkung erweitern, umgekehrt aber auch begrenzen können ( Teil 1 C. 2.) und somit in 
erster Linie ein plurales Angebot entscheidend für die Berücksichtigung der aktuellen Be-
darfe junger Menschen und ihrer Familien ist. Auf der anderen Seite gilt es aber auch zu 
ermitteln, in welcher Form und unter welchen Bedingungen diese Formate zur Leistungser-
bringung fachlich geeignet sind, also insbesondere den jeweiligen Hilfebedarf decken kön-
nen. Nur an fachlich geeigneten Angebotsformaten kann im Ergebnis ein zu deckender Be-
darf bestehen. 

Für die Ermittlung fachlich geeigneter und erforderlicher Angebotsformate und damit des 
Bedarfs haben die Wünsche der jungen Menschen und ihrer Familien eine hohe Bedeu-
tung. Ihre besondere Bedeutung ergibt sich daraus, dass Adressat:innen wichtige Hinweise 
darauf geben, wie Leistungsangebote so konzipiert werden können, dass sie tatsächlich 
angenommen und aufgrund einer Mitwirkung der Betroffenen erfolgreich durchgeführt 
werden können.321 Hier muss geklärt werden, ob und in welchem Maß sich junge Menschen 
tatsächlich mehr Möglichkeiten wünschen, mit Fachkräften digital anstelle von Face-to-
Face-Kontakten zu kommunizieren. Die Erfahrungen insbesondere aus der Corona-Zeit und 
auch allgemein mit bereits vorhandenen Angeboten zeigen, dass junge Menschen im Fall 
der Verfügbarkeit häufig eher soziale Netzwerke für die Kontaktaufnahme und Äußerung 
eines Hilfebedarfs wählen als andere Kontaktwege und dass derzeit insbesondere 
WhatsApp als attraktive Kommunikationsplattform angenommen wird.322 Gleichzeitig ver-
weisen Untersuchungen zur digitalen Teilhabe darauf, dass zum einen nicht alle jungen 
Menschen im gleichen Umfang Möglichkeiten zur Nutzung haben und zum anderen auch 
gerade in Bezug auf die Nutzung Bedarfe am Erwerb von Mediennutzungskompetenzen 
bestehen, sich daher vermutlich nicht alle jungen Menschen digitale Kommunikationsforma-
te wünschen. Bezüglich der Wünsche besteht aber abgesehen von konkreten Befragungen 
im Rahmen der Hilfeplanung vor Ort noch deutlicher Forschungs- und Erhebungsbedarf. 

Die Aufnahme der Wünsche der jungen Menschen und ihrer Familien in die Bedarfsermitt-
lung ist zudem Voraussetzung und Vorbedingung für die Wahrnehmung des Wunsch- und 

––––––––––––––––– 
319  Schellhorn ua/Kern SGB VIII § 80 Rn. 10; FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 80 Rn. 11 mwN. 
320  LPK-SGB VIII/Wabnitz SGB VIII § 80 Rn. 19. 
321  Merchel 127. 
322  S. etwa Stix ZfSp 2019, 167 (172). 
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Wahlrechts nach § 5 SGB VIII. Denn die Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts nach § 5 
SGB VIII ist an das verfügbare Angebot vor Ort gebunden.323 Ohne die Pflicht zur Berück-
sichtigung der (allg. vor Ort bestehenden) Wünsche würde das Wunsch- und Wahlrecht in 
vielen Fällen ins Leere laufen. Ergibt sich etwa im Rahmen der Hilfeplanung nach § 36 
SGB VIII das Erfordernis einer digital gestalteten Erziehungsbeistandschaft, weil ein junger 
Mensch nur an einem solchen Angebot mitzuwirken bereit ist, so ist die Erfüllung des 
Rechtsanspruchs abhängig von einem entsprechenden verfügbaren Angebot. Auch wenn 
nur in Ausnahmefällen ein digital gestaltetes Angebot die einzige geeignete Hilfe darstellen 
wird, ist es doch als entscheidend für eine bedarfsgerechte Kinder- und Jugendhilfe anzuse-
hen, ein plurales Angebot mit unterschiedlichen digitalen und analogen Formaten vorzuhal-
ten, das auch den Bedarf an digitalen Kontaktwünschen im Rahmen der Leistungserbrin-
gung einbezieht. 

Die Beteiligungsorientierung mit dem Zweck der Feststellung und größtmöglichen Berück-
sichtigung der Wünsche ist eines der wesentlichen Grundelemente bzw. Standards der Ju-
gendhilfeplanung.324 Auch wenn bei der Bedarfsfeststellung der Ermittlung der Adres-
sat:innenwünsche nicht die ausschließliche Bedeutung zukommt, so soll den Vorstellungen 
der Leistungsberechtigten doch möglichst entsprochen werden, sofern die fehlende Eig-
nung der gewünschten Angebotsgestaltung nicht gerade gegen die tatsächliche Bedarfs-
gerechtigkeit spricht.325 

Für die Feststellung, für welche Leistungsangebote ein zu deckender Bedarf an digitalen 
Gestaltungselementen in welchem Umfang besteht, ist neben der Beteiligung der jungen 
Menschen und ihrer Erziehungsberechtigten die Einholung der Erfahrungen der Mitglieder 
des Jugendhilfeausschusses und der Einschätzungen der freien Träger326 entscheidend. 
Erforderlich ist es dabei, möglichst viele Zielgruppen in unterschiedlichen Bedarfslagen zu 
erreichen.327 Der Ermittlung der Wünsche der Adressat:innen dient auch eine Einbeziehung 
von Selbstvertretungen nach § 4a SGB VIII in die Bedarfsermittlung nach § 80 SGB VIII. 
Diese können ebenfalls wertvolle Hinweise über die Wünsche, aber auch über die bisheri-
gen Erfahrungen mit digitalen Hilfeformen geben. 

cc) Maßnahmenplanung 

Auf Basis der Bedarfserhebung sind die notwendigen Vorhaben zu planen. Dabei ist ein 
Zusammenwirken mit den anderen Aufgabenbereichen im Jugendamt erforderlich, insbe-
sondere den Bereichen, die für den Abschluss von Vereinbarungen mit Leistungserbringern 
sowie die fachliche Konzeptentwicklung für die digitale Leistungsgestaltung zuständig sind. 

§ 80 Abs. 2 SGB VIII macht zudem konkrete Vorgaben in Bezug auf die Art der Planung. 
Relevant für Angebote mit digitalen Elementen ist insbesondere Nr. 2, nach der ua ein mög-
lichst vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot von Jugendhilfeleistungen zu 
planen ist. Die Notwendigkeit der Pluralität, die sich aus fachlichen Erwägungen ebenso wie 
aus dem Wunsch- und Wahlrecht ergibt, ist damit ausdrückliches verpflichtendes Pla-

––––––––––––––––– 
323  Hauck/Noftz/Raabe SGB VIII, Stand: 1/2022, SGB VIII § 80 Rn. 6; FK-SGB VIII/Beckmann/Münder SGB VIII § 5 Rn. 5. 
324  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 80 Rn. 6. 
325  FK-SGB VIII/Beckmann/Münder SGB VIII § 5 Rn. 5. 
326  Schellhorn ua/Kern SGB VIII § 80 Rn. 10. 
327  FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 80 Rn. 13. 
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nungsmerkmal und für digitale Elemente von Leistungsangeboten von besonderer Relevanz 
(zur Relevanz eines pluralen Angebots für die Leistungsinanspruchnahme und insb. das 
Wunsch- und Wahlrecht  1. a und Teil 2 B. II. 1. b). 

b) Pflicht zur Planung pluraler Zugangsmöglichkeiten einschließlich digitaler Zu-
gangswege 

Die Pflichten zur Planung bedarfsgerechter Leistungen nach § 80 SGB VIII beziehen neben 
den Gestaltungsmerkmalen der Leistungsangebote auch die Zugangswege ( Teil 2 B. I.) 
mit ein. Dies ergibt sich allgemein aus dem Erfordernis der Bedarfsgerechtigkeit der Leis-
tungsangebote und letztlich auch aus der Pflicht zur Planung niedrigschwelliger Angebote. 
Auch wenn das Erfordernis der Niedrigschwelligkeit in erster Linie (nur) im Sinne der unmit-
telbaren Zugangsmöglichkeit zum freien Träger ohne den Weg über das Jugendamt durch 
Vereinbarungsabschlüsse nach § 36a Abs. 2 SGB VIII verstanden wird (s. § 80 Abs. 3 
SGB VIII), ist die Niedrigschwelligkeit als Strukturmerkmal der Kinder- und Jugendhilfe 
auch auf unterschiedliche Formen der Zugänge einschließlich eben digitaler Zugangswege 
zu verstehen.328 Auch diesbezüglich ist die Jugendhilfeplanung in erster Linie zur Planung 
eines vielfältigen, inklusiven Angebots verpflichtet, das digitale und analoge Zugangswege 
dem ermittelten Bedarf vor Ort entsprechend einbezieht ( Teil 2 B. I. 6.). 

c) Einbeziehung freier Träger in die Planungsprozesse 

Zur Gewährleistung eines bedarfsgerechten und insbesondere pluralen Angebots sind die 
öffentlichen Träger auf die (potenziellen) leistungserbringenden Träger vor Ort angewie-
sen.329 Aus diesem Grund verlangt § 80 Abs. 4 SGB VIII eine frühzeitige und umfassende 
Beteiligung der freien Jugendhilfe an allen Planungsprozessen. Wesentlich ist dabei insbe-
sondere auch die Phase der Konzeptentwicklung.330 

Für die Klärung und Weiterentwicklung des Bedarfs an digitalen Formaten bei der Leis-
tungserbringung und beim Zugang zu Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe hat bereits 
die Erhebung des Bestands von vorhandenen Angeboten mit digitalen Elementen ent-
scheidende Bedeutung, da sie wesentliche Erkenntnisse über die vorhandenen Bedarfe, 
sinnvollen Methoden und erforderlichen Weiterentwicklungen geben kann. Entscheidend 
für die Bedarfsfeststellung und auch Maßnahmenplanung ist die gemeinsame Konzeptent-
wicklung. Diesbezüglich können Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII oder themenbe-
zogene Arbeitsgruppen331 zu digitalen Formaten für Zugangswege und Leistungsinhalte 
eine gute Basis sein. 

Für die Planung digitaler Angebotsformate ist eine Einbeziehung der Leistungserbringer 
also unabdingbar. Umgekehrt können die Planungsergebnisse dann auch Einfluss auf die 
finanzielle Förderung der Leistungserbringer haben (s. insb. § 74 Abs. 2 SGB VIII), auf die im 
Folgenden noch eingegangen werden soll.  

––––––––––––––––– 
328  S. dazu Teil 1 C. II. 2. b). 
329  Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII § 80 Rn. 8. 
330  Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII § 80 Rn. 9; FK-SGB VIII/Tammen SGB VIII § 80 Rn. 19. 
331  Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII Rn. 10. 
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II. Vereinbarungen mit freien Trägern und finanzielle Förderung 

Für die Erfüllung von Pflichten zur Planung digitaler Angebote ist die Zusammenarbeit mit 
Trägern der freien Jugendhilfe entscheidend. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe erfül-
len ihre Leistungspflichten auch durch Angebote leistungserbringender Träger der freien 
Jugendhilfe (s. dazu § 3 Abs. 2 SGB VIII). Zu dem Zweck schließen die öffentlichen Träger 
mit den freien Trägern Vereinbarungen (für ambulante Leistungen nach § 77 SGB VIII; für 
[teil-]stationäre Leistungen nach §§ 78a ff. SGB VIII) ab, die die Leistungsinhalte, die Quali-
tät der Leistungen und deren Finanzierung regeln, bzw. fördern das Leistungsangebot über 
Zuwendungen nach § 74 SGB VIII. 

Für die Vereinbarungsinhalte und Zuwendungskriterien sind im Zusammenhang mit der 
digitalen Leistungserbringung verschiedene Fragestellungen relevant. Zum einen soll dar-
gestellt werden, welche Kriterien für den Abschluss von Leistungs-, Qualitäts- und Ent-
geltvereinbarungen gelten sollten, wenn freie Träger die Leistungen (auch) digital anbieten 
(1.). Daneben können infolge der Gewährleistungspflicht der öffentlichen Jugendhilfe zur 
Bereitstellung eines pluralen Angebots die Fragen aufkommen, ob eine Verpflichtung der 
freien Träger möglich ist, ihr Leistungsangebot auch digital anzubieten, bzw. ob die öffent-
lichen Träger den Abschluss von Vereinbarungen oder die Förderung von der Bereitschaft 
zur Nutzung digitaler Elemente machen können (2.). 

1. KRITERIEN VON LEISTUNGS-, QUALITÄTS- UND ENTGELTVEREINBARUNGEN 
BEI DIGITALER LEISTUNGSERBRINGUNG 

Erbringen freie Träger Leistungen mit digitalen Elementen und werden vom öffentlichen 
Träger über Vereinbarungen finanziert, so gilt es, je nach Intensität der Nutzung auch die 
Nutzung digitaler Elemente in der Leistungsbeschreibung, die Qualitätsentwicklung sowie 
die Finanzierung in den Vereinbarungen festzuhalten (§ 77 Abs. 1 S. 1 SGB VIII, § 78c 
SGB VIII). Für ambulante Leistungen müssen die Vereinbarungen nach § 77 Abs. 1 S. 1 
SGB VIII Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung, die Qualitätsentwicklung sowie die Höhe 
der Kosten regeln. Für stationäre Leistungen sind nach § 78c Abs. 1 SGB VIII ausdrücklich Art, 
Ziel und Qualität des Leistungsangebots (Nr. 1), die erforderliche sächliche und personelle 
Ausstattung (Nr. 3) sowie die Qualifikation des Personals (Nr. 4) zu regeln. Digitale Elemente 
der Leistungserbringung gehören dabei zur Art des Leistungsangebots, für die bei entspre-
chender Leistungsbeschreibung auch die Qualität sowie die Finanzierung zu regeln sind. Bei 
Zuwendungsfinanzierung nach § 74 SGB VIII sind die Erfüllung fachlicher Voraussetzungen 
und die Erfüllung der Grundsätze und Maßstäbe der Qualitätsentwicklung und -sicherung 
nach § 79a SGB VIII Voraussetzungen für die finanzielle Förderung. 

a) Eignung der Konzepte und Sicherstellung der Qualifizierung 

Auch wenn die genaue Form der Leistungserbringung in den Leistungsvereinbarungen nicht 
im Einzelnen beschrieben wird, dürfte doch sinnvoll sein, in den Vereinbarungen nach § 77 
sowie §§ 78a ff. SGB VIII auch aufzunehmen, wenn in erheblichem Umfang digitale Kom-
munikationsformen oder die Nutzung digitaler Tools in die Leistungserbringung einbezogen 
werden. Mit Blick auf die fachlichen Herausforderungen eines digitalen Kontakts ist in die 
Vereinbarung der Qualität und Qualitätsentwicklung aufzunehmen eine Verpflichtung 
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 der freien Träger, die Nutzung digitaler Formate für die Kommunikation mit den Leis-
tungsadressat:innen konzeptuell zu bearbeiten und die Handlungsstrategien dafür zu 
reflektieren und weiterzuentwickeln,332 

 der freien Träger, für ausreichend qualifizierte Fachkräfte Sorge zu tragen sowie die 
Rahmenbedingungen für die Nutzung durch die Fachkräfte vorzuhalten (bspw. die Be-
reitstellung erforderlicher Ausstattung zur Gewährleistung, dass Fachkräfte nicht ihre 
eigenen Geräte und/oder Accounts auf Social-Media-Plattformen nutzen), 

 zur Umsetzung der vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Nutzung digitaler 
Elemente festgelegten Standards für die Qualitätsentwicklung gem. § 79a SGB VIII. 

b) Finanzierung von digitaler Ausstattung und Qualifizierungsmaßnahmen 

In den Entgeltvereinbarungen sind außerdem die Kosten für die digitale Leistungserbrin-
gung zu regeln. Die Vereinbarungsinhalte knüpfen dabei an die Leistungsbeschreibung und 
die umschriebene erforderliche digitale Ausstattung an. 

Dies gilt für ambulante Leistungen mit digitalen Elementen, die nach § 77 SGB VIII finan-
ziert werden, also zB, wenn ein:e Erziehungsbeiständ:in mit einem Jugendlichen per 
WhatsApp im Kontakt sein soll und dafür ein Diensthandy benötigt. Aber auch bei stationä-
ren Leistungen, etwa einer Heimerziehung nach § 34 SGB VIII, kann eine digitale Ausstat-
tung der Einrichtungen erforderlich sein. Die Entgeltvereinbarungen, die bei stationären 
Leistungen nach §§ 78a ff. SGB VIII abzuschließen sind, müssen gem. § 78c Abs. 2 S. 1 
SGB VIII leistungsgerecht sein. Daraus ergibt sich, dass der Einrichtungsträger einen An-
spruch auf Übernahme der Aufwendungen hat, die (bei sparsamer und wirtschaftlicher) 
Betriebsführung für seine bedarfsgerechte Leistungserbringung erforderlich sind.333 Für die 
Leistungserbringung kann es im Sinne der Lebensweltorientierung erforderlich sein, dass 
Fachkräfte mit den von ihnen betreuten Minderjährigen bspw. über Smartphones kommuni-
zieren, sodass ggf. auch die hierfür erforderlichen Kosten einschließlich digitaler Endgeräte 
in die Entgeltvereinbarungen einfließen müssen. 

In die Entgeltvereinbarungen gehören auch die Kosten für die Unterkunft, die den Perso-
nensorgeberechtigten bei stationärer Unterbringung nach § 34 SGB VIII als Annexleistun-
gen zur HzE nach § 39 SGB VIII zu gewähren sind. Dabei stellt sich die Frage nach der 
Übernahme der Kosten für digitale Hardware, Software und WLAN-Verbindungen zur 
Nutzung durch die untergebrachten jungen Menschen. In Teil 2 des Rechtsgutachtens 
wurde dargelegt, dass diese Ausstattung je nach Alter und Bedürfnissen der jungen Men-
schen zu den Annexleistungen nach § 39 SGB VIII gegenüber den untergebrachten jungen 
Menschen bzw. ihren Personensorgeberechtigten gehören (s. dazu  Teil 2 B. II. 2. b cc [2]). 
Auch diese Kosten müssen daher in die Entgeltvereinbarungen aufgenommen werden. 

Kosten für erforderliche Qualifizierungsmaßnahmen in Form von Fort- und Weiterbildungen 
zählen, sofern sie anfallen, zu den im Rahmen der Entgeltvereinbarungen zu übernehmen-
den Personalkosten. Für den Fall der Förderung von infrastrukturellen Angeboten nach § 74 
SGB VIII sollen gem. § 74 Abs. 6 SGB VIII auch Mittel für die Fortbildung der Mitarbeiten-
den eingeschlossen werden. 

––––––––––––––––– 
332  Vgl. dazu Stix ZfSp 2019, 167 (167). 
333  Wiesner/Wapler/Schön SGB VIII § 78c Rn. 12. 
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2. VERPFLICHTUNG FREIER TRÄGER ZUR DIGITALEN LEISTUNGSERBRINGUNG 

Für die Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die wie beschrieben im Rahmen ihrer Gewähr-
leistungsverantwortung zur Bereitstellung einer pluralen Infrastruktur unter Einschluss ge-
eigneter digitaler Leistungsangebote verpflichtet sind, ist es entscheidend, dass Leistungs-
anbieter in freier Trägerschaft entsprechende Leistungsformate anbieten und darüber Ver-
einbarungen abschließen. Fraglich ist, ob der öffentliche Träger den Vereinbarungsab-
schluss davon abhängig machen darf, dass der freie Träger die Leistung (auch) digital bzw. 
mit digitalen Leistungsgestaltungselementen vorsieht. 

a) Autonome Entscheidung freier Träger über ihre Leistungsangebote 

Zunächst gilt es zu berücksichtigen, dass freie Träger aufgrund des Grundsatzes der 
Selbstständigkeit gem. § 4 Abs. 1 S. 2 SGB VIII nicht verpflichtet werden können, eine 
bestimmte Leistung oder bestimmte Formen der Leistungsgestaltung oder des Zugangs 
wie die Nutzung digitaler Kommunikationsformen anzubieten (s. dazu auch  Teil 2 B. I. 5.). 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind verpflichtet, mit allen Trägern, die grundsätz-
lich geeignete Leistungen anbieten möchten, Vereinbarungen nach §§ 77 ff. SGB VIII über 
die Finanzierung für die Leistungserbringung im jugendhilferechtlichen Dreieck (dh nach 
voriger Entscheidung des Jugendamts über die Leistungsgewährung im Einzelfall) abzu-
schließen.334 Aktuell kann nicht davon ausgegangen werden, dass Leistungen, die keine 
digitalen Formate der Kommunikation zwischen Fachkräften und Familienmitgliedern vor-
sehen, per se ungeeignet sind, jugendhilfespezifische Bedarfe zu decken. Über diese allge-
meine Eignungsprüfung hinaus darf der öffentliche Träger vor dem Abschluss von Verein-
barungen keine antizipierende Bedarfsprüfung vornehmen, also eine antizipierende Ermitt-
lung der zu erwartenden Inanspruchnahme.335 

Umgekehrt ist jedoch der Träger der öffentlichen Jugendhilfe verpflichtet, insgesamt eine 
Infrastruktur an Leistungsangeboten vorzuhalten, die zusehends je nach spezifischem Leis-
tungsinhalt auch digitale Formate einbeziehen. Entsprechend sind die Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe darauf angewiesen, mit den freien Trägern vor Ort so zusammenzuarbei-
ten, dass zusehends eine Öffnung hin zu Angebotsformaten mit einer größeren Bandbreite 
an genutzten Kommunikationsformen erfolgt. 

b) Berücksichtigung von Bedarfsgesichtspunkten bei pauschal finanzierten Angeboten 

Ausnahmen von der grundsätzlichen Pflicht zum Abschluss von Vereinbarungen mit allen 
allgemein geeigneten Trägern bestehen im Bereich der pauschalen Finanzierung von freien 
Trägern, bei zweiseitigen Vereinbarungen nach § 77 SGB VIII336 sowie bei der Zuwendungsfi-
nanzierung nach § 74 SGB VIII. In diesen Bereichen, in denen der öffentliche Träger ein Ange-
bot unabhängig von seiner Inanspruchnahme im Einzelfall und der eigenen Entscheidung 
über diese Inanspruchnahme finanziert, kann der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Fi-
nanzierung auch von Bedarfsgesichtspunkten, also von den Ergebnissen der Jugendhilfepla-
nungsprozesse abhängig machen.337 Für die Zuwendungsfinanzierung nach § 74 SGB VIII 
––––––––––––––––– 
334  Zum Recht auf Vereinbarungsabschluss bzw. auf fehlerfreie Ermessensentscheidung über den Vereinbarungsabschluss s. 

FK-SGB VIII/Schindler SGB VIII § 78b Rn. 20. 
335  MBRS Finanzierung Rn. 57. 
336  FK-SGB VIII/Schindler SGB VIII § 77 Rn. 18. 
337  MBRS Finanzierung Rn. 57. 
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ergibt sich das ausdrücklich aus § 74 Abs. 2 S. 1 SGB VIII. Für Angebote mit digitalen Gestal-
tungselementen folgt daraus, dass der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, der bspw. im 
Rahmen der Bedarfsermittlung bei der Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII einen Bedarf 
an Angeboten der digitalen Erziehungsberatung ermittelt, gezielt solche Angebote fördern 
und finanzieren darf, die eine entsprechende Leistung anbieten möchten. 

III. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Um die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass bei der Leistungserbringung und Aufga-
benerfüllung auch digitale Kommunikationsformen genutzt werden können und bei der 
Leistungsgestaltung das Wunsch- und Wahlrecht umgesetzt werden kann, sind die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung zur Sicherstellung der 
strukturellen Rahmenbedingungen für deren Einsatz verpflichtet. 

1. PLURALE ANGEBOTSPLANUNG 

 Gewährleistung eines pluralen digitalen Angebots 
Um zu gewährleisten, dass in konkreten Einzelfällen digitale Kommunikationsformen je 
nach Eignung und Notwendigkeit in die Zugänge zu Leistungen, die methodische Gestal-
tung der Leistungen sowie in die Aufgabenwahrnehmung einbezogen werden können, ist in 
erster Linie ein plurales Angebot erforderlich, das bedarfsorientiert in Anspruch genommen 
werden kann. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind im Rahmen der Pflicht zur Ge-
währleistung der erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und Veranstaltun-
gen (§ 79 SGB VIII) zur Sicherstellung eines pluralen Angebots verpflichtet. Die notwendige 
Pluralität bezieht sich dabei im Sinne einer kinderrechtebasierten Gestaltung von SGB VIII-
Leistungen, die die Digitalisierung der Lebenswelten berücksichtigen, auch auf die Möglich-
keit zur Nutzung digitaler und/oder analoger Kommunikationsformen. Die Gesamtverant-
wortung erfordert zunächst eine fachliche Auseinandersetzung mit der Eignung und Erfor-
derlichkeit digitaler Elemente sowie die Erarbeitung der Rahmenbedingungen für eine fach-
lich angemessene Nutzung. 

 Jugendhilfeplanung pluraler Angebote 
Für die digitalisierungsspezifische Tätigkeit von Einrichtungen und Diensten ist wesentli-
ches Instrument zur Erfüllung der Gewährleistungsverantwortung die Jugendhilfeplanung 
(§ 80 SGB VIII). Gemäß der Dreiteilung der Schritte der Jugendhilfeplanung gilt es, 

 bei der Bestandsfeststellung zu prüfen, welche Angebote mit welchen digitalen 
Elementen und/oder Zugangswegen für welche Leistungen bereits vorhanden sind, 

 im Rahmen der Bedarfsermittlung ausdrücklich auch den Bedarf an digitalen 
Kommunikationsformen bei der Leistungsgestaltung und bei den Zugangswegen 
zur Leistung zu erheben und dabei auch die Wünsche und Vorstellungen der jun-
gen Menschen und ihrer Familien nach einer Nutzung digitaler Kommunikations-
mittel zu ermitteln, 

 entsprechend des festgestellten Bedarfs Maßnahmen auch mit digitalen Elemen-
ten zu planen. 
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2. DIGITALE AUSSTATTUNG UND QUALIFIZIERUNG 

Wesentlicher Inhalt der Gewährleistungspflicht ist, die notwendigen Ressourcen für die 
Nutzung digitaler Elemente bei der Leistungsgewährung und Aufgabenerfüllung bereitzu-
stellen. Dazu gehören zum einen die erforderliche digitale Ausstattung und zum anderen 
die Sicherstellung der erforderlichen Qualität. 

 Digitale Ausstattung 
Die Verpflichtung zur ausreichenden digitalen Ausstattung der Jugendämter umfasst 

 erforderliche Endgeräte, 
 erforderliche Software, 
 erforderliche Accounts für die Nutzung von sozialen Netzwerken, 
 notwendigen technischen Support der Fachkräfte. 

 Digitale Qualitätsgewährleistung 
Im Rahmen der digitalen Qualitätsgewährleistung ist sicherzustellen, dass der Einsatz digi-
taler Elemente bei Leistungen und Aufgabenwahrnehmung nach Konzepten erfolgt, die die 
fachlichen Bedingungen digitaler Kommunikation und die evtl. Folgen digitaler Kommunika-
tion reflektieren und angemessen entwickeln. 

Zur digitalen Qualitätsgewährleistung gehört es insbesondere auch, die Qualifizierung der 
Fachkräfte zu gewährleisten, die mit Adressat:innen digital kommunizieren bzw. digitale 
Tools nutzen und mit den Besonderheiten und Herausforderungen dieser Kommunikation 
bei der Beziehungsgestaltung mit den Adressat:innen umgehen können müssen. Erforder-
lich sind in dem Rahmen sowohl Fort- und Weiterbildungsangebote sowie digitalisierungs-
spezifische Supervisionen. 

3. ZUSAMMENARBEIT MIT FREIEN TRÄGERN 

Da die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ihrer Gewährleistungsverantwortung in einem 
erheblichen Umfang durch die Zusammenarbeit mit freien Trägern bzw. durch die Nutzung 
der Angebote freier Träger nachkommen, hat die Pflicht zur Sicherstellung der strukturellen 
Rahmenbedingungen für die digitale Leistungsgewährung und Aufgabenerfüllung auch 
Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit freien Trägern und insbesondere auf Leistungs-, 
Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen. Konkret gilt es zu regeln 

 die Sicherstellung der Qualität der vorgesehenen digitalen Elemente in der Leistungs-
beschreibung sowie in der Qualitätsvereinbarung, insbesondere die Sicherstellung ei-
ner konzeptuellen Auseinandersetzung mit den Besonderheiten digitaler Beziehungs-
gestaltung und Auswirkungen digitaler Kommunikationsformen sowie die Sicherstel-
lung der digitalen Qualifizierung des Personals, 

 die Finanzierung geeigneter und erforderlicher digitaler Elemente der Leistungsge-
staltung und der dazu notwendigen Ausstattung, bspw. von Endgeräten, WLAN-
Nutzung und erforderlicher Software, 

 im Fall von Leistungen der stationären Unterbringung junger Menschen auch die 
Übernahme der notwendigen Kosten für digitale Hardware, Software und WLAN-
Verbindungen zur Nutzung durch die untergebrachten jungen Menschen als Annex-
leistungen nach § 39 SGB VIII. 



Seite 124 / 166 www.dijuf.de 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe können freie Träger grundsätzlich nicht verpflichten, 
ihr Leistungsangebot (auch) digital zu gestalten. Vielmehr müssen sie mit allen grundsätz-
lich geeigneten Trägern Leistungsvereinbarungen abschließen. Bei Zuwendungsfinanzie-
rung können sie allerdings bei entsprechend festgestelltem Bedarf an digitalen Angeboten 
gezielt solche Angebote fördern und finanzieren, die eine entsprechende bedarfsgerechte 
Leistung beinhalten. 

 

 

 

C.  
Sozialdatenschutz im digitalen Kontext der 
Kinder- und Jugendhilfe 
Im Diskurs über die digitale Aufgabenerfüllung durch die Kinder- und Jugendhilfe werden 
immer wieder datenschutzrechtliche Fragen aufgeworfen. Dass sich bei einer digitalen Auf-
gabenerfüllung sozialdatenschutzrechtliche Fragen verschärft stellen, ist insbesondere 
dadurch bedingt, dass bei einer digitalen Datenverarbeitung bestimmte Risiken verstärkt 
auftreten, wie zB der unbefugte Zugriff Dritter oder das nicht befugte Speichern, Zusam-
menführen und Abrufen von Sozialdaten. Gleichwohl gelten dieselben sozialdatenschutz-
rechtlichen Bestimmungen für jegliche Verarbeitung von Sozialdaten durch Mitarbeitende 
des Jugendamts unabhängig davon, ob diese analog oder digitalisiert sind oder der Daten-
verarbeitungsvorgang mithilfe digitaler Tools erfolgt (insb. DSGVO, § 35 SGB I, §§ 67–85a 
SGB X, §§ 61–68 SGB VIII). Im Hinblick auf die rechtlichen Unsicherheiten werden hier zu-
nächst die Bedeutung des Sozialdatenschutzes in der Kinder- und Jugendhilfe allgemein (I.) 
sowie die relevanten sozialdatenschutzrechtlichen Grundsätze und Regelungen erläutert (II.). 
Anschließend wird anhand von vier Fällen mit typischer digitaler Aufgabenwahrnehmung 
beispielhaft dargestellt, wie diese im konkreten Einzelfall zu prüfen sind (III.). Im Fokus ste-
hen dabei die Kontaktaufnahme mit Adressat:innen über das Internet, die Zulässigkeit der 
Internetrecherche über Adressat:innen sowie die Kommunikation mit Adressat:innen über 
digitale Kommunikationstools. 

I. Bedeutung des Sozialdatenschutzes in der Kinder- und Jugend-
hilfe 

Allgemeiner Zweck der Bestimmungen zum Sozialdatenschutz ist die Sicherung des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung der Bürger:innen, deren personenbezogene Daten 
durch Sozialleistungsträger wie den Träger der öffentlichen Jugendhilfe verarbeitet werden. 
Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, das das BVerfG aus dem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht und der Menschenwürde abgeleitet hat (Art. 2 Abs. 1 GG iVm Art. 1 
Abs. 1 GG; BVerfG 15.12.1983 – 1 BvR 209/83, 1 BvR 269/83, 1 BvR 362/83, 1 BvR 
420/83, 1 BvR 440/83, 1 BvR 484/84), beinhaltet die Befugnis einer jeden Person, über 



Seite 125 / 166 www.dijuf.de 

die Preisgabe und Verwendung der persönlichen Daten selbst zu entscheiden. Dieses 
Recht kann nur aufgrund gesetzlicher Bestimmungen beschränkt werden. Es gewährleistet 
mithin den Schutz des Einzelnen vor unbegrenzter Verarbeitung der persönlichen Daten, 
indem die Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung von der Einwilligung der betroffenen Per-
son oder einer gesetzlichen Verarbeitungsbefugnis abhängt. Ferner zielen die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen auf eine transparente Datenverarbeitung ab. 

In der Kinder- und Jugendhilfe hat der Sozialdatenschutz einen besonderen Stellenwert, da 
durch ihn die Sicherung fachlicher Standards erfolgt: Die im Rechtsgutachten im Fokus 
stehenden Jugendhilfeleistungen sowie die Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindes-
wohlgefährdung bedürfen einer vertrauensvollen Kooperationsbeziehung zwischen den die 
Leistung in Anspruch nehmenden Personen bzw. Betroffenen und den Fachkräften des Ju-
gendamts.338 Zu diesem Zweck sollen die Adressat:innen einen Einblick in den gesamten 
Beratungs- und Hilfeprozess und der dazugehörenden Datenverarbeitung erhalten und so 
dazu befähigt werden, eigene Gedanken, Wünsche und Bedürfnisse gezielter einbringen zu 
können, wovon der Erfolg der Jugendhilfeleistung maßgeblich abhängt. Hierzu dienen auch 
die datenschutzrechtlichen Vorgaben zur umfassenden Aufklärung der Adressat:innen über 
die Datenverarbeitung (Zweck, Umfang, Empfänger etc) sowie das Gebot, grundsätzlich 
personenbezogene Daten bei den betroffenen Personen selbst zu erheben (§ 62 SGB VIII) 
( II. 1.). 

Im Hinblick auf die digitale Aufgabenerbringung in der Kinder- und Jugendhilfe ist die Ver-
gegenwärtigung der Relevanz des Sozialdatenschutzes besonders wichtig, da die digitale 
Datenverarbeitung im Vergleich zur analogen Datenverarbeitung durch die leistungsstar-
ken technischen Möglichkeiten und die generelle Gefährdungslage der digitalen Privatsphä-
re des Einzelnen häufig komplexer, weniger greifbar, zeitgleich, aber auch schnelllebiger 
ist.339 

II. Rechtliche Voraussetzungen der (digitalen) Sozialdatenver-
arbeitung 

Die digitale Verarbeitung von Sozialdaten unterliegt denselben Grundlagen wie eine analo-
ge Sozialdatenverarbeitung. Deswegen wird im Folgenden ein Überblick über die allgemei-
nen Grundsätze (1.) sowie die spezifischen gesetzlichen Regelungen des Sozialdatenschut-
zes für die Datenverarbeitung im Jugendamt (2.) bzw. bei Trägern der freien Jugendhilfe (3.) 
gegeben. 

1. GRUNDSÄTZE DES SOZIALDATENSCHUTZRECHTS 

Zur Wahrung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung im Rahmen der digitalen 
Aufgabenerfüllung ist besonders auf die folgenden sozialdatenschutzrechtlichen Grundsät-
ze zu achten: 

  

––––––––––––––––– 
338  Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII Vorb. § 61 Rn. 2. 
339  Hauck/Noftz/Shagdar SGB I, Stand: 6/2021, SGB I § 35 Rn. 1. 
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a) Grundsatz der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung 

„Datenverarbeitung“ ist der Überbegriff für jeglichen Umgang mit personenbezogenen Daten 
wie zB das Erheben, die Speicherung, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung 
und die Löschung (genaue Begriffsbestimmung in Art. 4 Nr. 2 DSGVO). Sie ist nur dann 
rechtmäßig, wenn sie im Rahmen einer gesetzlichen Grundlage oder aufgrund einer Einwil-
ligung der betroffenen Person erfolgt (Art. 5 Abs. 1 Buchst. a DSGVO iVm Art. 6 Abs. 1 
DSGVO) ( 2.). Dieser Grundsatz gilt für jede Datenverarbeitung, unabhängig davon, wie 
niedrigschwellig sie ist, und ist somit auch bei der digitalen Datenverarbeitung zu beachten. 

b) Grundsatz der Erforderlichkeit und der Datenminimierung 

Jede Datenverarbeitung muss auf das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß 
beschränkt sein (Art. 5 Abs. 1 Buchst. c DSGVO). Ein digitalisierungsbedingter nied-
rigschwelliger Zugang zu Informationen darf nicht dazu führen, dass diese in einem die 
Aufgabenerfüllung überschreitenden Maß gesammelt oder anderen zugänglich gemacht 
werden. 

c) Grundsatz der Betroffenenerhebung 

Im Sozialdatenschutz gilt außerdem der Grundsatz der Betroffenenerhebung, wonach Sozi-
aldaten bei der betroffenen Person zu erheben sind (für das Jugendhilferecht explizit in § 62 
Abs. 2 S. 2 SGB VIII geregelt), dh, die persönlichen Daten sind unter Mitwirkung der be-
troffenen Person zu erheben.340 Dies ist ein besonders wichtiger Grundsatz zur Verwirkli-
chung des informationellen Selbstbestimmungsrechts, da auf diese Weise ermöglicht wird, 
dass die Person selbstbestimmt über die Preisgabe ihrer persönlichen Daten entscheidet.341 
Für die Kinder- und Jugendhilfe ist gerade die Betroffenenerhebung ein bedeutsames In-
strument, um in Beratungs- und Hilfekontexten eine Hilfebeziehung zu den Adressat:innen 
aufzubauen. Ausschließlich in gesetzlich normierten Einzelfällen dürfen Daten auch bei 
Dritten erhoben werden (§ 62 Abs. 3 SGB VIII, § 67a Abs. 2 SGB X). 

d) Grundsatz der Transparenz 

Eine transparente Datenverarbeitung bedeutet, dass sie für die betroffene Person nachvoll-
ziehbar ist (Art. 5 Abs. 1 Buchst. a DSGVO). Konkretisiert wird das Transparenzgebot ua 
durch Art. 13 und 14 DSGVO. Danach unterliegt das Jugendamt einer Informationspflicht, 
wenn es personenbezogene Daten (auf analogem oder digitalem Weg) bei der betroffenen 
Person selbst oder bei Dritten erhebt. In ersterem Fall muss es „zum Zeitpunkt der Daten-
erhebung“ ua mitteilen, zu welchem Zweck die Daten erhoben werden, die Speicherdauer, 
die Betroffenenrechte (zB Auskunftsrecht), ggf. Empfänger der Daten sowie die Rechts-
grundlage der Datenverarbeitung. „Zum Zeitpunkt der Datenerhebung“ bedeutet, dass die 
betroffene Person spätestens zu diesem Zeitpunkt informiert sein muss, damit sie bei der 
Offenbarung persönlicher Daten über die beabsichtigte Verarbeitung dieser Daten in 
Kenntnis ist.342 

––––––––––––––––– 
340  LPK-SGB VIII/Kunkel SGB VIII § 62 Rn. 4. 
341  Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII § 62 Rn. 13. 
342  Vgl. NK-DatenschutzR/Dix DSGVO Art. 13 Rn. 7. 
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Im Hinblick auf die Art und Weise der Realisierung der Informationspflicht bestimmt das 
Gesetz, dass die Informationen der betroffenen Person in präziser, transparenter, ver-
ständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache übermit-
telt werden müssen (Art. 12 Abs. 1 S. 1 DSGVO). Dies ist in Schriftform oder sonstiger, also 
auch elektronischer Form möglich (Art. 12 Abs. 1 S. 2 DSGVO). Bei der Auswahl der Form 
ist maßgeblich, welche am ehesten geeignet ist, die Zugänglichkeit zu den Informationen zu 
garantieren.343 Eine elektronische Darstellung bzw. Übermittlung der Informationen kann 
daher nur dann gewählt werden, wenn die betroffene Person bzw. die betroffene Perso-
nengruppe auf diese Weise definitiv erreicht wird.344 

e) Grundsatz der Zweckbindung 

Nach dem Grundsatz der Zweckbindung dürfen Daten, die für einen festgelegten, eindeuti-
gen und legitimen Zweck erhoben worden sind, nicht zu anderen Zwecken weiterverarbeitet 
werden (Art. 5 Abs. 1 Buchst. b DSGVO), sofern dies nicht ausdrücklich für den Einzelfall 
gesetzlich zugelassen ist. Sozialleistungsträger dürfen die von ihnen verarbeiteten Daten 
ausnahmsweise auch für einen anderen als den Erhebungszweck speichern, verändern oder 
nutzen, wenn dies zur Aufgabenerfüllung nach dem SGB erforderlich ist (Art. 6 Abs. 4 
DSGVO iVm § 67c Abs. 2 Nr. 1 SGB X). Als gesetzliche Ausnahmeregelung ist diese Norm 
jedoch eng auszulegen. Im Rahmen der Aufgaben nach dem SGB VIII sind ferner die beson-
dere Vielfältigkeit der Aufgaben sowie die Durchführung der Betroffenenerhebung zur Her-
stellung einer Hilfebeziehung zu beachten, sodass eine zweckändernde Nutzung zunächst 
auf ihre Verhältnismäßigkeit geprüft werden muss.345 

f) Grundsatz der Integrität und Vertraulichkeit („Sicherheit der Datenverarbeitung“) 

Die Datenverarbeitung erfolgt in einer Weise, die eine angemessene Sicherheit der perso-
nenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrecht-
mäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädi-
gung durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen (Art. 5 Abs. 1 Buchst. f 
DSGVO). Hierzu zählt auch die Sicherung vor unbefugtem Zugriff auf die Daten.346 Dieser 
Grundsatz zielt darauf ab, die Einhaltung der übrigen datenschutzrechtlichen Grundsätze 
durch technische und organisatorische Maßnahmen abzusichern.347 Konkretisiert wird der 
Grundsatz durch die Vorgaben zu einer datenschutzgerechten Systemgestaltung nach 
Art. 25 DSGVO und zur Verarbeitungssicherheit nach Art. 32 Abs. 1 DSGVO.348 

Er ist im Kontext der Digitalisierung von besonderer Bedeutung, da die Einhaltung aller da-
tenschutzrechtlichen Grundsätze im Hinblick auf die zunehmende Digitalisierung immer 
weiter erschwert wird und der Gesetzgeber eine digitalisierungsspezifische Weiterentwick-
lung dieser bislang gesetzlich noch nicht in Angriff genommen hat, sodass ihre Realisierung 
im Kontext der digitalen Datenverarbeitung den Verantwortlichen überlassen ist.349 Da der 

––––––––––––––––– 
343  Vgl. NK-DatenschutzR/Dix DSGVO Art. 13 Rn. 18 f. 
344  HK-DS-GVO/Greve DSGVO Art. 12 Rn. 18. 
345  DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 4.3; HK-SozDatenschutzR/Hoffmann Anh. III Rn. 10. 
346  Vgl. DSGVO EG 39. 
347  NK-DatenschutzR/Roßnagel DSGVO Art. 5 Rn. 168. 
348  NK-DatenschutzR/Roßnagel DSGVO Art. 5 Rn. 171. 
349  Krit. gegenüber dem Unionsgesetzgeber NK-DatenschutzR/Roßnagel DSGVO Art. 5 Rn. 20. 
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Grundsatz der Integrität und Vertraulichkeit der Absicherung aller datenschutzrechtlichen 
Grundsätze dient, ist dieser besonders hervorzuheben. 

2. GESETZLICHE REGELUNGEN ZUR SOZIALDATENVERARBEITUNG IM JUGEND-
AMT 

Die beschriebenen Grundsätze gelten für jede Datenverarbeitung, welche jeden Umgang 
mit personenbezogenen Daten wie zB das Erheben, die Speicherung, die Nutzung, die Of-
fenlegung durch Übermittlung und die Löschung umfasst (genaue Begriffsbestimmung in 
Art. 4 Nr. 2 DSGVO). 

Von Sozialdatenverarbeitung wird gesprochen, wenn Verarbeitungsgegenstand Sozialda-
ten sind, also personenbezogene Daten einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen 
Person, die von einem öffentlichen Sozialleistungsträger im Hinblick auf die Aufgaben nach 
dem SGB verarbeitet werden (§ 67 Abs. 2 SGB X). Diese Daten unterliegen aufgrund ihrer 
besonderen Sensibilität einem besonderen Schutz, der über die allgemeine Geheimhal-
tungspflicht im öffentlichen Bereich hinausgeht (sog. Sozialgeheimnis nach § 35 Abs. 2 
SGB I).350 Das Jugendamt darf daher Sozialdaten nur aufgrund einer sozialgesetzlichen Ver-
arbeitungsbefugnis (Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchst. e, Abs. 2 DSGVO iVm §§ 67a ff. SGB X, 
§§ 62 ff. SGB VIII) oder einer wirksamen Einwilligung der betroffenen Person verarbeiten, 
sofern dies zur Aufgabenerfüllung des Jugendamts erforderlich ist (§ 62 Abs. 1 SGB VIII). 

a) Verantwortlichkeit für die Sozialdatenverarbeitung 

Die Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die über die Art und Weise der Daten-
verarbeitung entscheidet, ist „Verantwortlicher“ (Begriffsbestimmung in Art. 4 Nr. 7 DSG-
VO). Im Sozialleistungsrecht ist das der Leistungsträger (§ 67 Abs. 4 S. 1 SGB X). Sofern 
der Sozialleistungsträger – wie in der Kinder- und Jugendhilfe – eine Gebietskörperschaft 
ist, ist nach § 67 Abs. 4 S. 2 SGB X das Jugendamt verantwortlich.351 

Bei Trägern der freien Jugendhilfe kann das nach der Legaldefinition des Art. 4 Nr. 7 DSG-
VO generell der Träger oder aber die spezifische Einrichtung sein. Dies ist abhängig davon, 
wer nach internen Organisationsvorgaben die Entscheidungen im Hinblick auf die Daten-
verarbeitungsvorgänge verantwortet. 

b) Sozialgesetzliche Verarbeitungsbefugnisse für das Jugendamt 

Die DSGVO erlaubt die Verarbeitung von personenbezogenen Daten zur Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben, soweit sie für diese erforderlich ist, und normiert weitreichende Öff-
nungsklauseln für die konkrete Ausgestaltung dieser Verarbeitungsbefugnisse durch die 
Mitgliedstaaten selbst (Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchst. e, Abs. 2, 3 DSGVO). Die für das Jugend-
amt relevanten Verarbeitungsbefugnisse finden sich daher im Sozialdatenschutzrecht 
(SGB I, SGB VIII, SGB X).  

––––––––––––––––– 
350  Hauck/Noftz/Shagdar SGB I, Stand: 6/2021, SGB I § 35 Rn. 1; HK-SozDatenschutzR/Hoffmann Anh. III Rn. 9. 
351  DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 3.4. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_X&p=67
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_X&p=67&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_I&p=35
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EWG_DSGVO&a=6
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EWG_DSGVO&a=6&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EWG_DSGVO&a=6&x=2
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aa) Voraussetzungen für die Datenerhebung durch das Jugendamt 

Eine Datenerhebung ist immer dann zulässig, wenn sie für die Aufgabenerfüllung im Ju-
gendamt erforderlich ist (§ 62 Abs. 1 SGB VIII – Grundsatz der Erforderlichkeit und der Da-
tenminimierung). Da das verfassungsrechtlich verankerte Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung beinhaltet, über die Preisgabe der eigenen Daten selbst zu entscheiden, sind 
die Daten vorrangig bei der betroffenen Person selbst zu erheben (§ 62 Abs. 2 SGB VIII; 
Grundsatz der Betroffenenerhebung). Von diesem Grundsatz darf nur in wenigen, gesetzlich 
normierten Ausnahmefällen abgewichen werden (§ 62 Abs. 3 SGB VIII  III. 2. b.). 

Bei jeder Datenerhebung – egal ob bei der betroffenen Person selbst oder bei Dritten – ist 
die betroffene Person umfassend über die Datenverarbeitung zu informieren (Grundsatz der 
Transparenz; Art. 13, 14 DSGVO). 

Nach der Erhebung dürfen die Daten dann nur zu dem Zweck genutzt werden, zu dem sie 
erhoben worden sind (Grundsatz der Zweckbindung). 

bb) Voraussetzungen für die Datenspeicherung durch das Jugendamt 

Genauso wie die Datenerhebung setzt die Datenspeicherung die Notwendigkeit der Spei-
cherung für die Aufgabenerfüllung des Jugendamts voraus (§§ 67b, 67c SGB X iVm § 63 
SGB VIII; Grundsatz der Erforderlichkeit und Datenminimierung). Das Jugendamt darf beim 
Speichern Daten zusammenführen, wenn dies erforderlich ist oder ein unmittelbarer Sach-
zusammenhang besteht (§ 63 Abs. 2 SGB VIII). 

cc) Voraussetzungen für die Datennutzung durch das Jugendamt 

Daten dürfen für die Zwecke genutzt werden, für die sie erhoben worden sind (Grundsatz 
der Zweckbindung; § 64 Abs. 1 Alt. 2 SGB VIII). Unter Datennutzung ist bspw. die Weiter-
gabe von Sozialdaten innerhalb des Jugendamts zu verstehen.352 Eine zweckändernde Nut-
zung ist nach § 67c Abs. 2 Nr. 1 SGB X zulässig, sofern dies für die Aufgabenerfüllung des 
Jugendamts erforderlich ist. In der Jugendhilfe ist dies aber nur unter strenger Wahrung der 
Grundsätze der Betroffenenerhebung sowie der Verhältnismäßigkeit denkbar.353 

dd) Voraussetzungen für die Datenübermittlung durch das Jugendamt 

Es gibt mehrere Befugnisnormen im SGB X, die eine Datenübermittlung in bestimmten Fall-
konstellationen zulassen (§§ 67d–77 SGB X). Regelmäßig ist § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X ein-
schlägig, wonach die Übermittlung von Sozialdaten zulässig ist, soweit sie erforderlich ist 
für die Erfüllung der Zwecke, für die sie erhoben worden sind, oder für die Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben nach dem SGB der übermittelnden oder empfangenden Stelle, so-
weit diese eine iSd § 35 SGB I ist (Grundsatz der Erforderlichkeit). Für die Aufgabenerfül-
lung darf das Jugendamt demnach Sozialdaten auch an andere Stellen übermitteln, soweit 
dies notwendig ist. Allerdings nur dann, wenn dadurch der Erfolg einer zu gewährenden 
Hilfe nicht infrage gestellt wird (§ 64 Abs. 2 SGB VIII). Die fallzuständige Fachkraft muss 
also einschätzen, wie sich die Datenübermittlung auf den Hilfeverlauf im Einzelfall konkret 
auswirken kann. 
––––––––––––––––– 
352  DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 5.4; FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 64 Rn. 11. 
353  Ausf. hierzu DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 4.3; HK-SozDatenschutzR/Hoffmann Anh. III Rn. 10. 



Seite 130 / 166 www.dijuf.de 

Vor jeder Datenübermittlung muss außerdem geprüft werden, ob besonders anvertraute 
(§ 65 SGB VIII) oder schutzwürdige (§ 76 SGB X) Daten Gegenstand der Übermittlung sind. 
Ist dies der Fall, ist die Übermittlung nur unter den Voraussetzungen der einschlägigen Vor-
schrift zulässig. 

ee) Voraussetzungen für die Datenlöschung durch das Jugendamt 

Sozialdaten sind ua zu löschen, wenn die Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wur-
den, nicht mehr notwendig sind (Art. 17 Abs. 1 Buchst. a DSGVO; Grundsatz der Erforder-
lichkeit und der Datenminimierung). Zu diesem Zweck führt jedes Jugendamt im Rahmen 
der kommunalen Organisationhoheit ein Archivierungs- und Löschkonzept.354 

c) Anforderungen an eine wirksame Einwilligung 

Neben einer gesetzlichen Verarbeitungsbefugnis kann im Fall der Erforderlichkeit der Da-
tenverarbeitung für die Erfüllung einer gesetzlich geregelten Aufgabe auch eine Einwilli-
gung der betroffenen Person eine Rechtsgrundlage für eine bestimmte Datenverarbeitung 
bieten (Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchst. a DSGVO). Die Einwilligung ist eine freiwillige für den 
bestimmten Fall, in informierter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbe-
kundung in Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, 
mit der die betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie be-
treffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist (Legaldefinition in Art. 4 Nr. 11 
DSGVO).355 Möchten Fachkräfte des Jugendamts personenbezogene Daten auf Grundlage 
einer Einwilligung verarbeiten, obliegt es ihnen als agierende Verantwortliche iSd § 67 
Abs. 4 SGB X, die betroffene Person durch Aufklärung über den Datenverarbeitungspro-
zess in eine Lage zu versetzen, in der sie in informierter und selbstbestimmter Weise über 
die Datenverarbeitung entscheiden kann. Die Erteilung der Einwilligung ist nach der DSG-
VO grundsätzlich zwar formfrei möglich, der Verantwortliche muss aber die Erteilung einer 
Einwilligung im Nachgang nachweisen können (Art. 7 Abs. 1 DSGVO). Dies begründet 
letztlich eine Dokumentationspflicht.356 Bei der Verarbeitung von Sozialdaten soll die Ein-
willigung schriftlich oder elektronisch erfolgen (§ 67b Abs. 2 S. 1 SGB X). Das digitale Ertei-
len einer Einwilligung ist somit gesetzlich ausdrücklich vorgesehen. Bei der elektronisch 
erteilten Einwilligung sind jedoch die Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbei-
tung nach Art. 32 DSGVO in besonderem Maß zu beachten.357 

3. GESETZLICHE REGELUNGEN FÜR DIE DIGITALE DATENVERARBEITUNG BEI 
FREIEN TRÄGERN 

Entscheiden sich Träger der freien Jugendhilfe für die Schaffung von digitalen Zugängen 
bzw. die digitale Leistungserbringung, finden genauso wie beim Jugendamt dieselben da-
tenschutzrechtlichen Vorgaben Anwendung wie bei der analogen Datenverarbeitung. An-
ders als beim Jugendamt entfalten aber die bereichsspezifischen sozialdatenschutzrechtli-
che Bestimmungen des SGB keine unmittelbare Wirkung, sondern es finden zunächst nur 

––––––––––––––––– 
354  Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII § 63 Rn. 4, 10. 
355  Ausf. zur Datenverarbeitung aufgrund einer Einwilligung DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 4.5. 
356  HK-DS-GVO/Ingold DSGVO Art. 7 Rn. 21. 
357  LPK-SGB X/Stähler SGB X § 67b Rn. 10. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EWG_DSGVO&a=17&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=4&g=EWG_DSGVO
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=4&g=EWG_DSGVO&n=11
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die Vorschriften der DSGVO und des BDSG Anwendung.358 Nur ausnahmsweise unmittel-
bar anwendbar sind die datenschutzrechtlichen Vorschriften des SGB in Bezug auf Daten, 
die dem freien Träger durch einen öffentlichen Sozialleistungsträger übermittelt worden 
sind (§ 78 Abs. 1 SGB X). 

Nach Art. 6 Abs. 1 DSGVO dürfen Daten zB dann verarbeitet werden, wenn eine wirksame 
Einwilligung vorliegt (Buchst. a), dies zur Erfüllung eines mit der betroffenen Person ge-
schlossenen Vertrags (Buchst. b) oder zum Schutz lebenswichtiger Interessen einer natürli-
chen Person (Buchst. d) erforderlich ist. Regelmäßig sind die freien Träger durch einen pri-
vatrechtlichen Vertrag, den der freie Träger mit der leistungsberechtigten Person ab-
schließt und der Grundlage für die Leistungserbringung ist, zum Schutz der persönlichen 
Daten verpflichtet. 

Daneben obliegt es dem Jugendamt, den Schutz der personenbezogenen Daten durch den 
freien Träger in entsprechender Weise sicherzustellen, wenn Einrichtungen und Dienste 
freier Träger zur Aufgabenerfüllung durch das Jugendamt in Anspruch genommen werden 
(§ 61 Abs. 3 SGB VIII). Dafür werden meist vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Ju-
gendamt und dem freien Träger der Jugendhilfe abgeschlossen, in welchen sich dieser ver-
pflichtet, personenbezogene Daten ebenfalls auf dem sozialdatenschutzrechtlichen 
Schutzniveau zu verarbeiten.359 In diesen Vereinbarungen können auch datenschutzrechtli-
che Rahmenbedingungen für die digitale Aufgabenerbringung festgehalten werden, 
wodurch verdeutlicht werden kann, dass gerade bei der digitalen Aufgabenerfüllung ein 
besonderes Augenmerk auf die datenschutzrechtliche Konformität gelegt werden muss. 

III. Beispiele digitaler Sozialdatenverarbeitung 

Im Folgenden werden unter Anwendung der beschriebenen Rechtsgrundlagen einzelne 
Beispiele der digitalen Sozialdatenverarbeitung aus datenschutzrechtlicher Perspektive be-
leuchtet. 

Zunächst werden Beispiele im Zusammenhang mit der digitalen Kontaktaufnahme unter-
sucht. Hier können sich datenschutzrechtliche Fragen in Bezug auf die Schaffung digitaler 
Zugänge stellen, wie zB die Eröffnung von Kontaktmöglichkeiten für Adressat:innen über 
eine Homepage oder über Profile in sozialen Netzwerken ( 1.). 

Für die Praxis besonders relevant ist außerdem die Frage nach den sozialdatenschutzrecht-
lichen Voraussetzungen für die Erhebung von Daten von Adressat:innen im Internet durch 
Mitarbeitende des Jugendamts, bspw. als Mittel zur Sachverhaltsaufklärung im Rahmen der 
Gefährdungseinschätzung ( 2.). 

Aber auch bei der Nutzung digitaler Kommunikationstools für die Kommunikation von Fach-
kräften des Jugendamts oder freier Träger mit den jungen Menschen und ihren Familien sind 
in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten sozialdatenschutzrechtliche Überlegun-
gen vorzuschalten, angefangen von dem Erfordernis einer gesonderten Verarbeitungsbe-
fugnis über die Auswahl des Anbieters des digitalen Tools hin zur Sicherung der Vertrau-

––––––––––––––––– 
358  DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 6. 
359  Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII § 61 Rn. 11. 
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lichkeit des digitalen Gesprächs ( 3.). Ähnliche Fragen stellen sich auch bei offenen digi-
talen Austauschformaten, bei denen nicht nur Fachkräfte mit einzelnen Adressat:innen 
kommunizieren, sondern ein bestimmter Raum zB für die Chat-Kommunikation einer größe-
ren Gruppe genutzt wird ( 4.). 

1. WEBSITE ODER PROFIL DES JUGENDAMTS IN SOZIALEN NETZWERKEN 

Aus sozialdatenschutzrechtlicher Perspektive ist es unproblematisch, wenn das Jugendamt 
Informationen auf einer Website oder in sozialen Netzwerken ausschließlich zur Verfügung 
stellt (und keine Kontaktaufnahme ermöglicht), da bei einem „reinen Auftritt“ des Jugend-
amts keine personenbezogenen Daten von potenziellen Adressat:innen verarbeitet werden. 

Eröffnet das Jugendamt jedoch digitale Kontaktmöglichkeiten etwa durch ein Kontaktformu-
lar auf der Website, die Angabe einer E-Mail-Adresse oder über die Nachrichten- oder 
Kommentarfunktion bei einem sozialen Netzwerk, kann das Jugendamt auf diese Weise 
personenbezogene Daten empfangen. Für diesen Fall ist zu untersuchen, ob ein solcher 
Empfang von personenbezogenen Daten eine Datenerhebung im sozialdatenschutzrechtli-
chen Sinne ist. Dies hätte zur Folge, dass das Jugendamt, da dies bei der Kontaktaufnahme 
und damit verbundenen Übermittlung von Daten selbst nicht mehr möglich ist, bereits bei 
der Eröffnung der Kontaktmöglichkeit die sozialdatenschutzrechtlichen Bestimmungen be-
achten müsste und bspw. zur Wahrnehmung der Informationspflichten nach Art. 13 DSG-
VO verpflichtet wäre (s. Ausführungen zum Transparenzgebot unter  II. 1.). 

a) Kontaktmöglichkeit auf der Website bzw. im sozialen Netzwerk 

Bietet das Jugendamt auf seiner Website oder im sozialen Netzwerk die Möglichkeit zur 
Kontaktaufnahme an360 und wird diese von den Adressat:innen wahrgenommen, stellt sich 
die Frage, ob es sich beim Empfang der Daten um eine Datenerhebung handelt, die sozial-
datenschutzrechtlichen Regeln unterliegt. Der Begriff der „Datenerhebung“ ist seit Inkraft-
treten der DSGVO nicht mehr legal definiert und taucht nur noch als Unterfall der Daten-
verarbeitung in Art. 4 Nr. 2 DSGVO auf. Datenerhebung meint aber weiterhin das Beschaf-
fen von personenbezogenen Informationen.361 Dabei herrscht jedoch Uneinigkeit darüber, 
ob dies ein aktives, gezieltes Beschaffen voraussetzt362 oder auch das passive Erlangen von 
personenbezogenen Informationen eine Datenerhebung ist.363 

Nehmen Adressat:innen eine vom Jugendamt bereitgestellte digitale Kontaktaufnahme-
möglichkeit wahr, ist nach letzterer Ansicht der Empfang der übermittelten personenbezo-
genen Daten eine Datenerhebung im datenschutzrechtlichen Sinne. Nicht ganz so offen-
sichtlich kann von einer Datenerhebung gesprochen werden, wenn der Meinung gefolgt 
wird, eine Datenerhebung setze ein aktives, gezieltes Beschaffen von personenbezogenen 
Daten voraus. Einerseits geht das Jugendamt nicht auf bestimmte Personen konkret zu, um 
spezifische Informationen zu erfragen. Andererseits beabsichtigt das Jugendamt mit der 
Kontaktmöglichkeit gerade die Kontaktaufnahme durch Adressat:innen. Daher ist der beab-

––––––––––––––––– 
360  ZB www.instagram.com/jugendamt_stuttgart/, Abruf: 12.9.2023. 
361  DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 3.3. 
362  So zB Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII § 62 Rn. 2. 
363  Beide Ansichten darstellend FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 61 Rn. 40; zur Auslegung der englischen und französischen 

Fassung der DSGVO Schütze/Bieresborn SGB X § 67a Rn. 8 f. 

http://www.instagram.com/jugendamt_stuttgart/
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sichtigte Empfang von personenbezogenen Daten mittels der durch das Jugendamt bereit-
gestellten digitalen Kontaktmöglichkeit unabhängig von der späteren konkreten Nutzung 
dieser Daten durch das Jugendamt bereits als gezielte Datenerhebung zu werten. 

b) Sozialdatenschutzrechtliche Konsequenzen bei Bereitstellung einer solchen Kon-
taktmöglichkeit 

In der Konsequenz bedeutet dies, dass die Jugendämter zum einen bei der Erhebung ihren 
Informationspflichten nach Art. 13 DSGVO iVm § 82 SGB X nachkommen müssen und zum 
anderen zur Beachtung der datenschutzrechtlichen Grundsätze, insbesondere des Erforder-
lichkeits- sowie des Zweckbindungsgrundsatzes, verpflichtet sind. 

aa) Informationspflichten bei der Datenerhebung bei der betroffenen Person 

Gem. Art. 13 DSGVO iVm § 82 SGB X muss das Jugendamt den Betroffenen über die Da-
tenverarbeitung zum Zeitpunkt der Datenerhebung informieren ( II. 1.). Möglich ist dies 
auch in elektronischer Form (Art. 12 Abs. 1 S. 2 DSGVO). 

Um tatsächlich zum Zeitpunkt der Datenerhebung die entsprechenden Informationen be-
reitzustellen, müssen sich diese unmittelbar auf der verwendeten digitalen Plattform befin-
den und so dargestellt und positioniert sein, dass sichergestellt ist, dass jede übermittelnde 
Person von ihnen Kenntnis nimmt bzw. nehmen kann. Dabei darf nicht vergessen werden, 
dass auch über eine etwaige Datenverarbeitung durch genutzte Online-Dienste aufgeklärt 
werden muss (hierzu ausf. unter  4. a bb). 

bb) Grundsatz der Datenminimierung, Erforderlichkeit und Zweckbindung 

Zudem ist darauf zu achten, dass der Grundsatz der Datenminimierung und der Erforder-
lichkeit Berücksichtigung findet. Da das Jugendamt nicht umfassend steuern kann, welche 
personenbezogenen Informationen übersandt werden, ist die Beachtung dieser Grundsätze 
im Rahmen der Datenspeicherung besonders wichtig, dh, es dürfen nur diejenigen perso-
nenbezogenen Informationen gespeichert und aufbewahrt werden, die zur Aufgabenerfül-
lung erforderlich sind. Überdies ist auch der Zweckbindungsgrundsatz insoweit zu beach-
ten, dass die übermittelten personenbezogenen Daten nur für denjenigen Zweck verwendet 
werden dürfen, für den die betroffene Person die Daten mitgeteilt hat, soweit keine gesetz-
liche Ausnahme ersichtlich ist. 

Möchte ein Jugendamt über seine Profile in sozialen Netzwerken ausschließlich informieren 
und keine Kontaktaufnahme über das Profil gewähren, gibt es die Möglichkeit, in den Ein-
stellungen des Profils die Kontaktaufnahme über direkte Mitteilungen zu verbieten (vgl. 
Art. 25 Abs. 2 DSGVO). Bei einer Website dürfte das Jugendamt dann keine digitalen Kon-
taktdaten wie zB eine E-Mail-Adresse vorhalten. Die generelle Vermeidung einer digitalen 
Kontaktaufnahme ist allerdings mit dem Aspekt der Niedrigschwelligkeit und der Lebens-
weltorientierung ( Teil 1 B. III. 3.) nicht vereinbar. Vor diesem Hintergrund wird es allge-
mein als erforderlich angesehen, digitale Kontakte zu ermöglichen und mit den entspre-
chenden Informationen zu verbinden.  
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cc) Archivierungs- und Löschkonzept 

Die Schaffung einer digitalen Kontaktmöglichkeit macht es erforderlich, dass die auf diesem 
Weg erhaltenen personenbezogenen Daten ebenso wie andere Daten, die zur Aufgabener-
füllung des Jugendamts genutzt werden, archiviert bzw. gelöscht werden, sofern sie zur 
Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind. Die Jugendämter müssen daher auch die 
personenbezogenen Daten, die sich in einem E-Mail Postfach oder dem Postfach eines Pro-
fils bei digitalen sozialen Netzwerken befinden, in ihr Archivierungs- und Löschkonzept ein-
beziehen. 

2. INTERNETRECHERCHE ÜBER ADRESSAT:INNEN 

Im Jugendamt stellt sich immer wieder die Frage, ob es datenschutzrechtlich zulässig ist, 
personenbezogene Daten, die Adressat:innen im Internet bspw. auf einer eigenen Homepa-
ge oder auch auf Profilen sozialer Netzwerke veröffentlicht haben, zu recherchieren und zu 
verwenden ( II. 1.). Das Nutzen dieser Daten ist zB im Rahmen der Wahrnehmung des 
Schutzauftrags vorstellbar, etwa zur Gefährdungseinschätzung oder zur Überprüfung der 
Einhaltung eines vereinbarten Schutzkonzepts,364 aber auch wenn es bspw. um die Eig-
nungsprüfung von Pflegeeltern oder das Einkommen eines Kostenbeitragspflichtigen geht. 

Aus datenschutzrechtlicher Perspektive steht dabei zum einen die Schutzwürdigkeit der 
veröffentlichten Daten ( a) infrage und zum anderen das Vorliegen einer sozialdaten-
schutzrechtlichen Verarbeitungsbefugnis des Jugendamts, bei der es insbesondere auf das 
Vorliegen einer Dritterhebungsbefugnis ankommt ( b). Wichtig sind auch die mit der In-
ternetrecherche einhergehenden Informationspflichten ( c). Bei Internetrecherchen über 
einen im Ausland ansässigen Online-Dienst muss außerdem die Zulässigkeit der Daten-
übermittlung ins Ausland geprüft werden ( d). Fachkräfte müssen sich zudem mit der 
Zulässigkeit der nachfolgenden Datennutzung auseinandersetzen ( e) sowie mit dem As-
pekt der exklusiven Nutzung dienstlicher Geräte ( f). 

a) Schutzwürdigkeit der Daten 

Die Öffentlichkeit der Daten im Internet bzw. die Mitgliederöffentlichkeit von Daten in sozia-
len Netzwerken lassen den Eindruck entstehen, dass diese Daten für jede Person zur freien 
Verfügung stehen. Richtig ist, dass die Personen durch das Teilen ihrer persönlichen Daten 
im Internet ihr Recht auf informationelle Selbstbestimmung wahrnehmen und entscheiden, 
dass diese Informationen frei bzw. für die Mitglieder eines sozialen Netzwerks zugänglich 
sein sollen. Insoweit liegt kein Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung vor, wenn in diese persönlichen Daten Einsicht genommen wird.365 

Für das Jugendamt heißt dies allerdings nicht, dass diese Daten für die Aufgabenerfüllung 
nach dem SGB VIII ohne Einschränkung erhoben, gespeichert und genutzt werden dürfen. 
Vielmehr ist das Jugendamt bei jeder Verarbeitung personenbezogener Daten an die sozial-
datenschutzrechtlichen Regelungen der DSGVO und des SGB gebunden (vgl. § 35 Abs. 2 
S. 1 SGB I). Da auch die Erhebung von frei zugänglichen Informationen aus dem Internet 
eine Sozialdatenverarbeitung ist, unterfällt auch dieses Vorgehen den sozialdatenschutz-
––––––––––––––––– 
364  Zur Datenerhebung aus dem Internet und sozialen Medien DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2023, 397 ff. 
365  Schütze/Bieresborn SGB X § 67a Rn. 51. 
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rechtlichen Vorgaben. Das Jugendamt darf daher diese Daten im Rahmen seiner Aufgaben-
erfüllung nur aufgrund einer gesetzlichen Befugnis (§ 62 SGB VIII) oder im Rahmen der 
Aufgabenwahrnehmung aufgrund einer konkreten Einwilligung der betroffenen Person 
erheben. 

b) Gesetzliche Erhebungsbefugnis 

aa) Keine Erhebung bei der betroffenen Person 

Zur Erhebung von Sozialdaten ist das Jugendamt nach § 62 Abs. 1 SGB VIII dann befugt, 
wenn die Kenntnis dieser konkreten Daten für die Aufgabenerfüllung nach dem SGB VIII 
erforderlich ist (vgl. Grundsatz der Erforderlichkeit und Datenminimierung). Die Erforder-
lichkeit der Daten aus dem Internet kann je nach konkretem Einzelfall durchaus zu bejahen 
sein. Problematisch ist jedoch die grundsätzliche Pflicht zur vorrangigen Informationseinho-
lung bei der betroffenen Person selbst (vgl. Grundsatz der Betroffenenerhebung, § 62 
Abs. 2 SGB VIII;  II. 1. c). Bei der Recherche nach Informationen im Internet werden die 
Daten jedoch bei einer dritten Person,366 also der Betreiber:in der Website bzw. des sozia-
len Netzwerks, erhoben (Art. 4 Nr. 10 DSGVO).367 

bb) Keine Erhebung unter Mitwirkung der betroffenen Person 

Werden Daten nicht bei der betroffenen Person selbst, sondern bei Dritten erhoben, ist dies 
grundsätzlich unter Mitwirkung der betroffenen Person erlaubt.368 Es stellt sich daher die 
Frage, ob das Einstellen der Daten in das Internet oder in soziale Netzwerke eine Mitwir-
kung in Form einer Einwilligung in die Datenverarbeitung durch das Jugendamt beinhaltet. 

In der Literatur wird diskutiert und teilweise vertreten, dass das Einstellen der persönlichen 
Daten auf einer Website oder in sozialen Netzwerken zumindest eine konkludente Einwil-
ligung in die Datenverarbeitung durch andere Personen darstellt ( II. 2. b). Hierfür spricht, 
dass sich die betroffene Person mit Einstellen der Information ohne Zweifel zur Duldung der 
Einsichtnahme durch andere Personen bereit erklärt; idR ist dies letztlich das vorrangige 
Ziel der Veröffentlichung der persönlichen Informationen auf einer Website oder in sozialen 
Netzwerken. 

Gegen die Annahme einer Einwilligung in die Datenverarbeitung durch das Jugendamt kann 
jedoch angeführt werden, dass die betroffene Person – je nach genutzter Website – nicht 
davon ausgeht oder sich zumindest bei der Einstellung der Daten nicht bewusst ist, dass 
ihre persönlichen Daten von Behörden zur Aufgabenerfüllung herangezogen werden. Dies 
dürfte insbesondere bei der Nutzung von sozialen Netzwerken gelten, die offensichtlich 
persönlichen oder freizeitgestaltenden Zwecken dienen (Facebook, Instagram, Parship 
etc), sodass das Jugendamt jedenfalls nicht unterstellen kann, dass die Person auch be-
wusst in die Datenverarbeitung durch das Jugendamt eingewilligt hat. Denn eine Einwilli-
gung im datenschutzrechtlichen Sinne setzt genau das voraus: Die betroffene Person muss 
für den bestimmten Fall ihr Einverständnis erklärt haben (qualifizierte Einwilligung; Art. 4 
Nr. 11 DSGVO, Art. 7 DSGVO). Ferner wird vorausgesetzt, dass sie die Einwilligung freiwil-

––––––––––––––––– 
366  LPK-SGB VIII/Kunkel SGB VIII § 62 Rn. 5. 
367  Schütze/Bieresborn SGB X § 67a Rn. 53. 
368  Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII § 62 Rn. 13; FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 63 Rn. 18. 
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lig und in informierter Weise erklärt, dh, die Person muss Kenntnis davon haben, in welche 
Art der Datenverarbeitung sie einwilligt und die Einwilligung durch eine eindeutige bestäti-
gende Handlung erklären ( II. 2. c).369 Sofern eine Person sich nicht über den konkreten 
Datenverarbeitungsvorgang im Klaren ist – wie es jedenfalls bei der Informationserhebung 
durch das Jugendamt anzunehmen ist –, darf nach Auffassung der Autorinnen allein das 
Einstellen der Informationen im Internet nicht als eine solche Einwilligung in die Verarbei-
tung der Informationen durch das Jugendamt gewertet werden. 

cc) Zulässigkeit der Dritterhebung bei ausbleibender Mitwirkung der betroffenen 
Person 

Die Dritterhebung ist nur in einem der in § 62 Abs. 3 SGB VIII normierten Ausnahmefälle 
zulässig. Im Hinblick auf die Recherche von Daten im Internet im Rahmen der Erfüllung des 
Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII kommt der Ausnahmetatbestand gem. § 62 Abs. 3 Nr. 2 
Buchst. d SGB VIII in Betracht. Danach dürfen Sozialdaten ohne Mitwirkung der betroffenen 
Person erhoben werden, 

 wenn die Erhebung dieser Daten bei der betroffenen Person nicht möglich ist (Alt. 1) 
oder die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei Dritten erfordert (Alt. 2), 

 die Kenntnis der Daten aber erforderlich ist für die Erfüllung des Schutzauftrags bei 
Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII. 

Bei diesem Ausnahmetatbestand handelt es sich jedoch nicht um eine Generalklausel zur 
Befragung von Dritten in Kinderschutzfällen. Die einzelnen Voraussetzungen sind vielmehr 
in jedem Einzelfall konkret zu prüfen. 

 Unmöglichkeit der Datenerhebung bei der betroffenen Person (Alt. 1) 
Nicht möglich ist eine Informationseinholung bei der betroffenen Person dann (Alt. 1), wenn 
die Person objektiv nicht in der Lage ist, diese dem Jugendamt zu geben oder die Person 
zwar Angaben machen könnte, es aber dennoch ablehnt370 oder unrichtige und unvollstän-
dige Angaben macht.371 Bei Daten, die eine Person ins Internet eingestellt hat, ist davon 
auszugehen, dass sie zumindest objektiv in der Lage ist, diese auch den Fachkräften des 
Jugendamts mitzuteilen. Es kann jedoch sein, dass sie hierzu nicht gewillt ist, sodass ein 
Fall der subjektiven Unmöglichkeit vorliegen würde, der eine Dritterhebung grundsätzlich 
erlaubt. Augenscheinlich wird der Unwille zur Preisgabe von Informationen dann, wenn die 
Erziehungsberechtigten im Rahmen der Gefährdungseinschätzung gar keine Angaben ma-
chen oder bewusst einsilbige Antworten geben, die darauf schließen lassen, dass dem Ju-
gendamt kein bzw. nur ein unvollständiger Einblick gewährt werden soll. 

Außerdem liegt nach Ansicht der Autorinnen auch ein Fall der Unmöglichkeit der Betroffe-
nenerhebung vor, wenn die Person zwar Angaben macht, es aber berechtigte Zweifel da-
ran gibt, dass die Angaben richtig sind. Berechtigte Zweifel an dem Wahrheitsgehalt einer 
Aussage bestehen allerdings nicht pauschal aufgrund des Vorliegens gewichtiger Anhalts-
punkte für eine Kindeswohlgefährdung, sondern nur dann, wenn tatsächliche Anhaltspunk-
te für eine falsche Angabe gegeben sind, zB, wenn die Erziehungsberechtigten selbst wi-

––––––––––––––––– 
369  Vgl. FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 64 Rn. 36, § 62 Rn. 21. 
370  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 62 Rn. 37. 
371  So auch LPK-SGB VIII/Kunkel SGB VIII § 62 Rn. 15; DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2023, 397 (398). 
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dersprüchliche Angaben machen und zur Mitwirkung an der Gefährdungseinschätzung nur 
sehr eingeschränkt bereit sind oder wenn die Aussagen im Widerspruch zu Aussagen von 
Berufsgeheimnisträger:innen stehen, die das Jugendamt über eine Kindeswohlgefährdung 
informiert haben. In Anbetracht des Umstands, dass die Betroffenenerhebung vorrangig ist, 
sollte allerdings auch in diesen Fällen die betroffene Person zunächst auf die Zweifel an der 
Richtigkeit der gemachten Angaben bspw. aufgrund sich ergebender Widersprüchlichkeiten 
angesprochen werden, um ihr die Möglichkeit zu geben, die bestehenden Zweifel auszu-
räumen. Erst wenn die aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte bestehenden Zweifel auf die-
se Weise nicht ausgeräumt werden können, ist anzunehmen, dass die Betroffenenerhebung 
nicht möglich ist. 

 Die Aufgabe erfordert ihrer Art nach eine Dritterhebung (Alt. 2) 
Die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach erfordert eine Dritterhebung insbesondere dann 
(Alt. 2), wenn die Aufgabe unabhängig von der Mitwirkung der betroffenen Person besteht, 
wie etwa die Wahrnehmung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII,372 oder die Wahrneh-
mung der Aufgabe vereitelt würde, wenn die Fachkräfte die Informationen bei der be-
troffenen Person selbst einholen würden.373 Vorrangig bleibt aber auch in diesen Fällen die 
Betroffenenerhebung.374 Der Anwendungsbereich dieser Alternative ist als äußerst gering 
einzuschätzen. Grund hierfür ist, dass in den meisten Fällen, in denen die genannten Vo-
raussetzungen vorliegen, gleichzeitig auch die Unmöglichkeit der Datenerhebung bei den 
Betroffenen gegeben sein dürfte, sodass lediglich in Fällen, in denen die Aufgabenerfüllung 
durch die Informationseinholung bei der betroffenen Person voraussichtlich vereitelt wer-
den würde, eine Dritterhebung nach dieser Alternative denkbar ist. 

 Erforderlichkeit der Kenntnis der Daten für die Wahrnehmung des Schutzauftrags 
Ist im jeweiligen Einzelfall eine der beiden Alternativen (Unmöglichkeit oder Erfordernis 
einer Dritterhebung nach Art der Aufgabe) gegeben, so ist zusätzliche Voraussetzung, dass 
die Kenntnis der im Internet zu recherchierenden Daten für die Wahrnehmung des Schutz-
auftrags erforderlich ist. In Kinderschutzfällen gibt es mehrere denkbare Fälle, in denen die 
Informationseinholung in sozialen Netzwerken zur Sachverhaltsermittlung danach zulässig 
sein kann, bspw. zur Überprüfung der Einhaltung von Schutzkonzepten oder wenn die Ein-
beziehung der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten zum Schutz des Kindes nicht möglich ist. 
Wichtig ist allerdings, dass die Datenerhebung bei den betroffenen Personen immer erste 
Priorität hat und nicht standardmäßig Informationen im Internet recherchiert werden. Die 
Dritterhebung nach § 62 Abs. 3 Nr. 2 Alt. 2 Buchst. d SGB VIII ist ein gesetzlicher Ausnah-
metatbestand und als solcher eng auszulegen. 

c) Informationspflichten bei Dritterhebung im Internet 

Bei einer Dritterhebung unterliegt das Jugendamt genauso wie bei der Betroffenenerhe-
bung Informationspflichten (Art. 14 Abs. 1, 2 DSGVO) ( II. 1. d und III. 1. b). Auch bei der 
Erhebung von Daten im Internet werden diese ausgelöst. Die betroffene Person muss in-
nerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung der Daten informiert werden, längstens 
jedoch innerhalb eines Monats (Art. 14 Abs. 3 DSGVO). Wird mit der betroffenen Person 
––––––––––––––––– 
372  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 62 Rn. 39. 
373  JurisPK/Kirchhoff SGB VIII § 62 Rn. 57. 
374  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 62 Rn. 39. 
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über die bei Dritten erhobenen Daten kommuniziert, ist sie spätestens zu diesem Zeitpunkt 
zu informieren. Bei Offenlegung der Daten gegenüber anderen Empfängern ist zum Zeit-
punkt der ersten Offenlegung die Informationspflicht gegenüber der betroffenen Person zu 
erfüllen. 

Die Pflicht zur Information ist nur in wenigen Fällen beschränkt, die in Art. 14 Abs. 5 DSG-
VO und in § 82a SGB X geregelt sind. Für die Kinder- und Jugendhilfe könnte insbesondere 
die in § 82a Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a SGB X genannte Ausnahme von Bedeutung sein, wo-
nach die Pflicht entfällt, soweit ihre Erfüllung die ordnungsgemäße Erledigung der in der 
Zuständigkeit des Jugendamts liegenden Aufgaben gefährden würde und deswegen das 
Interesse der betroffenen Person an der Kenntnis der Umstände der Datenverarbeitung 
zurücktreten muss. Es erfolgt also die Abwägung der gegenseitigen Interessen, wobei das 
Jugendamt nur dann von der Erfüllung seiner Informationspflicht absehen darf, wenn im 
Ergebnis das Interesse des Jugendamts an der Nichterteilung der Information dem Interesse 
der betroffenen Person am Erhalt dieser überwiegt.375 Dies kann insbesondere bei sensiblen 
Kinderschutzfällen der Fall sein, wenn zu befürchten ist, dass die Aufklärung über die Inter-
netrecherche zum Zweck der Gefährdungseinschätzung eine negative Auswirkung auf das 
Kindeswohl haben könnte. Das wird immer in solchen Fallgestaltungen anzunehmen sein, 
in denen auch von der Einbeziehung der Erziehungsberechtigten in die Gefährdungsab-
schätzung abgesehen wird, da diese den wirksamen Schutz des Kindes bzw. Jugendlichen 
infrage stellen würde. Bei nachträglichem Wegfall der Gründe für die Nicht-Einbeziehung 
ist diese nachzuholen und über die bis dahin erfolgte Internetrecherche zu informieren. 

d) Zulässigkeit der mit der Recherche einhergehenden Datenübermittlung an den 
Online-Dienst 

Bei der Erhebung von Sozialdaten im Internet stellt sich außerdem die Frage, ob durch die 
Eingabe des Namens der Adressat:in in eine Suchmaschine oder ein Suchfeld auch perso-
nenbezogene Daten an den Online-Dienst übermittelt werden. Dies hängt maßgeblich von 
den Nutzungsbedingungen des Online-Diensts ab: Sofern der Online-Dienst den Suchbe-
griff (Name der Adressat:in) der suchenden Person (Jugendamt) zuordnen kann, wird dem 
Online-Dienst das personenbezogene Datum übermittelt, dass diese konkrete Person im 
behördlichen Interesse des Jugendamts steht.376 

Hierfür muss ergänzend zur Erhebungsbefugnis eine Übermittlungsbefugnis bestehen. IdR 
dürfte sich diese aus § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X iVm § 64 Abs. 2 SGB VIII ergeben. Gleichwohl 
sind bei einer Übermittlung von Daten ins Ausland zusätzlich die Vorgaben des § 77 SGB X 
zu beachten. Dabei ist zu differenzieren, in welchem Land sich die empfangende Person 
befindet. Bei der Nutzung von Online-Diensten ist auf das Land des Unternehmenssitzes 
abzustellen:377 

 Die Übermittlung innerhalb der EU und des EWR und in Länder, für die ein angemes-
senes Datenschutzniveau positiv festgestellt wurde, ist unter den in Absatz 1 genann-
ten Voraussetzungen unproblematisch möglich. 

––––––––––––––––– 
375  LPK-SGB X/Stähler SGB X § 82a Rn. 2. 
376  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 62 Rn. 22; sich nicht festlegend Bieresborn NZS 2016, 531 (537). 
377  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 62 Rn. 22. 
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 Jedoch wird oftmals die populärste Suchmaschine, deren Unternehmenssitz sich in 
den USA befindet, genutzt. Auch die gängigen sozialen Netzwerke haben ihre Unter-
nehmenssitze außerhalb der EU bzw. des EWR. Für diese Länder wurde bislang ein 
angemessenes Datenschutzniveau nicht positiv festgestellt,378 sodass eine Daten-
übermittlung in diese nur aus wichtigen Gründen des öffentlichen Interesses erfol-
gen (Art. 49 Abs. 1 S. 1 Buchst. d DSGVO). Ein solches öffentliches Interesse liegt im 
Sozialdatenschutzrecht ua vor, soweit die Datenübermittlung zur Aufgabenerfüllung 
nach dem SGB VIII gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X erforderlich ist und die betroffene 
Person kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat 
(§ 77 Abs. 3 SGB X). Abzusehen ist von der Übermittlung ins Ausland demnach dann, 
wenn aufgrund dieser für die betroffene Person nicht nur unwesentliche Nachteile 
entstehen könnten.379 Ob schutzwürdige Belange der betroffenen Person entgegen-
stehen, muss im Einzelfall geprüft werden.380 

§ 77 Abs. 4 SGB X sieht außerdem vor, dass die die Sozialdaten empfangende Stelle im 
Ausland auf den Zweck der Datenübermittlung hinzuweisen ist. Diese Regelung erscheint 
im Kontext des Abrufs von Sozialdaten im Internet unpassend, da die Datenübermittlung 
keinen unmittelbaren Zweck verfolgt, sondern allein Mittel zur Informationserhebung ist. 
Teilt man nun dem Online-Dienst mit, zu welchem Zweck ein bestimmter Name als Such-
begriff eingegeben wurde, gibt man dadurch noch weitere Informationen über diese konkre-
te Person an den Online-Dienst weiter. Dies ist nicht im Sinne des Grundsatzes der Daten-
minimierung. Ferner ist Hintergrund der Regelung, die Daten empfangende Stelle dazu an-
zuhalten, die erhaltenen Daten nur zweckentsprechend zu verwenden. Dieses Ziel kann in 
diesem Fall jedoch gar nicht erreicht werden, da die Nutzung der eingegebenen Daten von 
den Nutzungsbedingungen des Online-Diensts abhängig ist. Ferner stellt sich auch die rein 
praktische Frage, in welcher Art und Weise ein Online-Dienst einen solchen Hinweis erhal-
ten sollte. In der Gesamtschau kann daher die Regelung des § 77 Abs. 4 SGB X in Fällen 
der Informationserhebung teleologisch reduziert werden mit der Folge, dass die Hinweis-
pflicht entfällt. 

e) Zulässigkeit einer nachfolgenden zweckentsprechenden und zweckändernden 
Datennutzung 

Wurden Daten im Internet erhoben, dürfen diese zu dem Zweck verwendet werden, für den 
sie erhoben worden sind (§ 67c Abs. 1 S. 1 SGB X iVm § 64 Abs. 1 SGB VIII), also für die 
konkrete Gefährdungseinschätzung. Werden bei der Internetrecherche Informationen über 
Adressat:innen bekannt, die für eine andere Aufgabenwahrnehmung des Jugendamts inte-
ressant sein könnten, besteht diesbezüglich nur dann eine Nutzungsbefugnis nach § 67c 
Abs. 2 Nr. 1 SGB X, wenn die zweckändernde Nutzung verhältnismäßig ist.381 Hierbei kann 

––––––––––––––––– 
378  Länder, für die aktuell ein angemessenes Datenschutzniveau positiv festgestellt worden ist: Andorra, Argentinien, Guern-

sey, die Isle of Man, Japan, Jersey, Kanada, Neuseeland, Schweiz, Südkorea, Uruguay und das Vereinigte Königreich, 
s. https://commission.europa.eu/law/law-topic/data-protection/international-dimension-data-protection/adequacy-decisions_en, 
Abruf: 12.9.2023. 

379  Hauck/Noftz/Rombach SGB X, Stand: 2/2022, SGB X § 77 Rn. 123 f.; BeckOGK/Herbst SGB X, Stand: 15.2.2023, SGB X 
§ 77 Rn. 96. 

380  BeckOGK/Herbst SGB X, Stand: 15.2.2023, SGB X § 77 Rn. 96. 
381  DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2022, 204 (207); DIJuF/Smessaert/Binder Themeneinführung TE-1143 Ziff. 4.3. 

https://commission.europa.eu/law/law-topic/data-protection/international-dimension-data-protection/adequacy-decisions_en
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insbesondere die Regelung des § 64 Abs. 2 SGB VIII als Ausdruck des Verhältnismäßig-
keitsprinzips herangezogen werden.382 

f) Ausschließliche Verwendung dienstlicher Geräte und behördlicher Profile 

Ist nach Prüfung der Voraussetzungen davon auszugehen, dass die Informationserhebung 
im Internet im konkreten Einzelfall erlaubt ist, bleibt zu beachten, dass hierfür ausschließlich 
dienstliche Geräte eingesetzt werden können, nicht aber private Geräte der Fachkräfte des 
Jugendamts. Dies gilt nicht allein für die Informationserhebung im Internet, sondern allge-
mein für die Verarbeitung von Sozialdaten. Grund hierfür ist, dass die Sozialdaten, die bspw. 
im Rahmen der Recherche als Suchbegriff eingegeben werden müssen, andernfalls die be-
rufliche Sphäre verlassen würden. Mitarbeitende des Jugendamts dürfen Sozialdaten in 
zulässiger Weise aber nur im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit verarbeiten. Verwenden 
sie ein privates Endgerät oder ein privates Profil in sozialen Netzwerken, vermischen sich 
die berufliche und private Sphäre. Dadurch verlassen Sozialdaten die Sphäre des Jugend-
amts als Verantwortlichen. Zudem darf weder durch Dienstvorgesetzte noch durch Jugend-
amtsleitung oder Datenschutzbeauftragte auf die privaten Endgeräte oder Profile von Mit-
arbeitenden zugegriffen werden. In der Folge können die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 
der Sozialdaten (Speicherung, Löschung etc) sowie der unbefugte Zugriff auf diese Daten 
durch Dritte nicht kontrolliert werden. Vor diesem Hintergrund ist die Eingabe von Sozialda-
ten in private Endgeräte und soziale Profile vergleichbar mit einer Datenübermittlung an 
einen unbefugten Dritten.383 Sollen Informationen in sozialen Netzwerken erhoben werden, 
ist dies daher ausschließlich über behördlich angelegte Profile zulässig, nicht über private 
Profile von Fachkräften. 

3. NUTZUNG VON DIGITALEN KOMMUNIKATIONSTOOLS MIT ADRESSAT:INNEN 
ALS ALTERNATIVE ZU ANALOGEN GESPRÄCHSSETTINGS (VIDEOPLATTFOR-
MEN, MESSENGER-DIENSTE uÄ) 

Die Möglichkeiten, mit Adressat:innen im Rahmen der Aufgabenerbringung im Kontext der 
Kinder- und Jugendhilfe digital zu kommunizieren, sind vielfältig und reichen von der Nut-
zung einer Videoplattform für Hilfeplangespräche oder Beratungen bis hin zur Verwendung 
von Messenger-Diensten für den Kontakt zwischen Fachkräften des Jugendamts oder freier 
Träger und den Adressat:innen für die Hilfegestaltung. Unabhängig von dem konkreten 
digitalen Tool und dem Jugendhilfekontext, in dem es zum Einsatz kommt, unterscheidet 
sich die digitale von der analogen Kommunikation aus sozialdatenschutzrechtlicher Per-
spektive, da es eines Vermittlers bedarf, der die Daten von einem zum anderen transportiert 
und es daher neben der Befugnis zur Erhebung der Gesprächsinhalte selbst auch einer Be-
fugnis zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch den Anbieter des verwende-
ten Kommunikationstools verbunden ist. Bei digitalen Gesprächssettings ist daher insbe-
sondere zu prüfen, ob das Jugendamt über die erforderliche Befugnis zur Verarbeitung der 
Sozialdaten durch den Anbieter des Tools verfügt ( a). Zudem stellen sich Fragen in Be-
zug auf erforderliche Maßnahmen zum Schutz der verarbeiteten Sozialdaten ( b). 

––––––––––––––––– 
382  Hierzu auch FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 64 Rn. 9. 
383  DIJuF-Rechtsgutachten DRG-1256 Rn. 2; so auch Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII § 62 Rn. 15. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_VIII&p=64
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_VIII&p=64&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=MueMeyTreKoSGBVIII&g=SGB_VIII&p=64&rn=9
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a) Verarbeitung der Daten durch den Anbieter der Kommunikationstools 

Um mit Adressat:innen per Messenger oder Videokonferenzsystem kommunizieren zu kön-
nen, kann entweder eine selbst betriebene Software und Infrastruktur genutzt, ein externer 
IT-Dienstleister als Auftragsverarbeiter verpflichtet oder ein Online-Dienst verwendet wer-
den, der die Daten in eigener Verantwortlichkeit verarbeitet.384 Für alle drei Möglichkeiten 
gelten unterschiedliche datenschutzrechtliche Voraussetzungen. 

aa) Nutzung eigener Infrastruktur 

Betreibt das Jugendamt oder ein Träger der freien Jugendhilfe selbst ein System, das eine 
digitale Kommunikation per Messenger oder Videokonferenz ermöglicht, werden die Sozial-
daten durch den Verantwortlichen selbst im Rahmen der Aufgabenerfüllung verarbeitet, 
ohne dass ein weiterer Dritter oder ein weiterer Empfänger Zugriff auf die digital ausge-
tauschten Sozialdaten erhält. Steht ein solches System zur Verfügung, ist die digitale Kom-
munikation über dieses aus datenschutzrechtlicher Perspektive unproblematisch, solange 
die digitalen Datenverarbeitungsvorgänge vor unbefugten Zugriff durch technische Maß-
nahmen geschützt sind. Derzeit dürfte jedoch die Infrastruktur kaum eines öffentlichen oder 
freien Trägers der Jugendhilfe über eine solche digitale Kommunikationsmöglichkeit verfü-
gen. 

bb) Rechtmäßigkeit der Auftragsverarbeitung bei Beauftragung eines Dienstleisters 
als Auftragsverarbeiter 

Bei einer Auftragsverarbeitung gem. Art. 28 DSGVO iVm § 80 SGB X werden die Daten im 
Auftrag und auf Weisung des Jugendamts oder des Trägers der freien Jugendhilfe durch 
einen Dienstleister, den sog. Auftragsverarbeiter, verarbeitet. Dieser hat kein eigenes Ver-
arbeitungsinteresse jenseits seiner Verpflichtung gegenüber dem Auftraggeber und auch 
keine eigene Entscheidungsbefugnis im Hinblick auf die Verarbeitung der Sozialdaten.385 Bei 
der Auftragsverarbeitung bleibt der Auftraggeber daher verantwortlich für die Datenverar-
beitung.386 Dies hat nach hM zur Folge, dass die Offenlegung von personenbezogenen Da-
ten gegenüber dem Auftragsverarbeiter keine Datenübermittlung iSd Art. 4 Abs. 2 DSGVO 
ist und daher keiner gesonderten datenschutzrechtlichen Rechtfertigung bedarf.387 Vielmehr 
kann die Verarbeitung durch den Auftragsverarbeiter auf die datenschutzrechtliche Grund-
lage gestützt werden, die auch den Auftraggeber zu dieser Verarbeitung berechtigt.388 

Aufgrund dieser Privilegierung sind hohe Anforderungen an das „Ob“ (§ 80 SGB X) und das 
„Wie“ (Art. 28 DSGVO) der Auftragsverarbeitung gestellt. Ob ein digitales Kommunikati-
onstool eines Drittanbieters den Voraussetzungen einer Auftragsverarbeitung genügt, be-
stimmt sich nach Art. 28 DSGVO sowie der bereichsspezifischen Regelung des § 80 SGB X: 

––––––––––––––––– 
384  Ausf. hierzu LfDI BW 4. 
385  NK-DatenschutzR/Petri DSGVO Art. 28 Rn. 3; ausf. hierzu Bieresborn NZS 2017, 926 (932). 
386  HK-DS-GVO/Ingold DSGVO Art. 28 Rn. 11. 
387  Wolff/Brink/Spoerr DSGVO Art. 28 Rn. 32.1; BeckOGK/Herbst SGB X, Stand: 15.2.2023, SGB X § 80 Rn. 26; LPK-SGB X/ 

Stähler SGB X § 80 Rn. 1; Wiesner/Wapler/Walther SGB X §§ 79, 80 Rn. 2; Albrecht/Jotzo Teil 5 Rn. 21; Eckhardt CCZ 
2017, 111 (112). 

388  Schütze/Bieresborn SGB X § 80 Rn. 7; Ehmann/Selmayr/Bertermann DSGVO Art. 28 Rn. 8; HK-DS-GVO/Ingold DSGVO 
Art. 28 Rn. 31; so iE auch HK-SozDatenschutzR/Ahrend SGB X § 80 Rn. 10 und NK-DatenschutzR/Petri DSGVO Art. 28 
Rn. 33. 
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 Hinreichende Garantien für DSGVO-konforme Durchführung (Art. 28 Abs. 1 DSGVO) 
Der Auftragsverarbeiter muss das Schutzniveau zuverlässig gewährleisten, dem der Ver-
antwortliche, also das Jugendamt oder der Verantwortliche des Trägers der freien Jugend-
hilfe, für die Datenverarbeitung unterliegt.389 Dies setzt zunächst voraus, dass der Auf-
tragsverarbeiter hinreichend Garantien dafür bietet, dass geeignete technische und organi-
satorische Maßnahmen so durchgeführt werden, dass die Verarbeitung der Daten im Ein-
klang mit der DSGVO erfolgt und die Rechte der betroffenen Personen gewährleistet sind 
(Art. 28 Abs. 1 DSGVO). 

 Abschluss eines Auftragsverarbeitungsvertrags (Art. 28 Abs. 3 DSGVO) 
Die Auftragsverarbeitung erfordert einen Vertragsschluss zwischen dem Jugendamt bzw. 
dem Verantwortlichen des freien Trägers. In Art. 28 Abs. 3 S. 2 Buchst. a–h DSGVO werden 
einige Vertragsinhalte vorgegeben, wie zB die Weisungsgebundenheit des Auftragsverar-
beiters, das Löschen der Daten nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistung 
oder die Verpflichtung der zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten Per-
sonen zur Vertraulichkeit. Auf diese Weise soll der datenschutzrechtlich Verantwortliche in 
die Lage versetzt werden, die Datenverarbeitung durch den Auftragsverarbeiter zu kontrol-
lieren. Der Vertrag kann schriftlich oder in elektronischer Form geschlossen werden (Art. 28 
Abs. 9 DSGVO). 

 Information an die Rechts- oder Fachaufsicht (§ 80 Abs. 1 SGB X) 
Die Erteilung eines Auftrags zur Verarbeitung von Sozialdaten ist nur zulässig, wenn das 
Jugendamt die Rechts- oder Fachaufsicht über die technischen und organisatorischen Maß-
nahmen des Auftragsverarbeiters, die Art von Daten, den betroffenen Personenkreis, die zu 
erfüllende Aufgabe und den Abschluss von etwaigen Unterauftragsverhältnissen schriftlich 
oder elektronisch informiert (§ 80 Abs. 1 S. 1 SGB X). Da der Aufgabenbereich der Kinder- 
und Jugendhilfe der kommunalen Selbstverwaltung zugewiesen ist, ist die Aufsicht auf die 
Rechtsaufsicht begrenzt, die durch das Innenministerium bzw. die Regierungspräsidien 
wahrgenommen wird.390 Für Träger der freien Jugendhilfe findet § 80 SGB X keine Anwen-
dung ( II. 3.). Für Träger der freien Jugendhilfe gibt es keine staatliche Rechts- und Fach-
aufsicht. Das Jugendamt kann ausschließlich im Rahmen der vertraglichen Vereinbarungen 
bzw. durch Zuwendungsbescheide sicherstellen, dass die Leistungen der freien Träger den 
gesetzlichen Vorgaben entsprechend und zweckmäßig erbracht werden.391 

 Ort der Auftragsverarbeitung (§ 80 Abs. 2 SGB X) 
Der Auftrag zur Verarbeitung von Sozialdaten darf nur dann erteilt werden, wenn die Auf-
tragsverarbeitung innerhalb der EU, des EWR oder in Länder, für die ein angemessenes 
Datenschutzniveau positiv festgestellt wurde,392 erfolgt. In den USA, in denen zahlreiche 
Online-Dienste ihren Sitz haben, ist eine Verarbeitung von Sozialdaten im Rahmen einer 
Auftragsverarbeitung mithin nicht zulässig.  

––––––––––––––––– 
389  NK-DatenschutzR/Petri DSGVO Art. 28 Rn. 38, 40. 
390  Hierzu ausf. Wiesner JAmt 2015, 349 (354). 
391  Wiesner JAmt 2015, 349 (353). 
392  Aktuell sind das Andorra, Argentinien, Guernsey, die Isle of Man, Japan, Jersey, Kanada, Neuseeland, Schweiz, Südkorea, 

Uruguay und das Vereinigte Königreich, s. https://commission.europa.eu/law/law-topic/data-protection/international-di-
mension-data-protection/adequacy-decisions_en, Abruf: 12.9.2023. 

https://commission.europa.eu/law/law-topic/data-protection/international-dimension-data-protection/adequacy-decisions_en
https://commission.europa.eu/law/law-topic/data-protection/international-dimension-data-protection/adequacy-decisions_en
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 Auftragsverarbeitung durch nicht-öffentliche Stellen (§ 80 Abs. 3 SGB X) 
Die Auftragsverarbeitung durch nicht-öffentliche Stellen ist im Hinblick auf die Verarbei-
tung von Sozialdaten stark eingeschränkt. So dürfen Aufträge zur Verarbeitung von Sozial-
daten an nicht-öffentliche Stellen nur dann erteilt werden, wenn entweder beim Verant-
wortlichen sonst Störungen im Betriebsablauf auftreten oder die übertragenen Arbeiten 
beim Auftragsverarbeiter erheblich kostengünstiger besorgt werden können (§ 80 Abs. 3 
SGB X). Diese Einschränkung gilt nur dann nicht, wenn der Auftragsverarbeiter die Prüfung 
oder Wartung automatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen übernimmt, 
bei denen ein Zugriff auf Sozialdaten nicht ausgeschlossen werden kann. 

Diese Regelung räumt der Auftragserteilung an öffentliche Stellen den Vorrang ein, 
schließt aber die Auftragserteilung an nicht-öffentliche Stellen nicht gänzlich aus.393 Die 
hohen Anforderungen an die Beauftragung von nicht-öffentlichen Stellen bewirken jedoch, 
dass der Rückgriff auf nicht-öffentliche Stellen als Auftragsverarbeiter stark begrenzt ist. Im 
Hinblick auf digitale Kommunikationstools stellt sich für das Jugendamt die Problematik, 
dass ein solches Tool bislang nicht von öffentlichen Stellen angeboten wird und daher im-
mer auf nicht-öffentliche Drittanbieter zurückgegriffen werden muss. Dieser Rückgriff auf 
nicht-öffentliche Drittanbieter lässt sich aber nur in seltenen Fällen mit ansonsten eintre-
tenden Störungen im Betriebsablauf begründen, da dies voraussetzt, dass ohne diese Nut-
zung die Abwicklung der Leistungsgewährung sich verzögern würde oder unmöglich wä-
re.394 Diese Begründung kann nur in Fällen angeführt werden, in denen ein analoges Ge-
spräch faktisch nicht möglich ist (zB hoch infektiöse Krankheit). 

Das Argument, dass die Verwendung des Kommunikationstools des Drittanbieters kosten-
günstiger ist, kommt jedoch dann zum Tragen, wenn die Kosten der Nutzung des Kommuni-
kationstools mit den Kosten für die Beschaffung eines eigenen digitalen behördlichen 
Kommunikationstools verglichen werden. 

 Informationspflichten bei der Auftragsverarbeitung 
Da der Auftragsverarbeiter Sozialdaten erhält, ist er Empfänger von Sozialdaten, auch wenn 
er nicht als Dritter anzusehen ist.395 Da das Jugendamt oder die Einrichtung bzw. der Dienst 
verpflichtet ist, bei der Datenerhebung die betroffenen Personen auch über die Empfänger 
der Sozialdaten zu unterrichten, obliegt es diesen, die betroffenen Personen auch über die 
Datenverarbeitung durch den Auftragsverarbeiter aufzuklären. 

 Fazit: Vorliegen von Auftragsverarbeitung nur bei einzelnen Kommunikationstools 
Keine Auftragsverarbeitung liegt nach diesen Anforderungen bei dem Rückgriff auf Zoom, 
WhatsApp, Microsoft Teams etc vor,396 da ihre Anbieter nicht im Auftrag und auf Weisung 
für andere tätig werden, sondern ihr Angebot allein unter den von ihnen gestellten Nut-
zungsbedingungen zur Verfügung stellen und die Daten als Verantwortliche selbst (im ei-
genen Interesse) verarbeiten (zur datenschutzrechtlichen Zulässigkeit solcher Anbieter  
cc). Welche Anbieter von Kommunikationstools als Auftragsverarbeiter verwendet werden 
können, hat der Landesdatenschutzbeauftragte von Baden-Württemberg anlässlich der 

––––––––––––––––– 
393  Hauck/Noftz/Rombach SGB X, Stand: 2/2022, SGB X § 80 Rn. 106. 
394  Vgl. Wiesner/Wapler/Walther SGB VIII Anh. 4 SGB X § 80 Rn. 12. 
395  Hauck/Noftz/Rombach SGB X, Stand: 2/2022, SGB X § 80 Rn. 25. 
396  Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit. 
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pandemiebedingten Notwendigkeit digitaler Kommunikation geprüft, wobei bspw. das Vi-
deokonferenzsystem „alfaview“ gut bewertet wurde.397 

cc) Rechtmäßigkeit der Beauftragung eines Online-Diensts ohne Auftragsverhältnis 

Abzugrenzen von der Auftragsverarbeitung sind Online-Dienste wie Zoom, WhatsApp, 
Microsoft Teams, die nicht weisungsgebunden agieren und die Daten ggf. auch für eigene 
Zwecke verarbeiten. Die Weitergabe von personenbezogenen Daten an sie stellt daher eine 
Übermittlung im datenschutzrechtlichen Sinne dar und bedarf einer Übermittlungsbefugnis. 

(1) Nutzung durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

Grundsätzlich kommt die Übermittlungsbefugnis nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 2 SGB X in 
Betracht, wonach die Datenübermittlung zulässig ist, sofern sie zur Aufgabenerfüllung des 
Jugendamts erforderlich ist. Das entscheidende Kriterium der „Erforderlichkeit“ ist ein unbe-
stimmter Rechtsbegriff und bedarf daher der Auslegung, die sich an dem Ziel dieses daten-
schutzrechtlichen Grundsatzes, nämlich der Verhinderung einer unnötigen Datenverarbei-
tung, orientiert.398 

Die Erforderlichkeit der Datenübermittlung mittels digitalen Kommunikationstools kann 
danach immer dann bejaht werden, wenn eine analoge Kommunikation nicht möglich ist (zB 
Quarantäne, Immobilität), da hier die Nutzung des digitalen Tools erforderlich ist, um über-
haupt kommunikativ in Kontakt treten zu können. In Fällen, in denen aber die analoge 
Kommunikation eine mögliche Alternative darstellt, gilt dies nicht. Hier kommt in Betracht, 
die Erforderlichkeit mit fachlichen Gesichtspunkten zu begründen, bspw. kann die Nutzung 
des Tools notwendig sein aufgrund der Niedrigschwelligkeit eines digitalen Gesprächs oder 
aufgrund eines ausdrücklichen Wunschs der Adressat:innen. Fachlich sinnvoll kann aber nur 
eine Kommunikationsform sein, die die Adressat:innen befürworten. Als erforderlich ange-
sehen wird daher neben der Einwilligung in die digitale Kommunikation an sich auch eine 
qualifizierte Einwilligung der betroffenen Personen mit der Verwendung des konkreten digi-
talen Kommunikationstools, sofern der Anbieter des Tools eigenverantwortlich Daten ver-
arbeitet. Der Einwilligung muss daher aus datenschutzrechtlichen Gründen eine umfassen-
de Aufklärung über die mit der digitalen Kommunikation zusammenhängenden Datenverar-
beitung vorausgehen ( II. 2. c.). 

(2) Bei Nutzung durch einen Träger der freien Jugendhilfe 

Die Datenübermittlung eines Trägers der freien Jugendhilfe an einen Dritten kann anders 
als beim Jugendamt nicht auf Grundlage einer sozialgesetzlichen Übermittlungsbefugnis 
erfolgen. Zwar wird teilweise vertreten, dass sich die Regelung des § 61 Abs. 3 SGB VIII 
auch auf die sozialdatenschutzrechtlichen Befugnisse nach §§ 68–75 SGB X erstreckt.399 
Nach hier vertretener Auffassung verpflichtet § 61 Abs. 3 SGB VIII die freien Träger jedoch 
ausschließlich dazu, personenbezogene Daten auf demselben Niveau wie das Jugendamt zu 
schützen, ohne dass die sozialgesetzlichen Verarbeitungsbefugnisse für die freien Träger 

––––––––––––––––– 
397  LfDI BW 13 bis 15. 
398  Hauck/Noftz/Rombach SGB X, Stand: 9/2020, SGB X § 69 Rn. 56. 
399  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB  VIII § 61 Rn. 179; LPK-SGB VIII/Kunkel SGB VIII § 61 Rn. 300. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=MueMeyTreKoSGBVIII&g=SGB_VIII&p=61&rn=179
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analog angewendet werden.400 Diese Ansicht wird durch den Wortlaut und die Systematik 
des § 61 SGB VIII gestützt: In Absatz 1 wird ausdrücklich geregelt, auf wen die sozialdaten-
schutzrechtlichen Regelungen unmittelbare (Satz 1 und 2) und entsprechende (Satz 3) An-
wendung finden. Die Träger der freien Jugendhilfe finden in diesem Absatz gerade keine 
Erwähnung. Sie sollen nach Absatz 3 allein zur Sicherstellung des Schutzes der personen-
bezogenen Daten in entsprechender Weise verpflichtet werden. Diese unterschiedlichen 
Formulierungen weisen darauf hin, dass Absatz 1 und 3 inhaltlich nicht deckungsgleich 
sind. 

Im Ergebnis ergibt sich also für den freien Träger aus dem (Sozial-)Datenschutzrecht keine 
gesetzliche Befugnis zur Datenübermittlung, sodass der freie Träger Daten an Dritte nur auf 
Grundlage des Art. 6 DSGVO übermitteln kann. Liegen also die Voraussetzungen der Auf-
tragsverarbeitung nicht vor, müssen freie Träger für die Nutzung digitaler Kommunikations-
tools – genauso wie bei einer Weitergabe von Daten an Dritte im analogen Kontext – die 
Einwilligung der Adressat:innen einholen, soweit sich eine Befugnis nicht unmittelbar aus 
dem privatrechtlichen Vertrag zwischen Träger der freien Jugendhilfe und Adressat:in 
ergibt. Andere Verarbeitungstatbestände des Art. 6 DSGVO sind im Fall der digitalen 
Kommunikation mit Adressat:innen grundsätzlich nicht einschlägig. 

dd) Verantwortlichkeit für die Auswahl des Kommunikationstools 

Die Art und Weise der Kommunikation, also ob analog oder digital kommuniziert werden 
soll, muss nach fachlichen Gesichtspunkten von der zuständigen Fachkraft bestimmt wer-
den. Die Auswahl des entsprechenden Anbieters, der für die Nutzung vorgesehen wird, 
sollte jedoch nicht einzelnen Fachkräften überlassen werden. Vielmehr handelt es sich da-
bei um eine organisatorische Aufgabe, die einer Abstimmung im gesamten Amt oder der 
gesamten Kommune bzw. beim Träger der freien Jugendhilfe bedarf. Aufgrund der Organi-
sationshoheit einer jeden Kommune als Ausfluss des verfassungsrechtlich normierten 
Rechts auf kommunale Selbstverwaltung wird die Zuweisung dieser Aufgabe von Kommu-
ne zu Kommune unterschiedlich ausfallen. Ausgeschlossen ist jedoch, dass bestimmt wird, 
dass jede einzelne Fachkraft sich mit der (datenschutzrechtlichen) Prüfung von digitalen 
Kommunikationstools befasst und sich individuell für ein Tool entscheidet. Denn die einzel-
ne Fachkraft ist – mit Ausnahme des § 65 SGB VIII – nicht direkte Adressat:in der sozialda-
tenschutzrechtlichen Regelungen, sondern allein mittelbar durch ihren Arbeitsvertrag zur 
Einhaltung dieser verpflichtet.401 Die Verantwortlichkeit des Jugendamts für die Einhaltung 
der datenschutzrechtlichen Vorgaben und die rechtmäßige Datenverarbeitung ist in der 
Person der Jugendamtsleitung zu suchen ( II. 2. a).402 Im Hinblick auf die datenschutz-
rechtliche Verantwortlichkeit besteht auch eine Organisations- und Fürsorgepflicht zur Ge-
währleistung einer datenschutzkonformen Kommunikation, der bspw. durch Bereitstellung 
von Besprechungszimmern mit hinreichender Schallisolierung, eindeutigen Vertretungsre-
gelungen und einer klaren Posteingangsorganisation nachgekommen werden kann.403 Hier-
zu zählen auch die Auswahl der datenschutzkonformen digitalen Kommunikationstools und 

––––––––––––––––– 
400  UBKSM/Lohse ua 56 (73); Hauck/Noftz/Rombach SGB VIII, Stand: 1/2020, SGB VIII § 61 Rn. 22. 
401  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 61 Rn. 53. 
402  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 61 Rn. 51. 
403  FK-SGB VIII/Hoffmann SGB VIII § 61 Rn. 51. 
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die transparente Klärung der Rahmenbedingungen, unter denen sich eine Fachkraft im Ein-
zelfall für die Nutzung entscheiden können soll. 

Im Ergebnis ist die grundsätzliche Auswahl eines digitalen Kommunikationstools, das dann 
in fachlich erforderlich eingeschätzten Einzelfällen genutzt werden kann, eine Aufgabe der 
Jugendamtsleitung bzw. der Leitungen von Einrichtungen und Diensten. Diese können eine 
auf den Sozialdatenschutz spezialisierte Fachkraft heranziehen, wie zB die oder den Daten-
schutzbeauftragte:n. 

b) Maßnahmen zum Schutz von Sozialdaten bei der Nutzung von digitalen Kommuni-
kationstools 

Ist die Entscheidung für ein digitales Kommunikationstool gefallen, gibt es im Rahmen der 
Nutzung des Tools unterschiedliche Möglichkeiten, die digitale Kommunikation im Hinblick 
auf die datenschutzrechtlichen Grundsätze „Datensparsamkeit“, „Rechtmäßigkeit“ und 
„Transparenz“ individuell zu gestalten ( II. 1.). 

aa) Nutzen von datenschutzfreundlichen Voreinstellungen bei Video-Gesprächen 

Während in einer analogen Gesprächssituation die Räumlichkeit des Geschehens für alle 
Teilnehmenden festgelegt wird, bietet das digitale Gespräch die Option, dass jede teilneh-
mende Person den Ort, an dem sie sich während des Gesprächs aufhält, selbst auswählt. 
Dies hat zum einen zur Folge, dass Einblicke in die Privatsphäre der Person genommen 
werden kann, wenn diese von zu Hause aus teilnimmt und eine Kameraausrichtung wählt, 
die einen Einblick in die Wohnumgebung zulässt. In diesem Fall werden personenbezogene 
Daten, wie etwa der Zustand der Wohnung, allen Gesprächsteilnehmenden zur Kenntnis 
gebracht, ohne dass dies zwingend Gegenstand des Gesprächs sein soll. Dies ist kein 
Grund, digitale Gesprächssettings aufgrund datenschutzrechtlicher Bedenken abzulehnen. 
Vielmehr ist zu überlegen, welche Maßnahmen getroffen werden können, um die Pri-
vatsphäre der Gesprächsteilnehmenden insoweit zu schützen. 

Hierzu verpflichtet auch Art. 25 Abs. 2 DSGVO, wonach der Verantwortliche datenschutz-
freundliche Voreinstellung zu treffen hat. Ziel der Regelung ist gerade die Sicherstellung 
der Begrenzung der Datenverarbeitung auf für den Zweck erforderliche Daten.404 In Bezug 
auf die Verwendung von digitalen Kommunikationstools heißt das, dass die vom Tool vor-
konfigurierten Einstellungen überprüft und die Möglichkeit, individuelle, datensparsamere 
Einstellungen auszuwählen, genutzt werden müssen.405 Beispiel für eine datenschutz-
freundliche Voreinstellung wäre die Möglichkeit, für alle Gesprächsteilnehmenden einen 
neutralen Hintergrund einzustellen, sodass die Räumlichkeiten, in denen Teilnehmende sich 
befinden, unkenntlich sind und ungewollte Einblicke in die Privatsphäre verhindert werden. 

Ist es dem Verantwortlichen nicht möglich, entsprechende datenschutzfreundliche Vorein-
stellungen selbst auszuwählen, so können auch die Gesprächsteilnehmenden darum gebe-
ten werden, zum Schutz ihrer Privatsphäre das Gespräch vor einem neutralen Hintergrund 
zu führen oder den Hintergrund durch eine digitale Einblendung zu ersetzen. Dabei sollte 
den Gesprächsteilnehmenden ins Bewusstsein gerufen werden, dass es in ihrer Verantwor-
––––––––––––––––– 
404  NK-DatenschutzR/Hansen DSGVO Art. 25 Rn. 46. 
405  NK-DatenschutzR/Hansen DSGVO Art. 25 Rn. 39. 
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tung liegt, welchen Einblick sie in ihre private Umgebung gewähren. Wählen die Ge-
sprächsteilnehmenden daraufhin keinen neutralen Hintergrund, sondern lassen Einblicke in 
ihre persönliche Umgebung zu, ist dies als konkludente Einwilligung ( II. 2. b) in die 
Kenntnisnahme dieser zu verstehen. Eine Verarbeitung dieser so gewonnenen Informatio-
nen ist aber für die Fachkräfte des Jugendamts nur bei Erforderlichkeit dieser Informationen 
für die Aufgabenerfüllung zulässig (vgl. Grundsatz der Erforderlichkeit). 

bb) Schutz der Vertraulichkeit durch Verhinderung der Kenntnisnahme personenbezo-
gener Daten durch unbefugte Dritte 

Genauso wie im persönlichen Gespräch besteht bei der digitalen Kommunikation das Risiko, 
dass der vertrauliche Rahmen missachtet wird (zB unbefugtes Zuhören weiterer Personen, 
unbefugte Aufzeichnung). Im digitalen Kontext erhöht sich dieses Risiko, da die Wahr-
scheinlichkeit, dabei entdeckt zu werden, geringer ist. 

 Unbefugt Zuhörende aufseiten der Adressat:innen 
In der bloßen Möglichkeit, dass Gesprächsteilnehmende die Vertraulichkeit des Gesprächs 
missachten und bspw. weitere Haushaltsmitglieder das Gespräch mitanhören, kann kein 
Verstoß des Verantwortlichen ( zum Begriff des Verantwortlichen unter II. 3.), sprich des 
Jugendamts oder der Einrichtung, gegen den Grundsatz der rechtmäßigen Datenverarbei-
tung gesehen werden. Ein Verstoß gegen die sozialdatenschutzrechtlichen Vorgaben läge 
nur dann vor, wenn der Verantwortliche es unterlassen hat, einen vertraulichen Gesprächs-
rahmen zu schaffen, oder es duldet, dass unbefugte Dritte Kenntnis von personenbezoge-
nen Daten von Adressat:innen nehmen. Die Fachkräfte des Jugendamts und der Einrichtung 
bzw. des Diensts haben ihre sozialdatenschutzrechtlichen Pflichten dann hinreichend er-
füllt, wenn sie das ihnen Mögliche tun, um die Vertraulichkeit des Gesprächs sicherzustel-
len. Bei einem digitalen Gespräch gehört dazu, die Wichtigkeit der Vertraulichkeit gegen-
über den Adressat:innen zu thematisieren und zu fordern, dass das digital geführte Ge-
spräch nicht von weiteren Dritten, wie etwa weiteren Familienangehörigen, mitgehört wird. 
Dabei obliegt es auch den Fachkräften, abzuwägen, ob der Einzelfall aus Gesichtspunkten 
der Vertraulichkeit für eine digitale Gesprächsführung geeignet ist. Denn bei äußerst sensib-
len Einzelfällen, wie bspw. bei Beratungen in Fällen häuslicher Gewalt oder bei Eheproble-
men, kann die digitale Gesprächsführung dann ungeeignet sein, wenn die vom Jugendamt zu 
beratende Person sich während der Beratung in der gemeinsamen Wohnung aufhält und 
somit die Gefahr besteht, dass die Partner:in mithört. Die Wahrung der Vertraulichkeit der 
Beratung kann dann die Schaffung eines geschützten analogen Raums erfordern.406 

 Unbefugt Zuhörende aufseiten der Fachkräfte 
Auch aufseiten der Fachkräfte besteht die Gefahr, dass unbefugte Dritte das Gespräch mit-
hören, wenn sie sich während eines digitalen Gesprächs mit Adressat:innen in ihrem Büro 
oder im Homeoffice befinden. Hier liegt es zum einen in der Verantwortlichkeit der Lei-
tungskräfte, dies durch die Schaffung entsprechender organisatorischer Rahmenbedingun-
gen zu unterbinden, wie zB durch Einzelbüros oder eigene Räumlichkeiten für Videokonfe-
renzen (vgl. Art. 32 DSGVO). Zum anderen ist es die Aufgabe der einzelnen Fachkraft, dafür 

––––––––––––––––– 
406  Vgl. hierzu VGH München 25.1.2023 – 12 CE 22.2526. 
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Sorge zu tragen, dass keine weiteren Personen, wie bspw. Kolleg:innen, das Gespräch mit-
hören können. 

 Unbefugte Aufzeichnung des Gesprächs 
Die unbefugte Aufzeichnung eines vertraulichen Gesprächs ist strafbar (vgl. §§ 201, 201a 
StGB). Die strafrechtliche Relevanz dieses Verhaltens soll abschreckend wirken, bietet aber 
keine Garantie dafür, dass von einer unbefugten Aufzeichnung Abstand genommen wird. 
Das Risiko der unbefugten Aufzeichnung des Gesprächs kann weder mit rechtlichen noch 
mit technischen Mitteln im Vorhinein mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Es bleibt daher 
nur die kommunikative Auseinandersetzung mit den Gesprächsteilnehmenden. Besteht der 
Verdacht, bspw. aufgrund querulantischer Auffälligkeiten, dass eine Person das Gespräch 
ohne Einverständnis und gegen den Willen der anderen Gesprächsteilnehmenden aufzeich-
nen könnte, ist von einer digitalen Kommunikation abzusehen oder das digitale Setting so 
auszuwählen, dass das digitale Gespräch durch Fachkräfte beaufsichtigt wird (zB Familie 
befindet sich bei der betreuenden Fachkraft in stationärer Einrichtung für ein digitales Hilfe-
plangespräch). 

cc) Keine Nutzung privater Geräte 

Unzulässig ist die Verarbeitung von Sozialdaten auf privaten Geräten der Fachkräfte (etwa 
Smartphone, Laptop etc), da die Sozialdaten dadurch die berufliche Sphäre verlassen 
( 2. f).407 Folglich ist die digitale Kommunikation mit Adressat:innen ausschließlich mit 
dienstlichen Geräten möglich (zur Pflicht zur Herstellung entspr. Rahmenbedingungen 
durch Zurverfügungstellung erforderlicher Geräte und Accounts durch Jugendamt und Ar-
beitgeber vgl.  B. I. 1. d). 

dd) Transparenz durch Nutzung digitaler Dokumentationsmöglichkeiten 

Das digitale Gespräch bietet Möglichkeiten der Dokumentation, die im analogen Kontext in 
der Form nicht verfügbar sind.408 Welche unterschiedlichen Dokumentationsmöglichkeiten 
digitale Tools allgemein bieten, soll hier nicht in der Breite dargestellt werden. Beispielhaft 
kann aber das gemeinsame, ggf. auch zeitgleiche „Beschreiben“ eines digitalen Whiteboards 
oder das für alle Teilnehmenden zeitgleich sichtbare Dokumentieren der Gesprächsinhalte 
genannt werden. Vorteilhaft kann diese Form der Dokumentation für eine transparente Ar-
beitsweise des Jugendamts und der Einrichtung bzw. des Diensts sein, da die Adressat:innen 
auf diese Weise unmittelbar Einblick erhalten, welche persönlichen Informationen für das 
Jugendamt bzw. die Einrichtung oder den Dienst relevant sind und gespeichert werden. Au-
ßerdem können sie Ergänzungen machen und aus ihrer Sicht unrichtig festgehaltene Ge-
sprächsinhalte direkt thematisieren. Ob diese Formen der Dokumentation aus fachlicher Per-
spektive sinnvoll sind, muss in Abhängigkeit vom Gesprächszweck im Einzelfall geprüft 
werden. 

Die digitale Aufzeichnung des Gesprächs mit Ton und Bild ist sowohl im analogen als auch 
digitalen Gesprächssetting möglich. Bei digitalen Video-Gesprächen ist die Aufzeichnung 
des ganzen Gesprächs oder von Teilen des Gesprächs mit wenigen Klicks umsetzbar, da die 

––––––––––––––––– 
407  DIJuF-Rechtsgutachten DRG 1256 Rn. 2. 
408  Hierzu ausf. Büchner JAmt 2018, 372 ff. 
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Tools idR eine Aufzeichnungs-Funktion zur Verfügung stellen. Dadurch fällt der im analo-
gen Kontext bei einer Aufzeichnung anfallende erhebliche Organisationsaufwand (Besitz 
einer Kamera, Aufstellen und Bedienen einer solchen, Datenmaterial auf den PC überspie-
len etc) weg. Dabei ist jedoch darauf zu achten, dass eine solche Aufzeichnung über das zur 
Aufgabenerfüllung Erforderliche hinausgeht, sodass die Aufzeichnung ausschließlich mit 
Einwilligung aller betroffenen Personen rechtmäßig ist (zu den Anforderungen an eine Ein-
willigung  II. 2. b). 

4. OFFENES ANGEBOT ZUM AUSTAUSCH IN CHATS, INTERNETFOREN UND 
SOZIALEN NETZWERKEN 

Im Rahmen von offenen Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe zum Austausch in Chats, 
Internetforen oder sozialen Netzwerken können mehrere Adressat:innen mit Fachkräften 
gleichzeitig kommunizieren und sich untereinander austauschen. Gerade im Bereich der 
Jugendarbeit besteht das Bedürfnis, solche digitalen Räume in zunehmendem Maß zu nut-
zen, um einen besonders niedrigschwelligen, lebensweltnahen Zugang zu den Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe zu gewährleisten ( Teil 2 B. II. 4. a). Dabei ist es Aufgabe der 
Träger der Jugendhilfe, diese Angebote auf ihre fachliche Eignung hin zu prüfen und dabei 
mitzudenken, dass ein offenes digitales Angebot immer auch die Gefahr bietet, dass auch 
Personen, die mit dem Angebot nicht adressiert werden, den vertraulichen Rahmen und die 
Exklusivität im digitalen Austauschformat stören. Im Zuge dieses Rechtsgutachtens sollen 
die Besonderheit der Kommunikationsform ( a) sowie die sich aus dieser ergebenden da-
tenschutzrechtlichen Herausforderungen in Bezug auf die Verarbeitungsbefugnis ( b) 
dargestellt werden. 

a) Besonderheiten der Kommunikation im Rahmen eines solchen Angebots 

Die offenen digitalen Austauschformate zeichnen sich insbesondere dadurch aus, dass sie 
zeitgleich mehreren Personen zur Verfügung stehen und sich nicht an bestimmte Einzelper-
sonen, sondern an einen unbestimmten Personenkreis richten. Oft wird eine bestimmte Ziel-
gruppe adressiert, wie bspw. Jugendliche im Alter von 14 bis 17 Jahren oder Pflegekinder. 
Der digitale Austausch findet nicht zwingend zeitglich statt, sondern kann auch asynchron 
erfolgen. IdR bezieht er sich auf ein übergeordnetes Thema, das sich an konkreten Leistungen 
der Jugendhilfe (zB Leben als Pflegekind) oder individuellen, entwicklungsrelevanten Lebens-
situationen orientiert (zB Freizeitgestaltung während einer Pandemie). Es wird also kein kon-
kretes Kommunikationsziel im Hinblick auf einen individuellen Bedarf verfolgt, sondern viel-
mehr der Raum für einen offenen Austausch geschaffen, wobei die konkrete Ausgestaltung 
der Kommunikation entscheidend durch die Adressat:innen mitgestaltet und -geprägt wird. 

Folglich ist es auch nicht Absicht der Fachkräfte, bestimmte spezifische personenbezogene 
Daten zu erheben. Anders als bspw. bei Online-Beratungen oder digitalen Hilfeplangesprä-
chen, in denen konkrete persönliche Aspekte zum Zweck der Hilfeleistung thematisiert 
werden müssen, ist bei einem offenen Austauschangebot den Adressat:innen vollständig 
überlassen, was sie über sich preisgeben wollen. 

Im Rahmen solcher Angebote müssen die Fachkräfte dafür Sorge tragen, dass das offene 
digitale Austauschformat den Anforderungen eines jugendhilferechtlichen Settings ent-
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spricht. Verbale Hemmschwellen sind in digitalen Räumen erfahrungsgemäß oftmals herab-
gesetzt: Menschen schreiben Dinge oder posten Fotos, die sie im analogen Kontext in der 
Weise nicht offenbaren oder sagen würden. Auch im analogen Kontext ist es nicht Aufgabe 
der Fachkraft, jede Kommunikation zwischen den jungen Menschen zu begleiten oder zu 
überwachen, wohl aber einzuschreiten, wenn es zu Beleidigungen, diskriminierenden, 
grenzverletzenden Äußerungen oÄ kommt. Die begleitende Fachkraft des Jugendamts oder 
des freien Trägers ist daher dafür zuständig, grenzüberschreitend Inhalte zu löschen bzw. 
solche Inhalte gegenüber der betroffenen Person zu thematisieren und darüber aufzuklären, 
warum das Teilen dieser Inhalte in dem digitalen Raum unerwünscht ist. 

b) Befugnis zur Datenverarbeitung im Rahmen des digitalen Austauschangebots 

Für jeden Datenverarbeitungsvorgang bedarf es einer Verarbeitungsbefugnis (Grundsatz 
der Rechtmäßigkeit; hierzu  II. 1. a). Dabei kann bei der Bereitstellung eines offenen digi-
talen Austauschangebots unterschieden werden zwischen der Verarbeitung der ausge-
tauschten, personenbezogenen Inhalte und den Daten zum Interaktionsverhalten zwischen 
Adressat:innen und den Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe, die durch den Anbieter 
der digitalen Plattform verarbeitet werden (zB Umfang und Zeitpunkt der Kontaktaufnah-
me). 

aa) Zulässigkeit der Verarbeitung der Gesprächsinhalte durch die Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe 

Übermitteln Adressat:innen personenbezogene Daten an Fachkräfte im Rahmen eines digi-
talen Austauschs in Chats, Foren oder sozialen Netzwerken, gelten für die Verarbeitung 
dieser Daten genau dieselben Rechtsgrundlagen, die auch für die Kenntnisnahme von per-
sonenbezogenen Daten in analogen Gesprächen Anwendung finden ( II. 2. und 3.; ausf. 
zur Zulässigkeit der Datenerhebung unter  1.). Anders als im analogen Kontext bietet der 
offene digitale Austausch den Adressat:innen die Möglichkeit, ein Pseudonym zu verwen-
den und auf diese Weise gegenüber den Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe anonym 
zu bleiben. Können dadurch die Informationen bestimmten Adressat:innen nicht zugeordnet 
werden, handelt es sich nicht um Sozialdaten iSd § 67 Abs. 2 SGB X, sodass die sozialda-
tenschutzrechtlichen Vorgaben so lange nicht von Relevanz sind, bis der Personenbezug 
hergestellt wird. 

bb) Zulässigkeit der Datenverarbeitung im Hinblick auf den Anbieter des verwendeten 
digitalen Tools 

Daneben ist die Nutzung des digitalen Austauschangebots auch damit verbunden, dass der 
Anbieter der digitalen Plattform personenbezogene Daten im Hinblick auf die Interaktionen, 
die im Chat, Forum oder sozialen Netzwerk stattfinden, verarbeitet (Wer vernetzt sich 
wann mit wem?). Auch hierfür bedarf es einer datenschutzrechtlichen Legitimation. Genau-
so wie im Beispiel 3 hängen die Voraussetzungen, die an diese datenschutzrechtliche Legi-
timation gestellt werden, davon ab, welcher Anbieter genutzt wird: Steht ein eigenes Sys-
tem zur Verfügung, wird ein externer Anbieter als Auftragsverarbeiter in Anspruch genom-
men oder ein Online-Dienst außerhalb der Auftragsverarbeitung (zB Instagram, TikTok)? 
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 Nutzung der eigenen Infrastruktur oder eines Auftragsverarbeiters 
Für die Nutzung einer eigenen Infrastruktur oder eines Auftragsverarbeiters gelten die da-
tenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen wie sie bereits in Beispiel 3 ausgeführt worden 
sind entsprechend ( 3. a aa und bb). 

 Nutzung eines Online-Diensts, bei dem die Adressat:innen bereits registriert sind 
(zB Instagram, TikTok) 

Besonders niedrigschwellig ist ein offener digitaler Austausch, wenn dieser über ein Profil 
in einem sozialen Netzwerk stattfindet, in dem die Zielgruppe überwiegend bereits regis-
triert ist. In diesem Fall haben sich die Adressat:innen bereits im Weg der Registrierung mit 
der Datenverarbeitung durch den Anbieter des sozialen Netzwerks einverstanden erklärt. 
Aus sozialdatenschutzrechtlicher Perspektive braucht allerdings nicht nur der Online-Dienst 
die Einwilligung der Nutzer:innen, um deren Daten entsprechend seiner Nutzungsbedin-
gungen zu verarbeiten. Vielmehr benötigt auch das Jugendamt oder der Träger der freien 
Jugendhilfe eine Legitimation, um auf den Online-Dienst zurückgreifen zu können. Das mit 
der Registrierung erklärte Einverständnis mit den Nutzungsbedingungen des Online-
Diensts ist daher keine taugliche Legitimationsgrundlage für die Verarbeitung von Daten 
der Adressat:innen im Rahmen eines jugendhilferechtlichen Angebots. Vielmehr bedürfen 
diese zur Datenverarbeitung im Rahmen ihrer Tätigkeit eine gesetzliche Befugnis oder eine 
qualifizierte Einwilligung. Letztere setzt voraus, dass sie für den konkreten Fall erklärt 
wurde (vgl. hierzu  2. b bb sowie II. 2. c). 

Es ist daher zu prüfen, ob eine gesetzliche Befugnis oder eine Einwilligung der betroffenen 
Personen dahingehend besteht, dass personenbezogene Daten durch die Nutzung des On-
line-Diensts im Rahmen der Jugendhilfeleistung an diesen „weitergegeben“ werden. Zwar 
liegt keine Weitergabe von personenbezogenen Daten durch die Fachkräfte an den Online-
Dienst im herkömmlichen Sinne vor, da letztlich nicht die Fachkräfte aktiv werden, sondern 
die Adressat:innen aktiv auf die Fachkräfte im Rahmen der freiwilligen Teilnahme am offe-
nen digitalen Austausch zukommen, wodurch die durch den Online-Dienst verarbeiteten 
„Interaktions-Daten“ zustande kommen. Dennoch leistet das Jugendamt bzw. der Träger 
der freien Jugendhilfe zu dieser Datenverarbeitung einen Beitrag, indem sie den Online-
Dienst für ihr Angebot nutzen, sodass sie die Datenverarbeitung durch den Online-Dienst 
mitverursachen. 

Für das Jugendamt hängt das Bestehen einer Übermittlungsbefugnis von der Erforderlich-
keit der „Datenweitergabe“ an den Online-Dienst ab (§ 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X). Für die Re-
alisierung des konkreten Angebots ist diese „Datenweitergabe“ tatsächlich erforderlich. Hin-
gegen ist diese Art des Angebots nicht die einzige mögliche Art und Weise, offene Jugend-
arbeit zu leisten. Auch wenn im Sinne der Lebensweltorientierung solche digitalen Angebote 
grundsätzlich als erforderlich angesehen werden können, tendieren die Autorinnen dazu, im 
Hinblick auf die Sensibilität der Daten und die umfassende Verarbeitung durch die Online-
Dienste vor der Datenübermittlung durch die Adressat:innen eine Einwilligung zu fordern. 
Die Einwilligung ist dabei nicht bereits in der originären Registrierung für den Online-Dienst 
zu sehen. Allerdings kann davon ausgegangen werden, dass sie stillschweigend durch die   
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Teilnahme am offenen Austauschangebot der Kinder- und Jugendhilfe erklärt wird. Da die 
Einwilligung in informierter Weise abgegeben werden muss ( II. 2. b), ist es aber erforder-
lich, dass eine umfassende Aufklärung über die Vorgänge der Datenverarbeitung vor der 
Teilnahme stattfindet. Die hierfür erforderlichen Informationen, wie sie in Art. 13 DSGVO 
aufgeführt sind, müssen so zentral auf der jeweiligen Seite platziert werden, dass Adres-
sat:innen, die Kontakt aufnehmen möchten, hiervon Kenntnis nehmen können. 

Im Hinblick auf den Grundsatz der Transparenz ist darauf zu achten, dass es für die Adres-
sat:innen offensichtlich ist, dass das Austauschformat nicht durch eine Privatperson, wie zB 
Influencer:innen oder Peers, bereitgestellt und betreut wird, sondern dass hinter dem An-
gebot ein Träger der Kinder- und Jugendhilfe steht, was ua mit der Konsequenz verknüpft 
ist, dass bspw. die Verpflichtung zum Aktivwerden bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine 
Kindeswohlgefährdung besteht (§ 8a Abs. 1 bzw. 4 SGB VIII). Durch die Zuordnung des 
Leistungsangebots zum Jugendamt werden die Adressat:innen davor geschützt, unbeab-
sichtigt personenbezogene Daten dem Jugendamt zu offenbaren, ohne zu wissen, wer tat-
sächlich Empfänger der Daten ist. Dies ist wichtig, um das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung zu wahren, da die Bereitschaft des Offenbarens von persönlichen Informatio-
nen gegenüber dem Jugendamt deutlich geringer sein kann als gegenüber einer Privatper-
son. 

Auch der Träger der freien Jugendhilfe ist in diesem Fall auf die Einwilligung der betroffe-
nen Person angewiesen, wobei auch für diesen die oben gemachten Ausführungen entspre-
chend gelten (vgl. außerdem  3. a cc). 

 Nutzung eines Online-Diensts, für den sich die Adressat:innen ausschließlich zum 
Zweck der Teilnahme am offenen digitalen Austauschformat registrieren 

Wird mithilfe eines Online-Diensts ein digitaler Chat oder ein Internetforum eröffnet, für 
das bzw. den sich die Adressat:innen zunächst registrieren müssen, kann die erforderliche 
Einwilligung in die Datenverarbeitung durch den Online-Dienst bereits bei der Registrierung 
abgefragt werden. Es bietet sich hier an, eine ausdrückliche Einwilligung einzuholen, indem 
bspw. die Anmeldung zu dem digitalen Raum mit einem Opt-In-Feld verknüpft wird, mit 
dessen Anklicken die Einwilligung erklärt wird. Die datenschutzrechtliche Aufklärung über 
die Datenverarbeitung, die Voraussetzung für die Teilnahme an dem digitalen Austausch-
format ist, muss vor Einwilligungserteilung abrufbar sein. 

cc) Sicherung eines geschützten Rahmens 

Werden offene digitale Austauschformate angeboten, in denen die Möglichkeit besteht, 
unter einem Klarnamen einen Text, ein Foto oder sonstige Informationen zu posten, die 
dann öffentlich einsehbar sind, da der Zugang zu der Website nicht auf eine bestimmte Per-
sonengruppe beschränkt ist, sind nicht nur aus datenschutzrechtlicher, sondern auch aus 
fachlicher Perspektive besonders hohe Anforderungen an die Aufklärung über die Daten-
verarbeitung zu stellen, damit die jungen Menschen sich der Reichweite ihrer Posts und der 
Möglichkeit einer (missbräuchlichen) Nutzung durch Dritte bewusst sind.  
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IV. Zusammenfassung der Ergebnisse 

1. SOZIALDATENSCHUTZRECHTLICHE GRUNDLAGEN (DIGITALER) AUFGABEN-
ERBRINGUNG 

 Relevanz des Sozialdatenschutzes für die digitale Aufgabenerbringung 
Auch wenn für die digitale Datenverarbeitung die gleichen Grundlagen wie für die analoge 
Datenverarbeitung gelten, ist die Vergegenwärtigung des Sozialdatenschutzes im Hinblick 
auf die digitale Aufgabenerbringung in der Kinder- und Jugendhilfe besonders wichtig. Dies 
liegt darin begründet, dass die digitale Datenverarbeitung im Vergleich zur analogen Da-
tenverarbeitung durch die leistungsstarken technischen Möglichkeiten und die generelle 
Gefährdungslage der digitalen Privatsphäre des Einzelnen häufig komplexer, weniger greif-
bar, zeitgleich, aber auch schnelllebiger ist. 

 Sozialdatenverarbeitung im Jugendamt 
Immer wenn im Jugendamt Daten digital verarbeitet, sind – wie auch bei der analogen Daten-
verarbeitung – die sozialdatenschutzrechtlichen Grundsätze – insbesondere die Grundsätze 
der Erforderlichkeit, des Vorrangs der Betroffenenerhebung und der Transparenz – zu beach-
ten, die sich in den Befugnisnormen wiederfinden. Befugnisnormen finden sich ausschließlich 
in den sozialdatenschutzrechtlichen Vorschriften, soweit die DSGVO nicht unmittelbar gilt 
(§ 35 Abs. 2 SGB I). 

Rechtsgrundlage für die (digitale) Datenerhebung ist § 62 Abs. 1 SGB VIII, der als einzige 
Voraussetzung für die Datenerhebung ihre Erforderlichkeit für die Aufgabenwahrnehmung 
vorsieht. Gesetzlich wird aber zusätzlich noch geregelt, bei wem die Datenerhebung erfol-
gen darf (§ 62 Abs. 2, 3 SGB VIII; vgl. Grundsatz der vorrangigen Betroffenenerhebung). Die 
Erforderlichkeit ist ebenfalls Voraussetzung für die Datenspeicherung (§ 63 Abs. 1 
SGB VIII). Die zentrale Norm für die Datenübermittlung ist § 69 Abs. 1 SGB X, der ebenfalls 
auf die Erforderlichkeit (zur Erfüllung des Erhebungszwecks bzw. der Aufgabenerfüllung 
der übermittelnden oder empfangenden Stelle) abstellt. Übermittelt das Jugendamt zum 
Zweck seiner Aufgabenerfüllung Daten an Dritte, kann es sich daher regelmäßig auf § 69 
Abs. 1 Nr. 1 Alt. 2 SGB X berufen, wobei die Einschränkung des § 64 Abs. 2 SGB VIII zu 
beachten ist, wonach die Übermittlung nur erfolgen darf, soweit dadurch der Erfolg einer zu 
gewährenden Leistung nicht infrage gestellt wird.409 Besonders geschützt sind außerdem 
besonders anvertraute Daten iSd § 65 Abs. 1 SGB VIII, die nur unter den im Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen weitergegeben oder übermittelt werden dürfen. Weitere Verar-
beitungsbefugnisse finden sich in §§ 62 ff. SGB VIII und §§ 67b ff. SGB X. Eine Verarbeitung 
von Sozialdaten ist außerdem zulässig, wenn die betroffene Person ihre Einwilligung erklärt 
hat. 

 Sozialdatenverarbeitung bei freien Trägern 
Träger der freien Jugendhilfe sind im Rahmen des Art. 6 Abs. 1 S. 1 DSGVO zur Datenver-
arbeitung befugt, zB bei Erteilung einer Einwilligung der betroffenen Person (Buchst. a), 
zum Schutz lebenswichtiger Interessen einer natürlichen Person (Buchst. b) oder aufgrund 
des mit der Adressat:in abgeschlossenen privatrechtlichen Vertrags (Buchst. d). 

––––––––––––––––– 
409  Weitere Ausführungen hierzu in DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2019, 456 (458). 



Seite 154 / 166 www.dijuf.de 

 Einwilligung als Rechtsgrundlage 
Eine Einwilligung als Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung zum Zweck der Aufga-
benerfüllung ist wirksam, wenn die betroffene Person vollumfänglich über den beabsichtig-
ten Datenverarbeitungsvorgang aufgeklärt ist und unmissverständlich zum Ausdruck bringt, 
dass sie mit diesem konkreten Vorgang einverstanden ist. 

2. NUTZUNG EINER WEBSITE ODER PROFIL DES JUGENDAMTS IN SOZIALEN 
NETZWERKEN FÜR DIE INFORMATION UND KONTAKTAUFNAHME DURCH 
ADRESSAT:INNEN 

Ein praxisrelevantes Beispiel für die digitale Datenverarbeitung ist die Nutzung einer Website 
oder eines Profils des Jugendamts für die Information und Kontaktaufnahme. Wenn das 
Jugendamt über eine Website oder über ein Profil in einem sozialen Netzwerk ausschließ-
lich informiert, ohne dass Adressat:innen die Möglichkeit haben, digital Kontakt aufzuneh-
men, werden keine personenbezogenen Daten verarbeitet. Sozialdatenschutzrechtliche 
Vorgaben sind bei diesem Vorgehen daher nicht zu beachten. Dagegen handelt es sich um 
eine Datenerhebung durch das Jugendamt, wenn dieses infolge der Schaffung von bewuss-
ten und beabsichtigten Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme (zB integrierter Chat oder Kon-
taktaufnahmeformular) Informationen über Adressat:innen (Name, Nachrichteninhalte etc) 
erhält. Zu beachten sind dann folgende sozialdatenschutzrechtlichen Vorgaben: 

 Informationspflichten nach Art. 13 DSGVO 
Bei jeder Datenerhebung obliegt es dem Jugendamt, die Daten preisgebende Person über 
die sie betreffenden Datenverarbeitungsvorgänge im Jugendamt zu informieren (ua Zwecke 
der Datenverarbeitung, die etwaigen Empfänger der Daten, die Kontaktdaten des Verant-
wortlichen und ggf. des:der Datenschutzbeauftragten). Die Information muss „zum Zeit-
punkt der Erhebung“ vorliegen. Daher müssen die Informationen für die Adressat:innen 
wahrnehmbar auf der Website oder im Profil platziert werden. 

 Beachtung des Grundsatzes der Erforderlichkeit, Datenminimierung und Zweck-
bindung 

Das Jugendamt kann nicht steuern, welche personenbezogenen Daten übermittelt werden. 
Es muss daher bei der Speicherung und Nutzung der Daten die Grundsätze der Erforder-
lichkeit und Datenminimierung beachten, dh, alle Daten, die nicht zum Zweck der Aufga-
benerfüllung erforderlich sind, sind unverzüglich zu löschen. Weiterhin unterliegt das Ju-
gendamt dem Zweckbindungsgrundsatz, was in diesem Fall bedeutet, dass die übermittel-
ten Daten grundsätzlich nur zu dem von den betroffenen Personen verfolgten Zweck verar-
beitet werden dürfen. 

3. INTERNETRECHERCHE ÜBER ADRESSAT:INNEN 

Ein weiteres praxisrelevantes Beispiel ist die Recherche im Internet über Adressat:innen, 
etwa im Rahmen eines Kinderschutzverfahrens nach § 8a SGB VIII. 

 Recherche als Datenerhebung 
Die als Datenerhebung zu qualifizierende Recherche des Jugendamts über ihre Adres-
sat:innen im Internet bedarf einer sozialgesetzlichen Erhebungsbefugnis oder einer qualifi-
zierten Einwilligung. 
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 Voraussetzungen rechtmäßiger Datenerhebung 
Für die Datenerhebung sieht das Gesetz eine Voraussetzung vor, die immer gewahrt sein 
muss: Die Datenerhebung muss erforderlich sein (§ 62 Abs. 1 SGB VIII). Zudem muss das 
Jugendamt die Daten grundsätzlich bei der betroffenen Person erheben (Grundsatz der Be-
troffenenerhebung; vgl. § 62 Abs. 2 SGB VIII). Erhebt das Jugendamt Daten im Internet, ist 
dies jedoch eine Dritterhebung, die nur in den gesetzlichen Ausnahmefällen zulässig ist. Vor 
diesem Hintergrund ist die Internetrecherche über Adressat:innen nicht generell, sondern 
nur in einzelnen Ausnahmefällen zulässig. 

 Datenerhebung im Rahmen der Gefährdungseinschätzung 
Im Rahmen der Erfüllung des Schutzauftrags ist eine solche Ausnahme bspw. gegeben, 
wenn die Informationserhebung bei den betroffenen Personen nicht möglich ist, da diese 
entweder keine, offensichtlich unvollständige oder unrichtige Angaben machen, oder wenn 
die betroffenen Personen die Erziehungsberechtigten sind und zum Schutz des Kindes oder 
Jugendlichen nicht in die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden können und die 
Sachverhaltsermittlung daher eine Dritterhebung erfordert. 

4. DIGITALE KOMMUNIKATION ZWISCHEN FACHKRÄFTEN UND ADRESSAT:INNEN 

Der Sozialdatenschutz steht der Verwendung digitaler Tools in der Kinder- und Jugendhilfe 
als besonders relevantem Praxisfall nicht per se entgegen, führt aber zum Erfordernis einer 
sorgfältigen Prüfung, wenn genutzte Tools eine weitreichende Übermittlung an den Anbie-
ter vorsehen. Zwar können die Adressat:innen in die Datenverarbeitung über einen Drittan-
bieter zustimmen und so eine datenschutzrechtliche Legitimation herstellen, die Behörde 
hat jedoch mit Blick auf die allgemeinen datenschutzrechtlichen Grundsätze den datenspar-
samsten und datensichersten Weg zu wählen. Vorrangig sollten daher Kommunikations-
tools von Anbietern verwendet werden, die im Auftrag und auf Weisung des Jugendamts 
bzw. des freien Trägers tätig werden (Auftragsverarbeitung). Dennoch wird ein Anknüpfen 
an die Lebenswelten der jungen Menschen und ihrer Familien nicht immer auf die Nutzung 
der üblichen Messenger-Dienste und Videokonferenz-Tools verzichten können, gerade 
wenn dies die einzige Möglichkeit ist, um mit dem jungen Menschen in Kontakt zu treten. 

 Legitimation der Nutzung des digitalen Kommunikationstools 
Im Gegensatz zu einer analogen Kommunikation bringt der Einsatz eines digitalen Kommu-
nikationstools mit sich, dass der Anbieter personenbezogene Daten empfängt. Verfügt das 
Jugendamt oder ein freier Träger über eine digitale Infrastruktur, die eine vertrauliche digita-
le Kommunikation zulässt, ist es bzw. er selbst der Anbieter des Kommunikationstools, so-
dass es keiner gesonderten Verarbeitungsbefugnis bedarf. Bei Rückgriff auf einen externen 
Anbieter liegt in wenigen Ausnahmefällen eine Auftragsverarbeitung (zB alfaview) vor. Bei 
Tools, bei denen keine Auftragsverarbeitung vorliegt (zB Zoom, WhatsApp, Microsoft 
Teams) bedarf es aufgrund der dann vorliegenden Datenübermittlung einer sozialgesetzli-
chen Übermittlungsbefugnis oder einer qualifizierten Einwilligung der betroffenen Perso-
nen. Entscheidend ist die Erforderlichkeit der Verwendung des digitalen Tools im Hinblick 
auf die Hilfeziele und das Einverständnis der Adressat:innen. Da die Erforderlichkeit der 
Nutzung grundsätzlich auch von der fachlichen Eignung abhängt, die wiederum mit dem 
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Einverständnis der Adressat:innen verknüpft ist, kommt es letztlich auf die Einholung der 
Einwilligung für die Datenübermittlung an. 

 Informationspflichten 
Unabhängig davon, ob das Jugendamt bzw. der Träger der freien Jugendhilfe eine eigene 
digitale Infrastruktur haben, der Anbieter des Kommunikationstools als Auftragsverarbeiter 
oder als Dritter im datenschutzrechtlichen Sinne Empfänger von personenbezogenen Daten 
ist, unterliegt das Jugendamt als Verantwortlicher den Informationspflichten des Art. 13 
DSGVO. Die Fachkräfte müssen also vor Nutzung des digitalen Kommunikationstools die 
Adressat:innen und andere Kommunikationspartner:innen darüber aufklären, welche Daten 
auf welche Art und Weise verarbeitet werden. 

 Maßnahmen zum Schutz der Persönlichkeitsrechte 
Liegen die Voraussetzungen für die Verwendung eines digitalen Kommunikationstools vor, 
ist zu prüfen, welche Maßnahmen ergriffen werden können, um die Grundsätze des Daten-
schutzes (s.  II. 1.) wirksam umzusetzen. Zentral sind die Überprüfung der vom Tool vor-
konfigurierten Einstellungen und die Auswahl individueller, datensparsamer Einstellungen. 
Auch die Kommunikationsteilnehmenden sind auf die Nutzung dieser Möglichkeiten vorab 
hinzuweisen, damit auch sie entsprechende Einstellung vornehmen. Außerdem muss auch 
thematisiert werden, dass Aufzeichnungen aufgrund fachlicher Aspekte und der Persönlich-
keitsrechte jedes einzelnen Gesprächsteilnehmenden untersagt sind. 

 Dokumentation im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben 
Wie aufgezeigt, ist die digitale Dokumentation nicht allein ein Medienwechsel, sondern 
kann – je nach Tool – auch neue Möglichkeiten der Dokumentation bieten. Aus datenschutz-
rechtlicher Perspektive ist hierbei darauf zu achten, dass nur die für die Aufgabenerfüllung 
erforderlichen Daten gespeichert werden. 

 Verantwortlichkeiten auf Leitungsebene 
Die Auswahl der Kommunikationstools, die die Fachkräfte je nach Einzelfall nutzen können, 
sowie die Definition der Kriterien für ihre Anwendung im Einzelfall sind Aufgabe der Ju-
gendamtsleitung bzw. der Leitungen von Einrichtungen und Diensten. Diese können zwecks 
allgemeiner Prüfung eine auf den Sozialdatenschutz spezialisierte Fachkraft heranziehen, 
wie zB die oder den Datenschutzbeauftragte:n. Dabei muss die Leitungsebene gewährleis-
ten, dass den Fachkräften die erforderlichen Kommunikationstools rechtzeitig zur Verfügung 
gestellt werden. Neben der Zurverfügungstellung des Kommunikationstools ist auch die 
Zurverfügungstellung von digitalen Geräten erforderlich, da die Nutzung von privaten End-
geräten aus datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten unzulässig ist. 

5. KOMMUNIKATION IN OFFENEN DIGITALEN AUSTAUSCHFORMATEN (CHATS, 
FOREN, SOZIALEN NETZWERKEN) 

Offene digitale Austauschformate zeichnen sich dadurch aus, dass sie zeitgleich mehreren 
Personen zur Verfügung stehen und sich an einen unbestimmten Personenkreis richten. Die 
Inhalte werden maßgeblich durch die Adressat:innen bestimmt, sodass diese selbst über 
die Offenbarung spezifischer personenbezogener Daten entscheiden. Aus sozialdaten-
schutzrechtlicher Perspektive ist zu beachten, dass es sowohl für die Verarbeitung der 
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Kommunikationsinhalte als auch für die Verarbeitung der Interaktionsdaten einer Verarbei-
tungsbefugnis bedarf. 

 Befugnis zur Verarbeitung der Gesprächsinhalte und der Verarbeitung der „Inter-
aktions-Daten“ 

Für die Verarbeitung der Kommunikationsinhalte sind dieselben datenschutzrechtlichen 
Grundlagen heranzuziehen wie im analogen Kontext entsprechender Gruppenangebote 
bspw. der Jugendarbeit. Darüber hinaus muss geprüft werden, auf welcher Rechtsgrundla-
ge die Interaktionsdaten, die durch den Anbieter der digitalen Plattform erhoben, gespei-
chert und genutzt werden, verarbeitet werden dürfen. Dies ist abhängig davon, wer der An-
bieter der digitalen Plattform ist. Ist es das Jugendamt bzw. der Träger der freien Jugendhil-
fe selbst (Verwendung der eigenen digitalen Infrastruktur), bedarf es keiner gesonderten 
Rechtsgrundlage. Bedient sich die Kinder- und Jugendhilfe eines Auftragsverarbeiters, müs-
sen die Voraussetzungen des Art. 28 DSGVO sowie des § 80 SGB X vorliegen. Bei der Nut-
zung eines Online-Diensts (zB Instagram) dagegen müssen die Adressat:innen in die Da-
tenverarbeitung durch den Online-Dienst einwilligen. 

 Anforderungen an die Einwilligung 
Eine solche Einwilligung kann bei Registrierung für das digitale Austauschformat erklärt 
werden. Werden Online-Dienste verwendet, bei denen die Adressat:innen teilweise bereits 
registriert sind und die nicht ausschließlich zur Kommunikation im Rahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe genutzt werden (bspw. Instagram, TikTok), deckt das Einverständnis in die Nut-
zungsbedingungen des Online-Diensts bei Registrierung nicht den Rückgriff des Jugend-
amts oder freien Trägers auf den Online-Dienst ab, da für diesen konkreten Fall keine quali-
fizierte Einwilligung iSd Art. 4 Nr. 11 DSGVO erteilt wurde. Diese wird erst durch die Teil-
nahme am offenen digitalen Austauschformat stillschweigend erklärt. Sie setzt dabei aller-
dings voraus, dass die Adressat:innen über die Datenverarbeitungsvorgänge umfassend 
informiert werden. Dieser Pflicht zur umfänglichen Aufklärung kommt eine große Bedeu-
tung zu, insbesondere bei digitalen Chats und Foren, die in sozialen Netzwerken eingebettet 
sind, da diese nicht zwingend unmittelbar den Anschein erwecken, dass sie von Trägern der 
Jugendhilfe bereitgestellt sind und die dort ausgetauschten Daten zum Zweck der Aufga-
benerfüllung nach dem SGB VIII im Rahmen der sozialdatenschutzrechtlichen Regelungen 
verarbeitet werden. 
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